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Meiner Murter 


und dem Andenken meines Vaters 


Für den Gebrauch des Buches fei erwähnt, daß ſich die im 
Text vermerkten Zahlen auf die unter Anhang angeführten 
Beweisſtellen beziehen. Die Abkürzungen finden ſich ebendort. 
In den wörtlichen Anführungen iſt überall dort, wo 
es keine Sinnesänderung zur Folge hatte, die neue 
Rechtſchreibung und Zeichenſetzung angewandt worden. 


Vorwort. 


Noch immer tobt der furchtbare Weltkrieg, und auch Rumänien 
hat ſich in den letzten Tagen unſeren Feinden zugeſellt. Mit kraft⸗ 
voller Entſchloſſenheit, den Kampf durchzufechten bis zum letzten 
Blutstropfen, ſieht das deutſche Volk der Zukunft entgegen. Es hat 
bisher kein Opfer an Gut und Blut geſcheut und will trotz aller 
Schreckniſſe und Entbehrungen durchhalten und aushalten bis zu 
einem ruhmvollen, glücklichen Frieden. Das iſt ein heiliger Wille, 
und dieſer Wille zur vaterländiſchen Pflicht beweiſt, daß das deutſche 
Volk politiſch mündig geworden iſt. Politiſche Mündigkeit ſchließt 
den Anſpruch auf ſtaatsbürgerliche Rechte ein, und das vornehmſte 
Recht eines Volkes iſt die Anteilnahme an der Regierung. Dieſes 
Recht iſt zwar in den Verfaſſungen unſerer Staaten ſichergeſtellt, 
aber gegenüber den einzelnen Volksgenoſſen noch recht ungleichmäßig 
verteilt. In dem neuen Deutſchland jedoch ſoll es nur Deutſche 
geben, und einer ſoll dem andern gleich ſein, um an Gedanken zu 
erinnern, die Bethmann Hollweg in ſeiner Botſchaft am 2. Dezember 
1914 ausgeſprochen hat. Der Grundſatz ſtaatsbürgerlicher Gleichheit 
iſt wohl bereits von Bismarck im Reichstagswahlrecht verkündet und 
verwirklicht worden; aber für die innere Politik iſt der Reichstag 
nicht wirkungsvoll genug, da der Schwerpunkt innerpolitiſcher Maß⸗ 
nahmen in den Einzelſtaaten liegt. Hier find die Rechte des Volkes 
allenthalben verſchieden, und am ſchlimmſten ſind die Ungleichheiten 
in Preußen, dem Mutterſtaate des Deutſchen Reiches. Das preußiſche 
Dreiklaſſenwahlrecht ſichert im größten deutſchen Bundesſtaate der 
preußiſch⸗konſervativen Partei die Innenherrſchaft und wird ſomit 
zur Wurzel des Partikularismus, der in unſern Tagen wieder einmal 
als Krebsſchaden am deutſchen Volke zutage tritt und für Geſamt⸗ 
deutſchland große Gefahren in ſich birgt. Darum muß nach dem 
Kriege das preußiſche Wahlrechtsproblem aufgerollt und endlich gelöſt 
werden; denn der Reichsgedanke ſoll in den künftigen Tagen heller 
leuchten als je zuvor. Eine Neugeſtaltung des preußiſchen Wahlrechtes 
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macht es notwendig, geſchichtlich zu verfolgen, wie der ſtaatsrechtliche 
Dualismus in Preußen-Deutſchland zuſtande gekommen iſt. 

Der Urheber dieſes Doppelrechtes iſt der Altreichskanzler Otto 
v. Bismarck. Mit ſeiner Stellung zum parlamentariſchen Wahlrechte 
beſchäftigt ſich das vorliegende Buch. Es enthält die Darſtellung 
der Entwickelungslinie in Bismarcks Denken über das Verfaſſungs⸗ 
weſen im allgemeinen und die Wahlrechtsfrage im beſonderen bis 
zur Aufnahme des allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und geheimen 
Wahlrechtes in das deutſche öffentliche Recht. Dann folgen eingehende 
Unterſuchungen über die Gründe für Bismarcks Feſthalten am Drei⸗ 
klaſſenſyſtem und über das Problem der Umbildung bez. Einſchränkung 
des deutſchen Reichstagswahlrechtes. In Verbindung mit der letz⸗ 
teren Frage wird die Staatsſtreichshypotheſe erörtert, die ſich im An⸗ 
ſchluß an Bismarcks Sturz herausgebildet hat. Nachdem Bismarcks 
Stellung zum parlamentariſchen Wahlrecht geſchichtlich verfolgt worden 
iſt, wird die Frageſtellung juriſtiſch gewendet und das ganze Gedanken⸗ 
gebäude ſtaatsrechtlich-theoretiſch beleuchtet. Alles, was Bismarck 
über Natur und Zweck des Wahlrechtes, über aktive und paſſive 
Wahlfähigkeit, über Wahlart und Wahlform, über Wahlfreiheit und 
Wahlpflicht, über Wahlkreiſe, Verhältnis; und Gruppenwahlen, Legis⸗ 
laturperioden u. a. m. geſagt und geſchrieben hat, habe ich im letzten 
Kapitel zuſammengeſtellt, geordnet und mit Quellennachweis verſehen. 
Mit einem Rückblick auf das Ganze ſchließt das Buch ab. So hoffe 
ich mit meiner Darſtellung in beſcheidenem Maße dem Hiſtoriker, 
Staatsrechtler und Politiker in gleicher Weiſe zu dienen. 

Das Buch war geſchrieben, noch ehe der große Weltenbrand ent⸗ 
flammte. Da ich nun ſelbſt als Landſturmrekrut im Heeresdienſt 
ſtehe, will ich mit der Herausgabe nicht länger zurückhalten. Ich 
übergebe es der Öffentlichkeit mit der Hoffnung, daß wir aushalten 
und durchhalten, „bis wir die Sicherheit haben, daß keiner mehr 
wagen wird, unſeren Frieden zu ſtören, einen Frieden, in welchem 
wir deutſches Weſen und deutſche Kraft entfalten und entwickeln 
wollen als freies Volk“. 

Truppenlager Königsbrück-Schmorkau, 

im September 1916. 


Dr. Richard Augſt. 
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Einleitung. 


Die europäiſche Staatengeſchichte des 19. Jahrhunderts iſt gekenn⸗ 
zeichnet durch das Streben der Völker nach Ausgleich ihrer inneren 
Machtverhältniſſe. Der bisher regierte Bürger und Bauer forderte 
ungehemmte Entfaltung ſeiner lebendigen Kräfte und tätige Anteil⸗ 
nahme an der Regierung und Ausgeſtaltung des neuen Staates. 
Aber die alten Gewalten von Monarchie und ariſtokratiſchem Stände; 
tum widerſtrebten dieſer innerſtaatlichen Umbildung und verteidigten 
mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln die hiſtoriſchen Rechte 
von Krone und Adel. Dieſer Kampf der Gewalten ſpiegelt ſich wider 
in dem Wechſel von Revolution und Reaktion, den die Geſchichte 
namentlich Mitteleuropas bis in das 7. Jahrzehnt des letzten Jahr⸗ 
hunderts verzeichnet. Die liberalen Ideen und politiſchen Forderungen 
des neuen Bürgertums verdichteten ſich ſchließlich zu lebenskräftigen 
Realitäten, die im praktiſchen Staatsleben nicht mehr ausgeſchaltet 
werden konnten. Der wirkliche Machtſtand innerhalb der einzelnen 
Völker wurde dann als Verfaſſung im Rechtskodex der Staaten 
verzeichnet. Das Hauptmerkmal der modernen Verfaſſungen iſt das 
parlamentariſche Wahlrecht, durch welches dem Volke die Anteilnahme 
am Ausbau und an der Geſetzgebung des Staates zuerkannt und 
gewährt wird. Das Wahlſyſtem aber iſt allenthalben verſchieden und 
je nach dem Kraftverhältnis der kämpfenden Gewalten mehr oder 
weniger eingeſchränkt worden. Der alte Liberalismus ſelbſt hat in 
Deutſchland bei der Einführung der Verfaſſungen eine freie und 
gleichmäßige Ausdehnung des Stimmrechts nicht beabſichtigt und 
vielfach Schranken gezogen, damit der Staat nicht durch allzu jähe 
Entfeſſelung der Macht der Maſſen gefährdet werde. Um fo mar⸗ 
kanter tritt in der jüngſten Verfaſſungsgeſchichte die Tatſache hervor, 
daß der Vertraute der preußiſchen Krone, Otto von Bismarck, bei 


der Schöpfung des deutſchen Nationalſtaates das allgemeine, gleiche 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 1 


2 Einleitnng. 


und unmittelbare Wahlrecht verkündigte. Derſelbe Mann, der 1848 
bei feinem Auftreten auf dem Plane der Politik mit ſcharfer Art 
die Wurzeln der jungen volksſouveränen Triebe zu durchhauen ver; 
ſuchte, Bismarck⸗Schönhauſen war es, der das Stimmrecht der De; 
mokratie in das deutſche öffentliche Recht einführte, während er zu 
gleicher Zeit im eigenen Vaterlande allen Rechten der Volksvertretung 
Hohn ſprach und jede parlamentariſche Regung bekämpfte. Nach der 
Einigung Deutſchlands hat Bismarck neben dem Reichstagswahlrechte 
das plutokratiſche Dreiklaſſenſyſtem in Preußen beſtehen laſſen, das 
nun bis in die Tage des Weltkrieges mit geringfügigen Anderungen 
in Geltung geblieben iſt. All dieſe Tatſachen geben zu denken, und 
die Polemik der letzten Jahre über den Staatsſtreichplan des greiſen 
Fürſten bei feiner Entlaſſung iſt noch kaum zur Ruhe. Darum er⸗ 
ſcheint es mir von hohem Werte, das Problem aufzuwerfen und zu 
unterſuchen: Wie hat ſich die Wahlrechtsidee im Denken Bismarcks 
entwickelt und ausgeſtaltet, und welches ſind die Gründe, die uns 
Bismarcks Stellungnahme zum parlamentariſchen Stimmrecht in den 
verſchiedenen Zeiten ſeiner ſtaatsmänniſchen Tätigkeit erklären und 
begreifen laſſen? 


Erftes Kapitel, 


Bismarcks Verhältnis zur Repräſentativverfaſſung vor 
ſeiner Frankfurter Geſandtſchaft. 


1. Die Entwickelung der politiſchen Grundanſchauung 
Bismarcks in der Vorfrankfurter Zeit. 


Die Quellen für die Erkenntnis der politiſchen Geſinnung Bis⸗ 
marcks in der Zeit vor dem erſten Vereinigten Landtage fließen außer⸗ 
ordentlich ſpärlich. Wir müſſen dem alten Herrn im Sachſenwalde 
glauben, wenn er in den „Gedanken und Erinnerungen“ ſein jung⸗ 
politiſches Denken dahin kennzeichnet, daß er bei einem kräftig deutſch⸗ 
nationalen Einſchlag „mit der Überzeugung, daß die Republik die 
vernünftigſte Staatsform ſei, und mit Nachdenken über die Urſachen, 
welche Millionen von Menſchen beſtimmen könnten, einem dauernd 
zu gehorchen“), Oſtern 1832 die Schule verlaſſen habe. Aber in der 
Göttinger Univerſitätszeit ſchwächte ſich der Schulliberalismus Big; 
marcks bedeutend ab.?) Durch das „ſtolze Vaterlandsempfinden“ der 
Amerikaner, mit denen der blutjunge Korpsſtudent in der Muſenſtadt 
verkehrte, wurde in ihm der altmärkiſche Preußengeiſt ſeiner Väter 
entfacht, und das boruſſiſche Staatsbewußtſein erwachte.) Dieſe Re⸗ 
aktion im Denken Bismarcks nahm eine rückläufige Bewegung, als 
er als Auskultator und Referendar das ſchwerfällige Räderwerk der 
Staatsmaſchine ſelbſt unmittelbar kennen gelernt hatte.“) Grenzenloſer 
Haß gegen den förmlichen Mechanismus, der alles freie Leben einer 
tatkräftigen Seele ertötete, bemächtigte ſich ſeiner. Bismarck wurde 
„liberal“, liberal in dem Sinne, daß er darnach ſtrebte, die Beamten⸗ 
herrſchaft, die ſich zwiſchen Volk und König eingeſchoben hatte, wieder 
zu beſeitigen. Zweifel an der Beſtändigkeit des altpreußiſchen Staates 
ſind in jenen Jahren in dem werdenden Politiker ſicher lebendig ge⸗ 

1* 


4 Erſtes Kapitel. Bismarcks Verhältnis zur Repräſeutativverfaſſung vor 1851. 


weſen, und eine Umgeſtaltung der Regierungsgewalten im Sinne der 
neuzeitlichen Verfaſſungen hat er klar und deutlich geahnt. Aus einem 
Briefe Alexander Keyſerlings vom 25. Februar 1855 ergibt ſich nämlich, 
daß Bismarck in den Berliner Lehrzeiten nach dem Göttinger Aufent⸗ 
halte bei Erörterungen über ſeine künftige Laufbahn das Verfaſſungs⸗ 
problem tatſächlich berührt hat. „Konſtitutionen unvermeidlich auf 
dieſem Wege zu äußeren Ehren“, ſoll er damals geſagt haben.“) Ich 
halte es aber für zu gewagt, aus dieſer Außerung, die doch Keyſerling 
bei der Länge der Jahre nicht wörtlich behalten hatte, ſchon auf ein 
konſtitutionelles Denken des jungen Bismarck ſchließen zu wollen. 
Der politiſche Liberalismus des rheinländiſchen Bürgertums, mit dem 
Bismarck als Referendar während ſeiner Aachener Zeit in Berührung 
kam, ſcheint auf den Staatsmann der Zukunft keinen beſonderen Ein⸗ 
druck gemacht zu haben. Freiſinnig genug aber war ein Brief vom 
Auguſt 1838 an die Gräfin Karoline von Bismarck-Bohlen, in welchem 
der Gardejäger ſeine Gründe darlegte, die ihn nötigten, der Beamten⸗ 
lauf bahn zu entſagen. Er ſah ſich durch fein preußiſches Gewiſſen 
verpflichtet, die Grundſätze der bureaukratiſch⸗abſolutiſtiſchen Regierung 
ſeines Vaterlandes zu bekämpfen. Durch ſeine Bruſt ging ein Sehnen 
nach einer „freien Verfaſſung“, die ihm wie einem Peel, O'Connel 
und Mirabeau Raum gewährte für den Drang der ſeiner Perſönlichkeit 
innewohnenden Leidenſchaft und nach ſtaats männiſcher Ehre ſtrebenden 
Tatkraft.“) Vielleicht haben ebendieſelben Triebe und Gedankenver⸗ 
bindungen, die Bismarck beim Niederſchreiben dieſes Briefes die Feder 
führten, auch damals geſpielt, als ſich im Gefpräch mit Keyſerling die 
oben erwähnten Worte von ſeinen Lippen löſten. Was ſich aber Bis⸗ 
mard im einzelnen unter der „freien Verfaſſung“ gedacht hat, wiſſen 
wir nicht. So ſind die Richtlinien, die uns zur Erkenntnis der ſtaats⸗ 
männiſchen Grundanſchauung in Bismarcks Werdezeit führen, unklar 
und verſchwommen. 

Eine beſtimmte politiſche Färbung zeigte ſich erſt nach ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit als pommerſcher Landedelmann. Als Gutsherr von Kniephof 
lernte er die Vorzüge der ritterſchaftlichen Selbſtverwaltung kennen“), 


*) In den erſten beiden Kapiteln der vorliegenden Arbeit finden ſich hier 
und da Anklänge an mein Buch: „Bismarck und Leopold von Gerlach, ihre perſön⸗ 
lichen Beziehungen und deren Zuſammenhang mit ihren politiſchen Anſchauungen“. 
Quelle & Meyer, Leipzig 1913. 108 Seiten. Broſch. 3 K; geb. 3,50 K. 
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und während dieſer Zeit ſtand er im regen Gedankenaustauſch mit 
dem konſervativen Bülow⸗Cummerow und dem ſtändiſch-pietiſtiſchen 
Adolf von Thadden⸗Trieglaff. Ihre Ideen befruchteten das Denken 
des jungen Feuergeiſtes auf Kniephof. Landjunkerliche Intereſſen ver⸗ 
trat er mit aller Schärfe in feinem erſten Zeitungsaufſatz von 1843”), 
und bei der Neuordnung der Patrimonialgerichte 1845/46 bekannte 
er ſich unumwunden zum ſtändiſch⸗ariſtokratiſchen Recht. Ständiſch⸗ 
monarchiſch, das war das politiſche Selbſtzeugnis, das Reden und 
Handeln Bismarcks bei ſeinem Auftreten auf der politiſchen Schau⸗ 
bühne 1847 offenbaren.“) Aus Intereſſe für das Vaterland ver⸗ 
teidigte er im Sturme der Revolution die Selbſtändigkeit der preu⸗ 
ßiſchen Krone, die nicht zu Zugeſtändniſſen gezwungen werden, ſondern 
freiwillig einen Teil von ihrem Rechte dem Volke verleihen ſollte.“) 
So trat Bismarck auf dem erſten Vereinigten Landtage mit der ganzen 
Wucht ſeiner ſtarken Perſönlichkeit dem Zwange und den Anſprüchen 
der Liberalen auf Abtretung königlicher Rechte an das Volk entgegen. 
Mit Worten höchſter Entrüſtung wies er in ſeiner erſten parlamenta⸗ 
riſchen Rede am 17. Mai 1847 die Forderung einer Verfaſſung als 
Gegenleiſtung für die Großtaten des preußiſchen Volkes zurück: „als 
ob die Bewegung von 1813 anderen Gründen zugeſchrieben werden 
müßte, und es eines andern Motivs bedurft hätte, als der Schmach 
daß Fremde in unſerm Lande geboten.“) Groß war Bismarcks Er; 
bitterung, als mit der Einberufung des zweiten Vereinigten Landtages 


*) Bismarck trat am 11. Mai 1847 als Vertreter der Ritterſchaft der Provinz 
Sachſen (gewählt als Erſatzmann von den Magdeburger Ständen) für den erkrankten 
Abgeordneten Brauchitſch in den erſten Vereinigten Landtag ein, der nach dem 
Patent vom 3. Februar 1847 von Friedrich Wilhelm IV. zuſammengerufen worden 
war. Der Vereinigte Landtag war eine neue Geſamtkörperſchaft des preußiſchen 
Staates, die ſich aus den acht Provinziallandtagen zuſammenſetzte. Der Vereinigte 
Landtag zerfiel in die Kurie der Fürſten und Standesherren und in die Kurie der 
drei Stände: Ritter, Bürger und Bauern. Der Landtag ſollte ohne Periodizität 
zur Bewilligung neuer Steuern und Anleihen oder ſonſt nach Ermeſſen des Königs 
berufen werden. Bismarck gehörte auch dem zweiten Vereinigten Landtage an, der 
am 2. April 1848 zuſammentrat und am 10. April geſchloſſen wurde. Am 5. Fe⸗ 
bruar 1849 wurde Bismarck im Wahlkreiſe Weſthavelland⸗Zauche zum Abgeordne⸗ 
ten für die zweite Kammer des preußiſchen Landtages gewählt; dieſe Verſammlung 
aber wurde am 27. April aufgelöſt, und am 30. Mai 1849 erließ der König das 
Oreiklaſſenwahlgeſetz. Bismarck wurde wiederum in den preußiſchen Landtag ge; 
wählt und war auch Mitglied des Erfurter Parlaments. 
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zu Anfang April 1848 die Überleitung Preußens in das konſtitutionelle 
Syſtem einſetzte. Der Antrag des Fürſten Lichnowsky auf eine Dank⸗ 
adreſſe an den König für den Erlaß betreffs einiger Grundlagen der 
Verfaſſung und für das Wahlgeſetz mit geheimer, mittelbarer Ab⸗ 
ſtimmung rief Bismarck am 2. April zu erbitterter Klage über die 
Annahme des Märzprogamms durch die Krone auf die Tribüne: 
„Die Vergangenheit iſt begraben, und ich bedaure es ſchmerzlicher 
als viele von Ihnen, daß keine menſchliche Macht imſtande iſt, ſie 
wieder zu erwecken, nachdem die Krone ſelbſt die Erde auf ihren Sarg 
geworfen hat.“ ““) Er konnte nicht danken für das, was er „zu min⸗ 
deſtens für einen irrtümlichen Weg“ hielt; denn er ſah in der Kon⸗ 
ſtitution ein wurzelfaules Produkt der Revolution, das dem Staate 
nur Unheil bringen mußte. Otto von Bismarck und Thadden⸗Trieg⸗ 
laff festen darum unter den Antrag auf die Dankes botſchaft an den 
König ihr kategoriſches Nein, und am 6. April 1848 ſtimmten beide 
gegen das „Sechs paragraphengeſetz“.“) *) 

Unkontrollierter Abſolutismus aber galt auch dem junkerlichen 
Bismarck als ſchlechteſte Regierungsform, und nach feiner Überzeugung 
bedurfte dieſer einer einſchränkenden Macht, als die er jedoch im In⸗ 
tereſſe des Staates nur ein freies Ständetum anerkannte. Betreffs 
des Ständeſtaates ſtand Bismarck bis in die erſte Hälfte des Jahres 
1851) ganz und gar auf dem Boden Leopolds von Gerlach, der 
die Vertreter der Stände als dem König untergeordnete Obrigkeiten, 
aber als ihm gleichartige Gewalten auffaßte. Im Ständeſtaat ſah 
Otto von Bismarck die Stärke für ſein preußiſches Vaterland, wie 
ſich aus der Adreßrede vom 2. April 1848 heraushören, aus der De⸗ 
batte über die erſte Kammer erkennen!“) und aus dem Briefe vom 
22. Juni 1851 an Leopold von Gerlach beweiſen laͤßt.“) Hier gab er 
ſeinem Freunde zu verſtehen, daß es ſein innigſter Wunſch geweſen 
wäre, wenn die Regierung ſich entſchloſſen für das rechtliche Be⸗ 
ſtehen der Stände ausgeſprochen und deren dauernde Wiederher⸗ 
ſtellung oktroyiert hätte.) 


*) Das „Sechsparagraphengeſetz“ enthielt die Grundlage der neuen preußiſchen 
Verfaſſung. 
9) Bol, Augſt, Bismarck und Leopold von Gerlach. 2. Kap., 4. S. 34ff. 
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Mit der ſtändiſch⸗monarchiſchen Staatsanſchauung, die mindeſtens 
bis Ende Juni 1851 Bismarcks politiſches Denken beherrſcht hat, 
läßt ſich nun nicht ohne weiteres ſeine Behauptung in Einklang 
bringen, daß er ſchon 1847 dafür geweſen ſei, „daß die Möglichkeit 
öffentlicher Kritik der Regierung im Parlament und in der Preſſe 
erſtrebt werde.“) „Mir hat immer als Ideal eine monarchiſche Ge; 
walt vorgeſchwebt, welche durch eine unabhängige, nach meiner Mei⸗ 
nung ſtändiſche oder berufsgenoſſenſchaftliche Landesvertretung ſoweit 
kontrolliert wäre, daß Monarch oder Parlament den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Rechtszuſtand nicht einſeitig, ſondern communi consensu ändern 
können, bei Öffentlichkeit und öffentlicher Kritik aller ſtaatlichen Bor; 
gänge durch Preſſe und Landtag.“ !“) Auch der Inhalt dieſes Satzes 
iſt für die Zeit vor Frankfurt durchaus nicht in vollem Umfange zu⸗ 
treffend. Hat Bismarck 1847 an eine Art Parlament gedacht, ſo 
kann ihm nur eine Vertretung etwa im Sinne des Vereinigten Land⸗ 
tages vorgeſchwebt haben.“) Und auch ein ſolcher Landtag hat vor 
dem Mai 1847 noch nicht als feſter Punkt auf dem politiſchen Pro⸗ 
gramm des ſpäteren Kanzlers geſtanden. Wenn er 1847 auch gern 
von Anfang an ganz dem Drange ſeiner Perſönlichkeit entſprechend 
an dem „großen Landtage in Berlin“ teilgenommen hätte!), fo laſſen 
doch ironiſche Ausdrücke wie „farce“ und „bis zum Wollmarkt 
wird das Stück ſpielen“ in einem Briefe an ſeine Schweſter auf 
Abneigung gegen ein vereinigtes Ständeparlament ſchließen.!“) Bis⸗ 
marck hatte ſich bis dahin unter einer ſtaͤndiſchen Vertretung im 
allgemeinen Provinzial⸗ und Kommunalſtände vorgeſtellt. Doch es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß ſeit der Bekanntſchaft mit dem hinter⸗ 
pommerſchen Gutsnachbar Bülow⸗Cummerow bereits Keimgedanken 
an eine Art Landes⸗ oder Reichsſtände in ſeinem Denken ſchlum⸗ 
merten. Denn ſchon in den erſten Tagen nach Eintritt in die par⸗ 
lamentariſche Tätigkeit ſcheint ſich in Bismarcks Stellung zu einem 
ſtändiſchen Geſamtlandtage ein Wandel vollzogen zu haben. Bei den 
Auseinanderſetzungen über das Verhältnis von Landtag und Krone 
trat der Abgeordnete von Bismarck im Gegenſatz zu Leopold von 


*) Vgl. Anmerk. Seite 5. 
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Gerlach, von welchem er ſich Anweiſungen für ſeine Rede vom 1. Juni 
erbeten hatte, für Periodizität des Landtages ein. Er war der Über⸗ 
zeugung, daß zur Lebensfähigkeit der durch das Königliche Patent 
vom 3. Februar 1847 angekündigten Landeskörperſchaft regelmäßige 
Wiederkehr der Vereinigung der geſamten Stände notwendig ſei, und 
damit bekannte er ſich, ohne daß er es unmittelbar ausſprach, für 
ein Ständeparlament überhaupt.“) !“) Beſtimmte Beweggründe für 
Bismarcks Entſcheidung betreffs der Periodizität einer ſolchen Ver⸗ 
ſammlung aber laſſen ſich nicht erkennen. Wir dürfen nur vermuten 
und vorſichtig fragen: Hatte der märkiſche Edelmann etwa in dem 
Geſamtlandtage eine Arena gefunden, die ihm zum Auswirken ſeiner 
von ſtaatsmänniſchem Ehrgeiz getragenen Tatkraft Raum bot? Läßt 
ſich Bismarcks Bejahung der Frage nach regelrechter Wiederkehr des 
vereinigten Ständeparlaments vielleicht in Verbindung bringen mit 
dem großen Sehnen ſeiner Seele, das uns aus jenem Bekenntnis⸗ 
briefe an die Gräfin von Bismarck-Bohlen bekannt iſt? Wir müſſen 
dieſe Fragen offen laſſen, da uns zwingende Beweiſe zu ihrer Be⸗ 
antwortung fehlen. Doch ſoll an dieſer Stelle nicht verſäumt werden, 
darauf hinzuweiſen, daß der Rechtsphiloſoph Friedrich Julius Stahl, 
in deſſen Hauſe ja Bismarck mit den Gerlachs damals ein⸗ und aus⸗ 
gegangen iſt, von vornherein für Periodizität des Landtages eintrat.“) 
Innere Beziehungen aber laſſen ſich nicht aufdecken. 

Das Parlament, welches der alte Kanzler nach ſeinen „Gedanken 
und Erinnerungen“ ſeit 1847 erſtrebt haben will, iſt in der Vor⸗ 
frankfurter Zeit lediglich ein ſolches im Sinne der vereinigten Stände 
geweſen, deſſen Machtbefugnis ſich im weſentlichen auf „öffentliche 
Kritik der Regierung“ beſchränkte. “) Im übrigen follte dieſer ſtän⸗ 
diſche Geſamtlandtag nur die Rechte ausüben dürfen, die die Krone 
freiwillig dem Volke verleihen würde.??) Wie aber dachte ſich Bis⸗ 
marck die Wahl der Abgeordneten zu einer ſolchen Verſammlung? 
Dem Charakter dieſes Parlaments entſprechend konnte er natürlich 
nur für ein ſtändiſches Wahlrecht eintreten. So nimmt es uns nicht 
wunder, daß Bismarck im November 1848 durch ein der Branden⸗ 


*) Bismarck lehnte zwar den Zuſatzantrag Vinckes, nach welchem der Ber; 
einigte Landtag alljährlich einberufen werden ſollte, ab, aber lediglich aus dem 
Grunde, den König nicht zu Zugeftändniffen zu drängen und dem Auslande gegen⸗ 
über jeden Zweifel an der Selbſtwilligkeit der preußiſchen Krone zu zerſtreuen. 
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burger Nationalverſammlung angenehmes Rentengeſetz eine Verfaſſung 
mit vier Ständen zu erlangen wünfchte.”) Auch aus einem Kreuz⸗ 
zeitungsartikel vom 4. Auguſt 1849, in welchem Herr von Bismarck 
darauf hinwies, wie „das zerſplitterte Volk durch den Schmutz der 
Urwahlen wieder zu einer Vertretung ſeiner Standesintereſſen“ zu 
gelangen trachte ?), läßt ſich erſchließen, daß er nach den Märzereig⸗ 
niſſen eine Wahl nach ſtändiſchen Intereſſengruppen für die einzig 
natürliche hielt. Im Herbſt 1848 alſo tauchte bei ihm die Idee der 
Zuſammenſetzung des Landtags nach vier Ständen auf. In meinem 
Buche „Bismarck und Leopold von Gerlach“ habe ich die Vermutung 
ausgeſprochen, daß der jugendfriſche Parteigänger der Kamarilla 
dieſen Gedanken von dem Generaladjutanten Friedrich Wilhelms IV. 
übernommen habe, dem damals als Ideal ein Wahlgeſetz nach vier 
Ständen vorſchwebte.??) Nachdem ich aber die Diſſertation von Mich⸗ 
niewicz „Stahl und Bismarck“ geleſen habe, bin ich etwas anderer 
Meinung. Die Märzſtürme und ihre Folgen hatten in Stahls Denken 
Ideen reifen laſſen, die er in der Broſchüre „Die Revolution und 
die konſtitutionelle Monarchie“ niederlegte. Sie erſchien Ende 1848 
und ſetzt ſich im großen und ganzen aus Aufſätzen zuſammen, welche 
ſchon zum Teil in der Kreuzzeitung veröffentlicht worden waren.?“ 
Die Gedanken, die in dieſen Abhandlungen enthalten ſind, ſind Männern 
wie Bismarck und Gerlach zweifellos bekannt geweſen. Nun vertrat 
Stahl in ſeiner Broſchüre die Forderung, die Volksvertretung nach 
Beſeitigung des „Syſtems chaotiſcher Wahlen“ auf Grund einer Ein⸗ 
teilung der Bevölkerung in vier Klaſſen entſtehen zu laſſen. Den 
Abgeordneten der drei alten Stände ſollten Vertreter der zu einem 
vierten Stande vereinigten Proletarier zugeordnet werden. So hoffte 
Stahl, „daß man auf die wahre Befriedigung der Zeit kommen werde, 
die nicht in den Urwahlen beſteht, ſondern in einem Syſtem des 
Ebenmaßes, nach welchem der große Grundbeſitz auf ein beſcheideneres 
Maß der Vertretung eingeſchränkt wird als früher, und der Stand 
der Beſitzloſen als eine eigene vierte Klaſſe in die Vertretung ein⸗ 
tritt“ .) Daß. nun Bismarck, Leopold von Gerlach und der Berliner 
Rechtsphiloſoph ungefähr gleichzeitig für die Idee einer Zuſammen⸗ 
ſetzung des Landtags nach vier Ständen eintraten, iſt keine Zufällig⸗ 
keit, ſondern deutet auf innere Beziehungen, wenn auch die beiden 
Junker von Stahls damaligen Verfaſſungsplänen mit Miniſterverant⸗ 
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worlichkeit und Teilnahme der Kammer an der Finanzgewalt gar 
nichts wiſſen wollten. Nun läßt ſich zwar der Einfluß Stahls auf 
Bismarcks Entwickelung nicht beſtimmt feſtſtellen, er iſt aber jeden⸗ 
falls ſehr gering geweſen, wie Michniewicz gezeigt hat.“) Trotzdem 
wird man in bezug auf das Wahlrecht nach vier Ständen den Theore— 
tiker der Kamarilla als den Vater des Gedankens anſehen müſſen. 
Sehr wahrſcheinlich deucht es mir auch, daß Ideen Otto von Bis⸗ 
mards über eine ſtändiſche Geſamtvertretung ſchon im Verkehr mit 
Bülow⸗Cummerow konzipiert worden ſind. Dieſer forderte bereits 
„Reichsſtände“ und eine Vereinigung von Ausſchüſſen der Provinzial⸗ 
ſtände mit periodiſcher Tagung, wie ſich aus den Darlegungen von 
Erich Marcks ergibt.“) Enge Ideenverwandtſchaft zwiſchen Bismarck 
und Bülow⸗Cummerow verrät namentlich der gemeinſame Gedanke 
einer „berufsſtändiſchen Vertretung“. Mehr als dieſe Hindeutung 
aber wird ſich über die gedankliche Abhängigkeit der beiden Guts⸗ 
nachbarn von Hinterpommern nicht ſagen und nachweiſen laſſen. 
Und ſo müſſen wir uns damit begnügen. 

In den erſten Jahren ſeiner ſtaatsmänniſchen Tätigkeit galt alſo 
für Bismarck eine berufsgenoſſenſchaftliche Intereſſenvertretung als 
Ideal einer allgemeinen Landeskörperſchaft.““) 


3. Kritik und Ablehnung jeder Volksvertretung nach 
Kopfzahlwahlen. 


Mit Beſtimmtheit wiſſen wir, daß Bismarck vor ſeiner Frank⸗ 
furter Geſandtſchaft jede Volksvertretung im Sinne des Konſtitu⸗ 
tionalismus ablehnte und die Verfaſſung, wie ſie der Märzſpuk ge⸗ 
zeitigt hatte, als „Feigenblatt der Revolution“ brandmarkte.“) Seine 
Stellungnahme war darum lediglich kritiſcher Natur. Mit ätzendem 
Spott und blutiger Ironie ſprach er in den Sturmjahren von Kammern 
und Nationalverſammlung. Dem „Junkerparlament“ ſtellte er das 
„Bummlerparlament“ ) entgegen. Hier verglich der märkiſche Heiß⸗ 
ſporn das preußiſche Abgeordnetenhaus mit der „Arche Noah” °?), und 
dort gab er ſeine Freude zu erkennen, daß ſich der Hoffnungstroſt 
vieler Preußen nicht allenthalben auf die „Theorie von der Kammer⸗ 
ſchaukel“?“) gründete. In der Kreuzzeitung leſen wir anläßlich der 
Juliwahlen von 1849 aus ſeiner Feder von dem „großen Familientopf 
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(Wahlurne), den man zum dritten Male an das Feuer ſetze, um den 
Kinderbrei des neuen Völkerglücks mundrecht zu machen“.“) Er erzählte 
in feinem Parte iorgan von „ſchwindſüchtigem Konſtitutionalismus“ “) 
und ſpottete über die Mitglieder der Frankfurter Nationalverſammlung 
als „unverbeſſerliche Kohlköpfe“““) und „die Blüte deutſcher Nation“.“) 

Bismarck hielt es für einen der populärſten Irrtümer ſeiner Zeit, 
daß eine wahre und gerechte Voltsvertretung nach dem Grundſatz 
der Kopfzahlwahlen möglich ſei. Mit dieſem Urteil bewegte er ſich 
in derſelben Gedankenrichtung wie der Rechtstheoretiker Stahl in 
feiner Broſchüre über „Revolution und konſtitutionelle Monarchie“.“) 
Doch darf daraus eine innere Abhängigkeit von Stahl noch nicht 
gefolgert werden; denn die Verneinung jeder Vertreterſchaft nach 
Urwahlen war Bismarck infolge feiner ſtändiſch⸗konſervativen Staats; 
anſchauung eigentümlich. Er ſah die Zuſammenſetzung einer Kammer 
auf Grund des Stimmrechtes nach Köpfen zuviel Zufälligkeiten unter⸗ 
worfen und fand das Volk mit ſeinem praktiſchen Leben und ſeiner 
lebendigen Gliederung in einer parlamentarifchen Verſammlung nicht 
wiedergegeben.“) „Wir find keine Volksvertretung“, rief er in dieſem 
Sinne dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe am 14. Februar 1851 zu, 
„ſteigen wir herab von dieſem Piedeſtal ſelbſtgeſchaffener Größe“. 
Eine naturrechtliche Berechtigung des einzelnen Menſchen auf eine 
Art parlamentariſcher Vertretung war dem ſtändiſchen Edelmann 
ein utopiſtiſches Evangelium, wie er anläßlich der Verhandlungen 
über die Neugeſtaltung der erſten Kammer am 24. Oktober 1849 
ausführte.“) „Pfund Menſchenfleiſch und Menſchenknochen“ gewährten 
ihm keinen Maßſtab für das Wahlrecht“), und fo kämpfte er in den 
Jahren der Revolution mit allen Mitteln gegen den Grundfatz der 
Urwahlen.“) Durch eine Zerſetzung des Volkes in „Urwähler oder 
Volkstrümmer“ ) mußte nach feiner Anſicht der Staat zugrunde 
gehen. Bei der Einkommenſteuerdebatte im Februar 1851 fand 
Bismarck Gelegenheit, ſeine Stellung zum preußiſchen Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtem“) kundzutun: „Die preußiſche Kammer iſt nur eine noch immer⸗ 
hin mangelhafte Vertreterin der Steuerkraft, die nach dem Deſtillations⸗ 
prozeß der doppelten Wahlen etwas mehr als die Hälfte der Hälfte 
der ſteuerzahlenden Urwähler in jeder der drei Klaſſen repräſentiert. 


) Wahlverordnung vom 30. Mai 1849. 
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Das kann ich eine Volksvertretung nicht nennen.“ Das mittelbare 
Verfahren bei den Wahlen hat ihn mit ganz beſonderem Widerwillen 
erfüllt. Das Wahlmännerſyſtem war es, das er immer wieder hervor⸗ 
hob und in feiner Kritik des Stimmrechts gegen die Selbſttäuſchung 
der Kammern ausſpielte, eine Volksvertretung zu ſein. „Wir repräſen⸗ 
tieren nur die Mehrheit einer Mehrheit, vielleicht etwas über ein Viertel 
der auf der Wahl wirklich erſchienenen Urwähler“, urteilte er über die 
Kammer, die nach dem Wahlgeſetz vom 6. Dezember 1848 gewahlt 
war.““) In dieſen Worten lag gleichzeitig eine Kritik des Grundſatzes 
der Mehrheit verſteckt, bei deſſen Anwendung ſtets eine bedeutſame 
Minderheit unvertreten blieb. Dieſes Übel ſteigerte ſich, ſobald die 
Vertrauensleute des Volkes den Zeitpunkt der Wahl zu ſpät erfuhren 
oder gleichgültig genug waren, ſich der Wahl zu enthalten. Um nun 
aber zu verhindern, in der Volksvertretung ein gar zu fadenſcheiniges 
Gewebe zu erlangen, ſchlug Bismarck am 23. Januar 1851 vor, die 
Einhändigung der Vorladung der Wahlmänner zur Hauptwahl von 
dieſen beſtätigen zu laſſen. Das war Bismarcks erſter, jedoch auf 
lange Zeit hinaus auch ſein einziger Schritt zur Mitarbeit bei der 
Ausgeſtaltung des Wahlrechts. Den Anlaß dazu bot das Mandat 
des Abgeordneten Scheidtmann, bei deſſen Wahl von im ganzen 
381 Wahlmännern nur 25 erſchienen waren, und von dieſen hatten 
wieder nur 19 ihre Stimmen für ihn abgegeben.“) 

Vom 15.—20, Februar 1849 wurde in der Paulskirche über das 
allgemeine Stimmrecht beraten. Der Verfaſſungsausſchuß, in deſſen 
Namen der Abgeordnete Waitz Bericht erſtattete, hatte einen Entwurf 
zum Wahlgeſetz vorgelegt, nach welchem die Stimmberechtigung durch 
den Begriff der Selbſtändigkeit befchränft werden ſollte. Als Perſonen, 
die vom Wahlrecht ausgeſchloſſen waren, wurden nach der Vorlage 
neben den Unmündigen u. dergl. auch Dienſtboten, Handwerksgehilfen, 
Fabrikarbeiter und Tagelöhner bezeichnet. Die Frankfurter Vorſchläge 
boten Bismarck Gelegenheit zu einem Aufſatz in der Kreuzzeitung 
(N. Pr. Z. No. 44, 345; 22. Febr. 1845). „Unſer Wahlgeſetz iſt ſchlecht, 
ſehr ſchlecht“, ſchrieb er, „aber das Projekt der Herren in der Pauls⸗ 
kirche iſt doch noch ſchlechter. Iſt das Prinzip der Urwahlen überhaupt 
ein vernünftiges, ſo iſt nichts unvernünftiger, als gerade die Leute 
davon auszuſchließen, ohne welche die Urwahlen eine große Lüge bleiben. 
Was heißt ſelbſtändig und was unfelbftändig? Niemand iſt eins von 
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beiden ganz, und die hohe Verſammlung hat in ihrem eigenen Schoße 
viel Glieder, die viel ſprechen und von nichts anderem als von Diäten 
leben“.) So brach hier Bismarck bereits für die Volksſchichten eine 
Lanze, von denen er in ſeinen ſpäteren Jahren — namentlich in der 
Konfliktszeit — behauptete, daß ſie konſervativer und königstreuer ſeien 
als die ganze Bourgeoiſie. Auch brachte er ſchon in dieſem Aufſatze feinen 
Haß und ſeine Abneigung gegen Berufsparlamentarier zum Ausdruck, 
die ſich nur von Tagegeldern nähren. Zu der endgültigen Faſſung des 
Frankfurter Wahlgeſetzes “) hat Bismarck am 21. April 1849 in der preu⸗ 
ßiſchen Kammer Stellung genommen. Er bezeichnete die unmittelbaren 
Wahlen mit dem allgemeinen, gleichen Stimmrecht als Übel und glaubte 
vorauszuſehen, daß auf ihrer Grundlage niemals eine der Volksſtimmung 
entſprechende Vertretung zuſtande kommen werde. Land und Krone ſah 
der künftige Reichsgründer durch dieſes Wahlgeſetz bedroht. Als Kenner 
ländlicher Verhältniſſe war ihm klar, daß nur die linken Gruppen bei 
ihrer geſchickten Organiſation Vorteile davon hätten, während es den 
rechten Parteien unmöglich ſei, bei der Zerſtreutheit der Bauernhöfe und 
Hütten ihre Kräfte genügend zu ſammeln und zuſammenzuhalten.“) 
Welches find nun die Gründe, die Bismarck vor 1851 zur Ab: 
lehnung jedes parlamentariſchen Stimmrechts veranlaßten? Bei der 
Kritik des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 hat er das Hauptmotiv 
klipp und klar angegeben. Er ſah durch ein Parlament aus Volks⸗ 
wahlen Krone und Vaterland in Gefahr. In dem konſtitutionellen 
Wahlſyſtem fand er keine Bürgſchaft, daß im Intereſſe der Beſtändigkeit 
des Staates allzeit eine urteilsfähige oder wenigſtens vom guten Willen 
getragene Parlamentsmehrheit geſchaffen werde.“) „Ich kann in der 
Lotterie der Wahlen, mit Hinblick auf den politiſchen Zuſtand des 
Vaterlandes, keine Bürgſchaften ſehen, die mich berechtigen, die uneinge⸗ 
ſchränkte Dispoſition über Land und Leute in Preußen in die Hände 
derjenigen Verſammlungen zu legen, welche aus dieſem Hazardſpiel 
hervorgehen mögen.“ So begründete er am 24. September 1849 ſeine 
Abneigung gegen jedes parlamentariſche Wahlſyſtem.““) Einem Otto 
von Bismarck war es unbegreiflich, wie die Entſcheidung über die höch⸗ 
ſten Fragen innerer Politik und Geſetzgebung in die Hände ungeſchulter 
Volksvertreter gelegt werden ſollte, während doch ſonſt für jedes Amt 


) Reichswahlgeſetz vom 12. April 1849. 
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ein hoher Grad von Bildung und ſchwere Prüfungen verlangt wurden.) 
Er bezeichnete das Volk für zu ungebildet und unreif, an dem Staats⸗ 
leben teilzunehmen, und darum lehnte er jedes parlamentariſche Stimm⸗ 
recht ab. Mit Spott ſprach er in der Kreuzzeitung von der preußiſchen 
Verfaſſung, die „die Geſetzgeber in denjenigen Schichten der Geſellſchaft 
ſucht, welchen ſelbſt die erſten Anfänge, nicht nur der politiſchen, ſondern 
jeglicher Bildung fehlen“.“?) Bauern und Kleinſtädter hielt Bismarck 
nicht für geeignet, Geſetze zu machen und europäifche Politik zu treiben.“) 
Dieſe Begründung iſt jedenfalls nicht ganz unberechtigt geweſen und 
läßt ſich für die damalige Zeit wohl erklären; denn gerade in den 
preußiſchen Revolutionskammern ſcheinen ganz eigenartige Typen 
von Abgeordneten geſeſſen zu haben.“) Da zu kam, daß für Bismarcks 
Urteil in jenen Jahren namentlich der Bildungsſtand der Bauern 
und Tagelöhner Oſtelbiens beſtimmend geweſen iſt. 

Ein weiterer Grund für Bismarcks ſcharfe Kritik und Ablehnung 
des Stimmrechts muß in dem Vorurteil des märkiſchen Edelmannes 
gegen alle nichtſtändiſchen Parlamentarier geſucht werden. Er ſtand 
damals unter dem Eindruck, ſo bekennt er uns als Greis, „daß die 
leitenden Männer in Parlament und Preſſe das Programm ‚eg muß alles 
ruiniert werden‘ förderten und aus führten“. ) Volksvertretern, die nach 
dem Grundſatz der Kopfzahlwahlen gewählt waren, fehlte nach Bis⸗ 
marcks Meinung die angeborne politiſche Erbweisheit, und von den Ab⸗ 
geordneten der deutſchen Kammern wagte er zu behaupten, daß ſie die 
Deutſchen um den Ruf gebracht hätten, das Volk der Denker zu ſein.““) 

Auch rein ritterſchaftliche Intereſſen haben damals auf Bismarcks 
Stellungnahme beſtimmend gewirkt. Durch den Aufſatz „Aus der 
Altmark“, der ſich in den „Gedanken und Erinnerun gen“ abgedruckt 
findet, klingt eine gewiſſe Sorge um die Gutsherren, deren Rechte 


*) Hermann Wagener erzählt in feinem „Erlebten“ Bd. J, 28 von der preußi⸗ 
ſchen Nationalverſammlung folgendes: „Man wußte nicht, ſollte man weinen oder 
lachen, die Original⸗Waſſerpolaken als Volksvertreter fungieren zu ſehen, deren 
Bildungsſtand man darnach bemeſſen kann, daß ein Teil von ihnen das Schöne 
mit dem Nützlichen verband und die Morgenſtunden zum Holzkleinmachen benutzte 
und daß der am meiſten Genannte von ihnen namens Kiol Baſſa, der an das 
Barfußgehen gewöhnt war, während der Sitzung ſich die Stiefel auszuziehen pflegte, 
und als er das erſte Mal ſeine Diäten in lauter blanken Talern empfing, dem 
Faſſierer in freudiger Rührung den Rockzipfel küßte.“ Vergl. Bismarcks Charak⸗ 
teriſtik der Abgeordneten Quandt, Teske und Repel. Ib. I, 478 ff. 
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der Verfaſſer durch Wahlaufreizungen und deren Folgen ſtark ge— 
fährdet ſah. Bismarck erkannte die geſellſchaftliche Gefahr der Wahl— 
mache, bei welcher man die kommuniſtiſche Begehrlichkeit der ärmeren 
Klaſſen durch Lügen und Verſprechungen aufſtachelte.““) Die Nivel⸗ 
lierungstendenz der Wahlgeſetze, welche die obrigkeitlichen Stände zu 
Urwählern herabdrückte und mit den Tagelöhnern auf gleiche Stufe 
ſtellte, haßte Bismarck mit der ganzen Leidenſchaft ſeiner Seele. „Man 
wählt, weil es manchen Leuten darauf ankommt, die Unterſchiede zu 
vertuſchen“, ſchrieb er am 15. Juli in der Kreuzzeitung.“) Frei wollte 
Bismarck den preußiſchen Adler ſchwingen ſehen, und ſeine Flügel 
durften nicht geſtutzt werden von der „gleichmachenden Heckenſchere aus 
Frankfurt“.“) Er fürchtete in der Wahlagitation eine Vergiftung des 
geſunden Volkskörpers durch „ehrgeizige Advokaten und Aſſeſſoren“, 
und das galt es zu verhüten. Das niedere Volk ſollte in feinem poli⸗ 
tiſchen Denken frei bleiben; das aber hieß nach ſtändiſchen Begriffen: un- 
aufgeklärt und abhängig von den natürlichen Realitäten des Lebens.“) 

Die Urwahlen dienen der Revolution; das war nach dem März— 
ſturm Bismarcks feſte Überzeugung.“) So nimmt es uns nicht wunder, 
daß ſein ganzes Streben darauf gerichtet war, die Zuſtändigkeit der 
Kammern allenthalben zu verneinen“) und bei der erſten beſten 
Gelegenheit die ganze Verfaſſung umzuſtoßen.“?) Noch am 4. Juni 
1850 drückte er in einem Briefe an Guſtav Scharlach die Hoffnung 
auf Beſeitigung der Kammern aus“), und am 22. Juni 1851 ſchrieb 
Bismarck an Leopold von Gerlach, daß er es am liebſten geſehen 
hätte, wenn Preußen wieder ſtändiſch eingerichtet worden wäre. „Will 
die Regierung ernſtlich ſich auf Grundlagen organiſchen Staatslebens 
und vernünftiger Freiheit überſiedeln, ſo kann ſie das, wie ich glaube, er⸗ 
reichen ohne formellen Verfaſſungsbruch, aber dann muß ſie die Schiffe 
hinter ſich verbrennen und die Scheide fortwerfen; halber Mut, ſtutzen 
und zag werden im Feuer kann nur ganz zur Niederlage führen.“) 

Blicken wir zurück! Hineingeboren in ritterſchaftliche Überlieferungen 
und befruchtet von geiſtvollen Parteigenoſſen lehnte Otto von Big; 
marck vor ſeiner Frankfurter Geſandtſchaft aus Furcht vor Gefahren 
für die innere Sicherheit feines Vaterlandes den Grundſatz parla⸗ 
mentariſcher Volkswahlen ab, und im Intereſſe eines ſtarken Preußens 
verfocht er als Ideal die ſtändiſche Staatsordnung. 
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Der Wandel in Bismarcks Stellung zum Verfaſſungs— 
problem im allgemeinen und der Wahlrechtsfrage im 
beſonderen. 


1. Bismarcks Anerkennung des konſtitutionellen Syſtems. 
a) Bismarck und die preußiſche Verfaſſung. 

Der innere Wandel in Bismarcks Stellung zum Konſtitutionalis⸗ 
mus vollzog ſich deutlich erſt zu Anfang ſeiner Frankfurter Tätigkeit. 
Wenn man aber ſonſt will, kann man eine leichte Gedankenabtönung 
ſchon aus der Rede vom 18. Oktober 1849 durchklingen hören. Hier 
wies nämlich Bismarck die Anklage des Abgeordneten Beckerath zurück, 
daß er im vormärzlichen Staate ſein Ideal erkenne, und führte aus, 
daß man aus ſeinem parlamentariſchen Auftreten doch höchſtens fol⸗ 
gern dürfe, daß er den „ſchwärmeriſchen Enthuſiasmus für Frank⸗ 
furter Theorien und Verfaſſungen nicht teile“. Im übrigen bezeich⸗ 
nete Bismarck den Schluß auf einen Gegenſatz zwiſchen ſich und dem 
liberalen Beckerath als einen „ſehr gewagten“.“) Ferner ſcheint es 
mir nicht ganz ausgeſchloſſen, daß er auch im Sommer 1850 die 
Möglichkeit erwogen hat, ſich auf verfaſſungsmäßigen Boden zu ſtellen. 
Freilich läßt ſich als Stütze dieſer Vermutung nur folgende ſcherz⸗ 
hafte Bemerkung in einem Schönhauſener Briefe an Hermann Wa⸗ 
gener heranziehen: „Ich liege im Graſe, leſe Gedichte, höre Muſik 
und warte, daß die Kirſchen reif werden; es ſoll mich nicht wundern, 
wenn dieſes Schäferleben meinen nächſten politiſchen Leiſtungen in 
Erfurt (??)“) oder Berlin eine Färbung verleiht, die an Beckerath 
und an laue blütenſchwangere Sommerlüfte erinnert.“) Mit dieſen 
Andeutungen aber müſſen wir uns begnügen. 


*) Die Fragezeichen Bismarcks beweiſen, daß er an das Unionsparlament gar 
nicht ſo recht glaubte. 
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Während es im Juni 1851 der Legationsrat von Bismarck noch 
für möglich und geraten hielt, die Volkskammern abſterben zu laſſen 
und auf die Grundlage ſtändiſchen Staatslebens und vernünftiger 
Freiheit überzuſiedeln ), trat er ſchon am 29. September 1851 in 
einem Schreiben an Manteuffel für Erhaltung der Verfaſſung ein. 
Der preußiſche Miniſterpräſident hatte am 11. Juli Herrn von Bis⸗ 
marck geſchrieben, daß er vorläufig die Umgeſtaltung der Verfaſſung 
in der Schwebe halten und warten werde, bis ſich eine gründliche 
organiſche Abänderung als notwendig ergeben würde. Dann aber 

» wollte Manteuffel von den alten Provinzialſtänden auf Kommunal; 
ſtände zurückkommen und daraus eine Landesvertretung hervorgehen 
laſſen.) Man nahm in der Umgebung des Königs Bedacht auf Be; 
ſeitigung der „unorganiſchen Kopfzahlwahlen“ und auf die Rückkehr 
zu dem Syſtem des Vereinigten Landtages von 1847.) Mit einem 
ſolchen Vorgehen aber konnte ſich der preußiſche Geſandte auf der 
deutſchen Bundeswacht nicht mehr befreunden, und jedenfalls zur 
Enttäuſchung feines vorgeſetzten Miniſters ſchrieb er dieſem in jenem 
Septemberbriefe: „Auf die Gefahr hin, von Ew. Exzellenz für einen 
konſtitutionellen Renegaten gehalten zu werden, erlaube ich mir dabei 
zu bemerken, daß ich einen Gewaltſchritt zur Beſeitigung der Ver⸗ 
faſſung, einen formellen Bruch derſelben, nicht einmal wünſchenswert, 
geſchweige denn notwendig halte, fo wie die Umſtände jetzt liegen.“) 
Nach einer Tagebuchaufzeichnung des Generals von Gerlach vom 
26. Dezember 1851 hat ſich Bismarck auch dieſem gegenüber für die 
Erhaltung der Kammern ausgeſprochen.“) Der Bundestagsvorſitzende 
von Prokeſch⸗Oſten wußte am 8. Juni 1852 an ſeine Regierung in 
Wien zu berichten, daß Bismarck bei aller Geringſchätzung des Ver⸗ 
faſſungsweſens von demſelben in Preußen nicht laſſen könne.“) Und 

der preußiſche Bundestagsgeſandte wieder erzählte im Winter 1853 
in einem perſönlichen Schreiben Herrn von Manteuffel als Sonder⸗ 
barkeit, daß Herr von Prokeſch von einer gänzlichen Beſeitigung der 
Verfaſſung in Preußen wie von einem der Königlichen Regierung 
ohne Zweifel vorſchwebenden Ziele geſprochen habe. Durch den Widerz 
ſpruch Bismarcks und die Anſicht, daß er eine ſo übertriebene Maß⸗ 
nahme nicht für politiſch richtig halte, iſt damals der Sſterreicher 


) Bismarck reiſte Ende November 1851 nach Berlin. 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 2 
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anſcheinend ſehr überraſcht worden.) Im Oktober 1853 ſprach ſich dann 
Bismarck ſeinem alten Kampfgenoſſen Ludwig von Gerlach gegenüber 
dahin aus, daß er eine Volksvertretung für nie ganz entbehrlich er⸗ 
achte.) Aus den folgenden Jahren fehlen im großen und ganzen 
die Zeugniſſe über den Fortgang dieſer Entwickelungslinie in Bis⸗ 
marcks Denken. Und das iſt kein Wunder; denn während der Zeit 
des Krimkrieges hat das Problem der Landesvertretung in der Ideen⸗ 
welt dieſes großen Jüngers realiſtiſcher Staatskunſt nur wenig Platz 
gefunden. Erſt 1857 tauchte die Frage wieder auf, und aus einem 


Briefe vom 31. März desſelben Jahres an den Generaladjutanten 


Friedrich Wilhelms IV. erfahren wir, daß ſich Bismarck mit der 
Kammer vollſtändig abgefunden hatte. In umfaſſendſter Form be⸗ 
kannte er ſich zum Landesparlament in einem Briefe an Below⸗Hohen⸗ 
dorf vom 18. September 1861. Er nannte hier die Volksvertretung 
eine Einrichtung, die in jedem deutſchen Staate geſetzliche Geltung habe 
und die er ſamt feinen konſervativen Parteigenoſſen auch in Preußen 
nicht mehr entbehren möchte. Damit war Bismarcks Wandel in ſeiner 
Stellung zum parlamentariſchen Syſtem offen und klar gekennzeichnet. 

Es fragt ſich nun: Wie iſt dieſer Wandel zu erklären? Ein leiſer 
Auftakt zu Bismarcks Überleitung von der altſtändiſchen Anſchauung 
zum neuzeitlichen Verfaſſungsweſen klingt bereits in einem Kreuz⸗ 
zeitungsartikel vom 28. Oktober 1849 an (N. Pr. Z. Nr. 251). Wenn 
auch dieſer Aufſatz noch ganz im Tone des Bismarck der Revolution 
geſchrieben iſt, ſo liegt doch in dem Satze: „Kammern in der jetzt 
beliebten Facon ſind das allerunſchuldigſte und unſchädlichſte Ding 
in beiden Hemiſphären“ )), bereits der Beweggrund angedeutet, von 
welchem des großen Kanzlers Wandel in ſeiner Stellung zur Ver⸗ 
faſſung ausgegangen if. Dem denkenden Politiker war nach den 
Sturmtagen von 1848 klar geworden, daß es für die Sicherheit des 
Staates nicht angängig ſei, die Kammern vollſtändig zu beſeitigen, 
während die allgemeine Entwickelung der Staaten auf Geſamtver⸗ 


tretung des Volkes drängte. Solche Erwägungen haben namentlich 


den General von Gerlach beſtimmt, ſich mit dem Konſtitutionalis mus 
äußerlich auszuſöhnen, ſeine Wirkung aber ſoviel als möglich abzu⸗ 
ſchwächen. Gerlach erkannte, daß das Ständetum nicht mehr ſtark 
genug ſei, das Verfaſſungsweſen auf die Dauer zu überwinden, und 
ſo kam er ſchließlich dahin, die Volksvertretung ſelbſt als „Surrogat“ 


— Fu 
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eines ſtändiſchen oder auch allgemein obrigkeitlichen Prinzips anzu⸗ 
ſehen.“) Solche und ähnliche Gedanken mögen durch Ausſprachen 
und Briefwechſel mit dem Generaladjutanten auch bei Bismarck 
lebendig geworden fein. Äußerlich zeigte ſich das darin, daß während 
der Frankfurter Zeit in Bismarcks Wortſchatz das Wort „Stände“ 
einen Bedeutungswandel durchmachte und mit „gewählten Vertretern“ 
gleichgeſetzt wurde. “) Seitdem die Revolution niedergeſchlagen war, 
arbeitete die preußiſche Reaktionspartei zielbewußt darauf hin, den 
Kammern jeden volksvertreteriſchen Nimbus zu nehmen, ihre Macht⸗ 
befugniſſe zu ſchwächen und nur das Ständiſche und Antibureau⸗ 
kratiſche im Parlamentsleben zu retten. Bereits in der erſten Re⸗ 
aktionskammer, die am 7. Auguſt 1849 eröffnet wurde, war kein 
Mitglied der linksliberalen Partei vertreten — die Radikalen hatten 
Stimmenthaltung verkündigt — und den Konſervativen ſtand mit 
mehr als 200 regierungsfreundlichen Beamten die unbedingt ſichere 
Mehrheit zu. Dieſe Kammer zeigte ſich fähig, ganz im Sinne der 
feudalen Partei die alten Zuſtände wiederherzuſtellen, und Leopold von 
Gerlach konnte dem Abgeordnetenhaus ſchon 1853 eine ganze Reihe 
konſervativ⸗ſtändiſcher Maßnahmen nachrühmen. Die in der Erfahrung 
wurzelnde Erkenntnis, daß mit einem gemäßigten Konſtitutionalismus 
bei geſchickter Ausnützung desſelben doch recht gut auszukommen und 
zu regieren ſei, war von durchſchlagender Bedeutung für Bismarcks 
Wandel in ſeiner Stellung zum Parlament. Allein mit Beweis⸗ 
mitteln dieſer Art begründete er im September 1851 Manteuffel 
gegenüber fein Abraten von jedwedem Verfaſſungsbruche. „Die Ver⸗ 
faſſung hat durch die Art“, ſchrieb Bismarck damals „wie ſie ſich 
in den letzten beiden Jahren ausgebildet und interpretiert hat, auf⸗ 
gehört, das Regieren an ſich zu hemmen, und wird mehr und mehr 
das Gefäß, dem erſt die Perſönlichkeiten, welche regieren, den Inhalt 
verleihen. Ich ſetze dabei als unbeſtritten voraus, daß der angebliche 
„Geiſt des konſtitutionellen Syſtems keine Verbindlichkeiten für das 
Gouvernement mit ſich bringt, letzteres vielmehr nur ſolche Verän⸗ 
derungen des früheren Rechtszuſtandes anerkennt, welche nach ſtrikter 


) Vgl. Augſt, Bismarck und Leopold von Gerlach, 2. Kap., 6, a. S. 37 — 47. 

*) Vgl. den Gebrauch des Wortes „Stände“ in Bismarcks Briefe an Leopold 

v. Gerlach vom 31. März 1857 (Bbr. a. G. 309 f.); das Schreiben an Manteuffel vom 

1. Juli 1857 (Poſchinger, Pr. i. B. III, 133) und die Badener Denkſchrift (Bbr. 216), 
2 * 
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Auslegung der Verfaſſungsparagraphen, expressis verbis und zweifel⸗ 
los in letzteren ausgeſprochen ſind.“ “) Nur im Sinne eines äußerſt 
gemäßigten Kammertums, das im großen und ganzen die Re⸗ 
gierung von der Volksvertretung unabhängig ließ, iſt Bismarck nach 
1851 für ein Fortbeſtehen des preußiſchen Parlaments eingetreten, 
und nur ſoweit dieſes im Intereſſe der Starke und Größe des Vater⸗ 
landes arbeitete, räumte er ihm konſtitutionelle Rechte ein. Als 1852 die 
Wahlen nicht ganz im Sinne der Regierung ausgefallen waren, machte 
Manteuffel Miene, das Abgeordnetenhaus aufzulöſen. Bismarck riet 
davon ab, um nicht den Glauben zu ſtärken, daß die Kammer eine 
Schwächung der äußeren und inneren Kraft der Regierung bedeute. 
Desgleichen wünſchte er durch Ruhe und Gleichgültigkeit der leitenden 
Männer den Irrtum zu widerlegen, daß die oberſte Staatsbehörde, 
um zu regieren, einer Mehrheit im Abgeordnetenhauſe bedürfe. Man 
ſollte dartun, daß die Regierung auch ohne Zuſtimmung der Volks⸗ 
vertretung ihren Weg gehen könne und ſich der Kammer nur als 
Stütze nach außen hin bediene.) In München klagte 1855 der 
König von Bayern dem preußiſchen Bundestagsgeſandten, daß mit 
der regierungsfeindlichen Kammer kaum auszukommen ſei, und machte 
Stimmung für eine Einſchränkung der parlamentariſchen Rechte auf 
eine allgemeine Richtlinie. „Ich riet ihm im Vertrauen,“ ſchrieb un⸗ 
mittelbar darauf Bismarck an ſeinen Freund Leopold v. Gerlach, „das 
neue Budgetgeſetz zu verſchleppen, damit es bei Ablauf des gegen⸗ 
wärtigen nicht fertig fei, und dann nach dem Prinzip des horror 
vacui in der Geſetzgebung das alte faktiſch fortbeſtehen zu laſſen und 
damit einen Präzedenzfall zu gewinnen und den Kammern zu zeigen, 
daß man ohne fie leben kann.“ !“) Dieſe Worte erinnern ganz an 
Bismarcks Denken und Tun in den erſten Jahren ſeiner Miniſterſchaft. 
Er bekämpfte alſo nach wie vor jede Regung nach Parlamentsherr⸗ 
ſchaft, und nur im Sinne eines gemäßigten Konſtitutionalismus hat 
er die Erhaltung der Volksvertretung befürwortet. Begründet lag 
dieſe Stellungnahme in den Erfahrungen mit der preußiſchen Kammer 
während der Reaktion. Es hatte ſich gezeigt, daß mit dem Abgeord⸗ 
netenhauſe recht gut gearbeitet werden konnte und das Wohl des 
Staates dabei nach keiner Seite hin gefährdet ſei. 

Dazu kamen noch andere Gründe innerpolitiſcher Art, die den 
Wandel in Bismarcks Anſchauung bedingten. Durch Sonderſtudien 
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in der Hofgeſchichte und kritiſche Beobachtungen am Hofe Friedrich 
Wilhelms IV. hatte Bismarck kennen gelernt, wieviel Einflüſſen männ⸗ 
licher und weiblicher Günſtlinge und Schmeichler ſelbſt der beſte Monarch 
ausgeſetzt ſei.“) Die Regierung Friedrich Wilhelms IV. zeigte dem 
denkenden Staatsmanne die großen Gefahren einer ſchwaͤnkenden, 
durch berufene und unberufene Ratſchläge beeinflußten Politik. Noch 
in ſeinen letzten Lebensjahren hat der greiſe Kanzler offen bekannt, 
daß er am Anfange ſeiner politiſchen Tätigkeit die Unzuverläſſigkeit 
der Fürſten zur Genüge erfahren habe.“) So entwickelte ſich bei 
Bismarck die Überzeugung, daß Kammern in ruhigen Zeiten ein 
geſundes und brauchbares Korrektiv für den König ſeien, nament- 
lich gegen die „vom Krebs republikaniſch-heidniſcher Bildung an⸗ 
gefreſſene Bureaukratie.““) Gerade der Haß gegen den abſolutiſti⸗ 
ſchen Beamtenſtaat hat in Bismarcks Denken den Gedanken der 
Anerkennung der Volksvertretung mit zum Reifen gebracht. Und 
je mehr Manteuffel, der ganz und gar Beamter war, ſeinem Ideale, 
dem bureaukratiſch⸗abſolutiſtiſchen Staate“), neues Leben einzuhauchen 
verſuchte, um fo rückhaltloſer hat ſich Bismarck zum gemäßigten 
Kammertum bekannt.!) Beamte, namentlich Miniſter, wie fie die 
Manteuffelſche Ara gezeitigt hatte, die ſich in der Regel zufrieden 
gaben, „wenn ſie durch königliche Unterſchrift gedeckt waren, auch 
wenn ſie perſönlich den Inhalt des Unterſchriebenen nicht hätten ver⸗ 
antworten mögen“ “), hielt Bismarck ſchon im November 1853 
feinem Vaterlande für gefährlicher, als „die Hand voll oppoſitioneller 
Kammerſchwätzer“. 0) 

Der Hauptgrund aber für Bismarcks Anerkennung der konſti⸗ 
tutionellen Volksvertretung liegt in der deutſchen und auswärtigen 
Politik. Am 26. Dezember 1851 ſchrieb der General von Gerlach in 
ſein Tagebuch: „Und doch muß im Konſtitutionalismus eine Wahrheit 
liegen, da Bismarck und Lecoq me contra dicente ſich der Kammern 
bedienen wollten, um dem von Sſterreich verſuchten Majoritäts⸗ 
regiment auf dem Bundestage entgegenzutreten.““) Für den ver⸗ 
wickelten öſterreichiſchen Staatsorganismus mit feinen verſchiedenen 
Völkerſchaften barg das konſtitutionelle Syſtem große Gefahren, und 
die deutſchen Dynaſtien ſahen durch das moderne Kammerweſen mit 
den liberal⸗ nationalen Tendenzen ihre Kronen ſtark gefährdet.?) Dieſe 
wunde Stelle der Nebenbuhler Preußens im Bundestage hatte Bis⸗ 
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marck gleich in den erſten Monaten ſeiner diplomatiſchen Tätigkeit in 
Frankfurt erſpäht, wie uns die eben erwähnte Tagebuchaufzeichnung 
Gerlachs erkennen läßt. Und am 2. Dezember 1852 wies der Bundes⸗ 
tagsgeſandte in einem eigenhändigen Berichte an Manteuffel darauf 
hin, daß die Vorteile der Kammern in der äußeren Politik zu ſuchen 
ſeien.“) Als Beuſt 1857 mit einem Verbeſſerungsplane für den 
Bund hervorgetreten war, riet Bismarck ſeinem vorgeſetzten Mi⸗ 
niſter, in bezug auf die von Sachſen erſtrebten Richtbeſtimmungen 
über Preſſe und Verfaſſungen im Sinne der Verteidigung ſtändiſcher 
Freiheiten und mit Bezug auf Artikel 13*) der Bundesakte fo weite 
Ziele zu ſtecken, daß es Sſterreich unmöglich werde, darauf einzu⸗ 
gehen.“) „Kammern und Preſſe könnten ein mächtiges Hilfsmittel 
unſerer auswärtigen Politik werden“ ?“), heißt es in einem Briefe 
an Below⸗Hohendorf vom 3. April 1858, und in einem Schriftſtück 
vom März desſelben Jahres an die preußiſche Regierung leſen wir 
aus Bismarcks Feder: „Die Königliche Gewalt ruht in Preußen auf 
ſo ſichern Grundlagen, daß die Regierung ſich ohne Gefahr durch 
eine belebtere Tätigkeit der Landesvertretung ſehr wirkſame Mittel 
der Aktion auf die deutſchen Verhältniſſe ſchaffen kann.““) Und 
Leopold von Gerlach klagte am 19. April 1858 in ſeinem Tage⸗ 
buche darüber, daß Bismarck in feinem Gegenſatz zu Sſterreich be; 
reits dahin gekommen ſei, den preußiſchen Landtag für den Haupt⸗ 
halt Preußens in Deutſchland zu erklären.“) Namentlich in der Zeit 
nach den orientaliſchen Wirren des Krimkrieges, während welcher es 
Bismarck nicht gelungen war, Preußen vollſtändig aus dem Schlepp⸗ 
tau Sſterreichs zu befreien und feinem Vaterlande die Vorherrſchaft 
in Norddeutſchland zu ſichern, hat Bismarck als Mittel die preu⸗ 
ßiſchen Kammern im Kampfe gegen die Donaumonarchie und die 
deutſchen Bruderſtaaten ausgeſpielt. 

Preußiſcher Staatsegoismus war es, der den konſervativ⸗ariſto⸗ 
kratiſchen Bismarck⸗Schönhauſen dem Kammerweſen vollſtändig in 
die Hände trieb; denn im Konſtitutionalismus fand der künftige Reichs⸗ 
gründer durchſchlagende Bedingungen für Preußens Anſehen unter 
den Bundesſtaaten.“ 


) Artikel 13 der deutſchen Bundesakte bon 1815: „In allen Bundesſtaaten 
wird eine Verfaſſung ſtattfinden.“ 
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b) Bismarck und der Gedanke des deutſchen Parlaments. 


In dem Ringen Bismarcks um die Vormachtſtellung Preußens 
in Deutſchland verſchmolz in feinem Denken mit der Idee der Volks—⸗ 
vertretung der deutſch⸗nationale Gedanke. Noch auf dem Erfurter 
Parlament hatte Herr von Bismarck die ſchwarzrotgoldenen Pläne 
eines Radowitz ebenſo von ſich gewieſen, wie er bereits 1848/49 vom 
preußiſch⸗partikulariſtiſchen Standpunkte aus jede Verfaſſung der Pauls⸗ 
kirche abgelehnt hatte. Und doch muß darauf hingewieſen werden, daß 
Bismarck im Frühjahr 1850 (Rede in Erfurt am 15. April) in feine 
Gedankenketten die Möglichkeit einſtellte, „auf den Leib der deutſchen 
Einheit den fadenſcheinigen Rock einer franzöſiſchen Konſtitution zu 
ziehn,“ wenn auch niemals unter der Bedingung, daß Preußen von 
den Mittel⸗ und Kleinſtaaten vergewaltigt werde.“) Derſelbe boruſ— 
ſiſche Staatsegoismus, der den Abgeordneten von Bismarck zwang, 
die Unionsverfaſſung in Erfurt abzulehnen, derſelbe Egoismus war 
es, der in dem Bundestagsgeſandten auf Grund feiner Erfahrung 
in der praktiſchen Politik den Plan einer deutſchen Volksvertretung 
reifen ließ. Als zu Anfang November 1853 bei einem Beſuche in Frank⸗ 
furt Keudell darauf hinwies, daß es wohl notwendig werden würde, 
nach einem Kampfe mit Sſterreich in Norddeutſchland den Grund⸗ 
gedanken der Union zu verwirklichen, entgegnete Bismarck: „Gewiß 
denke auch ich ſo etwas zu erleben. Solange Metternichs Grundſatz 
Geltung hatte, daß die beiden Großmächte am Bunde immer einig 
auftreten müßten, da mochte die Sache gehen. Aber das jetzige 
Syſtem der Vergewaltigung Preußens am Bunde iſt für uns auf 
die Dauer nicht erträglich.“ “) Da in der Zeit des Krimkrieges Bis⸗ 
marcks Denken durch die auswärtigen Verhältniſſe ganz und gar be⸗ 
ſchäftigt war, trat die Frage der deutſchen Volksvertretung vollſtändig 
zurück. Nachdem aber dem Bundestagsgeſandten während der Wirren 
im Oſten die Schädlichkeit preußiſcher Vaſallenpolitik inbezug auf 
Oſterreich vollkommen klar geworden war, ſteuerte er mit vollen Segeln 
einer deutſchen Volksvertretung entgegen, um durch Werbearbeit für 
Verwirklichung des großen deutſch⸗völkiſchen Gedankens die Zollern⸗ 
macht aus der Abhängigkeit der Donaumonarchie zu löſen. Mit einer 
tatkräftigen äußeren Politik Preußens, die ihre Spitze auf Sſterreich 
gerichtet hatte, war nämlich Bismarck während der orientaliſchen 
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Kriſis beim Könige und der Kamarilla gegenüber nicht durchgedrungen. 
Nun verſuchte er eben die Verwirklichung ſeiner Ausſtoßungspolitik 
auf dem Wege der Bundesreform mit Volksparlament; denn es war 
klar, daß bei der Schöpfung einer Geſamtvertretung des deutſchen 
Volkes Öfterreich mit feinen Raſſenunterſchieden notwendig aus dem 
Rationalſtaate ausgeſchloſſen werden mußte. 

Bereits im April 1858 dachte Bismarck, wie wir in einem 
Schreiben an Below-Hohendorf leſen, an eine Art Zollparlament nach 
dem Unionsentwurf von 18493, und ſchon ein Jahr fpäter, fo er⸗ 
fahren wir aus einer Unterredung mit Theodor Bernhardi, ſtand 
der Plan einer Nationalvertretung feſt auf dem deutſchen Programm 
des ſpäteren Reichsſchöpfers. Der Grund dafür lag eben in der auf 
preußiſches Machtintereſſe eingeſtellten Erkenntnis von der Notwendig⸗ 
keit der Ausſcheidung Oſterreichs aus dem deutſchen Staatenverbande. 
Wegen dieſer Begründung hat Wilhelm als Regent 1859 ſeinen 
Frankfurter Geſandten nach Petersburg geſchickt und den Plan fallen 
laſſen, ihn zum Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten zu machen. 
So berichtet uns Bernhardi, dem Bismarck kurz vor Ausbruch des 
deutſch⸗öſterreichiſchen Krieges 1866 dieſe Begebenheit erzählt hat.“) 
Am 9. April 1860 fragte Herr von Bismarck vorſichtig ſondierend 
ſeinen vorgeſetzten Miniſter von Schleinitz, ob der öſterreichiſche Kollege 
„mit ‚Volksvertretung am Bunde‘ geängſtigt werden ſolle“ ??), und 
nach der Badener Denkſchrift von 1861 hielt der preußiſche Geſandte 
in Petersburg eine Vertretung der deutſchen Nation für unbedingt 
notwendig, um einen feſten Zuſammenſchluß der Stämme Germaniens 
zu einem kraftvollen Ganzen zu erreichen.“) Ein Zollparlament mit 
rein wirtſchaftlichen Zwecken ſollte die politiſche Geſamtrepräſentation des 
deutſchen Volkes vorbereiten.“ ') Neben der Trennung Sſterreichs von der 
deutſchen Staatengruppe bezweckte Bismarck mit der Reichsvertretung, 
auch den Sonderbeſtrebungen der Einzelſtaaten“) und den ausein⸗ 
anderlaufenden Tendenzen dynaſtiſcher Intereſſenpolitik einen Riegel 
vorzuſchieben.“) Bismarck erwartete von dem Nationalparlament 
einen Machtzuwachs Preußens gegenüber den Mittel- und Kleinſtaaten, 
da er die Intereſſen des geſamten deutſchen Voltes mit denen der 
Hohenzollernmonarchie gleichſetzte.“) Im Geſpräch mit Unruh äußerte 
er ſich 1859 dahin, daß der einzige Verbündete Preußens das deutſche 
Volk ſei.“) Auch hoffte Bismarck mit einem gewählten Reichstage 
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das politiſche Denken der Deutſchen großzügiger zu geſtalten und der 
Gefahr zu ſteuern, die „zankende“ Kammern den Einzelregierungen 
bereiteten. „Eine ſolche deutſche Geſamtvertretung,“ heißt es in der 
Badener Denkſchrift, „dürfte zugleich mit einiger Sicherheit dahin— 
führen, daß der bedauerlichen Tendenz der meiſten deutſchen Land— 
tage, ſich vorwiegend kleinlichen Reibungen mit der eigenen Regierung 
zu widmen, eine heilſame Ableitung auf breitere und gemeinnützigere 
Bahnen gegeben würde, und die ſubalternen Streitigkeiten der Ständer 
ſäle einer mehr ſtaatsmänniſchen Behandlung deutſcher Geſamtin— 
tereſſen Platz machten.“ 

Alſo im Kampfe gegen Sſterreich und im Intereſſe der Vorherr— 
ſchaft Preußens in Deutſchland iſt Bismarck während feiner Frank⸗ 
furter Zeit zur Forderung eines deutſchen Parlaments gekommen. 
„Nachdem eine Volksvertretung zum Teil mit ſehr weitgehenden 
Befugniſſen in jedem deutſchen Staate beſteht, kann eine analoge 
Einrichtung für die Geſamtheit unmöglich an und für ſich als eine 
revolutionäre angeſehen werden.““) Das war 1861 auf Grund der 
Erfahrungen am Bundestage Bismarcks unwandelbare Überzeugung. 
König Wilhelm zeigte ſich damals ſchon dem badenſchen Plane ge— 
neigt, und er trug trotz der gegenteiligen Meinung ſeiner Miniſter 
von Schleinitz, Bernſtorff und Schwerin keine Bedenken, Preußen 
einem deutſchen Parlamente unterzuordnen.“) 

Woher im einzelnen die Gedanken Bismarcks betreffs der deut— 
ſchen Volksvertretung gekommen ſind, läßt ſich nicht mit Beſtimmt⸗ 
heit nachweiſen. Vieles war dem großen Diplomaten nach ſeiner 
Frankfurter Tätigkeit als natürliches Ergebnis eines ſtaatsegoiſtiſchen 
Denkens eigentümlich, vieles lag in der Luft ſeiner Zeit, und manches 
mag ihm von anderer Seite zugeflogen ſein. Below⸗Hohendorf hat 
zweifellos auf die deutſch⸗nationalen Ideen Bismarcks klärend und 
fördernd gewirkt. In einem Briefe vom 23. März 1858 warf der 
konſervative Parteifreund die Frage nach einer Art Zollparlament 
auf und betonte, daß die Einigung Deutſchlands nicht in den Kar 
binetten, ſondern vorzugsweiſe auf dem deutſchen Volke ruhe.“) Wie 
weit etwa dem dritten Napoleon ein Anteil zukommt, läßt ſich nicht 
meſſen und wägen. Sicher war ſein Beiſpiel nicht ganz ohne Ein⸗ 
fluß; denn er hatte ja gezeigt, wie leicht eine monarchiſche Regierung 
liberal⸗nationale Gedanken und parlamentariſche Einrichtungen zur 
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Stärkung ihrer Macht ausnützen könne. Für die Politik des fran 
zöſiſchen Kaiſers zeigte Bismarck allzeit inneres Verſtändnis, und 
darum ſtand er um 1857 bei ſeinen alten Freunden ſtark im Ver⸗ 
dachte des Bonapartismus. Auch aus den Beſtrebungen des National⸗ 
vereins mögen ſich in Bismarcks Denken Ideen eingeſchlichen haben. 
Nach Gruners Lebenserinnerungen!“) ſcheint Bismarck noch als Ge⸗ 
ſandter in Petersburg verſucht zu haben, mit Männern des National⸗ 
vereins Fühlung zu bekommen, und in den erſten Tagen ſeines 
Miniſteriums ſchrieb er dem Schriftleiter der Nationalzeitung, er ſtrebe 
in der deutſchen Politik nach demſelben Ziele wie die liberale Partei.“) 

Somit ſteht feſt, daß ſich Otto von Bismarck 1861 ganz entſchie⸗ 
den ſowohl zur preußiſchen Repräſentativoverfaſſung, als auch zur Not⸗ 
wendigkeit eines deutſchen Geſamtparlaments bekannte. Der Wandel 
vollzog ſich in der Frankfurter Zeit und war in der Hauptſache durch 
das Beſtreben bedingt, Preußen in ſeiner äußeren Politik zu ſtärken 
und ihm die Vormachtſtellung in Deutſchland zu ſichern. 


2. Die Wahlrechtsfrage bei Bismarck in der Zeit des Wandels 
ſeiner Stellung zur modernen Verfaſſung. 


a) Bismarck und das Stimmrecht für den preußiſchen 
Landtag und die deutſche Reichs vertretung. 


Die Anerkennung der Repräſentativverfaſſung in Preußen und 
das Werben für eine Reichs vertretung in Deutſchland ſchloſſen natur; 
gemäß die Billigung der Kopfzahlwahlen ein, wenn auch weder be⸗ 
hauptet noch bewieſen werden kann, daß Bismarck für das Prinzip 
parlamentariſcher Wahlen als ſolches eingetreten iſt. Er nahm das 
Stimmrecht lediglich als notwendige Vorausſetzung für Kammern 
und Geſamtparlament an, weil er dieſe als unentbehrliche Mittel im 
Dienſte einer kräftigen auswärtigen und deutſchen Politik ſeines preu⸗ 
ßiſchen Vaterlandes erkannt und ſchätzen gelernt hatte. Im übrigen 
hat ſich Bismarck in Frankfurt, Petersburg und Paris wenig mit 
innerpolitiſchen Dingen beſchäftigt. Das lag daran, daß ſich ſein 
ganzes Denken auf die äußeren Verhältniſſe richtete, die ihm das 
feiner tatkräftigen Natur entſprechende Wirkungsfeld boten. Auße⸗ 
rungen zum Wahlrecht im beſonderen find darum in der Zeit feiner 
Geſandtſchaften außerordentlich ſelten. 
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Nach wie vor ſtand Bismarck feſt in ſeinem Glauben an die 
konſervative und regierungsfreundliche Geſinnung der breiten Maſſe 
des Volkes. Dieſe Überzeugung, die er im Umgange mit der oſtelbi⸗ 
ſchen Landbevölkerung gewonnen hatte, war für ihn untrüglich. Darum 
ehnte er es ab, nach belgiſchem Muſter die unbemittelten Klaſſen 
auf Grund eines Steuerminimums von den Wahlen auszuſchließen. 
Am 20. Februar 1854 ſchrieb er in dieſem Sinne an Leopold von 
Gerlach: „Man ſchreibt mir von der Abſicht, einen höheren Wahl; 
zenſus für die Kammern im Wege der Gemeindeordnung einzuführen; 
das wäre kein Glück, denn die durch ſolchen Zenſus ausgeſchloſſenen 
Schichten find beſſere Royaliſten als die übrigbleibende Bourgeoiſie 
und höheren Stände, ganz abgeſehen von der drohenden Willkür 
jeder Zenſusordnung und dem Schaden endloſer Verfaſſungsmache⸗ 
rei.“ !“) Nachdem Bismarck den Kammern ihre Berechtigung zuerkannt 
und die Notwendigkeit einer Volksvertretung eingeſehen hatte, konnte er 
nicht mehr zugeben, das Parlament einer Abtötung und Verſumpfung 
anheimfallen zu laſſen, wie es viele der höheren Beamten bei ihrer 
„politiſchen Kurzſichtigkeit“ unter Manteuffel erſtrebten.“) Darum pro⸗ 
teſtierte Bismarck 1858 gegen den von Ludwig von Gerlach geſtellten 
und von ſeinem Bruder gebilligten Antrag auf ſechsjährige Legislatur⸗ 
perioden in Preußen“); denn die Abgeordneten ſollten in lebendiger 
Verbindung mit Land und Leuten bleiben. Dem aber war eine längere 
Wahlperiode nur hinderlich. Da Bismarck die Kammern zur Durch⸗ 
führung ſeiner äußeren Politik brauchte, hielt er es für unbedingt 
notwendig, daß ſich das Volk für ſeine Vertretung intereſſiere und 
politiſch erzogen werde. Das öffentliche Intereſſe an den Kammern 
aber konnte nur geweckt und geſtärkt werden, wenn die Zeit zwiſchen 
den Wahlen möglichſt kurz war. Darum verteidigte er in ſeinem 
Briefe vom 20. Februar 1858 an den General von Gerlach die Bei⸗ 
behaltung der dreijährigen Wiederkehr der Wahlen.“) „Dem geſunden 
Staatskörper (ſoweit es in dieſer Welt Geſundheit gibt) vindiziere 
ich freie Bewegung, ſonſt muß er krank werden. Der ſechsjährige 
Blutumlauf iſt zu langſam und unſerer norddeutſchen Trägheit zu 
förderlich.“ Mit dieſen Worten begründete der preußiſche Bundestags⸗ 
geſandte ſeine ablehnende Haltung gegen den genannten Antrag.“) 


9 Vgl. Augſt, Bismarck und Leopold von Gerlach, 48 f. 


28 Zweites Kapitel. Wandel in Bismarcks Stellung zum Verfaſſungsproblem uſw. 


Die Abhängigkeit der Kammern von tumultariſchen Wählern und 
einer gemachten öffentlichen Meinung, „gegen welche man Bürgſchaften 
in langer Dauer des Mandats hätte ſuchen können,“ machte ſich in 
der Reaktionszeit nicht mehr fühlbar; das Intereſſe am Verfaſſungs⸗ 
leben war durch den Druck der Reaktion zu ſtark abgeflaut. Das 
beweiſt ein Blick auf die Statiſtik der Beteiligung an den Wahlen. 
1849 wählten noch 31,9% aller berechtigten Urwähler, 1855 bloß 
16,1% und 1858 22,6% % Dazu kam, daß gerade in den unterſten 
Schichten, die Bismarck für ſeine Politik mit am brauchbarſten hielt, 
die Wahlenthaltung außerordentlich groß war. 1849 beteiligten ſich 
von den für die dritte Abteilung wahlberechtigten Preußen 28,6%, 
1855 12,7% und 1858 18,5%, während in der zweiten Abteilung 
1849 44,9%, 1855 27,2%, 1858 37,1%; in der erſten Abteilung 
aber 1849 55,4% , 1855 39,8% und 1858 55,8% der in der ber 
treffenden Klaſſe ſtehenden Urwähler teilnahmen.“) Dem ſcharfblicken⸗ 
den Staatsmanne konnte nicht entgehen, daß bei ſo geringer Anteil⸗ 
nahme der Bevölkerung an den Wahlen das Parlament zur hohlen 
Form herabſinken mußte, und ſo läßt es ſich erklären, daß Bismarck 
aus Nützlichkeitsgründen das Intereſſe des Volkes an der Wahl der 
Abgeordneten nicht noch weiter geſchwächt wiſſen wollte. Dazu kam, 
daß der antibureaukratiſche Junker eine allzugroße Abhängigkeit der 
Kammern von dem Miniſterium und ſeinen Beamten, die er bei 
Legislaturperioden von ſechsjähriger Dauer fürchtete, zu verhindern 
ſuchte. „Die Krankheit, an welcher unſer ſtändiſches Leben danieder 
liegt, iſt neben der Unfähigkeit der einzelnen der Servilismus des 
Hauſes der Abgeordneten. Seine Majorität hat keine unabhängige 
Überzeugungen und iſt ein Inſtrument miniſterieller Omnipotenz. Dieſe 
Majorität und ihr Servilismus wachſen mit der Dauer der Legislatur⸗ 
periode.“ So heißt es in jenem achtundfünfziger Februarbriefe an 
den General von Gerlach.“) Bismarcks Begründung wird ohne weiteres 
klar, wenn man bedenkt, daß in der Kammer, die 1855 gewählt worden 
war, von den 352 Mitgliedern 215 Beamte ſaßen.“?) Trotzdem aber 
wird man dieſe Motivierung von einem parteiegoiſtiſchen Zuge nicht 
freiſprechen können. Nur in den Händen eines Manteuffel erſchien 


) Alle Zahlen, die ſich auf die Wahlen zum preußiſchen Landtage beziehen, 
ſind den Engelſchen Zuſammenſtellungen und Abhandlungen in der Zeitſchrift des 
Königl. Preuß. Statiſtiſchen Bureaus entnommen. 
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dem konſervativen Realpolitiker eine gefügige Kammermehrheit als 
„Inſtrument miniſterieller Omnipotenz“ gefährlich, er ſelbſt hat eine 
ſolche in der Zeit ſeiner eigenen Miniſterſchaft mit allen Mitteln zu 
erreichen verſucht. 

Die deutſche Nationalvertretung oder das entſprechende Zollparla— 
ment dachte ſich Bismarck 1861 noch vollſtaͤndig aus konſervativen 
Elementen zuſammengeſetzt.“) Eine unmittelbare Stimmenabgabe der 
einzelnen Volksgenoſſen bei den Wahlen von Reichsabgeordneten hat 
ihm damals noch nicht vorgeſchwebt. Zur Zeit der Petersburger Ge— 
ſandtſchaft ſtand in feinem Programm eine Art Delegationenprojekt, 
nach welchem das deutſche Geſamtparlament von Ausſchüſſen der 
einzelnen Landeskammern gebildet werden ſollte. So heißt es in der 
Badener Denkſchrift: „Für die Intelligenz und konſervative Haltung 
einer ſolchen Vertretung würde es einige Bürgſchaften gewähren, 
wenn ihre Mitglieder nicht direkt von der Bevölkerung, ſondern von 
den einzelnen Landtagen erwählt würden.““) 


b) Bismarck und die Wahlrechtsfrage in den deutſchen 
Einzelſtaaten. 

Was Bismarcks Stellung zu den Wahlſyſtemen in den einzelnen 
deutſchen Bundesſtaaten anbelangt, fo war dieſe lediglich durch preu— 
ßiſchen Staatsegoismus bedingt. Es laſſen ſich hierüber nur all⸗ 
gemeine Erörterungen anſtellen, da eingehende Außerungen über das 
Stimmrecht im beſonderen fehlen. 

In der Freien und Hanſeſtadt Hamburg wurde am 23. Mai 1850 
nach dem „Rat⸗ und Bürgerſchluß“ eine neue Verfaſſung, die ſogenannte 
Neunerverfaſſung, veröffentlicht. Ihre Beſtimmungen waren außer⸗ 
ordentlich liberal und veranlaßten den Frankfurter Bundestag zum 
Einſchreiten gegen die Ausführung des neuen Staatsgrundgeſetzes. 
Der Verfaſſungsausſchuß der deutſchen Bundesverſammlung bean⸗ 
ſtandete in ſeiner Note vom 27. April 1852 namentlich die „unzuläſſige 
Abhängigkeit“ des vorgeſchlagenen Senats von dem bürgerſchaftlichen 
Parlament, das weſentlich verſchieden war von dem bisherigen Aus⸗ 
ſchuß der verfaſſungsmäßigen Inhaber der Hoheitsrechte (nach dem 
„unwiderruflichen Fundamentalgeſetz“ von 1712).”) Von 192 Mit; 
gliedern der neuen Volksvertretung ſollten 96 Abgeordnete durch 
allgemeine unmittelbare Wahlen mit geheimer Stimmabgabe erwählt 
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werden. Das Wahlrecht wurde jedem Hamburger Bürger zugeſprochen, 
der 25 Jahte alt war, eine Vermögens; oder Einkommenſteuer bes 
zahlte und ſich zur Zeit der Ausſchreibung der Wahl mit ſeinen Ab⸗ 
gaben nicht im Rückſtande befand (Artikel 30).“) Daß der Bundestag 
gegen dieſe liberalen Beſtimmungen Einſpruch erhob, iſt vornehmlich 
auf die Anregung Preußens zurückzuführen; denn Sſterreich ſamt 
ſeinen Paladinen ſtand der Hamburger Sache im großen und ganzen 
gleichgültig gegenüber.“) Herr von Bismarck hat die Neunerverfaſſung 
von vornherein abgelehnt und dementſprechend auf ſeine Frankfurter 
Kollegen einzuwirken verſucht. „Was Hamburg anbelangt,“ ſchrieb 
er am 6. November 1852 an den General von Gerlach, „ſo halte 
ich für das beſte, was man im Augenblick tun kann, zu temporiſieren 
und nach Kräften zu verhindern, daß die Bundesverſammlung der nach 
ihrem erſten Einſchreiten revidierten Neunerverfaſſung ihre Billigung 
gibt.““) Auch 1855 noch bemühte ſich Bismarck um Aufrechterhaltung 
der bisher geltenden Verfaſſung “), und fein Brief vom 5. April 1856 
an den alten Freund und Gönner in der Kamarilla Friedrich Wil⸗ 
helms IV. beweiſt, daß er ſeinen Standpunkt in bezug auf Hamburg 
nicht gewechſelt hatte. Trotz vielſeitigen Widerſtandes in der Bundes⸗ 
verſammlung lehnte er nach wie vor die Neunerverfaſſung ab““), 
weil Preußens Intereſſe an der wichtigſten Zollſtelle des Nordens eine 
konſervative Verfaſſung erheiſchte. Im einzelnen aber läßt ſich über 
die Stellung des Herrn von Bismarck in der Hamburger Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit nicht allzuviel ſagen. Vielleicht ſehen wir etwas klarer, 
wenn einmal der Immediatbericht vom 4. April 1856 veröffentlicht 
ſein wird. 

Im Königreich Hannover wurde nach dem Geſetz vom 26. Oktober 
1848, welches die Wahlen zur allgemeinen Ständeverſammlung be⸗ 
traf, die Ritterſchaft in der erſten Kammer durch eine Vertretung 
des Großgrundbeſitzes, des Handels und Gewerbes, der Kirche und 
der Schule und der Rechtsgelehrten erſetzt, während in der zweiten 
Kammer im großen und ganzen nur noch die Städte und Landbezirke 
vertreten blieben. Das Wahlrecht war vom Wohnſitz in der Gemeinde 
und von der Zahlung einer beſtimmten Steuer abhängig. Die Groß⸗ 
grundbeſitzer und die in der erſten Kammer vertretene Univerſität 
Göttingen wählten unmittelbar, alle anderen Bevölkerungsklaſſen 
mittelbar. “) Schon 1851 wandte ſich die hannöverſche Ritterſchaft 
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an den Bund zur Wiederherſtellung der alten Zuſtände. Bismarck 
lehnte hier die Unterſtützung der ariſtokratiſchen Stände ab; denn ein 
Eingreifen des Bundestages im Sinne der Ritterſchaft hätte den 
Sturz des Miniſteriums Münchhauſen zur Folge gehabt, und damit 
wäre zum Nachteile für Preußen der preußiſch-hannoverſche Handels; 
vertrag vom 7. September 1851 gefallen. Angeſichts dieſer Sachlage 
ſchrieb Bismarck an Manteuffel: „So entſchiedene Abneigung ich da; 
gegen habe, im eigenen Vaterlande das Recht der Politik zu opfern, 
ſo habe ich doch preußiſchen Egoismus genug, um in bezug auf Han⸗ 
novers Recht nicht in demſelben Grade gewiſſenhaft zu ſein ...““) 

1853 trat die katholiſch⸗öſterreichiſche Partei von Frankfurt a. M. 
mit dem Erſuchen an den Bundestag heran, das „Drganifche Geſetz“ 
vom 12. September des genannten Jahres, die Erweiterung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte der Landbewohner und Iſraeliten betreffend, auf⸗ 
zuheben. Dieſes Geſetz geſtand den Juden die Anteilnahme an der 
Legislative der Bürgerſchaft zu und ſtellte die jüdiſche Bevölkerung in 
bezug auf Wahlrecht und Wählbarkeit den chriſtlichen Bürgern gleich, 
jedoch mit der Einſchränkung, daß vom Wahlkolleg nicht mehr als 
vier Israeliten in die geſetzgebende Verſammlung gewählt werden 
durften. Außerdem regelte das Geſetz die Vertretung der Land— 
gemeinden in der Bürgerrepräſentation.“) Die Wirkung dieſer Ver⸗ 
faſſungsänderung ging dahin, daß der Partei der Gothaer in der 
Freien Stadt Frankfurt die Mehrheit geſichert wurde. Trotzdem nun 
Bismarck in ſeinem Vaterlande den Gothaiſchen Liberalismus und 
die Juden mit allen Mitteln bekämpfte, riet er ſeiner Regierung, 
dem Erſuchen der katholiſch⸗öſterreichiſchen Fraktion nicht ſtattzugeben 
und ihre Beſchwerde zurückzuweiſen, obwohl er vom konſervativen 
Standpunkte aus mannigfache Veränderungen der Verfaſſung für 
notwendig hielt. Maßgebend war ihm, daß die Tendenzen der be⸗ 
ſchwerdeführenden Partei dem politiſchen Intereſſe Preußens wider⸗ 
ſtrebten und auf die Vorherrſchaft Oſterreichs gerichtet waren. Auch 
wollte Bismarck verhindern, daß Prokeſch durch Lavieren in der 
Judenfrage das Bedürfnis der Familie Rothſchild nach einer beſſeren 
politiſchen und ſozialen Stellung finanzwirtſchaftlich für Öfterreih als 
zuſehr ausnützte.“) 


) Das Bürgermeiſteramt der Stadt Frankfurt a. M. hat mir in freundlicher 
Weiſe eine Abſchrift des Geſetzes vom 12. September 1853 zur Verfügung geſtellt. 
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In Lippe⸗Detmold wurde nach der Verordnung vom 16. Januar 
1849 das allgemeine Wahlrecht mit unmittelbaren Wahlen verkündet. 
Die Lippeſche Regierung hob durch landesherrliche Verordnung vom 
15. Mätz 1853 dieſes Wahlgeſetz einſeitig auf und führte dasjenige 
von 1836 wieder ein. Wegen Aufhebung der geltenden Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen beſchwerten ſich Abgeordnete aus Lippe-Detmold beim 
Bundestage. Die Reklamationskommiſſion am Bunde entfchied fich 
zugunſten der Beſchwerdeführer. Bismarck verfocht aber die Wieder; 
herſtellung der alten Stände. Er verhinderte darum das Protokoll 
der Reklamationskommiſſion und ſetzte durch, daß die Sache noch 
einmal im Verfaſſungsausſchuß, dem der Preuße mit angehörte, ver⸗ 
handelt wurde.“) Nach einer vierſtündigen lebhaften Auseinander⸗ 
ſetzung gelang es Bismarck am 21. Dezember 1853, wie er ſelbſt an 
den Fürſten von Lippe ſchrieb, „die urſprünglichen Anträge ſoweit 
zu modifizieren, daß die Berechtigung der Fürſtlichen Regierung, das 
revolutionäre Wahlgeſetz aufzuheben und dasjenige von 1836 wieder 
einzuführen, ferner nicht in Zweifel gezogen würde.““) Schließlich 
erklaͤrte 1854 der preußiſche Bundestagsgeſandte im Namen ſeiner 
Regierung, daß der Beſchwerde der Lippeſchen Abgeordneten, inſoweit 
dieſe die Aufhebung der Verordnungen vom 16. Januar 1849 über 
die Zuſammenſetzung des Landtages und die Wahl der Volksboten 
betraf, keine Folge zu geben ſei.“) So erreichte Bismarck, daß ein 
Bundestagsbeſchluß zuſtande kam, nach welchem für Lippe-Detmold 
die Verfaſſung von 1836 mit altſtändiſcher Vertretung, der bei der 
Geſetzgebung nur beratende Stimme eingeräumt war, gutgeheißen 
wurde.““) Nach der Wahlverordnung zu dieſem Geſetze war die Ber 
völkerung in drei Stände gegliedert: Ritterſchaft, Städte und länd⸗ 
liche Grundeigentümer, die nicht zur Ritterſchaft gehörten. Jeder 
Stand wählte ſieben Abgeordnete, von denen die ſieben Vertreter der 
Ritterſchaft die erſte Kurie, die 14 übrigen die zweite Kurie bildeten. 
Beide Kurien berieten zuſammen, ſtimmten aber getrennt ab.“) In 
einer Zeit alſo, wo Bismarck im eigenen Vaterlande das altſtändiſche 
Syſtem überwunden und die Kopfzahlwahlen anerkannt hatte, bezeich⸗ 
nete er das allgemeine Stimmrecht für Lippe⸗Detmold als revolutionär 
und ſetzte deſſen Aufhebung und die Wiedereinführung der Stände⸗ 
vertretung durch, weil er der Lippeſchen Regierung nicht zutraute, eine 
Kammer auf demokratiſcher Grundlage im Zaume halten zu können. 
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In Luxemburg war 1848 ein Staatsgrundgeſetz nach belgiſchem 
Muſter bekanntgemacht worden. Die Stimmenabgabe für die Ab⸗ 
geordneten der Kammer (in Luxemburg gab es nur eine Kammer) 
fand unmittelbar ſtatt, doch war das aktive Wahlrecht an einen Zenſus 
von Io Franken gebunden, während die Wählbarkeit von einem 
Zenſus nicht abhängig war.“) Nach einem Berichte an die preußiſche 
Regierung vom 2. Auguſt 1856 wünſchte Bismarck für Luxemburg 
die Einführung einer auf konſervativen Grundſätzen beruhenden Ver—⸗ 
faſſung. Schließlich riet er Herrn von Scherff, einem Mitgliede der 
Luxemburger Regierung, eine neue Verfaſſung im Sinne der Reaktion 
zu oktroyieren. Dies iſt dann auch mit Erfolg durchgeführt worden.““) 
Ob der preußiſche Bundestagsgeſandte auch für das neue indirekte 
Wahlſyſtem unmittelbar von Einfluß geweſen iſt, darüber läßt ſich 
nichts feſtſtellen. 

In einem Briefe vom 12. März 1857 an Leopold von Gerlach 
beſprach Bismarck die dänifchen Verhältniſſe. Ihm ſchien der Nord⸗ 
ſtaat infolge ſeiner liberalen Geſamtverfaſſung und ſeines Reichstages 
ungeſunden Zuſtänden und bei der nächſten europäiſchen Kriſis der 
Auflöſung entgegenzugehen. Im Intereſſe Preußens aber hielt der 
Geſandte auf der Bundeswacht die Erhaltung Dänemarks für un⸗ 
bedingt notwendig. Darum gab er dem Wunſche Ausdruck, die Re⸗ 
gierung in Kopenhagen möge vor dem coup d’etat nicht zurück⸗ 
ſchrecken und ſich von der „national fanatiſierten und demokratiſchen 
Mehrheit im Reichstage“ befreien, der nach einem ſehr ausgedehnten, 
nahezu allgemeinen Wahlrecht gewählt war. Ausgeſchloſſen von der 
Wahl waren hier diejenigen Perſonen, welche entweder ohne eigenen 
Hausſtand in einem perſönlichen Dienſtverhältnis ſtanden, Unter⸗ 
ſtützung von der Armenverwaltung bezogen oder bezogen hatten, in 
der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt waren oder nicht we⸗ 
nigſtens ein Jahr in dem Wahlbezirke einen feſten Wohnſitz gehabt 
hatten. Im übrigen galt als Bedingung für das Wahlrecht nur die 
Vollendung des 30. Lebensjahres.“) Nach Bismarcks Meinung war 
ein Staat wie Dänemark nur mehr oder weniger abſolut mit Pro; 
vinzialſtänden zu regieren, wie dies jahrhundertelang geſchehen war.“) 

Die Maßnahmen und Äußerungen Otto von Bismarcks betreffs 
der Wahlgeſetze in den einzelnen deutſchen Bundesſtaaten und in 


Dänemark beweiſen, daß ſein Wandel in der Stellung zum parla⸗ 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 3 
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mentariſchen Stimmrecht durchaus nicht grundſätzlich bedingt war; 
denn er richtete hier den Kurs ſeiner Politik ganz und gar nach dem 
Kompaß preußiſchen Staatsintereſſes. Bismarck unterſtützte und be⸗ 
fürwortete die Kopfzahlwahlen mittelbar oder unmittelbar, wenn er 
ſich aus dem entſprechenden Syſtem für Preußen Vorteile verſprach, 
dagegen bekämpfte er ſie und förderte im Sinne der großen Reaktion 
die altſtändiſchen Vertretungen dort, wo er in den modernen Nez 
präſentativverfaſſungen für ſein Vaterland Gefahr witterte. Er iſt 
überall dann für Rückbildung der alten konſervativ⸗ſtändiſchen Ein⸗ 
richtungen eingetreten, wenn er die Regierungen nicht ſtark genug 
glaubte, das Kammerweſen zu zügeln. Einem Bismarck, der ſeinem 
Könige treu war „bis in die Vendee“, galt es auf alle Fälle zu ver⸗ 
meiden, daß Preußen durch radikale Landesparlamente in den Klein⸗ 
ſtaaten beeinflußt oder irgendwie gedrängt und geſchoben werde. „In 
betreff der Zuſtände aller anderen Länder erkenne ich keine Art prin⸗ 
zipieller Verbindlichkeit für die Politik eines Preußen an. Ich be⸗ 
trachte ſie lediglich nach Maßgabe ihrer Nützlichkeit für preußiſche 
Zwecke.“) Das war ſein politiſches Glaubensbekenntnis, an das 
allein er ſich in der Behandlung der Bundes⸗ und Nachbarſtaaten ge⸗ 
bunden fühlte. 


Drittes Kapitel, 


Bismarck und der Gedanke der Umbildung des 
preußiſchen Dreiklaſſenwahlrechts vor dem Kriege 
mit Oſterreich. 


1. Die Zuſtände im preußiſchen Abgeordnetenhaus und der 
Staatsſtreichplan im Schoße der Regierung bei Bismarcks 
Eintritt in das Miniſterium. 


In einem Zeitpunkt höchſter Spannung zwiſchen Krone und Ab; 
geordnetenhaus trat Bismarck in das preußiſche Miniſterium ein. 
Der Militärkonflikt hatte ſich ſoweit verſchärft, daß König Wilhelm 
gezwungen war, abzudanken, wenn er die Regierung nicht budgetlos 
weiterführen wollte. Die Mehrheit des Landtages erſtrebte mit aller 
Kraft ein parlamentariſches Regiment und ſomit die Abhängigkeit des 
Staatshaushaltes und des Militärbudgets vom Abgeordnetenhaus. 
„In Preußen feſte, liberale Regierung und konſequente Verwirklichung 
des verfaſſungsmäßigen Rechtsſtaates“ war eine Grundbeſtimmung 
auf dem Programm der deutſchen Fortſchrittspartei, die am 6. De; 
zember 1861 mit gegen roo Vertretern in die zweite Kammer zu 
Berlin eingezogen war. Es handelte ſich alſo in dem Konflikte um 
einen Machtkampf zwiſchen Krone und Parlament, in welchem das 
Königtum zu unterliegen ſchien. Wilhelm hatte ſich tatſächlich zur 
Abdankung entſchloſſen, da er es vor feinem Gewiſſen nicht verant— 
worten konnte, ſich der liberalen Majorität des Landtages zu fügen, 
und da er keinen Miniſter zu finden glaubte, der bereit ſei, die Geſchäfte 
zu führen, ohne die königliche Regierung der parlamentariſchen Mehr⸗ 
heit zu unterwerfen. Da trat Otto von Bismarck in die Schranken 
und erbot ſich, mit friſchen Kräften den Kampf gegen die Kammer 
aufzunehmen und unbedingt durchzuführen. „In dieſer Lage werde 
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ich . . .“, ſagte er im Park von Babelsberg feinem Landesherrn, 
„lieber mit dem Könige untergehen, als Ew. Majeſtät im Kampfe 
mit der Parlamentsherrſchaft im Stiche laſſen.“)) Siegreich hat Big; 
marck als Miniſterpräſident unter getreuer Beihilfe des Grafen Albrecht 
von Roon ſeinen Plan durchgeführt und gezeigt, daß zwiſchen den 
Grenzformen des Abſolutis mus und Parlamentarismus als Regierungs⸗ 
möglichkeit einer mittleren Linie der gemäßigte Konſtitutionalismus 
liegt, bei welchem eine ſtarke Monarchie erhalten bleibt und die Staats⸗ 
verwaltung nicht gezwungen werden kann, ſich dem Willen der Volks⸗ 
vertretung unterzuordnen. Aber nur der Kraftnatur eines Bismarck, 
in welchem ein eiſerner Wille glühte, war es möglich, den Kampf 
gegen den Liberalismus mit ſeinen Herrſchaftsbeſtrebungen auszufechten 
und das Feld zu behaupten. Dies gelang ihm dadurch, daß er den 
Schwerpunkt ſeiner Politik nach außen verlegte und ſomit dem parlamen⸗ 
tariſchen Andrange gegen die Krone ein wirkſames Gegengewicht ſchuf.“) 
Von innen her wäre eine Löſung des Konfliktes ohne Staatsſtreich 
und ohne Beugung der Verfaſſung vollſtändig ausgeſchloſſen geweſen; 
denn jeder Anruf an das Volk verſagte, und die wiederholten Neu⸗ 
wahlen zeigten, daß es der Regierung unmöglich ſei, bei dem geltenden 
Stimmrecht ſich jemals eine gefügige Mehrheit zu ſchaffen. Mit den 
Wahlen von 1858 war bereits eine ſtarke Schwenkung nach links 
eingetreten. Der 6. Dezember 1861 brachte nur noch 24 Konſervative, 
und bei den Wahlſchlachten vom Mai 1862 ſchmolz das Häuflein 
der Getreuen auf 1150 zuſammen. Selbſt der ſchärfſte Terrorismus 
der Regierung änderte an den Ergebniſſen nichts. Mit welchen Mitteln 
von ſeiten der Königlichen damals zu Felde gezogen wurde, ergibt 
ſich aus einer Tagebuchaufzeichnung Theodor Bernhardis. „Die re⸗ 
aktionäre perſönliche Umgebung des Königs“, ſo heißt es dort, „arbeitet 
dahin, daß bei den nächſten Wahlen wieder der ganze Weſtphalenſche 
Apparat“) von Intriguen und Vergewaltigung in Anwendung gebracht 
werde, um Wahlen zuſtande zu bringen, wie ſie die Junker haben 
wollten.“) Schlimmer noch wurde es unter Bismarck. Dieſer fand 


) Die Fraktionsziffern werden verſchieden angegeben. Nach Gerhard Ritter 
brachten die Wahlen von 1861 14, von 1862 10 und von 1863 38 Konfervatioe, 
(Ritter, Die preußiſchen Konſervativen und Bismarcks deutſche Politik, 17.) 

*) Unter der Einwirkung der Miniſter Weſtphalen und Raumer fielen im 
Reaktionsjahrzehnt die Wahlen ganz nach Wunſch der Regierung aus. 
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in dem Grafen Fritz von Eulenburg einen treuen Gehilfen, gegen 
widerſpenſtige Kreisrichter, Landräte und Dorfſchulzen das Diſziplinar⸗ 
verfahren einzuleiten), wenn ſie bei den Wahlen der Staatsleitung 
nicht zu Willen waren. Die Amtsentziehungen und Strafverſetzungen 
nahmen ſo überhand, daß ſich der Landtag im Januar 1863 zur 
Abfaſſung einer Anſchrift genötigt ſah, in der betont wurde, daß 
„verfaſſungstreue Beamte, zumal ſolche, welche zugleich Abgeordnete 
wären, mit drückenden Maßregeln heimgeſucht worden“ feien.’) In 
dem Wahlerlaß vom 24. September 1863 verbot Eulenburg jede 
regierungs feindliche Haltung Staatsangeſtellter, und ausdrücklich be⸗ 
fahl er den politiſchen Beamten, die Miniſter des Königs mit allem 
Nachdruck zu unterſtützen.“) Aber ſelbſt dieſe Maßnahmen waren im 
großen und ganzen erfolglos; denn auch die Wahlen vom 28. Ok⸗ 
tober 1863 brachten der Oppoſition die abſolute Mehrheit, und nur 
37 Miniſtertreue zogen in den Landtag ein. So mußte die preußi⸗ 
ſche Regierung zu der Einſicht gelangen, daß die Ergebniſſe des Drei⸗ 
klaſſenwahlſyſtems in der Reaktionszeit grobe Täuſchungen geweſen 
waren. Die Scheinwirkungen des oktroyierten Wahlgeſetzes vom 
30. Mai 1849 ergaben ſich daraus, daß in den fünfziger Jahren auch 
das Geldkapital von der Reaktion ergriffen worden war”), das Boden; 
kapital an ſich konſervativ wählte, die Radikalen Stimmenthaltung ge⸗ 
boten hatten und bei dem Wahlterrorismus der Regierung und ihrer 
Organe das politiſche Intereſſe der Bevölkerung vollſtändig abgeflaut 
und die Wahlbeteiligung ſtark zurückgegangen war. Außerdem ſind 
vor 1860 die Wahlbezirke „durch einfache Verfügung der Staats⸗ 
regierung“ geändert) und — ſo wird man annehmen dürfen — 
den jeweiligen Parteiverhältniſſen angepaßt worden. 

Die Abſtimmungsergebniſſe aus den Jahren 1858, 61, 62 und 
63 klärten die Königliche Regierung über ihren Irrtum auf und 
offenbarten dem denkenden Politiker, daß das Dreiklaſſenſyſtem gegen 
die Strömungen der Demokratie nicht genügend Schutz gewährte und 
den Schwerpunkt der Wahlen in die Hand der von Haus aus liberalen 
kapitalkräftigen Bourgeoiſie legte. Ein Blick auf die Statiſtik ſeit 1858 *) 
mußte beweiſen, daß die liberale Oppoſition ihre Hauptkraft aus den 


) Die Wahlergebniſſe von 1849 bis 1861 lagen bereits 1862 von Engel zu: 
ſammengeſtellt in der Zeitſchrift des Königl. Preuß. Stat. Bureaus gedruckt vor. 
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Urwählern der erſten und zweiten Abteilung zog und die große Maſſe 
des Volkes gar nicht zur Geltung kam. 1858 wählten in der erſten 
Klaſſe 50,2% der ihr zukommenden Urwähler, in der zweiten Klaſſe 
37,1%, in der dritten aber nur 18,5%; 1861 beteiligten ſich in der 
erſten Abteilung 55,89%, in der zweiten Abteilung 42,4% und in 
der dritten Abteilung 23,1% der in der betreffenden Klaſſe Wahl: 
berechtigten; 1862 gaben von den Urwählern der erſten Klaſſe 61%, 
von denen der zweiten Klaſſe 48% und von denen der dritten Klaſſe 
30,5% ihre Stimmen ab, und 1863 waren die entſprechenden Zahlen 
für Klaſſe eins 57%, für Klaſſe zwei 44% und für Klaſſe drei 
27,3 ,) Alſo im Wahlſyſtem ſelbſt, nicht in der Überzeugung und 
Stimmung der breiten Schichten der Bevölkerung lagen die Mißerfolge 
der Regierung bei den Wahlen begründet. Dazu kam, daß die Be; 
amten ſeit 1858 zur liberalen Partei abgeſchwenkt waren. Dasſelbe 
Wahlrecht, das ſeit Jahrzehnten bis hinein in unſere Tage im Innern 
Preußens zu heftigen Fehden Anlaß gegeben hat und das heute die 
rechtsſtehenden Politiker mit allen Mitteln zu erhalten ſuchen, dagfelbe 
Wahlrecht war zu Anfang der ſechziger Jahre eine unentbehrliche 
Stütze der Fortſchrittler und Liberalen. Aus parteipolitiſchen Gründen 
warnte darum im Dezember 1861 Theodor Bernhardi den Kriege: 
miniſter von Roon, einen Staatsſtreich zu unternehmen und „Ver⸗ 
änderung des Wahlrechts“ zu oktroyieren.“) Roon antwortete da⸗ 
mals, daß im Miniſterium an eine Umbildung des parlamentariſchen 
Stimmſyſtems gar nicht zu denken ſei. Dieſe Antwort aber kann 
keinesfalls den tatſächlichen Verhältniſſen entſprochen haben; denn 
ſchon im März 1862 hörte Bernhardi von demſelben Miniſter, daß 
das Kabinett von der Heydt zum Staatsſtreich entſchloſſen ſei “), 
und bereits am 26. Juni 1860 hatte unſer Gewährsmann in ſeinem 
Tagebuch vermerkt: Wenn die Heeresvorlage abgelehnt wird, „dann 
kommt Miniſterkriſis, Abgang, Kammerauflöſung, Neuwahl, Oktroyie⸗ 
rung eines Wahlgeſetzes, Staatsſtreich, Landratskammer, endlich kur⸗ 
heſſiſche Zuſtände“. Solche Behauptungen kann Bernhardi unmöglich 
ganz und gar aus der Luft gegriffen haben. Sie finden jedenfalls als 
Folgerung aus vertraulichen Mitteilungen irgend eines Geheimrates 
ihre Erklärung. So müſſen wir annehmen, daß zu Anfang der ſech⸗ 
ziger Jahre innerhalb der Regierung zweifellos Oktroyierungspläne er⸗ 
örtert worden ſind. Gedankenkeime mögen ihr von den verſchiedenſten 
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Seiten zugeflogen ſein. Wir wiſſen aus den Denkwürdigkeiten des 
Grafen Albrecht von Bernſtorff, daß Napoleon III. durch den Prinzen 
Reuß im Dezember 1861 in Berlin zur Heilung der inneren Krankheit 
das suffrage universel vorſchlagen ließ.!) Auch von königstreuen 
Parteimännern gingen der Regierung Anregungen zu, die in der 
Richtung einer Wahlrechtsänderung lagen. Bei der Gründung des 
„preußiſchen Volksvereins“ im November 1861 entwickelte Hermann 
Wagener Gedanken über die Wahlrechtsumgeſtaltung und forderte, wie 
Oncken ſagt, „einen Aufbau der Verfaſſung ‚von unten her“. Am 
14. April 1862 ſchrieb Wagener in der Neuen Preußiſchen Zeitung, 
daß „das Zenſuswahlſyſtem die allerſchlechteſte Repräſentation ſei, 
die jemals ein Menſch ausdenken könne, denn ſie repräſentiere den 
gemeinſten Unterſchied der Menſchen!“),“ und nach den Urwahlen 
vom 28. April desſelben Jahres empfahl die Korreſpondenz der Konz 
ſervativen das „allgemeine Wahlrecht“.“) So iſt es kein Wunder, 
daß im Schoße der Regierung ſelbſt Gedanken an eine Umbildung 
des preußiſchen Dreiklaſſenwahlſyſtems aufkeimten und lebendig wurden. 
Und dieſe Keime mußten einen empfänglichen Boden finden in der 
Seele eines Otto von Bismarck, der, empört über das parlamentariſche 
Treiben, noch kurz vor ſeinem Eintritt in das Miniſterium von Paris 
aus ſchrieb: „Ich bin erſtaunt von der politiſchen Unfähigkeit unſrer 
Kammern, und wir ſind doch ein ſehr gebildetes Land; ohne Zweifel 
zu ſehr; die anderen ſind beſtimmt auch nicht klüger, als die Blüte 
unſrer Klaſſenwahlen, aber ſie haben nicht dieſes kindliche Selbſtver⸗ 
trauen, mit dem die Unſrigen ihre unfähigen Schamteile in voller 
Nacktheit als muſtergültig an die Öffentlichkeit bringen.“) 


2. Bismarcks Kritik des Dreiklaſſenſyſtems. 


Kaum drei Monate hatte Bismarck als Miniſterpräſident die Ge⸗ 
ſchäfte geleitet, da kritiſierte er mit aller Schärfe von der Redner⸗ 
bühne herab das Dreiklaſſenwahlrecht und wies nach, daß das preuz 
ßiſche Abgeordnetenhaus das Volk in ſeiner Geſamtheit gar nicht ver⸗ 
trete und widerſpiegele. Hier nahm Bismarck Gedankenfäden auf, 
die er ſchon 1851 zu ſpinnen angefangen hatte. Mit ſchlagender 
Dialektik ſuchte er in ſeiner Kammerrede vom 29. Januar 1863 die 
tatſächliche Bedeutung der Wahlen darzutun, und an einem Zahlen⸗ 
beiſpiel wurde ausgeführt, daß das Abgeordnetenhaus nur 13 —ı5°, 
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der ſtimmberechtigten Urwaͤhler als Grundlage für ſeine Zuſammen⸗ 
ſetzung betrachten dürfe. „Es iſt außerdem ſehr fraglich,“ fuhr er 
herausfordernd fort, „ob die 13 oder ı5 Prozent, die Sie als die 
Unterlage Ihrer Wahl betrachten können, Ihrer Tätigkeit mit voller 
Sachkunde folgen, und ob die einzelnen davon ſich ganz klar machen, 
wohin dieſe Tätigkeit Sie und das Land führen wird, alſo einmal, ob 
das Einverſtändnis, welches Sie vorausſetzen, überhaupt vorhanden iſt, 
und zweitens, ob dasſelbe auf ein ſachkundiges Urteil ſich gründet.“) 
In dieſelbe Rede aber flocht er anläßlich eines Exkurſes über liberale 
Zuſtimmungsſchreiben aus dem Volke die Bemerkung ein, daß Preußen 
nicht unter dem Regime des allgemeinen Stimmrechts, ſondern unter 
der Herrſchaft des Königs und der Geſetze lebe. Dieſe Bemerkung 
hatte lediglich den Zweck, die Bedeutung der Unterſchriften auf den 
Zuſtimmungsadreſſen für das Parlament herabzumindern, nicht, wie 
Oncken vermutet, um damit „leife durchblicken zu laſſen, daß bei anderen 
Wahlrechten ſich das Verhältnis noch ganz anders ſtellen würde“. 
Von Robert Keudell erfahren wir, daß der Minifterpräfident in den 
Jahren des Konfliktes bei allen ſich darbietenden Anläſſen entſchiedenen 
Widerwillen gegen das preußiſche Wahlgeſetz auszuſprechen pflegte. Die 
Kritik Bismarcks erſtreckte ſich dabei namentlich auf das Wahlmänner⸗ 
verfahren und die Einteilung der Wähler nach Steuern.!) Auf Grund 
der Erfahrungen in den erſten Jahren ſeiner Miniſterſchaft war er 
nämlich zu der Überzeugung gelangt, daß das künſtliche Syſtem mittel⸗ 
barer Klaſſenwahlen außerordentlich gefährlich fei, indem es die Be; 
rührung der Regierungsgewalt mit dem Kern und der Maſſe des Volkes 
verhindere. „In Preußen aber ſind / des Volkes dem Könige treu und 
nur durch den künſtlichen Mechanismus der Wahl um den Ausdruck ihrer 
Meinung gebracht. Die Träger der Revolution ſind die Wahlmänner⸗ 
kollegien, welche der Arbeit der Umſturzpartei ein über das Land ver⸗ 
breitetes und leicht zu handhabendes Netz gewähren, — wie 1789 die 
Pariſer Electeurs gezeigt haben.“ So ſchrieb Bismarck am 19. April 
1866 in einem Erlaſſe an den Grafen von Bernſtorff, den damaligen 
Botſchafter in London.“) Die Konfliktswahlen hatten dem preußiſchen 
Miniſterpräſidenten die klare Erkenntnis und ſichere Überzeugung ge⸗ 
bracht, daß das Dreiklaſſenſyſtem das günſtigſte Wahlrecht der kapita⸗ 
liſtiſchen Ariſtokratie und liberalen Bourgeoiſie ſei; denn die Wahltabellen 
im Jahrgang 1862 der Zeitfchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Bureaus 
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hat Bismarck ſicher gekannt, und wenn ihm auch in den erſten Jahren 
feiner Miniſtertätigkeit die ziffernmäßige Zuſammenſtellung der Wahl— 
beteiligung von 1862 und 1863, die wir Engel im Jahrgang 1865 
der genannten Zeitſchrift verdanken, nicht vollſtändig vorgelegen hat, 
ſo ſind doch die in den Zahlen dargeſtellten tatſächlichen Urſachen 
der Wahlergebniſſe im allgemeinen bekannt geweſen. In der oben 
erwähnten Rede vom Januar 1863, in welcher Bismarck der Ma⸗ 
jorität der zweiten Kammer vorhielt, daß ſie gar nicht die Mehrheit 
der Urwähler vertrete, benützte er zum Beweis die Zahlen 27 und 
34, die bis auf Bruchteile der Durchſchnittsbeteiligung an den Wahlen 
von 1861 und 1862 entſprechen. Es wählten nämlich 1861 nur 
27,2% der geſamten wahlberechtigten Urwähler, 1862 aber 34,3” /,.?°) 
Wenn nun Bismarck dieſe Angaben auch aus den Ausführungen 
des Kriegsminiſters von Roon und des Abgeordneten von Unruh 
aufgegriffen hat, ſo bezeugt doch die zweite Zahl, daß Engelſche Ziffern 
über die Wahlergebniſſe vom 28. April 1862 bereits zu Anfang des 
Jahres 1863 in die Sffentlichkeit gedrungen waren. Demnach iſt 
gar nicht ausgeſchloſſen, daß beſtimmte Durchſchnittszahlen auch über 
die Stimmenabgabe vom 28. Oktober 1863 vor der Drucklegung der 
Überſichtstafeln Engels dem Miniſterium bekannt geweſen find. — 
All die kritiſchen Gedanken betreffs des preußiſchen Dreiklaſſenſtimm⸗ 
rechts, die bei Bismarck in den Jahren des Militärkonfliktes lebendig 
geworden waren, faßte er am 28. März 1867 anläßlich der Wahl⸗ 
rechtsberatungen im verfaſſunggebenden Reichstage in die bekannten 
Worte zuſammen: „Ein widerſinnigeres, elenderes Wahlgeſetz iſt nicht 
in irgendeinem Staate ausgedacht worden. Ein Wahlgeſetz, welches 
alles Zuſammengehörige auseinanderreißt und Leute zuſammenwür⸗ 
felt, die nichts miteinander zu tun haben, in jeder Kommune mit 
anderm Maße mißt, Leute, die in irgendeiner Gemeinde weit über 
die erſte Klaſſe hinausreichen und dieſe allein ausfüllen würden, in 
einer benachbarten Kommune in die dritte Klaſſe wirft; ſo beiſpiels⸗ 
weiſe in Gemeinden, wo von drei Beſitzern jeder ungefähr 200 Taler 
Steuern bezahlt, davon zwei in die erſte und den dritten, der ſieben 
Silbergroſchen weniger bezahlt, in die zweite, wo ſeine Mitwähler 
mit 5 Talern anfangen, verſetzt; von den bäuerlichen Beſitzern mit 
5 Talern Steuer kommt dann wieder eine gewiſſe Anzahl zu Klaſſe 
zwei, plötzlich aber zwiſchen Hans mit 4 Talern 7 Silbergroſchen und 
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Kunz mit 4 Talern 6 Silbergroſchen reißt die Reihe ab, und die 
andern werden mit dem Proletariat zuſammengeworfen. Eine ähnliche 
Willkürlichkeit und zugleich eine Härte liegt in jedem Zenſus; eine 
Härte, die da am fühlbarſten wird, wo dieſer Zenſus abreißt, wo 
die Ausſchließung anfängt; wir können es dem Ausgeſchloſſenen 
gegenüber doch wirklich ſchwer motivieren, daß er deshalb, weil er 
nicht dieſelbe Steuerquote wie ſein Nachbar zahlt — und er würde 
ſie gern bezahlen; denn ſie bedingt ein größeres Vermögen, das hat 
er aber nicht — er gerade Helot und politiſch tot in dieſem Staats⸗ 
weſen fein ſolle.“ ?!) 


3. Die Oktroyierungspläne Otto von Bismarcks. 


a) Die Frage der Wahlrechtsoktroyierung für das preußiſche 
Abgeordnetenhaus im allgemeinen. 


Es fragt ſich nun, ob Bismarck bei ſeiner Abneigung gegen das 
preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht den Gedanken einer Umbildung des⸗ 
ſelben, den er bei Übernahme des oberſten Miniſteramtes in der 
preußiſchen Regierung lebendig fand, tatſächlich aufgenommen und 
fortgebildet hat. Noch in den letzten Monaten ſeiner Petersburger 
Geſandtſchaft ſcheint der kluge Staatsmann den Plan einer Stimm⸗ 
rechtsänderung in Preußen von ſich gewieſen zu haben. Am ro. De⸗ 
zember 1861 erklärte nämlich der Legationsrat Wentzel dem bekannten 
Militärſchriftſteller Theodor Bernhardi, daß Bismarck-Schönhauſen, 
wenn er Miniſter werde, kein neues Wahlgeſetzoktroyiere, denn 
ſolche Maßregeln ſeien ihm durchaus fremd.?) Welches die Unter⸗ 
lage für dieſe Erklärung Wentzels geweſen iſt, läßt ſich nicht mit 
Beſtimmtheit feſtſtellen. Nach dem Wortlaut der Bemerkung in Bern⸗ 
hardis Tagebuch zu ſchließen, glaube ich annehmen zu dürfen, daß 
der Legationsrat mit Bismarck ſelbſt ein Geſpräch geführt hat, in 
welchem Oktroyierungsgedanken Gegenſtand der Erörterung geweſen 
ſind. Und das war nicht unmöglich; denn Bismarck nahm ja im 
Herbſte des genannten Jahres an den Krönungsfeſtlichkeiten in Königs⸗ 
berg teil, und anläßlich dieſes Aufenthalts in Deutſchland dürften 
Außerungen entſprechender Art gefallen ſein. Sicher hat der Inhalt 
der Bernhardiſchen Aufzeichnung der inneren Überzeugung des Ge⸗ 
ſandten entſprochen; denn ganz der Tatkraft ſeiner großen Seele 
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gemäß hoffte Bismarck damals, im Falle einer Berufung ins Mini⸗ 
ſterium durch die Gewalt ſeines eiſernen Willens alle Widerſtände 
zu brechen und ſich jedes Parlament gefügig zu machen. Aber ſchon 
kurze Zeit nach der Ernennung zum Miniſterpräſidenten iſt ihm der 
Gedanke an einen Staatsſtreich nicht mehr fremd geweſen. In 
einem Geſpräch mit Ludwig von Gerlach am rr. November 1862 
hat Bismarck ſeine Überzeugung dahin gekennzeichnet, daß durch 
„die ordinären Mittel des Schreckens und Lockens“ auf dem Ge: 
biete des Konſtitutionalismus viel auszurichten ſei. Ferner wurde 
in jener Unterredung von dem Miniſter ausdrücklich geſagt, daß man 
ja, wenn in dem Kampfe mit der Kammer gar nichts mehr hülfe, 
am letzten Ende bei einem Staatsſtreich anlangen könne.“) Unter 
dem Staatsſtreich aber war keinesfalls eine vollſtändige Aufhebung 
der Verfaſſung zu verſtehen, ſondern lediglich Oktroyierung von 
etwas Neuem. Das ergibt ſich daraus, daß Gerlach auf Bismarcks 
Außerung bezüglich des Staatsſtreiches erwiderte, daß die Oktroyierung 
vom Dezember 1848 durchaus „kein einladender Präzedenzfall“ fei.”*) 
Ludwig von Gerlach ſetzte hier alſo Staatsſtreich ſchlechtweg mit 
Oktroyierung gleich. 

Was iſt es nun geweſen, das Bismarck im äußerſten Notfalle 
zu oktroyieren beabſichtigte? Im Dezember 1848 war ſowohl die 
Verfaſſung als auch ein neues Wahlgeſetz zur Bildung der erſten 
und zweiten Kammer verkündet worden. An Oktroyierung einer 
neuen Verfaſſung aber hat Bismarck in dem Geſpräch mit Gerlach 
wohl kaum gedacht; denn etwas Beſſeres als das von der Reaktion um⸗ 
geſtaltete Werk vom 31. Januar 1850 konnte ſich die preußiſche Regie⸗ 
rung im Bereiche des konſtitutionellen Syſtems wahrlich nicht wünſchen. 
Nur der ſogenannte „Lückenparagraph“ bereitete den leitenden Mini⸗ 
ſtern während der Konfliktszeit einige Schwierigkeiten. Die Verfaſſung 
beſtimmte nämlich nichts über die Fortführung des Staatshaushaltes 
in dem Falle, daß der neue Voranſchlag nicht zuſtande kam. Aber 
auch betreffs dieſer Lücke in dem preußiſchen Staatsgrundgeſetz konnte 
von Oktroyierung einer entſprechenden Beſtimmung nicht die Rede 
ſein; denn die Verfaſſung brauchte ja bloß in dem Sinne ausgelegt 
zu werden, daß man einfach die laufenden Steuern forterhob und 
den alten Haushaltsplan weiter zu Recht beſtehen ließ. Bismarck hat 
dies tatſächlich auch ſo getan. So bleibt nur übrig, daß er mit dem 
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Staatsſtreich die Oktroyierung eines neuen Wahlgeſetzes gemeint haben 
kann. Dieſe Behauptung wird erhärtet durch eine Aufzeichnung in 
dem Tagebuche Theodor Bernhardis. Von verſchiedenen Seiten hatte 
dieſer bereits in den erſten Wochen des Jahres 1863 gehört, daß 
man in Preußen ſchnurgerade auf einen Staatsſtreich losgehe und 
Bismarck am 24. Januar dem Monarchen Auflöſung des Abgeord⸗ 
netenhauſes und „ein oktroyiertes Wahlgeſetz“ vorgeſchlagen habe.“) 
Ein Vierteljahr ſpäter (17. April 1863) erzählte unſer Gewährsmann 
dem Könige Leopold von Belgien, daß Bismarck mit dem geplanten 
Staatsſtreiche und dem Gedanken der Notwendigkeit einer Oktroyie⸗ 
rung bei feinem Allerhöchſten Herrn übel angekommen ſei.?“) Aus 
welcher Quelle Bernhardi all ſein Wiſſen von den vertrauteſten Vor⸗ 
gängen im Miniſterrate ſchöpfte, iſt aus den Lebenserinnerungen nicht 
erſichtlich. Vermutlich hatte er unter den Geheimräten, die an den 
Kabinettsſitzungen teilnahmen, innige Freunde, die mit ihm gelegent⸗ 
lich über ſolche vertraute Dinge plauderten. Mag nun auch Bern⸗ 
hardis Kenntnis ſtammen woher ſie will: für uns kommt allein in 
Betracht, daß er in bezug auf Bismarcks Gedanken über Aufhebung 
des preußiſchen Dreiklaſſenwahlrechts zweifellos richtig unterrichtet war. 
Das beweiſt eine Unterredung des Miniſterpräſidenten mit dem alten 
Parteigenoſſen Ludwig von Gerlach in den erſten Märztagen von 1863. 
In dieſem Geſpräch ſtellte Bismarck Oktroyierung eines Preßgeſetzes, 
neue Beſtimmungen über Beamtengeſetzgebung und „in letzter Inſtanz 
Wegſchaffung des Wahlgeſetzes“ in Ausſicht.“?) Daß dieſe Androhungen 
auch tatſächlich in Bismarcks Abſicht lagen, geht daraus hervor, daß 
bald darauf (1. Juni) von der Regierung die ſogenannten Preß⸗ 
ordonnanzen erlaſſen wurden, denen am 24. September jene ſcharfe 
Verfügung „gegen die regierungsfeindliche Haltung der Beamten“ 
folgte. So kann uns gar nichts hindern, mit Beſtimmtheit anzunehmen, 
daß auch der dritte Punkt in dem Geſpräch mit Ludwig von Gerlach, 
die Aufhebung des Wahlgeſetzes betreffend, dem wahren Plane des 
Miniſterpräſidenten entſprochen hat. Geſtützt wird die Richtigkeit unſerer 
Annahme durch eine Erzählung des franzöſiſchen Diplomaten Gramont, 
der im Juni 1863 von Bismarck während ſeines Karlsbader Aufent⸗ 
haltes gehört haben will, daß es unbedingt notwendig fei, „d’elargir 
le cercle des Electeurs pour obtenir une Chambre plus nationale, 
moins dogmatique et moins hostile aux prerogatives legitimes de 
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la monarchie“.) Alſo ſpateſtens zu Anfang des Jahres 1863 hat 
als letztes und äußerſtes Mittel im Kampfe mit dem Parlament 
gewaltſame Umbildung des preußiſchen Wahlrechts auf dem Programm 
Bismarcks geftanden*), und in der Zeit feines Verkehrs mit Laſſalle 
iſt der Gedanke an eine Oktroyierung beſonders lebendig geweſen. 
Frank und frei hat Bismarck im März 1864 mit Ludwig von Gerlach 
darüber geſprochen?), und Theodor Bernhardi erfuhr am 28. Mai 
durch einen Geheimrat von cäſariſtiſchen Maßregeln des Erſtminiſters 
gegen politiſch ungefügige Kreisrichter und von der Abſicht der Ne; 
gierung, nach ſolchen Proben ein neues Wahlgeſetz aufzuzwingen. 
Auch wußte dieſer Gewährsmann, der über die Verhältniffe im Innern 
der oberſten Staatsbehörde aufs genaueſte unterrichtet war, „daß 
Bismarck dann mit Hilfe eines gefügigen Abgeordnetenhauſes die 
Verfaſſung verändern, namentlich das Budgetrecht der Landesver; 
tretung lahm legen‘ werde“. „So weitgehende Beſorgniſſe habe ich 
noch niemand äußern hören“, bemerkte hierzu Bernhardi mit banger 
Ahnung in feinem Tagebuche )); ein Beweis, wie bitter ernft damals 
im Miniſterium die Lage der Dinge bezüglich des Staatsſtreiches ge⸗ 
weſen fein mag. Die Oktroyierungsidee in Bismarcks Denken iſt 
aber nicht erſt durch Laſſalle angeregt worden, wie Hermann Oncken 
anzunehmen ſcheint ), ſondern Bismarck hatte bereits Pläne einer 
Aufhebung beziehentlich Umbildung des preußiſchen Wahlgeſetzes in 
Erwägung gezogen, bevor er mit Laſſalle in Verbindung trat. Die 
erſte Zuſammenkunft zwiſchen dem Miniſterpräſidenten und dem 
Gründer des deutſchen Arbeitervereins erfolgte nämlich früheſtens 
im Mai 18635), beſtimmt nachweiſen aber laſſen ſich ihre perſön⸗ 
lichen Beziehungen gar erſt für das letzte Drittel des Oktobers.“) 
Die Empfängnis des Gedankens an die Möglichkeit einer gewaltſamen 
Wahlrechtsäͤnderung in Bismarcks Denken liegt aber ſicher in den 


) König Wilhelm ſchrieb am 30. Mai 1863 an Bismarck: „Erſt wenn Ruhe 
zurückgekehrt iſt, wird das Programm von mir wieder aufgenommen und aus⸗ 
geführt werden, da das Programm (vom 8. November 1858) heute wie damals 
mein Glaubensbekenntnis enthält. Daraus entſprang auch meine geſtrige Ber 
trachtung, daß ich mit Oktroyierungen auch verſöhnende Schritte vereint ſehen 
will.“ (Kaiſer Wilhelms des Großen Briefe, Reden und Schriften, II, 65.) Hier 
bezieht ſich wohl „Oktroyierungen“ in der Hauptſache auf die Preßordonnanzen, 
die am 1. Juni erlaſſen wurden, ob auch auf das Wahlgeſetz, läßt ſich nicht er⸗ 
ſehen und feſtſtellen, wohl aber vermuten. 
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Monaten zwiſchen Dezember 1861 und November 1862, alſo im 
weſentlichen in der Zeit, in die ſeine Pariſer Geſandtſchaft fällt.“) 
Die Keime dazu in dem genannten Lebensabſchnitt Bismarcks zu finden, 
iſt nicht ſchwer. Mit politiſchen Argusaugen durchſpähte er während 
ſeines franzöſiſchen Aufenthalts die Geheimniſſe bonapartiſtiſchen 


Staatsbrauches. Er lernte dabei erkennen, mit welcher Sicherheit ſich 


der dritte Napoleon des Staatsſtreiches bedient hatte und wie leicht es 
bei einiger politiſcher Geſchicklichkeit einer ſtarken Natur möglich ſei, 
das Geſetz der großen Zahl für die Regierung nutzbar zu machen. 
Die napoleoniſchen Ideen im Staatsleben unſerer weſtlichen Nachbarn 


fanden empfänglichen Boden in der willensſtarken Seele eines Bismarck, 


und die cäſariſtiſchen Maßnahmen des jüngeren Bonaparte haben 
jedenfalls anregend auf ihn gewirkt. Dieſe Keime entfalteten ſich zu 
kräftigen Trieben, als Bismarck in das preußiſche Kabinett eintrat, 
wo man ſich bereits mit Gedanken an einen Staatsſtreich beſchäftigte. 


b) Das Problem des allgemeinen, gleichen und uum ite 
baren Stimmrechts für den preußiſchen Landtag im bes 
ſonderen. | 


Es ſteht alfo feſt, daß Bismarck in der Konfliktszeit Gedanken 
einer Aufhebung oder Umbildung des preußiſchen Dreiklaſſenſyſtems 
erwogen hat. Was aber beabſichtigte er an deſſen Stelle zu ſetzen? 
Dieſe Frage führt uns auf das Verhältnis Bismarcks zu Laſſalle 
und zeigt vorwärts nach dem allgemeinen und unmittelbaren Wahlrecht. 

Als Otto von Bismarck im Herbſt 1862 als leitender Miniſter 
in die oberſte Staatsbehörde Preußens eintrat, da hatten Laſſalles 
Gedanken von der politiſchen und ſozialen Freiheit der Maſſen ber 
reits die Bevölkerung der deutſchen Induſtriebezirke befruchtet. Laſſalles 
Kampf galt namentlich dem dritten Stande, dem Geldbürgertum, 
das er in der deutſchen Fottſchrittspartei vertreten ſah. Dieſe hielt 
Laſſalle unter keinen Umſtänden für geeignet, die Intereſſen der Ar⸗ 
beiterſchaft wahrzunehmen. Darum richteten ſich ſeine Pfeile nament⸗ 
lich gegen das Dreiklaſſenwahlrecht, das eine wahre Vertretung des 
Volkes unmöglich mache und einer politiſch unfähigen Klaſſe im Ab⸗ 


geordnetenhauſe die Mehrheit verleihe.) Hier bewegte ſich Laſſalle 


*) Vgl. S. 42 43 des vorliegenden Buches. 
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mit Bismarck auf dem gleichen Grunde, und in dem leidenſchaftlichen 
Haſſe gegen die Fortſchrittspartei und in der ſcharfen Kritik der preu— 
ßiſchen Dreiklaſſenwahlen haben ſich beide zuſammengefunden. Der 
Miniſterpräſident griff in ſeinem Kampfe gegen den Liberalismus die 
Beweisführung des Demokratenführers auf und machte fie ſich zu eigen, 
wie Hermann Oncken, geſtützt auf eine Angabe Gramonts, nachge— 
wieſen hat.) Andreas Memor (Duc de Gramont) erzählt nämlich 
in feinem Buche „L'Allemagne nouvelle 1863 — 1867“ (S. 16), daß 
Bismarck im Sommer 1863 in Karlsbad fortgeſetzt in der heftigſten 
Weiſe auf feine Kammergegner geſcholteu habe. „Le corps Electoral, 
disait-il, ne representait en Prusse que tout au plus un dix-septieme 
de la population et gräce à la mauvaise legislation du pays, ce 
dix-septième etait pour ainsi dire exclusivement composè de bureau- 
crates à l’esprit hostile et prevenu.“ „Das Siebzehntel,“ ſo meint 
Oncken, „war natürlich ein Mißverſtändnis des nicht ſcharf hinhörenden 
Franzoſen, aber ein Mißverſtändnis, deſſen Auflöſung auf die Argu— 
mentation keines anderen als Laſſalles führte.“ ) Laſſalle hatte in 
ſeinem Arbeiterprogramm die Wirkung des aufgedrungenen Wahl— 
geſetzes vom 30. Mai 1849 mit den Ergebniſſen des allgemeinen, 
gleichen Wahlrechts vom 8. April 1848 verglichen und feſtgeſtellt, daß 
von den 3255703 übrigbleibenden Urwählern 153808 auf die erſte 
Klaſſe, 409 945 auf die zweite Klaſſe und 2691 950 auf die dritte 
Klaſſe entfielen. Der Schluß aus dem Vergleich der Zahlen gipfelte 
in dem Satze: „Ein Reicher der erſten Klaſſe übt dasſelbe Wahlrecht 
aus wie ſiebzehn der dritten Klaſſe.““ “) Dieſe „Siebzehn“ iſt es jeden⸗ 
falls geweſen, die Bismarck aus dieſer Berechnung Laſſalles auf— 
gegriffen hatte und die er bei ſeiner Kritik der Kammer, von welcher 
Gramont zu erzählen weiß, zum Beweis benutzte. 

Im Winter 1863 64 ſtand Bismarck im perſönlichen Verkehr mit 
Laſſalle, und wir wiſſen beſtimmt, daß das Wahlrecht bei ihren Zu— 
ſammenkünften Gegenſtand der Erörterungen geweſen iſt. In zwei 
Briefen Laſſalles an den preußiſchen Erſtminiſter liegen uns ſichere 
Zeugniſſe vor, allerdings die einzigen unmittelbaren Quellen, die uns 
vorläufig zugängig ſind.) Soviel ſich aus dieſen erſchließen läßt, 
ſind zwiſchen dem preußiſchen Staatsmanne und dem Sozialtheoretiker 
nicht bloß Kathederfragen erörtert worden, ſondern man ſcheint auch 
Probleme praktiſcher Art aufgeworfen und durchdacht zu haben. Das 


48 Drittes Kapitel. Bismarck und die Umbildung des preuß. Dreiklaſſenwahlrechts. 


glaube ich in dem zweiten Schreiben vom 16. Januar 1864 zwiſchen 
den Zeilen leſen zu dürfen, wo es heißt: „Unſere nächſte Unterredung 
wird, wie ich glaube, endlich von entſcheidenden Beſchlüſſen gefolgt 
ſein .. .“ Dieſe Worte offenbaren aber zugleich, daß Laſſalle in 
den Unterhandlungen ſtets der Drängende geweſen iſt, während ſich 
der Minifter mehr zuhörend verhalten haben mag. Bei den Er⸗ 
örterungen, die am Tage vor der Abfaſſung des Schreibens vom 
13. Januar 1864 zwiſchen Bismarck und Laſſalle gepflogen worden 
ſind, hat beſtimmt das preußiſche Parlament mit ſeinem Wahlrecht 
im Mittelpunkt der Erwägungen geſtanden. Zu dieſem Schluſſe zwingt 
der Eingang des genannten Briefes, wo es heißt: „Vor allen Dingen 
klage ich mich an, geſtern vergeſſen zu haben, Ihnen noch einmal 
ans Herz zu legen, daß die Wählbarkeit ſchlechterdings allen Deutſchen 
erteilt werden muß. Ein immenſes Machtmittel! Die wirkliche mo⸗ 
raliſche Eroberung in Deutſchland.“ Das Schwergewicht in dieſem 
Satze liegt auf dem Ausdrucke „allen Deutſchen“ und iſt bloß ſo 
zu verſtehen, daß Laſſalle der Meinung geweſen iſt, daß auch außer⸗ 
preußiſche Deutſche in das Abgeordnetenhaus gewählt werden dürften. 
Bezöge man die Wendung „allen Deutſchen“ lediglich auf ein deut⸗ 
ſches Parlament, „ſo würde ſie nur eine platte Selbſtverſtändlichkeit 
enthalten“, um mit Oncken zu reden.“) Weiter offenbart uns das 
Schreiben vom 13. Januar, daß in der Zuſammenkunft tags vorher 
bereits Fragen der Stimmtechnik beſprochen worden ſind, und zwar 
ſcheint dabei das Problem der Wahlenthaltung eine ganz beſondere 
Rolle geſpielt zu haben. — Wie aber ſtand es in den Zuſammen⸗ 
künften um Laſſalles Allheilmittel zum Ausgleich der geſellſchaftlichen 
Unterſchiede? In aufreizender Werbetätigkeit verkündete er ja den 
arbeitenden Maſſen als einzig ſicheren Weg zu einer gerechten Ver⸗ 
tretung und zur ſozialen Hebung des vierten Standes das allgemeine, 
gleiche und unmittelbare Wahlrecht.“) Wir dürfen darum beſtimmt 
annehmen, daß der zungenfertige Agitator mit überzeugender Rede⸗ 
kunſt auch Bismarck gegenüber das allgemeine Wahlrecht als allein 
wahres Evangelium angeprieſen und verteidigt hat. Es fragt ſich nur: 
Wie weit iſt Bismarck von Laſſalle für den Plan gewonnen worden, 
das Dreiklaſſenſyſtem durch das demokratiſche allgemeine Stimm⸗ 
recht in Preußen zu erſetzen? Hermann Oncken hat dieſer Frage eine 
beſondere Unterſuchung gewidmet und die Ergebniſſe in der Ab⸗ 


; 
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handlung „Bismarck, Laſſalle und die Oktroyierung des gleichen 
und direkten Wahlrechts in Preußen während des Verfaſſungskon⸗ 
fliktes““) niedergelegt. Onckens Beweisführung zielt daraufhin, die 
Behauptung Laſſalles zu ſtützen, daß Bismarck beabſichtigt habe, 
in Preußen das allgemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht zu 
oktroyieren. 

Laſſalle wurde bekanntlich am 12. März 1864 der Hochverrats—⸗ 
prozeß gemacht, weil er im Oktober 1863 in ſeiner Rede an die 
Berliner Arbeiterſchaft zur Verwirklichung des Volksſtaates und zur 
Gründung von Produktiv-Aſſoziationen die Durchführung des all 
gemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahlrechtes gefordert hatte. 
In geſchickteſter Ausdrucksweiſe führte Ferdinand Laſſalle in der 
Verhandlung ſeine Verteidigung, und in kühnen Wendungen ver⸗ 
blüffte er Staatsanwaltſchaft und Öffentlichkeit, „Es vergeht viel— 
leicht nicht ein Jahr mehr,“ ſagte er, „ſo iſt in der friedlichſten 
Weiſe von der Welt das allgemeine und direkte Wahlrecht oktroyiert. 
Die ſtarken Spiele, meine Herren, können geſpielt werden, Karten 
auf dem Tiſch! Es iſt die ſtärkſte Diplomatie, welche ihre Berechnungen 
mit keiner Heimlichkeit zu umgeben braucht, weil ſie auf erzener 
Notwendigkeit gegründet ſind. Und ſo verkünde ich Ihnen denn an 
dieſem feierlichen Orte: es wird vielleicht kein Jahr mehr vergehen — 
und Herr von Bismarck hat die Rolle Robert Peels geſpielt und 
das allgemeine und direkte Wahlrecht oktroyiert.“ “) Das Wort 
„oktroyiert“ konnte nur auf Preußen bezogen fein; denn andern; 
falls würde die Wendung gar keinen Sinn ergeben. In bezug auf 
den erſt zu ſchaffenden deutſchen Bundesſtaat von Oktroyierung zu 
reden, wäre eine ganz verfehlte Ausdrucksweiſe geweſen und einem 
Redner wie Laſſalle nicht zuzutrauen. — Ziehen wir nun die weiteren 
Ausführungen Laſſalles in Betracht, in denen er ganz im allgemeinen 
ausſprach, daß der Druck der auswärtigen Verhältniſſe für die Ge⸗ 
ſtaltung des Wahlrechts eine große Rolle ſpielen werde“), fo will 
es wahrhaftig ſcheinen, als ſei der Angeklagte in die geheimſten 
Pläne Bismarckſcher Staatskunſt eingeweiht geweſen; denn der Gang 
der Dinge bei der Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen und deutſchen 
Frage entſprach tatſächlich dieſer Behauptung. Und doch war das 
Einſtellen der Perſon Bismarcks in die Beweiskette zu Laſſalles Ver⸗ 
teidigung nur eine ſchlaue Vorſpiegelung. Das ergibt ſich aus einem 

Angſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 4 
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Briefe, den Lothar Bucher am 6. März 1864“) dem Angeklagten 
ſchrieb.“) Die Freunde hatten tags zuvor eine Zuſammenkunft ge⸗ 
habt, bei welcher Laſſalles Verteidigungsrede für den Hochverrats— 
prozeß Gegenſtand des Geſprächs geweſen war. Auf dieſe Unter; 
haltung bezieht ſich nun das genannte Schreiben, mit welchem 
bezweckt wurde, den Freund über die Faſſung heikeler Behauptungen 
zu beraten und vor unüberlegten Worten zu warnen. Bucher ſchlug 
vor, Laſſalle ſolle ſich von ſeinen eigenen Gedanken einmal voll⸗ 
ſtändig frei machen und in die Haut deſſen (Bismarcks) verſetzen, 
deſſen Handlungsweiſe er „beurteilen, voraus berechnen“ wolle. 
„Kriechen Sie in die Haut, auf der Bismarck“ “) feſtgewachſen iſt,“ 
ſchrieb er, „und denken Sie ſich, daß Sie (als Bismarck) damit um⸗ 
gingen, das allgemeine Wahlrecht zu oktroyieren, und daß Ihnen 
nun einfiele, in der Verteidigungsrede des böſen Sozialiſten L(aſſalle) 
geleſen zu haben: ‚Sch (Laſſalle) werde die Verfaſſung ſtürzen!“ und 
Ich bin der intellektuelle Urheber“. Laſſalle hatte nämlich nach 
ſeinem Verteidigungsplane, den er mit Bucher durchgeſprochen hatte, 


») Diefer Brief iſt in der Bucherbiographie von Heinrich Poſchinger, „Ein 
Achtundvierziger“, auf Sonntag, den 6. Mai 1864 datiert. Hier liegt auf alle Fälle 
ein Ausgabefehler vor. Nach dem Inhalte des Schreibens ſtand Laſalles Hoch⸗ 
verratsprozeß unmittelbar bevor. So iſt mit dem 12. März 1864, an welchem 
die Verhandlung vor dem Berliner Staatsgerichtshof ſtattfand, ein terminus ad 
quem gegeben. Die Bezeichnung „Sonntag“ im Datum des Briefes ermöglicht 
ein Nachprüfen des Tages in der Wochenreihe, und da ergibt ſich, daß der 6. Mai 
1864 ein Freitag, der 6. März dagegen ein Sonntag war. Alſo muß die Zeit⸗ 
beſtimmung zweifellos „Sonntag, 6. März 1864“ heißen. Andernfalls ware der 
ganze Brief geradezu ſinnlos. Der Druck- bez. Schreibfehler in der Ausgabe läßt 
ſich auf ganz einfache Weiſe erklären, da „May“ mit „y“ gedruckt iſt. Ein flüchtig 
geſchriebenes „März“ konnte nur allzuleicht als „May“ geleſen werden. 

*) In der Ausgabe fehlt der Name. An feiner Stelle finden ſich acht Punkte, 
die nach Kenntnis der Geſchichte des Hochverratsprozeſſes nur durch „Bismarck“ 
ergänzt werden können. Das Auslaſſen des Namens muß jedenfalls auf Bucher 
ſelbſt zurückgeführt werden. Da der Brief nach der Abſchrift, die Poſchinger vor⸗ 
gelegen hat, nur von Bucher unterzeichnet war („gez: L. Bucher.“), müſſen wir 
annehmen, daß dieſer den Brief angeſagt und ſeinem Schreiber gegenüber die 
Bezeichnung des Miniſterpräſidenten zur Sicherheit gegen ein Ausplaudern ſo ver⸗ 
traulicher Dinge vermieden hat. Bismarcks Name iſt überhaupt im ganzen Schreiben 
auf Koſten der Klarheit mit größter Sorgfalt umgangen. Ich ſuche den Grund 
dafür in der Vorſicht, die wohl in jenen ſchwülen Tagen vor der Entſcheidung des 
Richters der Polizei gegenüber geboten war. 
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die Abſicht, ſich in der Gerichtsverhandlung als den geiſtigen Urheber 
der von Bismarck zu erwartenden Wahlrechtsoktroyierung zu be— 
zeichnen. Mit Beſtimmtheit nahm Laſſalle an, ſo ergibt ſich aus 
unſerm Briefe, daß Bismarck durch die Lage der Verhältniſſe über 
kurz oder lang unbedingt genötigt ſein werde, die Gewalttat in bezug 
auf das preußiſche Stimmrecht zu vollziehen. Bucher aber wies als 
ſtrenger Logiker den ſtürmiſchen Freund darauf hin, daß dieſes für 
das Handeln Bismarcks vorausberechnete „Müſſen“ denknotwendig 
die Wahl unter zwei Übeln einſchlöſſe, nämlich zwiſchen dem weiteren 
Konflikte mit der Kammer und der gewaltſamen Einführung des 
demokratiſchen Stimmrechts. An einen Staatsſtreich des Miniſter⸗ 
präſidenten aber ſcheint Bucher nicht ſo recht geglaubt zu haben. 
Vorſichtig fragte er darum in ſeinem Schreiben: „Und würde er 
(Bismarck) das bezeichnete Übel (Oktroyierung des allgemeinen und 
unmittelbaren Wahlrechts) nicht als ein unerträgliches betrachten? 
Ich ſtimme daher salvo meliore dafür, daß Sie die erſte Phraſe in 
das Paſſivum verändern: Die Verfaſſung wird geſtürzt werden, 
und aus dem intellektuellen Urheber ein Vorläufer, Herold oder 
ſonſt etwas der Art werde.“ Aus all dem ergibt ſich, daß der 
Führer der Sozialiſten nichts Beſtimmtes über Bismarcks Pläne 
in bezug auf Wahlrechtsänderung gewußt hat; denn würde das der 
Fall geweſen ſein, dann hätte Laſſalle ſicher bei jener Unterhaltung 
ſeinen vertrauteſten Freund Bucher davon in Kenntnis geſetzt, und 
dann wäre die ganze Beratung in dem Briefe ſinn⸗ und zwecklos. 
Die Andeutungen und Ratſchläge Lothar Buchers weiſen zwingend 
darauf hin, daß Laſſalles kühne Verkündigung vor dem Staats⸗ 
gerichtshofe in Berlin, Bismarck habe die Abſicht, das allgemeine 
Wahlrecht in Preußen zu oktroyieren, lediglich eine wohldurchdachte 
Annahme und ſchlaue Berechnung geweſen iſt und keinesfalls auf 
tatſächlicher Kenntnis Bismarckſcher Pläne beruhte, wie Friedjung 
vermutet hat.“) 

Hermann Oncken ſetzt in ſeinem Indizienbeweis für Bismarcks 
Abſicht, das allgemeine gleiche Wahlrecht in Preußen zu oktroyieren, 
drei Aufſätze der Breslauer Zeitung aus dem April 1865 ein. Man 
muß Oncken zugeben, daß der Berichterſtatter, der am 5., 12. und 
26. April in den Morgenausgaben der genannten Zeitung unter dem 
gleichen Zeichen () ſchrieb, Wendungen und Beweismittel ger 

4* 
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braucht, die auf vertraute Bekanntſchaft mit Laſſalle hindeuten; doch 
die Annahme, daß die Gräfin Hatzfeld die Verfaſſerin ſei, iſt nicht 
unbedingt zwingend. In den genannten Aufſätzen wirkt namentlich 
die Beſtimmtheit verblüffend, mit welcher Bismarcks Pläne in bezug 
auf die Umgeſtaltung des Wahlrechts erörtert werden. So heißt es 
auf Seite 982 in Nr. 173 der angeführten Zeitung: „Ihr Korre⸗ 
ſpondent weiß aus beſter Quelle, daß die Einführung des allgemeinen 
direkten Wahlrechts nur noch eine Frage der Zeit iſt. Herr von Bismarck 
hat einen darauf bezüglichen Plan ſchon ſeit Jahresfriſt in ſeinem 
Portefeuille; er gab ſchon vor dem Ausbruch der ſchleswig-⸗holſtein⸗ 
ſchen Angelegenheit ganz beſtimmte Andeutungen, wurde aber an der 
Aus führung durch die äußere Politik gehindert.“ “) Dieſer Behaup⸗ 
tung iſt weder amtlich noch halbamtlich widerſprochen worden, wie ihr 
Urheber ausdrücklich am Kopfe ſeines Aufſatzes in der Morgenaus⸗ 
gabe vom 26. April 1865 hervorhebt. Dazu ſind von beſonderem 
Intereſſe für unſere Ausführungen die folgenden Worte aus dem 
eben erwähnten Berichte: „Herr von Bismarck iſt ein feiner, gewandter 
Diplomat, hat in Frankreich das allgemeine Wahlrecht als Univerſal⸗ 
heilmittel gegen die Freiheitsbeſtrebungen anwenden ſehen; der Ver⸗ 
ſuch eines ähnlichen Experimentes für Preußen iſt gerade jetzt ver⸗ 
lockender als je. Denn wenn wir auch prinzipiell uns ebenfalls für 
das allgemeine direkte Wahlrecht erklären, ſo ſind wir dennoch dar⸗ 
über nicht im Zweifel, daß bei der großen Anzahl ländlicher, unter 
feudalem Einfluß ſtehender Arbeiter, und wenn ferner das ſtädtiſche 
Proletariat durch ſcheinbar arbeiterfreundliche Konzeſſionen gewonnen 
iſt und die gegenwärtige Beſchränkung der Preß- und Vereinsfreiheit 
aufrechterhalten wird, ſehr leicht durch das allgemeine und direkte 
Wahlrecht eine miniſterielle Majorität im Abgeordnetenhauſe „gemacht 
werden könnte. Wir ſagen ausdrücklich gemacht“, um einen gewiſſen 
Staatsmann an ſeine im Sommer 1863 und Frühjahr 1864 über 
dieſen Punkt getane Außerung zu erinnern, in welcher Äußerung 
das Wort ‚gemacht‘ mehrmals figuriert.“ Man muß zweifellos be⸗ 
kennen, daß uns aus dieſen Berichten der Breslauer Zeitung 


) Hierzu bemerkte die Schriftleitung der Breslauer Zeitung in Fußnote: „Die 
Nachricht mag vielen unſerer Leſer unwahrſcheinlich dünken; wir haben aber alle 
Urſache, gerade in dieſer Beziehung unſeren geehrten Korreſpondenten für ſehr gut 
unterrichtet zu halten.“ 
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Gedanken entgegenklingen, die, nachdem fie durch das Medium demo; 
kratiſchen Denkens hindurchgegangen ſind, ihre Quelle in Bismarcks 
Seele haben könnten, aber beweiſen läßt ſich das nicht. Auch die 
Indizienbeweiſe Onckens ſind nicht ſchlechthin ſtichhaltig. Zunächſt iſt 
es nur eine Annahme, daß die Zeitungsberichte durch Vermittelung 
der Gräfin Hatzfeld bis auf Laſſalle zurückgehen, wenn auch eine An⸗ 
nahme, gegen die ſich ſchwer etwas einwenden läßt. Nun auch an; 
genommen, daß die in den Aufſätzen angeführten Außerungen über 
Bismarcks Abſicht betreffs des allgemeinen Wahlrechts wörtlich von 
Laſſalle herrührten, ſo iſt doch noch lange nicht erwieſen, daß der 
Führer der deutſchen Demokratie richtig unterrichtet und von dem 
ſcharfſinnigen Staatsmann in ſeine wirklichen Gedankengänge ein⸗ 
geweiht war. Ich bin vielmehr der Meinung, daß Bismarck in bezug 
auf Mitteilung ſeiner Pläne höchſt vorſichtig gegen den Agitator 
geweſen iſt; denn er mußte ſich doch ſagen, daß eine Verwirklichung 
des Laſſalleſchen Sozialſtaates unmöglich ſei und daß die Regierung 
über kurz oder lang dem aufreizenden Werben werde Halt gebieten 
müſſen. Ein gewaltſames Unterbinden der Tätigkeit Laſſalles durch 
Bismarck hätte jenen natürlich ſofort zum Kampfe gegen den leitenden 
Staats miniſter auf den Plan gerufen, und an Verſchwiegenheit wäre 
dann nicht mehr zu denken geweſen. Das Verhältnis Bismarcks 
zu Laſſalle liegt wohl in der Hauptſache fo: Der Miniſterpräſident 
hatte in dem Arbeiterführer einen geiſtreichen und äußerſt befähigten 
Menſchen kennen gelernt; die Anſichten und Gedanken des klugen 
und ſcharfſinnigen Juden waren ihm ſehr anziehend“), und er wußte 
deſſen Mut und Ziel zu ſchätzen, die Maſſen des vierten Standes 
zum Selbſt⸗ und Klaſſenbewußtſein zu bringen.“) Bismarck iſt dem 
geſcheiten Demokraten lediglich ein bereitwilliger Zuhörer geweſen, 
wie er in ſeiner Rede vom 17. September 1878 im Reichstage ſelbſt 
bekannt hat: „Von Verhandlungen war ſchon deshalb nicht die Rede, 
weil ich in unſerer Unterredung wenig zu Worte kam, er trug die 
Koſten der Unterhaltung allein, aber er trug ſie in angenehmer, 
liebenswürdiger Weiſe.““ ) Noch in der Zeit, wo Bismarck mit dem 
Gründer des deutſchen Arbeitervereins im perſönlichen Verkehr ſtand, 
erzählte er Robert Keudell, daß ihn Laſſalle angenehm unterhalten 
hätte. Dieſer ſei ein Phantaſt und ſeine Weltanſchauung eine Utopie, 
aber er fpräche fo geiſtvoll darüber, daß man ihm gern zuhöre. Politiſch 
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willkommen nannte Bismarck im Geſpräch mit Keudell Laſſalles Gegner⸗ 
ſchaft gegen die Fortſchrittspartei. Dabei hob er ausdrücklich hervor: 
Man könne deshalb die Agitation eine Weile fortgehen laſſen mit 
dem Vorbehalt, im geeigneten Momente einzugreifen.“) Auch Her⸗ 
mann Wagener, der erſte Schriftleiter der Kreuzzeitung, wußte, daß 
Bismarck mit Laſſalle lediglich deshalb im Verkehr geſtanden habe, 
um Ziele, Mittel und Wege der Fortſchrittspartei kennen zu lernen.““) 
Bei den Unterredungen zwiſchen Bismarck und Laſſalle hat der geiſt⸗ 
reiche Volksredner zweifellos über die Oktroyierung des allgemeinen 
und gleichen Wahlrechts in Preußen geſprochen. Dabei dürfte er auch 
Rechtswege gezeigt haben, wie ſie ſich in dem bekannten Aufſatz der 
Breslauer Zeitung vom 12. April 1865 finden, und wo es heißt: 
„Es handelt ſich ... nicht um neue Oktroyierung, ſondern um Zu⸗ 
rücknahme der Oktroyierung des Wahlgeſetzes vom 30. Mai 1849, 
an deſſen Stelle dann das Wahlgeſetz vom 8. April 1848 wieder 
treten ſoll. Das Recht der Krone zu dieſem Schritt wird als zweifel⸗ 
los hingeſtellt, und man hofft dann mit Hilfe der beſtehenden Be⸗ 
ſchränkungen der Preß⸗ und Vereinsfreiheit, ſowie mit Hilfe der Arbeiter 
eine gefügige Kammermajorität zu erhalten.“ Auf keinen Fall aber 
wird der Miniſter den demokratiſchen Vorſchlägen Laſſalles offen zu⸗ 
geſtimmt oder auch nur bekannt haben, daß er ſelbſt den Gedanken 
der Umbildung des Dreiklaſſenſyſtems ernſtlich erwäge. Anläßlich der 
Beratung des Sozialiſtengeſetzes im Jahre 1878 hat nun der große 
Kanzler über ſeinen Umgang mit Laſſalle öffentlich im Reichstage 
bekannt: „Unſere Unterhaltungen drehten ſich gewiß auch um das 
allgemeine Wahlrecht, unter keinen Umſtänden aber jemals um eine 
Oktroyierung desſelben. Auf einen ſo ungeheuerlichen Gedanken, das 
allgemeine Wahlrecht durch Oktroyierung einzuführen, bin ich in meinem 
Leben nicht gekommen.“ ) Dieſe Worte entſprachen aber nicht ganz 
dem wahren Sachverhalt. Bismarck verſchob hier mit redneriſchem 
Kunſtgeſchick die von Bebel erwähnte Situation betreffs der Wahl⸗ 
rechtsoktroyierung unmerklich auf das Gebiet der deutſchen Politik, 
und diesbezüglich durfte er den Gedanken einer gewaltſamen Ein⸗ 
führung des allgemeinen Wahlrechts als „ungeheuerlich“ bezeichnen. 
Bezieht man aber die Entgegnung des Reichskanzlers auf die preu⸗ 
ßiſchen Verhältniſſe von 1863/64, die Bebel auch im Auge hatte, fo 
muß man doch die oben angeführten Sätze aus Bismarcks Rede 
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mit einem kräftigen Fragezeichen beanſtanden. Zudem bezeugt Bene⸗ 
detti in ſeinem Berichte vom 25. April 1866, daß ihm von Bismarck 
ernſtlich die Abſicht kundgetan worden ſei, die preußiſche Dreiklaſſenord— 
nung durch das suffrage universel zu erſetzen. Der Miniſterpräſident hat 
bei ſeinen Zuſammenkünften mit dem Arbeiterführer wohl ſelbſt nicht von 
Oktroyierung geredet, Laſſalle aber ganz beſtimmt. Nach einem Artikel im 
Wiener „Wanderer“, deſſen Inhalt von Oncken für glaubwürdig erklärt 
worden iſt, hat Laſſalle dem leitenden Staatsmanne als Mittel zur Heiz 
lung der Schäden im Innern Preußens empfohlen: „Oktroyieren Sie 
das allgemeine gleiche Wahlrecht, und die Fortſchritts partei iſt beſiegt.“ ) 
Bismarck hat nun wahrſcheinlich in dieſen Unterhaltungen zur Er⸗ 
forſchung der Laſſalleſchen Ideen und zur Klärung eigener ſtaats⸗ 
rechtlicher Erwägungen in bezug auf das Wahlrecht mancherlei Fragen 
geſtellt und gewiſſe Gedanken angerührt. Auf Grund ſolcher Fragen 
und Anregungen hat dann Laſſalle Schlüſſe gezogen und Abſichten 
des Miniſters zu erkennen geglaubt, die vielleicht den wahren Plänen 
in Bismarcks Seele ähnlich, wenn nicht gleich waren, aber etwas 
Beſtimmtes über Oktroyierung des allgemeinen, gleichen Wahlrechts 
in Preußen hat Laſſalle unmittelbar von dem Miniſter nicht erfahren. 
So halte ich die einſchlägigen Stücke in den Berichten der Breslauer 
Zeitung, wenn ihr Inhalt überhaupt auf Laſſalle zurückgeht, ebenſo 
wie jene Stelle in der Verteidigungsrede im Hochverratsprozeſſe für 
kühne Gedanken verbindungen und kluge Berechnungen des Agitators. 
Dieſe Berechnungen waren aber auf Grund der Eindrücke angeſtellt, die 
Laſſalle unmittelbar aus den Unterhaltungen mit dem Miniſterpräͤſi⸗ 
denten gewonnen hatte, und darum haben ſie für uns den Wert, 
daß ſie den Grad der Wahrſcheinlichkeit erhöhen, daß Bismarck bei 
feinen Oktroyierungsplänen etwas Ahnliches wie das Reichstags wahl⸗ 
recht für Preußen im Sinne gehabt hat. 

Was läßt ſich insgeſamt dafür geltend machen? Im bonapartiſti⸗ 
ſchen Frankreich hatte Bismarck ein Muſterbeiſpiel für den Gebrauch 
der Maſſen kennen gelernt, und Napoleons Rat von 1861, in Preußen 
das suffrage universel einzuführen, iſt ihm ſpäteſtens nach ſeinem 
Eintritt in das Kabinett bekannt geworden. Vor allen Dingen ent⸗ 
ſprach Bonapartes Begründung, daß man mit der konſervativen 
Landbevölkerung die Liberalen in den Städten niederſtimmen könne ), 
ganz der Erfahrung und Überzeugung des kühnen preußiſchen Kampf⸗ 
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miniſters; denn auch Bismarck hielt die unterſten Schichten des Volkes 
für ſtreng konſervativ und königstreu, wie er ſchon 1854 bekannt 
hatte. Dazu haben Laſſalles Beweisführung und ſeine Werbetätig⸗ 
keit für das allgemeine, gleiche Wahlrecht ſicher befruchtend auf Bis⸗ 
marcks ſtaatsrechtliches Denken eingewirkt. Wie nachhaltig die Ge⸗ 
danken jenes Demokraten geweſen ſind, beweiſt die Tatſache, daß 
Bismarck noch im April 1866 Benedetti gegenüber die Möglichkeit 
erörterte, unter Vorausſetzung des allgemeinen Wahlrechts die 
Wählbarkeit für den preußiſchen Landtag allen Deutſchen zu erz 
teilen und die außerhalb Preußens gewählten Abgeordneten in die 
Verſammlung von Berlin aufzunehmen.“) Was wir Beſtimmtes 
hinſichtlich der Geſtaltung eines etwa zu oktroyierenden Wahlgeſetzes 
aus der erſten Hälfte der ſechziger Jahre erfahren, finden wir in 
der ſchon genannten Erzählung des Duc de Gramont, nach welcher 
Bismarck von der Notwendigkeit geſprochen hat, die Wahlen für die 
preußiſche Volkskammer auf eine breitere Baſis zu ſtellen: „Il etait 
absolument necessaire d’elargir le cercle des Electeurs ...“ Dieſer 
Plan lag ja ganz in der Richtung nach dem allgemeinen und gleichen 
Stimmrecht, das Bismarck nach Mitteilungen des franzöſiſchen Bot⸗ 
ſchafters Benedetti in Verbindung mit der Bundesreform noch kurz 
vor Ausbruch des deutſchen Krieges als Grundlage für die Volks⸗ 
vertretung in Preußen erwogen hat. 

Die Ausgeſtaltung des Bismarckſchen Gedankens, das preußiſche 
Wahlrecht auf breiteren Grund zu ſtellen, mußte ſich aber nicht not⸗ 
wendig mit Laſſales und Napoleons Muſter decken. Wir können 
uns ebenſo denken, daß der alte Landjunker bei der Neubildung 
des preußiſchen Wahlſyſtems auf konſervativem Mutterboden ſtehen 
bleiben wollte und ein allgemeines und unmittelbares Stimmrecht 
auf berufsſtändiſchem Unterbau durchzuführen beabſichtigte. Beweiſe 
aus jener Zeit fehlen freilich; aber als Greis behauptete der entlaſſene 
Kanzler, daß er bei der Schöpfung der Norddeutſchen Verfaſſung die 
Verurteilung der Dreiklaſſenwahlen lediglich als Mittel verwertet habe, 
„um zu einem Wahlgeſetz mit Intereſſenvertretung zu gelangen.“ 
Und zwar will er damals bezweckt haben, natürliche Lebensgruppen 
zur „Unterlage für die Wahlkörper der Landesvertretung“ zu bilden. 
„Das Streben nach dieſem Ziele,“ ſchrieb der alte Bismarck in den 
Hamburger Nachrichten, „wird den Reichskanzler (alſo Bismarck ſelbſt) 
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zu der ſcharfen Kritik der beſtehenden Einrichtungen, an deren Stelle 
er die Intereſſenvertretung erſtrebte, veranlaßt haben.““) Die be; 
ſtehende Einrichtung aber, die Bismarck damals von Grund aus 
verurteilte, war eben das preußiſche Zenſuswahlrecht, für das er 
demnach eine Stimmordnung nach Lebensgruppen einzuſetzen beab⸗ 
ſichtigt hätte. Ziehen wir ferner in Betracht, was der alte Kanzler 
1895 den Vertretern der deutſchen Innungen ſagte““) und daß er 
in den „Gedanken und Erinnerungen“ „eine ſtändiſche und berufs— 
genoſſenſchaftliche Landesvertretung“ als fein Ideal bezeichnete ), 
ſo gewinnt unſere Annahme immerhin einen gewiſſen Grad von 
Wahrſcheinlichkeit. Tatſächlich hat Bismarck in ſeiner Rede vom 
28. März 1867 bei der Beratung über das Bundeswahlrecht leiſe 
durchklingen laſſen, daß ihm ein Stimmſyſtem auf ſtändiſcher Grund; 
lage das liebſte ſei: „Auf ſtändiſche Wahlrechte zurückzugreifen hat 
noch niemand vorgeſchlagen, und ich erwähne dies nur, um die 
Richtigkeit einer vorhin hier ausgeſprochenen Meinung zu beſtätigen, 
daß im ganzen jedes Wahlgeſetz unter denſelben äußeren Umſtänden 
und Einflüſſen ziemlich gleiche Reſultate gibt.“ Mit dieſen Worten 
bezog er ſich auf die Ausführungen Hermann Wageners, der in 
feiner Stellung zum parlamentariſchen Wahlrecht innere Verwandt; 
ſchaft, wenn nicht gar Gefolgſchaft zu Bismarck aufweiſt. Wageners 
Gedankenentwickelung bezüglich der Wahlrechtsfrage hat uns Gerhard 
Ritter in ſeiner Unterſuchung über „Die preußiſchen Konſervativen 
und Bismarcks deutſche Politik 1858 — 1871“ in kurzen Zügen dar; 
geſtellt. Schon ſeit 1861 bemühte ſich der Gründer der Kreuzzeitung, 
„die Machtſtellung des liberalen Bürgertums durch den politiſchen 
Druck der aufſteigenden Proletariermaſſen“ zu erſchüttern. Noch ehe 
Laſſalle den Kampf gegen die Phalanx der Fortſchrittler auf der 
ganzen Linie aufnahm, geißelte Hermann Wagener die preußiſche 
Dreiklaſſenvertretung als „die allerſchlechteſte Repräſentation, die 
jemals ein Menſch ausdenken kann“. Bald darauf trat er mit be⸗ 
ſtimmten Vorſchlägen hervor und forderte „die Einführung des 
‚nur durch die Rückſicht auf die Wahrhaftigkeit regulierten allgemeinen 
und direkten, aber freilich nach Ständen geordneten Wahlrechts für 
Preußen “.“) Es lag bei Bismarcks innerpolitiſchem Denken nahe, 
daß er ebenſo dachte wie ſein konſervativer Parteigenoſſe und das 
er deſſen Plan für ein neues preußiſches Stimmrecht zu wenigſtens 
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dem Laſſalleſchen Wahlrechtsideal gleichwertig erachtete und ſeine 
Durchführung erwogen hat. Zudem ſteht der Gedanke eines all⸗ 
gemeinen und unmittelbaren Wahlrechts auf berufsftändifcher Grund⸗ 
lage rückwärts in Verbindung mit der Gedankenkette, die an jene 
Stahl-Bismarck-Gerlachſche Idee von dem Vierſtändewahlrecht an⸗ 
geſchloſſen werden kann. Auch läßt ſich mit dem Streben des großen 
Kanzlers nach Wahlen auf Grund natürlicher Intereſſen⸗ und Lebens⸗ 
gruppen“) leicht eine Verknüpfung nach vorwärts herſtellen. Ferner 
iſt von dem konſervativen Wahlrechtsplane aus nur noch ein kleiner 
Schritt zu der Bismarck-Wagenerſchen Gedankenführung, daß das 
allgemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht das beſte Erſatzmittel 
für ein ſtändiſches Stimmverfahren ſei.“) Im Lichte der großen 
deutſchen Politik aber mußten die konſervativ-ſtändiſchen Gedanken⸗ 
triebe verblaſſen und ſchließlich den demokratiſchen Wahlrechtsideen 
weichen; denn als Trumpf gegen Sſterreich und als Mittel, die 
Liberalen und das geſamte Volk für die nationale Regierungspolitik 
zu gewinnen, hätte das allgemeine und unmittelbare Stimmrecht 
auf berufsſtändiſcher Grundlage nicht genügt; für Preußen jedoch 
dürfte es den Wünſchen des Miniſterpräſidenten entſprochen haben. 
Die Fortſchrittspartei wäre bei ſtändiſchen Wahlen auf die ihr ge⸗ 
bührende Vertreterzahl zurückgeſchraubt worden, und die konſervative 
Schicht der arbeitenden Bevölkerung konnte auch bei einer ſelb⸗ 
ſtändigen Vertretung des vierten Standes der Staatsregierung 
nutzbar gemacht werden. 

Wenn wir nun auf unſere Frage zurückkommen, was Bismarck 
an Stelle des Dreiklaſſenſyſtems zu ſetzen beabſichtigte, ſo müſſen 
wir im großen und ganzen bekennen: Wir wiſſen es nicht beſtimmt 
und werden nicht eher darüber Aufſchluß geben können, bevor nicht 
die archivaliſchen Quellen frei fließen. Die Hauptlinien der Gedanken⸗ 
führung Bismarcks weiſen aber auf das allgemeine, gleiche und 
unmittelbare Wahlrecht hin. Was die Behauptungen des demo⸗ 
kratiſchen Berichterſtatters in der Breslauer Zeitung anbelangt, „es 
exiſtierten in ſicherer Hand und an ſicherem Orte intereſſante Schrift⸗ 
ſtücke, die, an die Öffentlichkeit gebracht, manchen Aufſchluß geben 
könnten“ ), fo halte ich das für eine Finte und für einen Schreckſchuß 

*) Vgl. Kap. VI, Gruppenwahlen, S. 166. 

) Vgl. Kap. IV, S. 95. 
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auf Bismarck ebenſo wie die Äußerung in der Süddeutſchen Poſt 
vom 29. Oktober 1882, daß der Schriftleiter Schapira mit der Gräfin 
Hatzfeld und ihrem Sohne Paul eine Zuſammenkunft betreffs der 
Veröffentlichung von Laſſalleſchen Aufzeichnungen, die Bucher und 
Bismarck verhängnisvoll werden könnten, gehabt habe.“) Wenn 
tatſächlich Schriftſtücke, die Bismarck bloßſtellen konnten, im Beſitze 
der Gräfin Hatzfeld oder anderer Demokraten geweſen wären, ſo 
hätte man ſicher keinen Augenblick mit der Veröffentlichung gezögert. 
Die Briefe aber, die der Miniſterpräſident ſelbſt an den Arbeiterführer 
geſchrieben hatte, ſind unmittelbar nach Laſſalles Tode in der Urſchrift 
Bismarck wieder zugeſtellt worden.“) Nun iſt zwar nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß Abſchriften davon, deren Schickſal wir nicht kennen, 
irgendwo vorhanden ſind, ſicher aber nicht in den Händen von 
Sozialiſten und Demokraten. 


c) Die Hinderniſſe der Oktroyierung. 


Warum hat nun Bismarck ſeine Oktroyierungspläne, die er 
doch ernſtlich erwogen hat, nicht durchgeführt? Einen Hauptgrund 
ſehe ich mit Oncken in dem Widerſtande König Wilhelms, dem 
Staatsſtreich und Verfaſſungsbeugung im Innerſten widerſtrebten. 
„Ich will nicht unterſuchen“, ſchrieb er als Prinzregent am 20. Juni 1860 
eigenhändig auf, „ob Konſtitutionen heilſam ſind. Aber wo ſie exiſtieren, 
ſoll man ſie halten und nicht durch gezwungene Interpretationen 
verfälſchen. Ich habe lange genug geſehen, welchen Schaden das 
Miniſterium Manteuffel dadurch getan hat. Die konſtitutionelle Idee, 
daß die Regierungsmaßregeln an die Öffentlichkeit gezogen und das 
Volk geſetzlich zur Teilnahme an der Geſetzgebung berechtigt werden, 
iſt in das Volksbewußtſein eingedrungen. Dieſem entgegenzutreten 
iſt ſehr gefährlich, da es Mißtrauen des Herrſchers gegen das Volk 
bekundet. Nicht durch Reſtriktionen der Verfaſſung, die eben ein 
ſolches Mißtrauen zeigen, ſondern durch weiſes Nachlaſſen und An⸗ 
ziehen der Zügel iſt die Regierung zu befeſtigen.“ ) Das war der 
Grundſatz Wilhelms I. in bezug auf innere Politik, dem er mit weiſer 
Umſicht allzeit treu geblieben iſt. Noch am 30. Mai 1863 ſchrieb 
er an ſeinen Miniſterpräſidenten, daß das Programm vom 8. No⸗ 
vember 1858 nach wie vor ſein politiſches Glaubensbekenntnis ent⸗ 
halte “s), und darnach hatte er ja gelobt, mit der Vergangenheit 
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nicht brechen und überall das Recht ſchützen zu wollen.“) Den 
Plänen einer Umbildung des preußiſchen Wahlrechts durch Oktroyie⸗ 
rung iſt Wilhelm von vornherein mit kräftigem Widerſpruch begegnet. 
„Der König ſieht ſich gebunden und wird nie ſeine Zuſtimmung zu 
einem offenen Verfaſſungsbruch geben,“ entgegnete Bismarck nach 
dem Wiener „Wanderer“ auf Laſſalles Oktroyierungsvorſchlag.“) 
Gewaltſame Umbildung der Dreiklaſſenordnung bedeutete den Eid 
auf die Verfaſſung brechen, und das war einem Wilhelm von Preußen 
etwas Ungeheuerliches. An ſeinem eiſernen Widerſtande brachen 
ſich Bismarcks Staatsſtreichsgedanken. Das beweiſen Bemerkungen 
Theodor Bernhardis, der von verſchiedenen Seiten gehört hatte, daß 
der Miniſterpräſident mit ſeinen Abſichten nicht durchgedrungen ſei, 
als er am 24. Januar 1863 dem Könige Auflöſung des Abgeordneten⸗ 
hauſes und ein oktroyiertes Wahlgeſetz vorgeſchlagen habe.“) Auch 
König Leopold von Belgien betonte in einer Unterredung mit unſerm 
Gewährsmanne, daß der Monarch von Preußen für einen Staatsſtreich 
nicht gewonnen werden könnte. Dieſer Anſicht ſtimmte Bernhardi voll 
und ganz zu, und er wußte dem Koburger aus Belgien zu erzählen, 
daß der Minifterpräfident bei feinem königlichen Herrn übel an⸗ 
gekommen ſei, als er von der Notwendigkeit einer Oktroyierung 
geſprochen hätte.“) Bismarck hat ſelbſt bekannt, nachdem es ihm 
1866 gelungen war, für den neuen deutſchen Bund das Reichs⸗ 
tagswahlrecht durchzuſetzen, daß es eines vierjährigen Kampfes bedurft 
habe, um den Widerſtand des Königs zu brechen.“) Dieſer Kampf 
hat ſich aber nicht nur um das allgemeine Stimmrecht in Verbindung 
mit der Bundesreform gedreht, ſondern auch die Frage der Um; 
bildung und Demokratiſierung des preußiſchen Landtags wahlrechtes 
iſt dabei Gegenſtand ſcharfer Auseinanderſetzungen geweſen, wie wir 
aus den Aufzeichnungen Bernhardis und dem angeführten Berichte 
Benedettis erſchließen dürfen. Vielleicht hat Bismarck gar, um auf 
dem Gebiete der deutſchen Politik vom Könige Zugeſtändniſſe zu 
erlangen, zunächſt die Pläne der Umgeſtaltung des Abgeordnetenhauſes 


*) Auch in der Konfliktszeit hat der König nicht das Bewußtſein einer Ver⸗ 
faſſungsbeugung gehabt; er ſah vielmehr in der Fortführung des alten Staats⸗ 
haushaltsplanes eine rechtliche Notwendigkeit, die infolge der bekannten Lücke in 
der preußiſchen Verfaſſung zur Sicherheit des Staates geboten war. (Vgl. Oncken, 
Pr. Ibr. Bd. 146, 127.) 
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aufgeben müſſen, um fie ſpäter wieder aufzugreifen. Hinſichtlich der 
Aufforderung Laſſalles, in Preußen das allgemeine Wahlrecht zu 
oktroyieren, fol der Miniſter entgegnet haben: „Nur auf dem Wege 
der Bundesreform läßt dieſe und die ſchleswig-holſteinſche Frage 
ſich löſen.“ ) Es iſt bemerkenswert, daß mit dem däniſch-deutſchen 
Kriege die Oktroyierungsgedanken bei dem führenden Staatsmanne 
in Preußen ſtark zurückgetreten ſind, und erſt im Geſpräch mit Benedetti 
im April 1866 fehen wir das Problem des allgemeinen Wahlrechts 
für das preußiſche Abgeordnetenhaus in Verbindung mit der Bundes; 
reform wieder auftauchen. In der Zeit, wo man auf der jütiſchen 
Halbinſel die Waffen kreuzte, war natürlich nicht daran zu denken, 
durch einen Staatsſtreich genannter Art das Land im Innern zu 
erſchüttern. Im übrigen aber konnten ſich der König und fein Erft- 
miniſter während der nordiſchen Wirren überzeugen, daß die Regierung 
ſtark genug ſei, auch ohne einen vom Landtage bewilligten Haushalts: 
plan ihre äußere Politik kraftvoll durchzuführen. Wozu ſollte darum 
erſt durch Wahlrechtsoktroyierung neues Waſſer auf die Mühle der 
Fortſchrittler geſchüttet werden? Außerdem nahmen ſeit dem Wiener 
Frieden die Auseinanderſetzungen mit Sſterreich alle Kräfte des 
leitenden preußiſchen Miniſters in Anſpruch und lenkten ihn mehr 
und mehr von den Zuſtänden und Vorgängen innerhalb des eigenen 
Staates ab. Dazu drängten Bismarcks reformatoriſche Gedanken 
bezüglich des deutſchen Bundes nach Verwirklichung. Der Miniſter⸗ 
präſident mußte darum alles ſorgfältig umgehen, was Gefahr in ſich 
barg, ſeine Politik in bezug auf die Donaumonarchie zu durchkreuzen 
und ſein nationalpolitiſches Ziel zu verrücken. Es konnte notwendig 
werden, die Volksgunſt als bedeutſamen Poſten in die deutſche Rechnung 
einzuſtellen, und Bismarck hat das wohl bedacht. So ließ es ſtaats⸗ 
männiſche Klugheit für geboten erachten, das Mißtrauen des Volkes, 
das doch während des Konfliktes gerade groß genug war, nicht etwa 
durch einen Staatsſtreich bis ins Unverſöhnliche zu ſteigern. Geſpräche 
mit Friedrich Oetker aus dem November 1864 weiſen deutlich auf 
einen Umſchwung in Bismarcks Gedankenführung betreffs einer 
gewaltſamen Abänderung des Dreiklaſſenſtimmrechts hin.“) Dasſelbe 

) Bismarck ſagte u. a. zu Oetker: „Der Kurfürſt (von Heſſen) denke, man 


werde in Preußen oktroyieren, und dann wolle er's auch tun, da könne er jedoch 
lange warten.“ (Poſchinger, B. u. P., II, 26.) 
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beweiſen die Verhandlungen im Miniſterrat vom 19. Juni 1865. 
Hier machte Albrecht von Roon die Meinung geltend, daß mit dem 
beſtehenden Wahlgeſetz in Preußen nicht mehr auszukommen ſei, 
und darum müſſe man oktroyieren. Bismarck aber wies dieſe Not⸗ 
wendigkeit zurück und begründete ſeine Stellung damit, daß der 
Staatshaushaltsplan ja getroſt auf dem Verwaltungswege ver⸗ 
öffentlicht werden könne.“) Und die Anſicht Bismarcks ſcheint in 
der Miniſterſitzung durchſchlagend geweſen zu ſein; denn noch am 
ſelben Tage ſchrieb Roon ſeinem Freunde Perthes: „eine neue 
Wahlordnung? Sie würde kein weſentlich anderes, kein beſſeres Ab⸗ 
geordnetenhaus nach Berlin bringen.“ “) 

Als ſich aber 1866 die Gewitterwolken zuſammenballten, hat 
Bismarck in Verbindung mit der großen deutſchen Politik alte Ge⸗ 
dankenfäden Laſſalleſcher Färbung wieder aufgegriffen, und er hat 
erwogen, das preußiſche Wahlverfahren durch das suffrage universel 
zu erſetzen. Bismarck wollte unter Umſtänden die preußiſche Volks⸗ 
kammer zu moraliſchen Eroberungen in Deutſchland benützen, und 
wenn der Antrag auf ein Bundesparlament nicht zum Ziele führte, 
die Wählbarkeit eines jeden Deutſchen für das Abgeordnetenhaus 
in Berlin ermöglichen. Von dieſem Plane hat er mit Benedetti 
frank und frei geſprochen.“) Auch ſcheinen Gerüchte über ent; 
ſprechende Gedanken in dem Bekanntenkreiſe des Minifterpräfidenten 
im Umlauf geweſen zu ſein; denn beſorgten Herzens ſchrieb Ludwig 
von Gerlach am 21. März 1866 an den alten Freund: „Und ſetzen 
Sie keine Oktroyierungsgedanken in Kurs, — ſie ſind mindeſtens 
voreilig und demoraliſieren die Unſeren.“?) Das Wort „Oktro⸗ 
hierungsgedanken“ hat Bismarck eigenhändig mit zwei Fragezeichen 
verſehen. Er wollte vielleicht den Weg, den ihm Gerlach damit 
zutraute, beanſtanden, nicht aber die Sache. Die raſche und vortreff— 
liche Löſung der deutſchen Frage im Sinne Bismarcks hat dann 
die Umbildung und Erweiterung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
unnötig gemacht. 

So darf wohl behauptet werden, daß Otto von Bismarck ſeit 
1864, beſtimmt durch den Willen des Königs und veranlaßt durch 
hochwichtige Vorgänge in der Außenpolitik, ſowie durch Klugheitsrück⸗ 
ſichten auf das Volk, die Oktroyierungspläne zunächſt vollſtändig 
hintenangeſtellt und mit der Umgeſtaltung des preußiſchen Wahlrechts 
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erſt in den Wochen der endgültigen Auseinanderſetzung mit Sſterreich 
wiederum gerechnet hat. 

Überſchauen wir Bismarcks Stellung zum preußiſchen Wahlrecht 
in den Jahren des Konfliktes, ſo ergibt ſich uns, daß der große 
Staatsmann ſeit den Tagen ſeiner Pariſer Geſandtſchaft den Gedanken 
einer gewaltſamen Umbildung des Dreiklaſſenſyſtems ernſtlich in Er; 
wägung gezogen hat. Die Wahlerfahrungen in der erſten Hälfte der 
ſechziger Jahre, das Beiſpiel der napoleoniſchen Praxis im Gebrauch 
der Maſſen und der Ideenaustauſch mit Laſſalle drängten das Denken 
des künftigen Kanzlers geradlinig nach dem demokratiſchen Stimm; 
ſyſtem. Doch können wir mit den bis jetzt zugänglichen Quellen noch 
nicht ganz ſicher beweiſen, daß Bismarck in der Konfliktszeit tatſächlich 
beabſichtigt hat, das allgemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht 
in Preußen durchzuführen. Vieles ſpricht freilich dafür. Es iſt aber 
auch der konſervative Plan eines allgemeinen und unmittelbaren Wahl⸗ 
rechts auf berufsſtändiſcher Grundlage in Betracht gezogen worden. 

Die preußiſche Motivenreihe für ein Wahlrecht auf breiteſter Grund—⸗ 
lage verſchlang ſich in Bismarcks Denken mit einer älteren Ideenkette, 
die ſtark verankert war in dem klippenreichen Gebiete der deutſchen 
Staatskunſt und auf dem ſteinichten Boden der Bundesreform. 


Viertes Kapitel. 


Das allgemeine Wahlrecht im Programm Bismarcks 
bei der Regelung der ſchleswig-holſteiniſchen Angelegen— 
heit und bei der Löſung der deutſchen Frage. 


1. Bismarcks Forderung einer allgemeinen Volksabſtimmung 
in den Elbherzogtümern vor ihrer Einverleibung 
in den preußiſchen Staat. 


Zum erſtenmal ſchien in der Politik des gewaltigen Staatsmannes 
der Gedanke, den Volkswillen durch allgemeine Abſtimmung den 
Regierungsplänen nutzbar zu machen, bei der Entſcheidung über das 
Geſchick der nordiſchen Herzogtümer Geſtalt zu gewinnen. Als im 
Spätherbſt 1863 die Frage nach der Regelung der ſchleswig-hol⸗ 
ſteiniſchen Angelegenheit aufgetaucht war, ſuchte Bismarck ſofort die 
Stände der Erbländer zur Mitwirkung bei der Neuordnung heran⸗ 
zuziehen. Bereits am 24. Dezember 1863 konnte er an den Grafen 
Robert von der Goltz nach Paris ſchreiben: „Mit einiger Mühe habe 
ich Oſterreich beſtimmt, die holſteinſchen Stände zu berufen, falls wir 
es in Frankfurt durchſetzen.“) Bismarck wußte genau, daß ſich das 
Ständeparlament gegen jede Annexion von ſeiten Dänemarks aus⸗ 
ſprechen werde. Und bald darauf ſuchte er den Willen des Volkes 
unmittelbar kundzutun. Als im April 1864 die Londoner Konferenz 
zuſammentrat, machte Rapoleon den kühnen Vorſchlag, daß die Ent⸗ 
ſcheidung über die Zugehörigkeits- und Thronfolgefrage in Schleswig⸗ 
Holſtein von einer Volksabſtimmung abhängig gemacht werden ſollte. 
Rußland und Sſterreich erklärten ſich ſofort dagegen, während 
Preußen dem bonapartiſtiſchen Standpunkte günſtig zu ſein ſchien. 
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Dafür iſt bezeichnend, daß ſeit dem 16. April 1864 die Nord⸗ 
deutſche Allgemeine Zeitung in einer Reihe von Artikeln „unverkenn⸗ 
bar offiziöſen Gepräges“ das suffrage universel in den Elbherzog⸗ 
tümern zu verkünden forderte.) Im Anſchluß an dieſe Aufſätze 
warnte der Bonner Rechtsgelehrte Perthes in einem Briefe an 
ſeinen Freund Roon die preußiſche Regierung, ſich auf dem Gebiete 
der auswärtigen Politik mit der Revolution zu verbinden.“) Wieder; 
holt ſpielte Bismarck in den vierundſechziger Verhandlungen tatſäch⸗ 
lich die Frage der Volksabſtimmung gegen die Dänen aus. So ließ 
er auf der Londoner Konferenz durch den Geſandten von Bernſtorff 
den Antrag einbringen, die ſchleswig-holſteinſche Bevölkerung nach 
ihrer Nationalität befragen zu laſſen. Es ſollten ſowohl die deutſchen, 
als auch die däniſchen Bezirke abſtimmen, welchem Teile Schleswigs 
fie bei der Trennung des Landes anzugehören wünſchten.“) Bismarck 
hoffte gewiß, damit Napoleon für ſeine Politik zu gewinnen, der ja 
eine Volksabſtimmung in den gemiſchtſprachigen Landesteilen hatte 
vorſchlagen laſſen. Dfterreich wies den Berliner Antrag mit allen 

Mitteln zurück, auch Rußland und England erklärten ſich dagegen, 
und Dänemark fürchtete den Ausſpruch des Volkswillens.“) Die 
preußiſchen Konſervativen wurden ſelbſt irre, die Kreuzzeitung warnte 
vor einem Plebiſzit, und Hermann Wagener wetterte in einer 
öffentlichen Rede im „preußiſchen Volksvereine“ gegen den „Bona⸗ 
partismus in Schlafrock und Pantoffeln“ und forderte, daß die Zu⸗ 
kunft der Herzogtümer „ohne Anwendung des allgemeinen Stimm⸗ 
rechts“ entſchieden werden müſſe.“) Der preußiſche Miniſterpräſident 
aber ging ſeine eigenen Wege. Wo er ſich für ſeine politiſchen 
Zwecke Vorteile verſprach, da ſuchte er eine Mitwirkung der Bevöl— 
kerung in Schleswig⸗Holſtein durchzuſetzen, ſobald er aber gegenteilige 
Entſcheidung fürchtete, lehnte er jede Beteiligung des Volkes ab. 
Bismarck wußte genau, daß Stände und Volk in der Nordmark 
den Auguſtenburger auf den Thron wünſchten, während er ja ſelbſt 
die Einverleibung der Herzogtümer in die Hohenzollern-Monarchie 
erſtrebte. Bei der entſcheidenden Unterredung am ı. Juli 1864 in 
Berlin wollte ſich der Erbprinz ohne Zuſtimmung des nordmärkiſchen 
Parlaments auf einen Vertrag mit Preußen, der Landesabtretung 
und Beſchränkung der Souveränität verlangte, nicht verpflichten. 


Bismarck aber wies hier von vornherein jede Mitwirkung der ſchles⸗ 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 5 
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wig⸗holſteiniſchen Volksvertreter zurück, da er eine Ablehnung ſeiner 
Forderungen und ſomit ein Durchkreuzen ſeiner politiſchen Pläne 
vorausſah. Alſo preußiſche Intereſſenpolitik von reinſtem Waſſer be⸗ 
ſtimmte feine Stellungnahme zu Volksabſtimmung und Landes ver⸗ 
tretung in den Elblanden. Zudem offenbart das Spielen mit dem 
Gedanken des Plebiſzits während der nordiſchen Wirren das Streben 
Bismarcks, den franzöſiſchen Kaiſer zu gewinnen. Noch war der Wiener 
Friede nicht unterzeichnet, da riet Napoleon III. bei einer perſönlichen 
Begegnung im Oktober 1864 in Paris dem preußiſchen Erſtminiſter, 
der Zollernſtaat möge durch Volksabſtimmung die Herzogtümer ein⸗ 
verleiben.) Bismarck wies zunächſt dieſen Rat Bonapartes mit der 
Begründung ab, daß die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage nur in Gemein⸗ 
ſchaft mit Öfterreich gelöſt werden könnte. Als aber Sſterreich die 
preußiſchen Februarbedingungen abgelehnt und am 6. April 1865 
in Frankfurt dem Antrage Beuſt-Pfordten zugeſtimmt hatte, die 
Regierung in Holſtein dem Prinzen von Auguſtenburg zu übertragen, 
kam Bismarck ſofort wieder auf den Gedanken zurück, die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Landesverſammlung als oberſten Richter in der ganzen 
Angelegenheit anzurufen und von ihr den engeren Anſchluß an 
Preußen ausſprechen zu laſſen. Nach der Depeſche des Grafen 
Platen jun. vom 25. April 1865 *) an die hannöverſche Regierung 
hat Bismarck damals geäußert, daß er ſich gegen Sſterreich in der 
Herzogtümerfrage nach einem anderen Bundesgenoſſen umſehen müſſe, 
und das feien die Stände der Herzogtümer.) Schon am 17. April 
war der Miniſter mit dem Vorſchlage auf Berufung eines vereinigten 
Landtages der Herzogtümer in Wien vorſtellig geworden, und zwar 
ſollte die Neuwahl zu dieſer Landes verſammlung nicht nach dem 
ſtändiſchen Wahlgeſetz von 1854, ſondern nach den liberalen Be⸗ 
ſtimmungen vom 15. September 1848 erfolgen.“) Dieſes Geſetz be⸗ 
ſtimmte, daß von den 1oo Abgeordneten in Schleswig⸗Holſtein 50 
aus allgemeinen Wahlen hervorgehen ſollten, während die übrigen 
zo in drei Gruppen von den Höchſtbeſteuerten gewählt wurden.“) 
Wegen der öffentlichen Meinung konnte das Wiener Kabinett den 
Antrag ſchwer ablehnen. Unter Klauſeln, die von Preußen nicht 
angenommen werden konnten, ſtimmte darum Mensdorf dem Vor⸗ 


*) Platen war hannöverſcher Bevollmaͤchtigter in Berlin. 
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ſchlage Bismarcks zu. Aber kaum war aus Rückſicht auf die Sffent⸗ 
lichkeit und im Vertrauen auf die auguſtenburgiſche Stimmung in 
den Herzogtümern die entſprechende Antwort Sſterreichs erfolgt, da 
wagte Bismarck einen weiteren Schritt auf dem Wege napoleoniſcher 
Praxis, den die Donaumonarchie nach ihren politiſchen Überliefe⸗ 
rungen und nach der eigenen Stellung in Ungarn und Galizien 
auf keinen Fall mitmachen konnte.“) „Im Intereſſe der Rechts; 
kontinuität“ warf Bismarck die Frage auf, ob man nicht lieber ſtatt 
des Geſetzes von 1848 „Wahlen nach allgemeinem und direktem 
Stimmrecht vorſchlagen ſolle.“ “?) Mit Hilfe eines ſolchen Wahl: 
geſetzes hoffte der Miniſter die breite Maſſe der ſchleswig-holſteinſchen 
Bevölkerung an die Wahlurne zu bringen und die nach demokrati⸗ 
ſchem Grundſatz gewählte Verſammlung für Einverleibung in den 
preußiſchen Staat zu gewinnen.“) Zu dieſer Abſicht hat ſich der 
Miniſterpräſident unumwunden dem hannöverſchen Bevollmächtigten 
gegenüber bekannt. „Ich wünſche nicht“, ſo ſagte Bismarck dem 
Grafen Platen, „daß Advokaten, ſondern daß loyale Bauern gewählt 
werden. Ihnen werde ich dann die Frage vorlegen, ob ſie lieber 
für 70 Millionen einen Herzog haben wollen, der doch im Grunde 
nichts weiter als höchſtens ein erblicher Oberpräſident ſein würde, 
oder ob ſie die 70 Millionen verdienen und preußiſch werden wollen. 
Durch das von mir ausgedachte Wahlrecht, welches auf die Maſſen 
berechnet iſt, will ich nicht der Demokratie Vorſchub leiſten. Wenn 
ich z. B. hier in Preußen von einem Gute 1oo Arbeiter zur Wahl- 
urne ſchicken könnte, ſo würden die jede andere Meinung im Dorfe 
totſtimmen; dies hoffe ich mit Hilfe der Gutsbeſitzer in den Herzog⸗ 
tümern zu erreichen.“) Die Wahrheit deſſen, was Platen hier der 
hannöverſchen Regierung berichtet hat, wird beſtatigt durch den Frei⸗ 
herrn von Frieſen, der in ſeinen „Erinnerungen“ aus „vielfachen“ 
Privatgeſprächen des preußiſchen Erſtminiſters vom Frühjahr 1865 
zu erzählen wußte, daß dieſer erſtrebt habe, ſich durch ein „zu oktro⸗ 
yierendes Wahlgeſetz“ eine gefügige Nationalvertretung in den Herzog? 
tümern zu ſchaffen. !) Die Abſicht Bismarcks in bezug auf Wahl⸗ 
beeinfluſſung durch Gutsbeſitzer und Arbeitgeber zeigt uns, wie weit 
die Maßnahmen im Kaiſerreiche des dritten Napoleon auch in Berlin 
Schule gemacht hatten, wenn auch in Frankreich die Beeinfluſſung 
mehr von den Prieſteru ausging. Ferner offenbart der Bericht des 
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Grafen Platen, daß der Leiter der preußiſchen Politik in der Zeit, 
wo das allgemeine und gleiche Wahlrecht in Deutſchland der Ver⸗ 
wirklichung entgegenging, im großen und ganzen nur mit ländlichen 
Verhaltniſſen rechnete, wie er fie in der Altmark und in Pommern 
kennen gelernt hatte. 

Staatsegoismus war das Bewegung wirkende Zentrum im poli⸗ 
tiſchen Denken Bismarcks. Und fo kam der große Meiſter der Staats; 
kunſt bei ſeinem Gelüſten nach Einverleibung der Elbherzogtümer 
und im Kampfe gegen Sſterreich, beeinflußt durch Napoleon III., zu 
der Forderung des allgemeinen und unmittelbaren Wahlrechts für 
Schleswig⸗Holſtein. 

Als bald nach der Übereinkunft von Gaſtein zwiſchen Wien und 
Berlin neue Plänkeleien entſtanden und die Spannung zwiſchen den 
beiden deutſchen Großmächten bis aufs äußerſte wuchs, da wußte 
Bismarck in der preußiſchen Regierung mit bewundernswertem Ge⸗ 
ſchick die Frage der Elbherzogtümer mit dem Gedanken einer deutſch⸗ 
nationalen Volksvertretung zu verquicken und die Bundes reform als 
causa belli auszuſpielen. Kñaum hatte Mensdorf im März 1866 
gedroht, die Entſcheidung über das Streitobjekt auf der jütiſchen 
Halbinſel dem Bundestag in Frankfurt anheimzuſtellen, da kündigte 
Bismarck in einem Rundſchreiben vom 24. März 1866 die Anregung 
zur Umgeſtaltung des deutſchen Bundes an. Er erklärte ſich bereit, 
die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit friedlich zu ordnen, aber nur 
mit einer Bundesgewalt, „in welcher die Mitwirkung der nationalen 
Vertretung dem Einfluſſe partikularer Intereſſen das Gegengewicht 
hielt.“ !“) So führt uns Bismarcks Politik in bezug auf die Elbherzog⸗ 
tümer hinüber zu dem großen Problem der nationalen Einigung 
Deutſchlands. Und wir fragen uns: Inwiefern war die Idee des 
allgemeinen Wahlrechts im Denken Bismarcks verknüpft mit der 
Löſung der deutſchen Frage? 


2. Der äußere Verlauf der Entwickelung der Wahlrechtsfrage 
bei Bismarck in Verbindung mit der Bundesreform. 
Im Kampfe um die Vorherrſchaft in Deutſchland war in Bis⸗ 


marcks politiſchem Denken der Gedanke an ein deutſches Reichs⸗ 
parlament aufgekeimt und ausgereift. Seit 1861 ſtand die Forderung 
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einer nationalen Volksvertretung feſt auf dem Programm des großen 
Staatsmannes. Wie wir bereits aus der Badener Denkſchrift wiſſen, 
ſollte die allgemeine Bundesverſammlung aus Vertretern der ein— 
zelnen Landtage zuſammengeſetzt ſein. Aber ſchon zu Anfang des 
Jahres 1862 mochte Bismarck von dieſem Plane nichts mehr wiſſen. 
Als am 2. Februar 1862 Sſterreich und die mittelſtaatlichen Regie⸗ 
rungen Preußen zu Beratungen über Direktorium und Abgeordneten; 
verſammlung einluden, ſprach ſich der preußiſche Geſandte in Peters—⸗ 
burg dagegen aus und lehnte jede Art von Volksvertretung am 
Bunde aus Abgeordneten der einzelnen Kammern ab. Er wünſchte 
vielmehr ein Volkshaus nach Maßgabe der Bevölkerung durch un— 
mittelbare Wahlen.“) Und zwar dachte ſich Bismarck auch jetzt noch 
die Bildung einer deutſchen Reichsverſammlung in Verbindung mit 
der Umgeſtaltung der Verfaſſung des Zollvereins.“) Daß Bismarck 
das Delegiertenprojekt ſo ſchnell aufgab, das er doch noch im Sommer 
1861 ſelbſt ſeinem Könige vorgeſchlagen hatte, lag in der Neben— 
buhlerſchaft zu Oſterreich begründet. Um die Donaumonarchie all⸗ 
mählich aus dem deutſchen Staatenverbande hinauszudrängen, ging 
Bismarck in bezug auf Bundesreform ſtets einen Schritt weiter, ſo⸗ 
bald die Wiener Regierung nachzog und für einen gewiſſen Plan 
gewonnen war. Nach den Wiener Konferenzen im Juli 1862 ſtellte 
Oſterreich am 14. Auguſt den Antrag, für die Beratung eines Zivil⸗ 
und Strafgeſetzbuches Ausſchüſſe der deutſchen Kammern einzube⸗ 
rufen. Preußen ließ zunächſt durch Bernſtorff Einſpruch erheben, und 
Bismarck, der inzwiſchen die Geſchäfte übernommen hatte, erklärte 
dem Grafen Karolyi, daß es zum Bruche mit Sſterreich kommen 
werde, wenn es den Plan der Kammerabordnungen nicht fallen laſſe. 
Mit neun gegen ſieben Stimmen fiel am 22. Januar 1863 der ge⸗ 
nannte Antrag der Konferenzſtaaten, nachdem Preußen erklärt hatte: 
„Nur in einer Vertretung, welche nach Maßgabe der Bevölkerung 
jedes Bundesſtaates aus letzterer durch unmittelbare Wahl hervor— 
geht, kann die deutſche Nation das berechtigte Organ ihrer Einwir⸗ 
kung auf die gemeinſamen Angelegenheiten finden.““) Geſetzgebende 
Gewalt, über deren Umfang nichts geſagt war, ſollte als oberſtes 
Recht einer ſolchen Nationalvertretung zugeſprochen werden, um in 
dem Parlament einen eiſernen Ring für die Einigkeit und Feſtig⸗ 
keit des Bundes zu ſchaffen und der Verſammlung einen befriedi⸗ 
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genden Wirkungskreis zu geben. Gleichzeitig ließ Bismarck auf die 
Klippe hindeuten, an welcher ein für allemal eine Verſtändigung mit 
Oſterreich in bezug auf Bundesreform ſcheitern mußte. Am Schluſſe 
der preußiſchen Erklärung wurde nämlich ausdrücklich hervorgehoben, 
daß zum Bunde Mächte gehörten, deren Bevölkerung nicht aus⸗ 
ſchließlich deutſch ſei, und dieſe fremden Elemente würden ſich keines⸗ 
falls von einer deutſchen Volksvertretung Geſetze geben laſſen.““) 
So wurde die Idee des deutſchen Parlaments zum Wegweiſer einer 
Politik, die geradlinig nach den Schlachtfeldern von Königgrätz führte. 
Daß der alte Bund nicht mehr lange lebensfähig ſei, das fühlte jeder, 
und auch Sſterreich war der Meinung, daß etwas geſchehen müßte. 
Aus dieſem Bewußtſein entſprang bei den öſterreichiſchen Politikern 
die Idee des Fürſtenkongreſſes, auf welchem die Frage der Bundes⸗ 
reform einer Löſung engegengeführt werden ſollte. Die Wiener 
Regierung hielt in ihren Reformvorſchlägen an einem Parlament 
aus Abgeordneten der einzelnen Kammern feſt?) und lehnte in 
ihrer Note vom 3. Auguſt 1863 eine Vertretung am Bunde aus 
unmittelbaren Volkswahlen ganz beſtimmt ab. „Wer ſie verlangt,“ 
hieß es in dem Schreiben, „will nur dem Namen nach den Bund 
oder das, was man den Bundesſtaat genannt hat, in Wahrheit will er 
das allmähliche Erlöſchen der Lebenskraft der Einzelſtaaten, er will einen 
Zuſtand des Überganges zu einer künftigen Unifikation.“ ?) Man 
war alſo auch in der Wiener Hofburg mit Bismarcks Gedanken⸗ 
gängen vertraut. Dieſer aber hatte bereits König Wilhelm für ſeine 
Pläne gewonnen. In einem zuſammenfaſſenden Schreiben für Franz 
Joſeph, das der Monarch unmittelbar nach der Gaſteiner Begegnung 
zu Anfang Auguſt abfaßte, wies der König einen Reichstag aus 
Abordnungen der einzelnen Kammern ab und forderte auf Grund 
eines konſervativen Wahlverfahrens ein Parlament durch unmittel⸗ 
bare Volkswahlen.??) In miniſteriellen Anſchriften vom 13. und 
14. Auguſt an Herrn von Werther in Wien wurde dasſelbe zum 
Ausdruck gebracht und nochmals beſtimmt erklärt, daß Preußen „eine 
Ausdehnung der Bundesgewalt nur dann genehmigen könne, wenn 
zu deren Beſchlüſſen die Zuſtimmung eines aus Volkswahlen her⸗ 
vorgegangenen Parlaments erforderlich ſei.““) Man nahm aber 
damals in Deutſchland Bismarcks Pläne nicht ernſt, wie uns Unruh 
berichtet, und das Verlangen nach allgemeinen und unmittelbaren 
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Wahlen der ganzen Nation hielten die Politiker lediglich für einen 
Schreckſchuß auf Öfterreich.”’) Und doch lag die Forderung ernſtlich 
im Syſtem Bismarckſcher Staatskunſt. Er war von dem Werte und 
der Bedeutung einer ſolchen Volksvertretung überzeugt und wollte 
durch liberale Maßnahmen die Wiener Regierung überbieten, um ſo 
die nationalen Sympathien für ſich zu gewinnen. 

Noch tagte der Frankfurter Fürſtenkongreß, da erhielt Bismarck 
von Kuſſerow, dem preußiſchen Legationsſekretär bei der Geſandt— 
ſchaft in Turin, ein Schriftſtück, in welchem dieſer ein Bundes parla—⸗ 
ment empfahl, das aus Staaten: und Volkshaus beſtehen ſollte. 
Ein bedingtes allgemeines Stimmrecht mit unmittebarem Verfahren 
bildete nach dieſem Vorſchlage die Grundlage für die Zufammen; 
ſetzung des Volkshauſes. Die Ausübung des Wahlrechts ſollte an 
einen geringen Zenſus geknüpft ſein, alſo an eine Bedingung, die 
durch Fleiß und Arbeit zu erreichen war.?“ 

Nachdem am ı5. September 1863 das preußiſche Staatsmini⸗ 
ſterium dem Könige Wilhelm die von Bismarck inſpirierte Denk 
ſchrift übergeben hatte, in welcher es klipp und klar „eine wahre, 
aus direkter Beteiligung der ganzen Nation hervorgehende National: 
vertretung“ forderte”), erteilte der preußiſche Herrſcher dem Kaiſer 
von Sſterreich ſowie den deutſchen Bundesfürſten eine entſprechende 
Antwort.?) Dieſe Erwiderung König Wilhelms auf den Reform; 
plan des Fürſtentages gab den Diplomaten konſervativer Höfe zu 
mancherlei Bedenken Anlaß, und Lord John Ruſſell bat in wohl 
wollender Meinung Preußen dringend, von unmittelbarer Volkswahl 
abzuſehen, weil dadurch der Revolution Tor und Tür geöffnet 
würden.“) In einer Depeſche vom 8. Oktober antwortete Bismarck 
darauf: „Was das deutſche Parlament betrifft, ſo beruht unſer 
Standpunkt nicht auf einer politiſchen Theorie, ſondern auf materiellen 
preußiſchen Intereſſen, welche mit denjenigen der Mehrheit der deut— 
ſchen Nation identiſch ſind. Nicht die deutſchen Regierungen, ſondern 
das deutſche Volk in überwiegendem Teile hat mit uns gleiche Inter⸗ 
eſſen. Preußen braucht ein Gegengewicht gegen die dynaſtiſche Politik 
der Regierungen und kann dasſelbe nur in der Nationalvertretung 
finden ... Selbſt der geringſte Zenſus würde noch beſſere Garantien 
gegen revolutionäre Überſchreitungen bieten als manches Wahlgeſetz, 
aus welchem die einzelnen Landesvertretungen jetzt hervorgehen, 
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beſſere Garantien namentlich, als der Wahlmodus in Preußen.“ ) 
Dieſe Note an den engliſchen Miniſter beweiſt, wie nahe Bismarck 
ſchon 1863 in ſeinem Denken dem allgemeinen und gleichen Wahl⸗ 
recht geweſen iſt. Das wird noch deutlicher, wenn man in Betracht 
zieht, daß in jenen Oktobertagen die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Miniſterpräſidenten und Laſſalle angeknüpft wurden. Die alten 
konſervativen Kampfgenoſſen aus den Tagen der Revolution fanden 
ſich natürlich auf dieſem Gelände Bismarckſcher Staatskunſt nicht 
mehr zurecht, und Ludwig von Gerlach konnte ſich ſcharfen Tadels 
nicht enthalten. In einem Gefpräch mit dieſem am 22. Oktober er⸗ 
klärte ſich Bismarck kurzerhand als Gegner jeder mittelbaren Wahl, 
und um alle Bedenken gegen die Anwendung von Kopfzahlwahlen 
auf demokratiſcher Grundlage zu zerſtreuen, verriet er Gerlach ſeine 
weiteren Pläne über die Ausgeſtaltung der Reichsvertretung. Der 
Minifter beabſichtigte nämlich, der allgemeinen Nationalverſammlung 
in Deutſchland eine erſte Kammer mit hohem Zenſus zur Seite zu 
ſtellen, an welcher „die wankenden deutſchen Fürſten einen Stütz⸗ 
punkt finden würden.“ ) Bismarcks Gedanke an ein Oberhaus im 
neuen Bunde, das nach dem Muſter der preußiſchen erſten Kammer 
von 1849 eingerichtet ſein ſollte, läßt die Vermutung aufkommen, daß 
hier die Kuſſerowſche Idee von der Teilung des Bundes parlaments 
in zwei Häuſer auf die Reformpläne des deutſchen Reichsgründers 
vorübergehend von Einfluß geweſen iſt; an ſich aber konnte dieſer 
Gedanke auch ſelbſtändig Bismarcks konſervativer Grundanſchauung 
entſprungen ſein. 

In der Zeit der nordiſchen Wirren trat zunächſt das Problem 
der Umgeſtaltung des deutſchen Bundes hinter die Intereſſen Preußens 
an den Elbherzogtümern zurück. Als aber die Eiferſucht Sſterreichs 
eine befriedigende Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage für den 
Zollernſtaat unmöglich machte, da verkettete Bismarck ſeine Expanſions⸗ 
politik in Jütland mit den Reformplänen für Geſamtdeutſchland 
und ſchob dieſe wieder mehr und mehr in den Vordergrund. „Die 
ſchleswig⸗holſteinſche und die große deutſche Frage hängen ſo eng 
zuſammen,“ ſagte der Miniſterpräſident im September 1865 ſeinem 
Geheimrat Keudell, „daß wir, wenn es zum Bruche kommt, beide 
zuſammen löſen. Ein deutſches Parlament würde die Sonderintereſſen 
der Mittel⸗ und Kleinſtaaten in gehörige Schranken weiſen.“ ') Wir 
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werden mit dieſen Worten an Gedanken erinnert, die Napoleon un— 
mittelbar nach der Gaſteiner Zuſammenkunft dem Grafen von der 
Goltz gegenüber zum Ausdruck gebracht hatte.“) 

Nach dem Miniſterrat vom 28. Februar 1866 war König Wilhelm 
endlich für den Krieg gegen die Habsburger gewonnen worden.“) 
Sofort mußte Robert von der Goltz dem Kaiſer an der Seine betreffs 
ſeiner Stellung bei einer gewaltſamen Entſcheidung zwiſchen Preußen 
und Sſterreich ſondieren und „außer der Erwerbung der Elbherzog— 
tümer eine engere Vereinigung der norddeutſchen Staaten unter 
preußiſcher Leitung, analog der 1849 für ganz Deutſchland auf— 
geſtellten Reichsverfaſſung“ als Programm der Berliner Regierung 
bekanntgeben.“) Ganz ähnlich lautete die Anweiſung, die für Moltkes 
Sendung nach Italien ausgearbeitet wurde. König Wilhelm war 
damals über Bismarcks Schachzüge gegen Sſterreich vollſtändig unter; 
richtet und von der Notwendigkeit eines Parlaments aus allgemeinen 
und gleichen Wahlen überzeugt; denn am 1x. März 1866 berichtete 
Benedetti nach Paris, daß König und Miniſter in Berlin einig ſeien, 
„de constituer une representation nationale directement élue par 
le peuple.“ ) Daß hier nur unſer Reichstagswahlrecht gemeint fein 
kann, ergibt ſich daraus, daß wir Bismarck in dieſer Zeit ſchnurſtracks 
der Verwirklichung des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Stimm⸗ 
ſyſtems entgegenſteuern ſehen, und das wäre unmöglich geweſen, wenn 
er nicht die Einwilligung feines königlichen Herrn beſeſſen hatte. Im 
März, wenn nicht gar ſchon in jenem Miniſterrat vom letzten Februar, 
iſt ſicher eine Zuſtimmung Wilhelms zu dem Frankfurter Wahlrecht 
erfolgt. Der Beweis dafür kann freilich nur mittelbar geführt werden. 
Am 24. März ſchrieb Bismarck in einer Depeſche an den Baron von 
der Pfordten, „das Münchner Kabinett möge gemeinſchaftlich mit dem 
Berliner beim Bundestage den Antrag auf Einberufung eines deutſchen 
Parlaments aus allgemeiner direkter Volkswahl ſtellen.“ ““) Eine ſolche 
Aufforderung aber konnte nur mit ausdrücklicher Genehmigung des 
Königs erlaſſen werden. Ferner erfuhr der franzöſiſche Geſandte in 
den erſten Apriltagen von dem preußiſchen Miniſterpräſidenten, daß 
der Monarch dem Reformplane im allgemeinen zugeſtimmt habe.“) 
Dieſer aber ſchloß in jener Zeit das demokratiſche Wahlrecht ein. 
Auch Govone mußte zur Orientierung ſeiner Regierung von Bismarck 
in entſprechender Weiſe unterrichtet worden ſein; denn nur ſo läßt 
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ſich erklären, daß La Marmora am 3. April 1866 in der Bevollmäch—⸗ 
tigung zum Bündnisabſchluß zurückſchreiben konnte: „Wir werden 
überdies erfreut ſein, Preußen im Widerſtande gegen die Pläne des 
öſterreichiſchen Kaiſertums zu unterſtützen, indem dasſelbe ſich ent⸗ 
ſchieden an die Spitze der deutſchen Nationalpartei ſtellt, jenes 
Parlament einberuft, das ſeit ſo vielen Jahren Gegenſtand der Wünſche 
der Nation war, und für Deutſchland, ſo wie es in Italien geſchah, 
den Fortſchritt der freiſinnigen Inſtitutionen mittelſt Aus ſchließung 
Oſterreichs ſichert.“““) — Wie hat es nun Bismatck fertig gebracht, 
König Wilhelm für das Wahlrecht der Frankfurter Reichsverfaſſung zu 
gewinnen? Das freilich läßt ſich aus den Quellen nicht klar erkennen. 
Meiner Anſicht nach liegt die Sache ſo: Nach der Erwerbung Lauen⸗ 
burgs hatte der König an Erweiterungen des Staatsgebietes Geſchmack 
bekommen, und darum ſtrebte er nach dem Beſitz von Schleswig⸗ 
Holſtein. Er hielt die Elbherzogtümer eines Krieges wert, wie er in 
jener Staatsminiſterialſitzung vom 28. Februar ſagte.““) Alle legiti⸗ 
miſtiſchen Bedenken gegen einen Bruch mit Sſterreich hatte Wilhelm 
nach und nach aufgegeben, als er in dem nordiſchen Konflikte die 
natürliche Gegnerſchaft der Habsburger zur Genüge kennen gelernt 
hatte. Seit jener Zeit ließ er ſich bis zum Ausbruch des Krieges 
ganz und gar von ſeinem Miniſterpräſidenten leiten, wie der italie⸗ 
niſche Unterhändler Govone am 14. März 1866 La Marmora mit: 
teilte.“) Die Eroberung der Nordſtaaten aber konnte auf keinen 
Fall als causa belli gegen den Bruderſtaat geltend gemacht werden, 
um nicht die Gunſt des übrigen Europa, namentlich Napoleons, zu 
verlieren und die öffentliche Meinung in Deutſchland vor den Kopf 
zu ſtoßen. Dies ſah der König ein, und darum ließ er es ſeinem 
erſten Miniſter zu, das deutſche Parlament auf demokratiſcher Grund⸗ 
lage als Kriegsgrund auszuſpielen.“) Indem es alſo Bismarck ver⸗ 
ſtand, den ſeeliſchen Regungen ſeines Herrn geſchickt nachzugehen und 
deſſen politiſche Stimmung auszunützen, iſt es ihm gelungen, das 


*) Am 23. April 1866 ſchrieb König Wilhelm feinem Miniſterpräſidenten, dem 
Grafen von Bismarck: „Sie ſelbſt haben im Konſeil vom 28. Februar die Politik 
dahin definiert, daß wegen der Herzogtümer allein der Krieg nicht zu entzünden ſei, 
es müſſe alſo der höhere Preis, die deutſche Frage, hineingezogen werden. Das iſt 
geſchehen . .. Dieſe ſteht alſo im Vordergrunde, wie am 28. Februar beſchloſſen 
wurde.“ (Kaiſer Wilhelms des Großen Briefe, Reden und Schriften, II, 120, Nr. 378.) 
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allgemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht dem großen Könige 
annehmbar und ſchmackhaft zu machen. Auch mag das Vertrauen 
Wilhelms zu dem ſcharfblickenden und zuverläſſigen Staatenlenker, 
der ja in Preußen den Parlamentarismus ſo glänzend überwunden 
hatte, dem Monarchen die Zuſtimmung zuletzt erleichtert haben. 
Freilich nicht ohne Mühe iſt dem Grafen von Bismarck dieſer Sieg 
in den Schoß gefallen; denn er bezeichnete es als ſeinen größten 
Triumph, vom Könige die Einwilligung zum Kriege gegen Sſterreich 
und zur Einberufung eines deutſchen Parlaments erlangt zu haben.“) 
— Mit dem Antrage auf eine Nationalvertretung nach dem Frank 
furter Wahlrecht beabſichtigte Bismarck in Deutſchland Verwickelungen 
zu ſchaffen, die einen offenen Bruch zwiſcheu Preußen und Sſterreich 
zur Folge haben mußten. So berichtete Govone ſeinem vorgeſetzten 
Miniſter“), und ähnliches drahtete Benedetti an Drouyn de Lhuys.“) 
Dem italieniſchen Unterhändler gegenüber machte der preußiſche 
Staatsmann geltend, daß er eines Bündniſſes mit Italien bedürfe, 
um König Wilhelm bei dem Plane einer deutſchen Volksvertretung 
halten zu können. Wenn auch noch ganz andere politiſche Motive 
für den Vertrag mit der Regierung von Florenz maßgebend geweſen 
ſind, ſo iſt doch dieſe Begründung vollſtändig einleuchtend, und ich 
halte ſie durchaus dem Tatbeſtande entſprechend. Nur allzuleicht 
konnten noch in letzter Stunde durch Einflüſſe aus der Familie oder 
von Vettern benachbarter Staaten dem König Bedenken gegen 
Bismarcks national⸗demokratiſchen Reformplan eingeflößt und fo 
der Krieg mit Öfterreich vereitelt werden. Indem nun Bismarck den 
Satz von der Abſicht des Königs „auf eine den Bedürfniſſen der 
deutſchen Nation entſprechende Reform der Bundes verfaſſung“ in 
den Bündnisvertrag mit Italien aufnahm, machte er ſeinem Herrn 
ein Zurücknehmen der Zuſage betreffs des Parlaments nach allge⸗ 
meinen Wahlen für die folgenden Monate unmöglich. 

Als ſich am 8. April 1866 nach Unterzeichnung der Urkunde 
Govone von Bismarck verabſchiedete, ſagte der Miniſterpräſident, 
„Preußen werde am folgenden Tage beim Bundestage den Antrag 
auf Bundesreform und ein deutſches Parlament mit allgemeinem 
Wahlrecht einbringen. Von dieſem Vorſchlage erwartete er die größte 
Verwirrung in Deutſchland und dann den Krieg“.) Am 9. April 
ſtellte Herr von Savigny den entſprechenden Antrag und führte dazu 
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aus, daß die Wahlen zur Nationalvertretung nach dem Reichswahl⸗ 
geſetz vom 12. April 1849 erfolgen ſollten.“) Niemand nahm dieſes 
Vorgehen Preußens ernſt. Die öffentliche Meinung ſprach ſich gegen 
Bismarck aus, und in liberalen Kreiſen war man der Anſicht, der 
alte Landjunker fei bei Napoleon in die Schule gegangen und bes 
trachte den Plan des deutſchen Parlaments nur „als ein zur Zeit 
nützliches und ſpäter wegzuwerfendes Aushängeſchild“.“) Die Kabinette 
von London und Petersburg verſuchten, den Miniſter bei König Wil⸗ 
helm in Mißachtung zu bringen und dieſen zu bewegen, den kühnen 
Abenteurer zu entlaſſen.“) Heinrich von Sybel weiß noch manches 
andere intereſſante Stimmungsbild aus jenen Apriltagen zu ſchil⸗ 
dern. Bismarck ſelbſt iſt enttäuſcht geweſen über die Wirkung ſeines 
Reformantrages und das Mißtrauen, mit welchem die öffentliche 
Meinung dem Plane einer Nationalvertretung nach allgemeinen und 
unmittelbaren Wahlen begegnete. Wie konnte das auch anders ſein! 
Derſelbe Miniſter, der in Preußen den Landtag vollſtändig kaltſtellte 
und mit blutigem Hohn übergoß, derſelbe beantragte für Deutſchland 
ein Parlament auf rein demokratiſcher Grundlage. Wer ſollte da 
einer ſolchen Zweiſeelennatur noch trauen? Bismarck aber verwahrte 
ſich ernſtlich gegen jeden Zweifel. Als der franzöſiſche Zeitungsſchreiber 
Vilbort bei einer Audienz um eine Aufklärung über dieſen Widerſpruch 
bat, bezeichnete es der Miniſter als ganz willkürliche Vorausſetzung, 
in ihm einen grundſätzlichen Gegner der Volksvertretung und geborenen 
Feind des parlamentariſchen Syſtems zu ſehen: „Niemand ſei be⸗ 
rechtigt, ihn durch die Annahme zu beleidigen, daß er Deutſchland 
durch den Vorſchlag eines Parlaments myſtifizieren wolle.“) Biss 
marck hat dann in den Tagen der Spannung kein Mittel unverſucht 
gelaſſen, die Bevölkerung Deutſchlands für die Bundesreform und 
das deutſche Parlament in Bewegung zu ſetzen und ſeine Abſichten 
glaubhaft zu machen.““) Zunächſt galt es, bei den Liberalen Vertrauen 
zu erwecken. Theodor Bernhardi mußte darum Bennigſen zu über⸗ 
zeugen verſuchen, daß das deutſche Parlament nicht nur „ein Not⸗ 
ſchuß“ und „ein bloßes Auskunfts mittel“ ſei, zu dem der Miniſter 
in der Verlegenheit gegriffen habe, ſondern ein Programm, ſeitdem 
er politiſch mündig fer.) Auch in der Preſſe verteidigte Bismarck 
den preußiſchen Antrag und rechtfertigte das allgemeine, gleiche und 
unmittelbare Wahlrecht als Grundlage für ein den Bedürfniſſen der 
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deutſchen Nation entſprechendes Parlament. Die Artikel über Volks; 
vertretung und Reichstagswahlrecht in der Kreuzzeitung vom rs. 
und 18. April, die uns bei der Entwickelung der Beweggründe wieder 
beſchäftigen werden, waren ſicher von Bismarck eingegeben, wenn 
nicht gar aus feiner Feder gefloſſen.“) Ludwig von Gerlach ſchrieb 
darüber am 18. April in fein Tagebuch: „In der heutigen Kreuz 
zeitung ein wahrſcheinlich Wagener⸗Bismarckſcher Aufſatz, welcher aus; 
führt: Allgemeines Stimmrecht ſei ein wirklicher Fortſchritt; Korrelat 
der allgemeinen Militärpflicht, der ‚Blutſteuer“.“ “?) Auch der Aufſatz 
in Nr. 95 der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung vom 25. April 186% 
über das Reichstagswahlrecht ſcheint in dem Miniſterpräſidenten ſeinen 
Urheber zu haben; denn der Geiſt iſt Bismarcks Geiſt und Ausdrücke 
und Wendungen klingen an Bismarck an. Außerdem ermöglicht eine 
Angabe Lothar Buchers eine Gedankenverbindung, die — wenn auch 
nicht zwingend — einen Schluß zuläßt, der auf Bismarcks Urheber⸗ 
ſchaft hinweiſt. So erfuhr Poſchinger von Bucher, daß in der Nord— 
deutſchen Allgemeinen Zeitung im Februar 1866 ein berühmter 
Artikel Bismarcks über Einführung des allgemeinen Wahlrechts er— 
ſchienen fei, an dem er noch im Korrekturabzuge eigenhändig ver⸗ 
ſchiedene Verbeſſerungen vorgenommen habe.“) Die Zeitbeſtimmung 
Buchers iſt zweifellos ein Irrtum. In keiner der Februarnummern 
der genannten Zeitung findet ſich ein diesbezüglicher Aufſatz, und 
wenn im erſten Halbjahre 1866 überhaupt ein ſolcher von Bismarck 
geſchrieben worden iſt, ſo kann es nur der vom 25. April ſein. 
Die Regierungen wollten über den preußiſchen Antrag nicht eher 
in Verhandlungen eintreten, bevor nicht ein endgültiger Entwurf über 
die Geſtaltung der künftigen Bundesverfaſſung vorliege. Bismarck 
aber ließ ſich darauf nicht ein, ſondern verlangte Feſtſtellung des 
Zeitpunktes der Einberufung. Anfang Mai aber fand in Berlin unter 
dem Vorſitze des Königs ein Miniſterrat ſtatt, in welchem der Vor⸗ 
ſchlag über Bundesreform zur Beratung ſtand. Savigny mußte daran 
teilnehmen, um die Beſchlüſſe in vertraulicher Beſprechung den übrigen 
Bundestagsgeſandten mitteilen zu können. Nachdem ſich König Wilhelm 
bei dieſer Beratung ausdrücklich für eine aus unmittelbaren Wahlen 
) Die Gedankengänge dieſer Aufſätze kehren wieder in Wageners Reichstags⸗ 


rede vom 28. März 1867; die Ausdrücke aber ſind ganz Bismarckiſch (namentlich 
in Nr. 89 der N. Pr. 3.). 
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hervorgehende Volksvertretung ausgeſprochen hatte, wurde „Einz 
führung einer periodiſch einzuberufenden Nationalvertretung in den 
Bundesorganismus“ beſchloſſen. Hinſichtlich des ad hoc zu berufen⸗ 
den Parlaments ſollte für aktive Wahlbeteiligung der Grundſatz des 
allgemeinen Stimmrechts mit unmittelbaren Wahlen maßgebend ſein. 
Für Wahlkreiſe von 80 — rooooo Seelen wurde ein Abgeordneter 
vereinbart, und bezüglich der Wählbarkeit ſchlug der Miniſterrat, der 
hier natürlich nur ausführendes Werkzeug von Bismarcks Willen 
war, die Beſtimmungen des Reichswahlgeſetzes vom Jahre 1849 
vor.““) Der Ausſchuß des Bundestags nahm trotz heftigen Wider⸗ 
ſpruchs von feiten Oſterreichs dieſe Vorſchläge Savignys nicht ungünſtig 
auf, und auch in der öffentlichen Meinung erfolgte Mitte Mai ein 
Umſchlag zugunſten Bismarcks. Die Liberalen wurden zerſplittert, und 
die gemäßigten von ihnen gingen mit den Anhängern des National⸗ 
vereins im Vertrauen auf Bismarcks Verſprechen einer einheitlichen 
deutſchen Volksvertretung in das Lager des Miniſterpräſidenten über.“) 
Auch der Kaiſer Napoleon wahr ſehr erfreut, wie er dem Grafen 
von der Goltz zu erkennen gab, „daß fortan bie beiden Länder dem⸗ 
ſelben politiſchen Syſtem huldigen würden“.““) Als Benedetti am 
6. Juni 1866 bei Bismarck vorſprach, fand er den Miniſter beim 
Studium der Wahlordnung von 1849. Der franzöſiſche Botſchafter 
benützte dieſe Gelegenheit zu einer Ausſprache über das deutſche 
Parlament und gab ſeiner Befürchtung Ausdruck, daß eine deutſche 
Volksvertretung leicht zu Entſchlüſſen kommen könne, die das Gleich⸗ 
gewicht in Europa verſchöben. Bismarck aber ſuchte dieſe Befürchtung 
zu entkräften, indem er angab, das Parlament werde überhaupt nicht 
mit politiſchen Rechten ausgeſtattet werden und ſich nur mit Fragen 
wirtſchaftlicher Natur zu befaſſen haben.“) Wenn auch Bismarck die 
Zuſtändigkeit der Reichsvertretung aufs äußerſte zu beſchränken be⸗ 
abſichtigte, ſo konnte doch dieſe Entgegnung nicht ernſt gemeint ſein 
und nur bezwecken, die Einmiſchung Frankreichs in die inneren Ver⸗ 
hältniſſe Deutſchlands zu verhindern. 

Der Bruderkrieg ſtand bevor. Die Zuſtände in Schleswig⸗Holſtein 
hatten den Stein unaufhaltſam ins Rollen gebracht. Während Sſter⸗ 
reich nun die Frage der Elbherzogtümer zum Kriegsgrunde ſtempelte 
und ſich damit vor der Welt ins Unrecht ſetzte, hielt Bismarck mit 
Zähigkeit an dem deutſchen Parlamente feſt, deſſen Mitwirkung er 
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zur Regelung der nordiſchen Angelegenheiten als unbedingte Voraus; 
ſetzung forderte und erwarb ſich damit die Sympathien der öffent— 
lichen Meinung. Schon ſchwankte das Zünglein der Wage bedächtig 
nach der Seite des Krieges. Da legte Bismarck am ıo, Juni den 
einzelnen Negierungen den preußiſchen Entwurf zur Bundesreform 
vor. Der zweite Artikel dieſes Entwurfs verlangte als eine dem 
Bundestage gleichgeordnete Gewalt das Nationalparlament, und Ar 
tikel IV lautete: „Die Nationalvertretung geht aus direkten Wahlen 
hervor, welche nach den Beſtimmungen des Reichswahlgeſetzes vom 
12. April 1849 vorzunehmen ſind.“ ““) Den deutſchen Mittel⸗ und 
Kleinſtaaten verſprach Bismarck noch in letzter Stunde unter der Be— 
dingung, die Truppen zu demobiliſieren und der ſofortigen Berufung 
eines Parlaments zuzuſtimmen, Unverſehrtheit des Gebietes und 
Souveränität ihrer Fürſten. Und als bereits der Würfel gefallen 
war, da erließ der König von Preußen eine Ankündigung an das 
deutſche Volk, in welcher er ſagte: „Nachdem der deutſche Bund ein 
halbes Jahrhundert lang nicht die Einheit, ſondern die Zerriſſenheit 
Deutſchlands dargeſtellt und gefordert, dadurch längſt das Vertrauen 
der Nation verloren hatte und dem Auslande als die Fortdauer 
deutſcher Schwäche und Ohnmacht galt, hat er in den letzten Tagen 
dazu gemißbraucht werden ſollen, Deutſchland gegen ein Bundesglied in 
die Waffen zu rufen, welches durch den Vorſchlag der Berufung eines 
deutſchen Parlaments den erſten und entſcheidenden Schritt zur Befrie— 
digung der nationalen Forderung getan hatte ... Preußen verlangt 
nichts, als Sicherung des Friedens und zu dieſem Behufe ſofortige Be; 
rufung des Parlaments.“ ) Durch dieſe Forderung einer demokratiſchen 
Nationalvertretung Sſterreich in den Krieg zu zwingen und dennoch vor 
Volk und Welt als der Angegriffene zu erſcheinen, das war ein Meiſter⸗ 
ſtück Bismarckſcher Staatskunſt. Mit dem Vorſchlage eines Parlaments 
auf Grund des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahlrechts 
drängte Bismarck die Donaumonarchie aus dem preußiſchen Intereſſen⸗ 
kreiſe hinaus, bot den Liberalen ein ſicheres Mittel zur nationalen 
Einigung und befriedigte das Bedürfnis der breiten Maſſe nach dem 
oberſten politiſchen Recht. Das waren reale und moraliſche Eroberungen, 
wie ſie eben nur ein Bismarck vorausberechnen und fertigbringen konnte. 

Die Schlacht von Königgrätz war geſchlagen. Das Kriegsglück 
hatte für die Vorherrſchaft Preußens in Deutſchland entſchieden. Am 
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18. Auguſt ſchloß Bismarck mit den norddeutſchen Staaten den 
Bündnisvertrag ab, in welchen er die Beſtimmung aufnahm, daß 
die Verfaſſung für den Rorddeutſchen Bund durch ein Parlament 
vereinbart werden ſollte, für welches das Reichswahlgeſetz von 1849 
die Grundlage für die Wahlen bildete. Damit ſchob er grundſätzlichen 
Erörterungen über das Stimmrecht, die das Einigungswerk leicht ge⸗ 
fährten konnten, ſowohl im preußiſchen Landtage wie in den Kammern 
der Bundesſtaaten einen Riegel vor. In bezug auf das Wahlrecht 
war ſomit jeder Staat durch die Vertragsurkunde gebunden.“) Am 
12. Auguſt 1866 legte die Königlich Preußiſche Regierung dem Land—⸗ 
tage das Reichswahlgeſetz vom 12. April 1849 mit einigen notwendigen 
Veränderungen als Wahlgeſetz zum verfaſſunggebenden Reichstage 
des Norddeutſchen Bundes vor. Als weſentliche Abweichung iſt nur 
hervorzuheben, daß innerhalb des Hohenzollernſtaates das aktive und 
paſſive Stimmrecht auf preußiſche Staatsangehörige beſchränkt werden 
ſollte. Der Regierungs vertreter begründete dieſe Maßnahme damit, 
daß im verfaſſunggebenden Reichstage die Individualität der Einzel⸗ 
ſtaaten erhalten bleiben möge. Der Wahlrechtsausſchuß aber trat 
dafür ein, daß jeder zum Bundesgebiet gehörige Deutſche wählen 
und gewählt werden dürfe.“) Am 12. September ergriff der Bundes⸗ 
kanzler im Hauſe der Abgeordneten ſelbſt das Wort und ſprach den 
Wunſch aus, an dem Wahlgeſetz der Paulskirche möglichſt wenig zu 
ändern, da jede Abweichung die Grundlage des Bündniſſes verſchieben 
und die Kabinette der Bundesſtaaten in dem Maße von der Ver; 


) Die Mecklenburgiſchen Regierungen durchbrachen die Vertrags beſtimmungen 
und nahmen das Wahlgeſetz vom 12. April 1849 nicht ohne weiteres an. Die 
wichtigſten Abweichungen waren folgende: 1. Das Recht zu wählen und gewählt 
zu werden wurde auf Mecklenburger beſchränkt. 2. Aktive Militärperſonen waren 
vom Wahlrecht ausgeſchloſſen. 3. Nicht wählen und gewählt werden durfte, wer 
wegen politiſcher Verbrechen beſtraft war. 4. Nur diejenigen, welche das „Nieder⸗ 
laſſungsrecht“ erworben hatten, erhielten das Wahlrecht. 5. Die Wahlkreiſe wurden 
nicht nach geographiſchen Bezirken, ſondern nach der Einteilung des Landes in 
Dominium, Ritterſchaft und Landſchaft gebildet. — In der Beantwortung einer 
Interpellation betreffs dieſer Abweichungen hob Bismarck ausdrücklich hervor, daß 
er gewünſcht habe, das Wahlgeſetz aller Staaten in Übereinſtimmung zu fehen; 
um aber den Reichstag ſchnell zuſtande zu bringen und das Einigungswerk nicht 
unnötig aufzuhalten, werde er vorläufig die mecklenburgiſchen Abgeordneten an⸗ 
nehmen, wie ſie aus den Wahlen nach den veränderten Beſtimmungen hervor⸗ 
gingen. (R. III, 97.) 
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pflichtung auf das deutſche Parlament entbinden würde, in welchem 
man ſich von dem Wortlaute des Reichswahlgeſetzes entfernte. „Die 
Regierung hat deshalb bei ihrer Vorlage,“ ſo fuhr er fort, „ſich ſo 
genau, als es ihr die veränderten Verhältniſſe zu erlauben ſchienen, 
an dieſes Reichs wahlgeſetz angeſchloſſen und dabei manches mit über; 
nommen, worauf ſie von Haus aus nicht verfallen ſein würde, gerade 
weil die Verpflichtung der übrigen Regierungen genau auf dieſes 
Geſetz lautet.“) Und in den Ausſchußſitzungen hatte der Vertreter 
der königlichen Staatsregierung ausdrücklich erklärt, „es handele ſich 
nur um das Wahlgeſetz für eine ad hoc zu berufende Verſammlung, 
Prinzipien des Wahlrechts ſollten damit keineswegs ein für allemal er⸗ 
ledigt werden.“ ) Mit dieſer Erklärung wünſchte Bismarck die ängſt⸗ 
lichen Gemüter in den Kammern zu beruhigen und ſie in der Hoffnung 
auf eine mildere Faſſung der Wahlbeſtimmungen für das endgültige 
Bundesgeſetz zu ſtärken. Während er vor dem Kriege das allgemeine 
Wahlrecht als Mittel benützte, den alten Bund zu ſprengen, wurde 
es jetzt der Idee der nationalen Einigung dienſtbar gemacht. In dieſem 
Sinne iſt es auch zu verſtehen, wenn der Regierungsvertreter im 
Wahlrechtsausſchuſſe erklärte, „daß das norddeutſche Parlament zum 
Teil Produkt, zum Teil Inſtrument für die von der Regierung an—⸗ 
geſtrebte nationale Einigung ſei.““) Um nun das Zuſtandekommen 
des Norddeutſchen Bundes nicht durch ſonderſtaatliche Intereſſen⸗ 
und Fraktionspolitik zu gefährden, ließ Bismarck in kluger Berechnung 
immer wieder durchklingen, daß das Wahlgeſetz der Revolution nur 
für den verfaſſunggebenden Reichstag Geltung haben ſollte. So 
ließen die gemäßigten Liberalen ihre Bedenken gegen dasſelbe fallen. 
Auch wurde auf dieſe Weiſe das preußiſche Herrenhaus gewonnen, 
das bei ſeiner Zuſtimmung ausdrücklich von der Regierung forderte, 
bei der Vereinbarung der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
dafür Sorge zu tragen, daß für den dauernden Reichstag das all⸗ 
gemeine, gleiche und unmittelbare Stimmrecht beſeitigt und durch 
eine Art Zenſuswahlrecht erſetzt werde. Außerdem ſollte dem Volks⸗ 
haus noch ein Staatenhaus als Korrektiv zur Seite geſtellt werden.“) 
Bismarck aber iſt in dieſer Zeit niemals ernſtlich gewillt geweſen, 
das allgemeine Stimmrecht als Grundlage der Reichsvertretung 
aufzugeben. Er ſah ſich an das dem deutſchen Volke gegebene Ver⸗ 


ſprechen gebunden und nahm darum in den Werfaffen er 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 


82 Viertes Kapitel. Regelung der ſchleswig⸗-holſteiniſchen und deutſchen Frage. 


den er am 13. Dezember 1866 Bucher in die Feder vorſagte, unter 
dem Kapitel Reichstag die entſprechenden Beſtimmungen für die 
Zuſammenſetzung der Volksvertretung auf. Schon während ſeiner 
Krankheit in Putbus hatte er ſich „im Stillen viel mit dem alten 
Parlament beſchäftigt“, wie Frau von Bismarck an Geheimrat Keudell 
ſchrieb.“') Nachdem der von Lothar Bucher in der Nacht vom 14. 
zum 15. Dezember nach jener Nachſchrift ausgearbeitete Entwurf mit 
nur geringen Anderungen von Sr. Majeſtät genehmigt worden war, 
konnte er den norddeutſchen Geſandten vorgelegt werden, die am 
17. desſelben Monats zur Beratung zuſammentraten.“) An den 
Sitzungen der Bevollmächtigten der Bundesſtaaten, die die Ver⸗ 
faſſung des Norddeutſchen Bundes berieten, nahm Bismarck nur 
ſelten teil. Wie weit der Kanzler, wenn er zugegen war, ſelbſt in die 
Verhandlungen eingegriffen hat und welche Gedankengänge er dabei 
entwickelt haben kann, wird ſich niemals feſtſtellen laſſen, wenn nicht 
neue Denkwürdigkeiten und Lebenserinnerungen beteiligter Bundes⸗ 
vertreter den Schleier etwas lüften; denn auf ausdrückliches Ver⸗ 
langen Bismarcks und Savignys ſind über die Sitzungen überhaupt 
keine amtlichen Berichte abgefaßt worden.“) 

An dieſer Stelle halte ich es für geboten, die Frage aufzuwerfen, 
wieweit Bismarck bei der Aufnahme des allgemeinen, gleichen und 
unmittelbaren Wahlrechts in die deutſche Reichsverfaſſung von Bucher 
beeinflußt worden iſt, der ja ſchon 1861 in einer Wahlſchrift das 
demokratiſche Stimmſyſtem nach Laſſalleſchem Muſter als Programm 
ausgegeben hatte.“) Friedjung vermutet bei Bismarcks Entſcheidung 
für das allgemeine Wahlrecht Buchers Einwirkung.“) Keudell wider⸗ 
ſpricht dem, da ſich Bismarck ſchon 1863 dafür ausgeſprochen habe, 
Bucher jedoch erſt 1864 in das Miniſterium eingetreten ſei. Ferner 
wird von Keudell als Gegenbeweis angeführt, daß Geheimrat Bucher 
dem Miniſter niemals eine Anſicht geſprächsweiſe beigebracht, ſondern 
ſtets Denkſchriften eingereicht habe.“) Bucher ſelbſt hat die Frage 
Poſchingers, ob er einen Anteil an der Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts in Deutſchland habe, verneint und geſagt: „Die Sache 
hat ſich von ſelbſt gemacht. Im Jahre 1866 kamen die Regierungen 
des nachmaligen Norddeutſchen Bundes darin überein, daß die Wahlen 
zu dem Reichstag, welcher die Verfaſſung des gedachten Bundes 
beraten ſollte, auf breiter, liberaler Baſis ſtattfinden ſollten. Ein 
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Wahlgeſetz für den zu errichtenden Bund gab es noch nicht, es blieb 
alſo nur übrig, die Wahlen zu dem konſtituierenden Reichstag ent⸗ 
weder nach den geltenden partikularen Wahlgeſetzen vorzunehmen 
oder ein neues, allgemeines Prinzip zu proklamieren. Bismarck wollte 
nun nicht, „daß die vorzunehmenden Wahlen zum konſtituierenden 
Reichstag unliberaler ſtattfänden, als nach den Beſtimmungen des 
Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 “.) Trotzdem wird man 
zugeben müſſen, daß Buchers Überzeugung von der Richtigkeit des 
allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahlrechts zweifellos ver⸗ 
ſtärkend auf des Kanzlers Denken in dieſer Richtung einwirkte. Noch 
in den Tagen von Friedrichsruh hat der alte Fürſt von ſeinem 
treuen Diener geſprochen und bekannt: „Bucher war eine ſtille, be; 
ſcheidene, tiefe Natur, mein treuer Freund, manchmal mein Zenſor, 
mein Mitarbeiter an allem, was Herzblut, geſunden Menſchenverſtand, 
klares, ſcharfes Denken erforderte.“) 

Im Februar 1867 fanden die Wahlen zum verfaſſunggebenden 
Reichstag ſtatt, die ganz und gar Bismarcks Hoffnungen erfüllten. 
Am 4. März legte der Kanzler der norddeutſchen Volksvertretung 
den Verfaſſungsentwurf der Regierungen vor. Der Abſchnitt über 
den Reichstag gab zu heißen Kämpfen Anlaß. Namentlich die Frage 
nach Bewilligung von Tagegeldern für Reichstagsmitglieder führte zu 
ſcharfen Auseinanderſetzungen und wurde erſt in der dritten Leſung 
nach Bismarcks Willen entſchieden. Am 17. April nahm die Ver⸗ 
ſammlung die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes endgültig an, 
und bald darauf erfolgte die Beſtätigung durch die Kammern der 
Einzelſtaaten. Auch in dem Zollvertrag vom 8. Juli 1867 fand die 
Beſtimmung Aufnahme, daß die Abgeordneten aus den ſüddeutſchen 
Staaten durch allgemeine und unmittelbare Wahl mit geheimer Ab⸗ 
ſtimmung nach Maßgabe des Geſetzes gewählt werden ſollten, auf 
Grund deſſen die Wahlen zum erſten Reichstage des Norddeutſchen 
Bundes ſtattgefunden hatten..) Am 10. März 1869 endlich brachte 
der Bundeskanzler den Entwurf eines Wahlgeſetzes für den Reichstag 
des Norddeutſchen Bundes ein, und am 31. Mai desſelben Jahres 
wurde das Wahlgeſetz beſchloſſen und verkündet. So war der Schluß: 
ſtein dem gewaltigen Bau der Norddeutſchen Bundes verfaſſung ein⸗ 
gefügt und damit die Aufnahme des allgemeinen, gleichen, geheimen und 
unmittelbaren Wahlrechts in das deutſche öffentliche Recht vollzogen. 

6 * 
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Bei den Verhandlungen zu Verſailles im Herbſt 1870 iſt die 
Wahlrechtsfrage ſelbſt wohl kaum wieder ernſtlich berührt worden, 
wenn auch Sachſen und Oldenburg alle Hebel in Bewegung ſetzten, 
den Reichstag aus allgemeinem Wahlrecht durch ein Oberhaus zu 
beſchränken. Aufs ſchärfſte hat Bismarck von vornherein gegen dieſen 
Plan Stellung genommen und ſelbſt heftige Auseinanderſetzungen 
mit dem Kronprinzen Friedrich Wilhelm nicht geſcheut, der ſich dem 
Gedanken einer Umgeſtaltung der Bundes verfaſſung in antidemokra⸗ 
tiſcher Richtung ſehr geneigt zeigte. Der Kronprinz war mit ſeinem 
Denken über die Oberhausfrage von dem Großherzog Peter von 
Oldenburg abhängig, der bereits 1866/67 mit Eifer den Plan eines 
Zweikammerſyſtems für den Norddeutſchen Bund vertreten und auch 
eine Abänderung des allgemeinen Wahlrechts verfochten hatte. Ein 
Teil der Mitglieder des Reichstages ſollte nämlich durch die Kammern 
der Einzelſtaaten gewählt werden. Bismarck hat ſchon damals die 
Vorſchläge Peters von Oldenburg vollſtändig unbeachtet gelaffen.*) 


3. Bismarcks Beweggründe für die Annahme des Reichstags⸗ 
wahlrechts bei der Schöpfung des deutſchen Nationalſtaates. 


„Die Annahme des allgemeinen Wahlrechts war eine Waffe im 
Kampfe gegen Sſterreich und weiteres Ausland“, mit dieſen Worten 
hat Bismarck in den „Gedankah und Erinnerungen“ unumwunden 
einen feiner Hauptgründe angegeben.“) Wir find dieſem Beweg⸗ 
grunde ſchon bei der Darſtellung der äußeren Entwickelung der Wahl⸗ 
rechtsfrage wiederholt begegnet. Die Eiferſucht zwiſchen Zollernmacht 
und Donauſtaat war es, die den preußiſchen Miniſterpräſidenten auf 
dem Wege nach dem Reichstags wahlrecht vorwärtsdrängte. Als er 
1863 dem öſterreichiſchen Delegationenprojekte mit dem Vorſchlage 
eines Parlaments nach allgemeinen Wahlen entgegentrat, war ſein 
einziger Zweck, das Wiener Kabinett zu überbieten und ihm ein 
Folgen auf dieſem Wege der Bundesreform unmöglich zu machen 
und ſomit Preußen die Herrſchaft über Norddeutſchland ſicher zu 


*) Genaue Ausführungen über die Pläne einer Anderung der deutſchen 
Verfaſſung bei den Verhandlungen im Herbſt 1870 finden ſich im Anhang zu 
Brandenburgs Abhandlung über den Eintritt der Süddeutſchen Staaten in den 
Norddeutſchen Bund. 
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ſtellen. Oſterreich mit ſeinem Völkergemiſch konnte unmöglich einer 
deutſchen Volksvertretung aus allgemeinen Wahlen zuſtimmen. Die 
Annahme des demokratiſchen Stimmſyſtems bedeutete der Wiener 
Regierung Verkündigung der Revolution, und dieſe fürchtete man 
in der Hofburg mehr als Krieg und Hölle. Das wußte Bismarck, 
und ſo zwang er durch die Forderung des deutſchen Parlaments nach 
allgemeinen und unmittelbaren Wahlen dem öſterreichiſchen Bruder— 
ſtaate das Schwert in die Hand. „Das Volksrecht, die allgemeine 
Abſtimmung, das Nationalparlament,“ ſagt Vilbort, „das war das 
Mene tekel upharsin, welches Herr von Bismarck im Augenblicke 
der Konvention von Gaſtein mit Zügen leuchtender Ironie auf die 
Mauern der Wiener Hofburg geſchrieben hatte.“) Der preußiſche 
Miniſterpräſident ſah alſo in erſter Linie in dem Reichstags wahlrecht 
ein Mittel zur Durchführung ſeiner Bundesreformpläne, die auf 
Ausſchluß Sſterreichs aus dem deutſchen Staatenverbande abzielten. 
Einem Otto von Bismarck war das Syſtem allgemeiner, gleicher 
und unmittelbarer Wahlen zunächſt nicht ein zwingender Grundſatz, 
nicht eine politiſche Lehrmeinung, ſondern materiell preußiſche Inter⸗ 
eſſen!“) nötigten den großen Staatsmann in erſter Linie zu dem 
gefährlichen Verſuche. Er gebrauchte es als ein Kampfmittel, von 
dem er ſich große Wirkung verſprach, wie er ſelbſt dem Abgeordneten 
von Unruh gegenüber bekannte.) Auch der Gedanke, daß die Ent⸗ 
faltung der ganzen deutſchen Volkskraft bei unglücklichen Unterneh⸗ 
mungen gegen Sſterreich notwendig werden könnte, iſt bei Bismarcks 
Entſcheidung für das allgemeine Wahlrecht mit von bedeutſamem 
Einfluſſe geweſen.) 

Zugleich benutzte Graf Bismarck das demokratiſche Wahlrecht als 
Drohung gegen jedwede Einmiſchung auswärtiger Mächte. So ſchreibt 
er in den „Gedanken und Erinnerungen“: „Im Hinblick auf die 
Notwendigkeit, im Kampfe gegen eine Übermacht des Auslands im 
äußerſten Notfalle auch zu revolutionären Mitteln greifen zu können, 
hatte ich auch keine Bedenken getragen, die damals ſtärkſte der frei⸗ 
heitlichen Künſte, das allgemeine Wahlrecht, ſchon durch die Zirkular⸗ 
depeſche vom 10. Juni 1866 mit in die Pfanne zu werfen, um das 
monarchiſche Ausland abzuſchrecken von Verſuchen, die Finger in 
unſre nationale Omelette zu ſtecken.“ ) Die Einmiſchung Rußlands, 
ſowie eine Verbindung zwiſchen Italien, Frankreich und Sſterreich 
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lagen 1866 im Bereiche politiſcher Möglichkeiten.“) Bismarck durfte 
Verwickelungen dieſer Art nicht überſehen und hat auch tatſächlich 
damit gerechnet. Mit der Ankündigung des Reichstagswahlrechts 
wollte er den Nachbarſtaaten zeigen, daß er fähig ſei, ſich revolutionärer 
Mittel zu bedienen und zur Durchführung ſeiner großen politiſchen 
Ziele die nationalen und demokratiſchen Kräfte zu entfeſſeln, ſobald 
Europa Miene machte, die deutſche Politik der Berliner Regierung 
zu durchkreuzen und preußiſche Staatsintereſſen aufs Spiel zu ſtellen. 
So drohte Bismarck, italieniſcher Unzuverläſſigkeit mit Verkündigung 
der unveränderten Frankfurter Verfaſſung für Geſamt-Deutſchland 
zu begegnen. ) Mit einem Schreckſchuſſe ähnlicher Art ſchüchterte 
er das Zarenreich ein. Als nämlich Rußland nach der Schlacht von 
Königgrätz die Abſicht kundgab, zur Einſtellung der Feindſeligkeiten 
zwiſchen Preußen und Sſterreich einen Kongreß zu berufen, da drahtete 
Bismarck dem preußiſchen Militärbevollmächtigten in Petersburg, Herrn 
von Schweinitz, „er ſolle bei dem Kaiſer in vorſichtig freundlicher Weiſe 
geltend machen“, daß der erſte Miniſter in Berlin ſeinem Könige raten 
werde, „wenn die Einwirkung des Auslandes auf preußiſche Verhältniſſe 
ſchärfere Umriſſe annehmen ſollte, die volle nationale Kraft Deutſch⸗ 
lands und der angrenzenden Länder zum Behufe des Widerſtandes 
zu entfeſſeln.“ ) Robert Keudell weiß von einem Drahtbericht ähn⸗ 
lichen Inhalts an den General von Manteuffel.“?) Und nach Paris 
ſchrieb der Miniſterpräſident dem Grafen Robert von der Goltz, der 
Zollernſtaat werde, wenn Frankreich eine drohende Haltung annehmen 
ſollte, „auf der vollen Grundlage der Reichsverfaſſung von 1849 die 
nationale Erhebung Deutſchlands bewirken und jedes Mittel ohne 
Rückſicht auf irgendeinen Parteiſtandpunkt zur Kräftigung des Wider⸗ 
ſtandes der Nation anwenden.“) So gebrauchte Bismarck das demo⸗ 
kratiſche Wahlrecht als Schreckmittel gegen das Ausland, dem er auf 
dieſe Weiſe Angſt vor der Entfeſſelung deutſch⸗nationaler Maſſenkraͤfte 
und Furcht vor ſtaatlichen Umwälzungen einzuflößen beabſichtigte; 
denn es war klar, daß die Wogen einer Revolution nicht ohne weiteres 
an den deutſchen Grenzen ausbrandeten, ſondern die Nachbarſtaaten 
mit überfluteten und deren Throne leicht unterſpülen konnten. 

In den Auseinanderſetzungen mit dem Bruderſtaate bedurfte der 
preußiſche Miniſter in erſter Linie des Vertrauens der deutſchen Nation, 
und darum mußte er vor allem die Gunſt des Volkes zu gewinnen 
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ſuchen. Aus dieſem Grunde überbot er den öſterreichiſchen Plan 
einer Bundesverſammlung von Kammerabordnungen der Einzel; 
ſtaaten und ſah ſich genötigt, mit einem Parlamente aus allgemeinen 
und unmittelbaren Wahlen der deutſchen Bevölkerung „etwas ihr 
mehr Zuſagendes“ zu bieten. Dieſen Punkt hat der Kanzler 1868 
in einem Geſpräche mit Völderndorff über die Beweggründe für das 
Reichstagswahlrecht ausdrücklich geltend gemacht.?) Und auf Grund 
Bismarckſcher Eingebungen ſchrieben im September 1894 die Ham⸗ 
burger Nachrichten: „Die Annahme des Frankfurter Wahlgeſetzes im 
Jahre 1866 war aber ein Kampfmittel rebus sic stantibus; der Ver; 
zicht auf einen Teil und auf einen ſo weſentlichen des Frankfurter 
Programms, welches damals noch die Unterlage für die National; 
bewegung bildete, konnte als neue Verdächtigung der nationalen 
Geſinnung Preußens ausgebeutet werden. Und wenn der Krieg nicht 
ſo günſtig verlief, wie es der Fall war, ſo lag in der Entfeſſelung 
nationaler Begeiſterung des deutſchen Volkes ein gegebenes Stadium 
der weiteren Entwickelung ...“) Mit pſychologiſchem Scharfſinn 
erſpähte Otto von Bismarck in dem Parlamente aus allgemeinen 
Wahlen einen Kampfpreis, der anreizend und wertvoll genug war, 
das Preußenvolk für einen Krieg gegen den Bruderſtaat zu begeiſtern 
und im Falle der Gefahr von außen das ganze Deutſchland zur 
Verwirklichung der großen demokratiſch nationalen Idee zu entfeſſeln. 
Wiederholt hat der alte Kanzler als Beweggrund ſeiner Entſcheidung 
in der Stimmrechtsfrage hervorgehoben, daß er das Reichs wahlgeſetz 
als Vermächtnis von 1849 vorgefunden und angenommen habe.““) 
Aus dem feſten Vertrauen der Nation auf ihre eigene Kraft war 
das Wahlgeſetz der Paulskirche nach den Stürmen der Revolution 
geboren worden, und es war, wie Karl Binding ſagt, „der Ausdruck 
der damaligen Rechtsüberzeugung des ganzen deutſchen Volkes von 
den Anforderungen an eine echte volkstümliche Wahl.“) Mit feinem 
ſtaatsmänniſchem Geſchick griff darum Bismarck die Frankfurter Über⸗ 
lieferungen auf, die 1866 im Volke noch kräftig pulſierten, und indem 
er das allgemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht am politiſchen 
Horizonte abermals aufleuchten ließ, gewann er nach und nach die 
öffentliche Meinung in Deutſchland und ſicherte ſich die Gunſt der 
breiten hoffnungsfrohen Maſſen. Der Bruderkrieg wurde damit zum 
Kampfe für ein langerſehntes Ideal und für die große gerechte Sache 
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des deutſchen Volkes. Auf dieſe Weiſe verſchleierte Graf Bismarck 
feinen preußiſchen Staatsegoismus, der auf Erwerb der Elbherzog: 
tümer und Vormachtſtellung der Zollernmacht im deutſchen Norden 
gerichtet war, und löſte mit den volkstümlichen Erinnerungen an die 
politiſch glaubensſtarke Zeit der inneren Erhebung von 1848/49 wert⸗ 
volle lebendige Kräfte der deutſchen Volksſeele. So offenbarte ſich 
der große Kanzler mit der Verkündigung des allgemeinen Wahlrechts 
als kühner Staatsmann und feinſpürender Maſſenpſychologe zugleich. 

Der gewaltige Fels — das Parlament nach allgemeinen Volks⸗ 
wahlen — an welchem der große Staatenlenker das morſche deutſche 
Bundesſchiff zertrümmerte, derſelbe Fels wurde zum Grundſtein für 
das neue Deutſche Reich. Graf Bismarck benützte das Frankfurter 
Wahlgeſetz, ein „Erbteil der Entwickelung der deutſchen Einheits⸗ 
beſtrebungen“, als Mittel zum Zuſammenſchluß der Stämme Ger⸗ 
maniens zu einem kraftvollen Ganzen. Nach Bismarcks Meinung 
hatte der Hohenzollernſtaat bei der Schöpfung eines Reichsparla⸗ 
mentes aus allgemeinen Wahlen nichts zu opfern, was nicht der 
ganzen deutſchen Nation zugute kam. „Die Intereſſen und Bedürf- 
niſſe des preußiſchen Volkes ſind weſentlich und unzertrennlich iden⸗ 
tiſch mit denen des deutſchen Volkes; wo dies Element zu ſeiner 
wahren Bedeutung und Geltung kommt, wird Preußen niemals 
befürchten dürfen, in eine ſeinen eigenen Intereſſen widerſtrebende 
Politik hineingezogen zu werden ...“ So heißt es in dem Berichte 
des preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. September 1863 an den 
König.) Außerdem mußte bei der Größe der Zollernmonarchie den 
preußiſchen Abgeordneten in einem deutſchen Reichstag zahlenmäßig 
das Übergewicht zufallen. Nationale Einigung und Vorherrſchaft 
Preußens deckten ſich nach den Begriffen des altmärkiſchen Junkers.“ 
Demnach war auch die Forderung der deutſchen Einheit bei Bismarck 
ſtaatsegoiſtiſch begründet. An der allzugroßen Lebenskraft und unbe⸗ 
ſchränkten Selbſtändigkeit der Dynaſtien waren bisher alle Einigungs⸗ 
verſuche geſcheitert.“) Bismarck hielt nun fein preußiſches Vaterland 
für berufen, „die abſtrakte Souveränität der deutſchen Klein⸗ und 
Mittelſtaaten zu beſchränken“, wie er in einem Tiſchgeſpräch zu Lud⸗ 
wig von Gerlach äußerte.“) Aus dieſem Grunde erklärte er ſich bereits 
nach dem Frankfurter Fürſtentage gegen eine Verſammlung von 
Bundesabgeordneten, weil er in einer Geſamtvertretung einzelſtaatlicher 
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Kammerausſchüſſe den Herd dynaſtiſcher Sonderbeſtrebungen erblickte.“) 
„Um die verſchiedenſten, vartikularen Verhältniſſe einem Maßſtab dienft: 
bar zu machen“ und „das Intereſſe der Geſamtheit und das einheit— 
liche Prinzip als ſolches zur Geltung zu bringen“, verkündete Bismarck 
den Grundſatz allgemeiner und unmittelbarer Wahlen.“) Mit den an⸗ 
geführten Worten begründete nämlich Herr von Savigny den preußiz 
ſchen Antrag vom 9. April, und ganz ähnlich lauteten die Motive in 
der Septemberdenkſchrift von 1863.0“) Die Annahme des Reichswahl⸗-⸗ 
geſetzes war „als eine Art Kitt zum Ausbau des Kaiſerreiches, ſowie 
als ein Mittel zur Überwindung der ererbten Zentrifugaltendenzen 
einiger unſerer kleineren Potentaten und Volksſtämme geradezu un⸗ 
entbehrlich“, ſagte der greiſe Kanzler noch im Sommer 1890 dem 
Amerikaner Hilgard Villard.“) Und auf die Frage Felix Dahns: 
„Gingen Durchlaucht nicht zu weit, als Sie uns mit dem allgemeinen 
Wahlrecht bedachten?“ antwortete der alte Fürſt im Sachſenwalde 
in ganz ähnlicher Weiſe.“) 

Nur einer vom ganzen Volke gewählten Reichs vertretung war 
das deutſche Vaterland würdig, und nur eine ſolche konnte nach 
Bismarcks Meinung überhaupt volkstümlich werden und in den Tiefen 
der Nation Wurzel faſſen.“) Von den Wahlen zu einem Parlament, 
welchem die Aufgabe zuſtand, eine lebenskräftige deutſche Einheits⸗ 
verfaſſung zu ſchaffen, durften nicht beſtimmte Schichten des Volkes 
mittelbar oder unmittelbar ausgeſchloſſen werden.“) Darum nahm 
der Reichsgründer für die Wahl der Abgeordneten keinen anderen 
Maßſtab als die allgemeine ſtaatsbürgerliche Befähigung. Die Er⸗ 
innerung an die Frankfurter Nationalverſammlung, in der die ge; 
ſcheiteſten und gelehrteſten Männer Deutſchlands geſeſſen hatten und 
die „von höheren Anſchauungen beherrſcht“ war, ließ noch 1866 in 
Bismarck die Hoffnung aufſteigen, unter normalen Verhältniſſen nach 
dem achtundvierziger Stimmſyſtem eine deutſche Volksvertretung zu⸗ 
ſtande zu bringen, welche ſich in „gleichvorteilhafter Weiſe“ wie damals 
von den Einzelparlamenten unterſchied. ““) Ferner wurde die ſtaats⸗ 
rechtliche Grundlage des Norddeutſchen Bundes ſicherer, wenn der 
Verfaſſung eine Volksvertretung zuſtimmte, die nach einem Wahlgeſetz 
gewählt war, welches bereits ein Parlament wie das der Paulskirche 
beſchloſſen und gutgeheißen hatte. In dieſem Sinne muß der Ge⸗ 
danke des Altreichskanzlers verſtanden werden, den die Hamburger 
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Nachrichten in dem Aufſatz „Fürſt Bismarck und das Reichstags⸗ 
wahlrecht“ mit den Worten zum Ausdruck brachten: „Bei Annahme 
des Frankfurter Programms von 1849 war der Gedanke maßgebend, 
daß vor allem zunächſt die deutſche Einigkeit und ihre europäiſche 
Anerkennung ſicher zu ſtellen ſei.“ ““!) Die geſetzliche Grundlage eines 
deutſchen Bundesſtaates konnte nämlich von keiner Seite angefochten 
werden, ſobald dieſer durch freie Vereinbarung der Fürſten und Zu⸗ 
ſtimmung einer Volksvertretung aus allgemeinen und unmittelbaren 
Wahlen zuſtande kam. Bismarck hat alſo das Frankfurter Stimm ſyſtem 
nicht „mit einem gewiſſen Widerſtreben“ angenommen, wie er anläß⸗ 
lich der Reichstagsberatungen über das Sozialiſtengeſetz 1878 Bebel 
entgegnete,“ ) ſondern als willkommenes Mittel zur Einigung Oeutſch⸗ 
lands benutzt und durchgeführt. In dem Entwurf zur Norddeutſchen 
Bundesverfaſſung hat dann der Kanzler das allgemeine und unmittel⸗ 
bare Stimmrecht ſtehen laſſen, um ein Mittel gegen die Sonderinter⸗ 
eſſen der Einzelſtaaten in der Hand zu behalten. Ausdrücklich betonte 
er dem Freiherrn von Frieſen gegenüber, daß er keinen Augenblick 
zurückſchrecken werde, ſich mit den Liberalen und ſelbſt den radikalen 
Parteien zu verbinden und in ihrem Sinne die neue Verfaſſung feſt⸗ 
zuſtellen, wenn die Regierungen, insbeſondere die Königlich Sächſiſche, 
ihn bei der Schöpfung des neuen Bundes nicht unterſtützen oder gar 
entgegenwirken würden. „Ja,“ ſagte er wiederholt mit ſtarkem Nach⸗ 
drucke zu Frieſen, „Flectere si nequeo superos, Acheronta movebo.“ 108) 
So war das allgemeine Wahlrecht ein Mittel Bismarcks im Kampfe 
für die deutſche Einheit, ein Ring, an dem ſich die auseinanderlaufenden 
Zielſtrebungen der Einzelſtaaten brachen, und ein Magnet, durch welchen 
die vereinigenden Kräfte der breiteren Volksſchichten um den preußi⸗ 
ſchen Militärſtaat geſammelt und gruppiert wurden. 

Neben den großen politiſchen Motiven ſind bei Bismarcks Ent⸗ 
ſcheidungen für allgemeine und unmittelbare Wahlen zu einem deutſchen 
Reichstage auch noch Gründe mehr praktiſch⸗grundſätzlicher Art in Ber 
tracht zu ziehen. Wenngleich jene in erſter Linie gewirkt haben und 
ausſchlaggebend geweſen ſind, ſo würde doch der Kanzler auch ohne die 
gewichtigen Beweggründe politiſcher Natur jedes mittelbare und nach 
Steuern abgeſtufte Wahlrecht zurückgewieſen haben. Robert Keudell 
behauptet dies ganz beſtimmt!““ ), und wir werden feinen Worten 
glauben müſſen, da ihm doch durch den ſteten Umgang im Hauſe 
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Bismarcks unmittelbar Blicke in das Seelenleben des großen Meiſters 
vergönnt waren. Der Grund zu Bismarcks Ablehnung von Zenſus⸗ 
und Wahlmännerwahlen muß in feiner Erfahrung mit dem preußi- 
ſchen Dreiklaſſenſyſtem geſucht werden, das unter der Vorſpiegelung, 
die Vertretung des ganzen Volkes zu ſein, nur der Aufrichtung einer 
modernen Geldherrſchaft Vorſchub leiſtete und die wahren und fat: 
ſächlichen Bedürfniſſe des Volkes überhaupt nicht berührte. !“) Alle 
materialiſtiſch⸗ſelbſtſüchtigen Beſtrebungen des Geldbürgertums wollte 
Graf Bismarck mit dem Reichstagswahlrecht unterbinden und Minder⸗ 


heitswahlen, wie fie das preußiſche Zenſusſyſtem, „das priviligierte 


Wahlrecht einer bevorzugten Minorität“, gezeitigt hatte, verhindern.“) 
Bismarck glaubte bei der Gründung des Norddeutſchen Bundes feſt 
daran, daß das allgemeine Wahlrecht dem konſervativ⸗monarchiſchen 
Staatsgedanken förderlicher ſei als jede andere künſtliche Ordnung 
abgeſtufter und mittelbarer Wahlen. Dieſen Grund machte ſchon 
Savigny am 9. April bei der Begründung des preußiſchen Reform⸗ 
antrages im Namen ſeiner Regierung in Frankfurt geltend, und bis 
in die Tage von Friedrichsruh hat es Fürſt Bismarck wiederholt 
ausgeſprochen, daß er bei Verkündigung des Reichstagswahlrechts 
vom ſtärkſten Vertrauen auf die monarchiſch⸗konſervative Geſinnung 
des deutſchen Volkes beſeelt geweſen ſei. Klar und deutlich offen⸗ 
barte ſich dieſer Glaube in einem Schreiben an den Grafen Bernſtorff 
vom 19. April 1866, wo der Antrag auf allgemeine und unmittel⸗ 
bare Abſtimmung der Bevölkerung mit folgenden Worten motiviert 
wurde: „Ich darf es wohl als eine auf langer Erfahrung begründete 
Überzeugung ausſprechen, daß das künſtliche Syſtem indirekter und 
Klaſſenwahlen ein viel gefährlicheres iſt, indem es die Berührung 
der höchſten Gewalt mit den geſunden Elementen, welche den Kern 
und die Maſſe des Volkes bilden, verhindert. In einem Lande mit 
monarchiſchen Traditionen und loyaler Geſinnung wird das allgemeine 
Stimmrecht, indem es die Einflüſſe der liberalen Bourgeoiſieklaſſen be⸗ 
ſeitigt, auch zu mo narchiſchen Wahlen führen, ebenſo wie in Ländern, 
wo die Maſſen revolutionär fühlen, zu anarchiſchen. In Preußen 
aber ſind neun Zehntel des Volkes dem Könige treu und nur durch 
den künſtlichen Mechanismus der Wahl um' den Ausdruck ihrer Met; 
nung gebracht ...“) Dieſe königstreue Geſinnung war nach Bis⸗ 
marcks Überzeugung ein weſentliches Merkmal des deutſchen Volkes 
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im Gegenſatz zu England, wo nur die höheren Klaſſen dem Königtum 
ergeben und der Verfaſſung anhänglich ſeien.““) Zu Völderndorff 
äußerte der Bundeskanzler, daß die Bevölkerung Deutſchlands im 
Grunde ihres Herzens zu ihrer Regierung halte und daß man ſich 
im entſcheidenden Augenblicke auf fie verlaffen könne.“) „Außerdem 
war damals die Annahme berechtigt, daß die monarchiſche Geſinnung 
und dynaſtiſche Anhänglichkeit in den breiteſten Schichten der Ber 
völkerung weniger angekränkelt war, als in denjenigen, welche in den 
Parlamenten von Frankfurt bis zu dem preußiſchen Konflikt das 
Wort geführt hatten.“ “) Auch Frieſen gegenüber machte Bismarck 
geltend, daß das allgemeine Wahlrecht in Preußen zu vorwiegend kon⸗ 
ſervativen Wahlen führen werde.) Sein Urteil ſtützte ſich nament⸗ 
lich auf die Kenntnis der Landbevölkerung Oſtelbiens. Wiederholt be⸗ 
hauptete er, daß neun Zehntel des Volkes königstreu ſeien. Ob dieſe 
Ziffer auf Grund ſtatiſtiſcher Angaben erſchloſſen oder nur allgemeine 
Annahme war, läßt ſich nicht feſtſtellen. Aus den Engelſchen Berech⸗ 
nungen über die Abſtimmungsverhältniſſe von 1863 iſt eine ähnliche 
Zahl nicht erſichtlich. Engels Tabellen lehrten aber, daß die Wahl⸗ 
beteiligung in der dritten Klaſſe, der an ſich 2937477 von im ganzen 
3549065 Urwählern zugehörten, am ſchwächſten war. Es machten 
nämlich in der dritten Abteilung nur 27,3%, alſo 803954 Mann 
von ihrer Wahlberechtigung Gebrauch, während in der zweiten Klaſſe 
44% und in der erſten 57% der ihr zugehörigen Urwähler ihre 
Stimmen abgaben. Zugleich zeigte ſich, daß von allen konſervativen 
Stimmen, die 30,57% ausmachten, mit 30,96% der größte Pro; 
zentſatz auf die dritte Abteilung entfiel. In den Landbezirken waren 
1863 ſogar 38,58% konſervative Stimmen von Wählern der dritten 
Klaſſe abgegeben worden, während dagegen nur 35,5 % auf liberale 
Kandidaten fielen.!) Der Schluß, daß ein großer Teil der dritt⸗ 
klaſſigen Urwähler, die überhaupt nicht wählten (72,7 „), konſervativ 
geſinnt ſei, lag nahe, da die liberal⸗demokratiſchen Parteien in den 
Wahlkämpfen ſchon immer alle Reſerven ins Feuer führten. Auch 
Graf Bismarck dürfte auf Grund ſolcher Folgerungen in der großen 
Menge von Nichtwählern ein ſtarkes Kontingent konſervativer Hilfs⸗ 
truppen erblickt haben. Die Zahlen über die politiſche Parteiſtellung 
der zur Urwahl 1863 erſchienenen Wähler wurde zwar erſt im Jahr⸗ 
gange 1867 der Zeitſchrift des Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen 
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Bureaus veröffentlicht, aber entſprechende Schätzungen mögen ſicher 
früher ſchon im Miniſterium bekannt geweſen ſein. 

Intereſſant iſt es, daß Bismarck bei der Schöpfung der Reichs— 
verfaſſung die von ultramontaner Seite drohende Gefahr damals 
vollſtändig überſehen und die ſtaatsfeindlichen Elemente in den Maſſen 
der katholiſchen Partei noch gar nicht in ſeine Rechnung eingeſtellt 
hat. Dieſer Rechenfehler war leicht möglich, da bisher immer nur ein 
ganz geringer Prozentſatz der ultramontanen Bevölkerung Preußens 
gewählt hatte und eine beſtimmte politiſche Stellungnahme dieſer 
Volksſchichten nicht zu erkennen geweſen war. Wie teilnahmslos die 
katholiſchen Arbeitermaſſen anfangs zu den preußiſchen Landtags- 
wahlen geſtanden haben, zeigen einige Zahlen aus den katholiſchen In⸗ 
duſtriebezirken. In Schleſien gaben 1863 in der dritten Abteilung 
25,1% „in Weſtfalen 16,3% und im Rheinlande mit Hohenzollern gar 
nur 14,7% der berechtigten Urwähler ihre Stimmen ab.!!“) Katholiſch 
gewählt hatten überhaupt in ganz Preußen lediglich 2,1% der zur 
Urwahl erſchienenen Wähler, und davon kamen auf die dritte Klaſſe 
wiederum nur 1,82%.) An die politiſchen Gefahren von Kanzel 
und Beichtſtuhl glaubte Bismarck vor dem Kulturkampfe noch nicht. 
Auf Völderndorffs Einwand, ob nicht gerade auf dem Lande bei 
allgemeinen und unmittelbaren Wahlen die Pfarrer einen ungebühr⸗ 
lichen Einfluß erhalten würden, entgegnete der Bundeskanzler: „In 
den Zeiten nach Jena war Deutſchland in den proteſtantiſchen Pfarr⸗ 
häuſern; alſo dieſer Einfluß wird gut tun. Und was die katholiſchen 
Geiſtlichen betrifft, ſo habe ich auch zu ihnen Vertrauen, daß ſie 
— wenigſtens bei uns — vor allem Preußen ſind und dann erſt 
katholiſche Geiſtliche, die Polen und die im Collegium Germanicum 
erzogenen freilich ausgeſchloſſen. Aber alle Fünfer kann man nicht 
gerademachen.“ ) 

Ebenſo, wie Bismarck von der Kanzel nur Heilvolles erwartete, 
geradeſo glaubte er, daß es möglich fei, die Maſſen durch die Brot; 
herren, Großgrundbeſitzer und Beamten zu beeinfluſſen und ſo der 
Regierungspolitik nutzbar zu machen. Ein klaſſiſches Beiſpiel bot ſich 
im Reiche des Kaiſers jenſeits der Vogeſen. Das ſchnelle Anwachſen 
der deutſchen Fabrikarbeit rſchaft hat Bismarck damals nicht geahnt, 
und außerdem rechnete er mit Abhängigkeitsverhältniſſen zwiſchen 
Arbeiter und Arbeitgeber, wie er ſie in Pommern und in der Alt⸗ 
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mark kennen gelernt hatte. Um die tatſächlichen Verhältniſſe des 
Lebens nicht künſtlich aus dem politiſchen Räderwerk des Staates 
auszuſchalten, forderte der Kanzler beharrlich öffentliche Stimmen⸗ 
abgabe“); denn nur fo war eine fortgeſetzte Überwachung Untergebener 
und mittelbare Beeinfluſſung und Wahlmache möglich. Freilich an 
Wahlfälſchungen nach franzöſiſchem Muſter hat Bismarck nicht gedacht. 
So ſagte er ausdrücklich zu dem Baron von Ungarn-Sternberg, daß 
in bezug auf Wahlen das napoleoniſche Syſtem in Deutſchland nicht 
angewendet werden könne; denn das ließen ſich die Deutſchen nicht 
gefallen.“) 

Das Vertrauen des Bundeskanzlers auf die monarchiſche Ge⸗ 
ſinnung im Volke ſchien feine Berechtigung zu haben. Die Wahlen 
zum verfaſſunggebenden Reichstage brachten eine Bismarckiſche Mehr⸗ 
heit. 59 Konſervative, 39 Mitglieder der deutſchen Reichspartei und 
80 Nationalliberale bildeten zuverläſſige Stützen der Regierungspolitik. 
Das Zentrum war überhaupt noch nicht vertreten, und den Fort⸗ 
ſchrittlern fielen 19 Sitze zu.“) Trotzdem aber war Bismarcks Glaube 
an die konſervative Grundſtimmung der breiten Maſſen ein großer 
Irrtum, wie die Wahlen der folgenden Jahrzehnte zur Genüge be⸗ 
wieſen haben. Sozialdemokratie und Zentrum haben dem Altreichs⸗ 
kanzler das Leben gerade noch ſchwer genug gemacht. 

Auch der Gedanke an eine gewiſſe Berechtigung des Volkes auf 
allgemeine Wahlen darf aus der Kauſalkette in Bismarcks Denken 
nicht ganz ausgeſchieden werden. Am 27. Mai 1866 ſchrieb er den 
königlich preußiſchen Vertretern an den deutſchen Höfen: „Wenn 
wir in der jetzigen Geſtaltung des Bundes einer großen Kriſis ent⸗ 
gegengehen ſollten, ſo iſt eine vollſtändige revolutionäre Zerrüttung 
in Deutſchland bei der Haltloſigkeit der gegenwärtigen Zuſtände die 
wahrſcheinliche Folge. Einer ſolchen Kataſtrophe kann man lediglich 
durch eine rechtzeitige Reform von oben her vorbeugen. Es iſt nicht 
die Maſſe der unberechtigten Forderungen, welche den revolutionären 
Bewegungen Kraft verleiht, ſondern gewöhnlich iſt es der geringe 
Anteil der berechtigten Forderungen, welcher die wirkſamſten Vor⸗ 
wände zur Revolution bietet und den Bewegungen nachhaltige und 
gefährliche Kraft gewährt. Unbeſtreitbar iſt eine Anzahl berechtigter 


*) Vgl. Kap. VI, 4, d S. 156f. 
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Bedürfniſſe des deutſchen Volkes nicht in dem Maße ſichergeſtellt, 
wie jede große Nation beanſprucht. Die Befriedigung derſelben im 
geordneten Wege der Verſtändigung herbeizuführen, iſt die Aufgabe 
der Bundesreform. Die letztere iſt recht eigentlich im Intereſſe des 
monarchiſchen Prinzips in Deutſchland notwendig. Das Ziel verlangt 
allerdings Opfer, aber nicht von einzelnen, ſondern von allen gleich: 
mäßig.“ ) Da nun das allgemeine und unmittelbare Wahlrecht als 
Hauptpunkt auf dem preußiſchen Programm für Bundesreform ſtand, 
muß es Bismarck auch in die Summe der berechtigten Bedürfniſſe 
des deutſchen Volkes mit eingeſchloſſen haben. Daß dieſes Motiv 
ſtark in den Vordergrund gerückt wurde, war freilich nur ein ſchlauer 
Zug, um die Öffentlichfeit zu ködern. Gerade hier darf der Staates; 
egoismus, der ſich hinter dieſer Begründung Bismarcks verborgen hielt, 
nicht überſehen werden; denn die berechtigten Bedürfniſſe des deutſchen 
Volkes in bezug auf eine allgemeine Nationalvertretung deckten ſich 
mit den Vormachtsbeſtrebungen der preußiſchen Monarchie.“) 

In dem Kreuzzeitungsaufſatz vom April 1866, den Ludwig von 
Gerlach als einen Bismarck-Wagenerſchen bezeichnete, wird geſagt, 
daß zwar das allgemeine und unmittelbare Wahlrecht nicht die vollz 
kommenſte Form ſei, eine Volksvertretung entſtehen zu laſſen; da 
aber eine natürliche Gliederung und ſtändiſche Organiſation des Volks⸗ 
lebens fehle, könne nur ein Parlament nach allgemeinen und un⸗ 
mittelbaren Wahlen die wirklichen Verhältniſſe der deutſchen Nation 
zum Ausdruck bringen. „Was für unſere Beurteilung das Maß⸗ 
gebende iſt,“ heißt es dort, „beruht insbeſondere darin, daß in 
Ermanglung einer wirklichen ſtändiſchen Vertretung das allgemeine 
Stimmrecht das einzige iſt, was Logik und Prinzip enthält.“ 0 So 
hat der große Staatsmann, der noch in den Tagen von Friedrichsruh 
eine „ſtändiſche und berufsgenoſſenſchaftliche“ Volksvertretung ſein 
Ideal nannte), das allgemeine, gleiche und unmittelbare Stimm; 
recht als beſtes Erſatzmittel für eine ſtändiſche Wahlordnung ohne 
Bedenken aufgegriffen und verwirklicht. 

Ferner begründete Bismarck die Berechtigung der Nation auf das 
Reichstagswahlrecht mit der allgemeinen Militär⸗ und Wehrpflicht. 
Dem Amerikaner Hillgard Villard gegenüber nannte er es „einen 
gerechten Begleiter und eine Enſchädigung für die allgemeine Heeres⸗ 
pflicht des deutſchen Volkes.“ 2) Damit griff der alte Kanzler im 
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Sommer 1890 einen Gedanken auf, durch welchen er ſchon bei der 
Gründung des Norddeutſchen Bundes ſeine Entſcheidung für das 
demokratiſche Stimmſyſtem verſtändlich zu machen ſuchte; denn der 
Bismarck-⸗Wagenerſche Aufſatz in der Kreuzzeitung vom 18. April 1866 
bezeichnete das Frankfurter Wahlrecht als „ein ſchwer abzuweiſendes 
politiſches Korrelat“ der „Blutſteuer“. 

Im übrigen aber vertraute Bismarck auf den geſunden Verſtand 
ſeines Volkes, als er ihm das allgemeine Wahlrecht als Morgengabe 
darbrachte. Er hielt die deutſche Nation für klug und willensſtark 
genug, eine Einrichtung, die ſich der geſunden Entwickelung des Reiches 
hinderlich erweiſen ſollte, im gegebenen Falle wieder zu beſeitigen. 
Dieſes Vertrauen brachte er mit den bekannten Worten zum Aus⸗ 
druck: „Setzen wir Deutſchland in den Sattel, reiten wird es ſchon 
können!“ !“) Dabei fühlte ſich der Kanzler ſelbſt ſtark genug, die Ge⸗ 
fahren, die er mit der demokratiſchen Stimmordnung heraufbeſchwor, 
zu beherrſchen. Ob aber auch ſeine Nachfolger einſt damit fertig werden 
würden, hat ihm bei der Gründung des Norddeutſchen Bundes noch 
kein Kopfzerbrechen bereitet.“) So wird man zugeben müſſen, daß 
Bismarck den deutſchen Reichstag in bezug auf deſſen Zuſammen⸗ 
ſetzung zunächſt doch etwas für den Leib ſeiner eigenen Kraftnatur 
zugeſchnitten hat. Der Gedanke, den Clemens Theodor Perthes in 
einem Briefe an Roon mit den folgenden Worten zum Ausdruck 
brachte, läßt ſich darum nicht ganz zurückweiſen: „Graf Bismarck 
fühlt auch einem ſolchen Parlament gegenüber ſeine Kraft und wird 
bewußt oder unbewußt vielleicht von dem Gedanken beſtimmt, dort 
erſt den Platz zu finden, an welchem ſeine großen Gaben ſich vollaus 
entwickeln und zeigen könnten; aber weder Preußen noch Deutſchland 
haben die Verpflichtung, ſich als Mittel verwenden zu laſſen für die 
Entwickelung irgend eines noch fo bedeutenden Mannes.“ ) 

Große ſoziale Bewegungen, die das allgemeine Wahlrecht nach 
ſich ziehen mußte und für welche Laſſalle das demokratiſche Stimm⸗ 
ſyſtem geradezu gefordert hatte, fürchtete Bismarck bei der Schöp⸗ 
fung des deutſchen Bundesſtaates nicht. „Leider gab man ſich 
in den Kreiſen der Regierung nur allzulange der Täuſchung hin, 
die ſoziale Bewegung, dieſe Kardinalbewegung unſerer Zeit, mit 
kleinen Konzeſſionen abſpeiſen und nötigenfalls politiſch beherrſchen zu 
können .. . 2 Das find Worte Hermann Wageners, der zu Bismarck 
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in engſten Beziehungen geſtanden und manchen Blick in ſeine kom⸗ 
plizierte Seele getan hat. Auch in bezug auf Sicherheit des Staates 
fürchtete der Kanzler von einem Parlament auf Grund allgemeiner 
Wahlen keine Gefahren, ſolange nicht ein Volksheer im Sinne re; 
publikaniſcher Miliz der Reichsverſammlung das Nückgrat ſtärkte. Um 
das Heer für Kaiſer und Reich unbedingt ſicherzuſtellen, forderte er 
in ſeinem Verfaſſungsentwurfe einen vom Neichstage unabhängigen 
feſten Heeresbeſtand. Das eiſerne Militärbudget ſollte ein Riegel 
werden gegen allzu demokratiſche Folgerungen aus dem allgemeinen 
Stimmrecht; denn ſobald dem Reichstage die Bewilligung der Heeres; 
ausgaben entzogen war, konnte er von einer ſtarken Regierung leicht 
nullifiziert und lahm gelegt werden. Die Hoffnung auf eine ſolche 
Beſchränkung der Zuſtändigkeit der Reichs verſammlung hat den Kanzler 
bei der Entſcheidung für das Frankfurter Wahlrecht gewiß über manche 
Bedenken hinweggeholfen. Freilich iſt es hier anders gekommen, wie 
Bismarck dachte. Das wichtige Recht der Ausgabenbewilligung für 
die Wehrmacht hat der verfaſſunggebende Reichstag der deutſchen 
Volksverſammlung gerettet. Auch durch Kautelen anderer Art wie 
Diätenloſigkeit, Ausſchluß der Beamten vom paſſiven Wahlrecht u. a. m. 
hoffte Bismarck den Demokratiſierungsprozeß, der mit der Verkün⸗ 
digung des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahlrechts ein⸗ 
geleitet wurde, von vornherein zu unterbinden. Wir werden uns mit 
dieſen Dingen noch des näheren zu beſchäftigen haben. 

Mit Ruhe und Zuverſicht hat der Kanzler das Wahlrecht, wie es 
heute in der Verfaſſung ſteht, entgegengenommen: denn durch den 
Bundesrat und den vom Kaiſer abhängigen oberſten Reichsbeamten 
wurde dem neuen Staate die innere Sicherheit gewährleiſtet; Par⸗ 
lamentsminiſter waren ausgeſchloſſen, und außerdem machte ja die 
deutſche Volksvertretung nur einen Teil der geſetzgebenden Gewalt aus. 

Nachdem wir die Gründe für die Verkündung des Reichs wahl-⸗ 
rechts kennen gelernt haben, möchte ich noch die Frage auſwerfen: 
Hat Bismarck mit dem Reſormantrag vom 9. April 1866 ernſtlich 
die Durchführung des allgemeinen, gleichen und unmittell aren Stimm⸗ 
ſyſtems erſtrebt, oder wurde er erſt durch den Gang der Dinge zur 
Verwirklichung desſelben gezwungen? Nach meinen Ausführungen 
iſt nur eine Antwort möglich: Otto von Bismarck hat bewußt und 
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dasſelbe von vornherein zu halten beabſichtigt. Freiherr von Frieſen 
aber iſt anderer Meinung. Er behauptet in ſeinen Lebenserinnerungen, 
daß die Verwirklichung eines Parlaments nach allgemeinen Wahlen 
durchaus nicht in Bismarcks Abſicht gelegen habe.!) Das iſt eine 
Annahme, die der ſächſiſche Miniſter nicht beweiſen kann. Dagegen 
wird man an der Wahrheit und Echtheit eines Geſpräches zwiſchen 
ihm und dem Reichsgründer bei einem Eſſen anläßlich der Eröffnung 
der Berliner Konferenzen im Dezember 1866 nicht zweifeln dürfen. 
Bismarck, der an dieſem Mahl ſelbſt nicht teilnahm, kam ſpäter, ließ 
ſich neben dem Freiherrn von Frieſen einen Stuhl einſchieben, und 
in lebhafter Unterhaltung ſuchte er die Bedenken des ſächſiſchen Mini⸗ 
ſters gegen das Frankfurter Wahlrecht zu zerſtreuen. Unmittelbar 
darnach zeichnete Frieſen das Geſpräch auf und ſchrieb unter anderem: 
„Aus ſeinen (Bismarcks) weiteren ausführlichen Auseinanderſetzungen 
war doch zu erkennen, daß er auch dem allgemeinen Wahlrecht ſehr 
mißtrauiſch gegenüberſtand, aber dasſelbe, nachdem er es einmal in 
der Hitze des Kampfes vorgeſchlagen hatte, nicht ohne weiteres auf: 
geben zu können glaubte und es daher in den Entwurf der Ver⸗ 
faſſung mit aufgenommen hätte. Dabei ſprach er ſeine Anſicht im 
weſentlichen dahin aus, daß bei dem momentanen Zuſtand eines leb, 
haften allgemeinen Enthuſiasmus im ganzen Volke das Ergebnis 
der Wahlen zu dem konſtituierenden Reichstage nur ein zweifaches 
ſein könne. Entweder würden die Wahlen in ihrer großen Majorität 
ſo konſervativ und im Sinne der Regierung ausfallen, daß der Reichs⸗ 
tag das allgemeine Wahlrecht ablehnen und ſtatt deſſen ein zuver⸗ 
läſſiges und mehr konſervatives Verfahren anzunehmen bereit fein 
würde, oder die Wahlen würden in ihrer Mehrheit ſo liberal und 
ſo radikal ausfallen, daß ein Konflikt mit der Regierung eintreten 
müſſe, der beweiſen würde, daß mit dem allgemeinen Wahlrecht nicht 
auszukommen ſei. Dann könnte nach Auflöſung des Parlaments 
ein neues, auf Grund eines anderen Wahlgeſetzes gewählt werden. 
In beiden Fällen glaubte er alſo mit Hilfe des Parlaments ſelbſt 
über das allgemeine Wahlrecht hinwegkommen zu können und wieder⸗ 
holte, um mir dies deutlich zu machen, mehrfach, daß er ja eben 
dahinſtrebe, den Parlamentarismus durch den Parlamentarismus zu 
ſtürzen.“ 8) Welche Abſicht Bismarck mit dieſer Darlegung ver⸗ 
folgte, iſt deutlich genug zu erkennen. Es ſollte in erſter Linie ein 
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Beruhigungsmittel fein für die ſächſiſche Regierung, die namentlich gegen 
das allgemeine Wahlrecht in dem Entwurfe zur norddeutſchen Bundes; 
verfaffung ganz erhebliche Bedenken trug. Bismarck hat darum Worte 
gebraucht, die nicht ganz ſeine wahren Gedanken zum Ausdruck brachten. 
Es war lediglich ſtaatsmänniſche Klugheit, wenn er hervorhob, daß 
auch er dem allgemeinen Wahlrecht ſehr mißtrauiſch gegenüberſtünde 
und daß er hoffe, dasſelbe durch den verfaſſunggebenden Reichstag 
ſelbſt beſeitigen zu können. Daß ſich der Kanzler am Ende aus dem 
ganzen Reichstage wenig machte und das parlamentariſche Syſtem 
von vornherein ſo viel wie möglich zu ſchwächen ſuchte, iſt ohne 
weiteres glaubhaft und ganz ſeiner pſychiſchen Struktur entſprechend. 
Ihm war eben das allgemeine Wahlrecht nicht unbedingter Grund⸗ 
ſatz, nicht Selbſtzweck, ſondern vornehmlich Mittel zur Durchführung 
ſeiner großen deutſchen Politik. Ein Bismarck⸗Schönhauſen hätte ſich 
infolgedeſſen auch entſchließen können, ſobald er durch das deutſche 
Parlament ſelbſt die nationale Einigung gefährdet ſah, das all⸗ 
gemeine Wahlrecht noch vor Vollendung des Werkes wieder auf 
zuheben und durch ein anderes zu erſetzen. Daß der Bundeskanzler 
tatſächlich ſolche Gedanken erwogen hat, beweiſen ſeine Worte, die 
uns Poſchinger aus dem Februar 1867 berichtet: „Sollte das Par- 
lament gleichwohl Schwierigkeiten machen, dann wird man es wieder 
fortſchicken, nachdem es den Hauptdienſt, welchen die preußiſche Re⸗ 
gierung von ihm erwartet, nämlich 22 Regierungen zu einem Ent⸗ 
ſchluß zu drängen, ſchon vor feiner Berufung geleiſtet hat.““) Alſo 
nur unter der Bedingung, daß ſich Schwierigkeiten bei der Beratung 
der Verfaſſung herausſtellten, war Bismarck entſchloſſen, den verfaſſung⸗ 
gebenden Reichstag der norddeutſchen Staaten aufzulöſen. Im übrigen 
aber hat er das allgemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht als 
die beſte Grundlage für den deutſchen Reichstag angeſehen und tat⸗ 
ſächlich auch durchzuführen beabſichtigt. Als am r. Juni 1867 Kleiſt⸗ 
Retzow, der alte Kämpe aus dem Junkerparlament, die Hoffnung 
ausſprach, daß es gelingen würde, die Verfaſſung bald wieder vom 
allgemeinen Wahlrecht zu befreien, da ſtieß er bei Otto von Bismarck 
und Moritz von Blankenburg auf Widerſpruch. Hätte der Kanzler 
von vornherein ernſtlich die Abſicht verfolgt, das allgemeine Wahl⸗ 
recht gleich bei der Schöpfung der Bundesverfaſſung wieder zu be⸗ 
ſeitigen, wie Frieſen erzählt, ſo wäre es ihm doch wohl ein leichtes 
7* 
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geweſen, einen Konflikt mit dem Reichstage heraufzubeſchwören und 
„zu beweiſen, daß mit dem allgemeinen Wahlrecht nicht auszukommen 
ſei.“ 230) Außerdem liegt nach Frieſens Aufzeichnung in Bismarcks 
Abſicht ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. Wenn der preußiſche Miniſter⸗ 
präſident nach dem Frankfurter Stimmrecht konſervative Wahlen er⸗ 
wartete und tatſächlich dem Wunſche gemäß eine regierungs freundliche 
Mehrheit erhielt, ſo wäre es doch töricht und politiſch unklug geweſen, 
von einer ſolchen im Ernſte zu hoffen und zu wünſchen, daß dieſe 
ſich ihr eigenes Grab grübe, indem fie eine andere Wahlweiſe ver⸗ 
kündete, von der ſie keinerlei Bürgſchaft hatte. Mehr als konſervative 
Wahlen konnte doch weder eine regierungstreue Mehrheit, noch Bis⸗ 
marck ſelbſt von einem Wahlrecht erwarten. Dann aber lag doch 
kein Grund vor, ein Wahlrecht, das dieſen Anforderungen genügte, 
wieder zu beſeitigen. 


Fünftes Kapitel, 


Bismarcks Verhältnis zum parlamentarifchen Wahl— 

ſyſtem nach der Aufnahme des allgemeinen, unmittel— 

baren und geheimen Wahlrechts in das deutſche 
öffentliche Recht. 


1. Die Frage der preußiſchen Wahlrechtsreform in Bismarcks 
Kanzlerzeit. 


a) Bismarcks Verſprechen einer Wahlrechtsreform 
für Preußen. 

Mit der Einführung unſeres Reichstagswahlrechts in das moderne 
Staatsrecht wurde Otto von Bismarck zum Urheber eines der größten 
Gegenſätze, den die moderne Parlamentsgeſchichte aufzuweiſen hat, 
des Gegenſatzes zwiſchen dem deutſchen Bundesſtimmrecht auf breiteſter 
demokratiſcher Grundlage und des preußiſchen Dreiklaſſenſyſtems mit 
ſeiner einſeitigen Bevorzugung der beſitzenden Klaſſen und dem ver⸗ 
ſteckten Grundſatz künſtlicher Wahlmache. Faſt fünf Jahrzehnte iſt 
dieſer Gegenſatz unausgeglichen geblieben, und bis in unſere Tage 
kämpft das preußiſche Volk für eine gerechte Verbeſſerung ſeines 
Wahlrechts, das der Reichsſchöpfer unter dem Eindrucke der Konflikts⸗ 
wahlen ſelbſt als das elendeſte aller Wahlgeſetze bezeichnete, das je in 
einem Staate ausgedacht worden ſei. Angeſichts dieſer Tatſache drängt 
ſich uns die Frage auf: Warum hat Bismarck in den Jahren der Macht 
neben dem allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Stimmrecht für die 
deutſche Bundes vertretung das Wahlrecht der bevorzugten Stände im 
eigenen Vaterlande, dem Mutterſtaate des deutſchen Reiches, fortbeſtehen 
laſſen und nicht beide Syſteme irgendwie in Einklang zu bringen verſucht? 

Bismarcks Widerwille gegen die Unnatur der preußiſchen Drei⸗ 
klaſſenordnung blieb noch lange Zeit nach dem Militärkonflikte in dem 
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großen Staatenlenker lebendig. Sein hartes Urteil über das Drei⸗ 
klaſſenwahlrecht bei der Gründung des Norddeutſchen Bundes ent⸗ 
ſprang der ernſten Abſicht, die Grundlage der Landesvertretung in 
Preußen über kurz oder lang umzubilden. Und zwar will Otto von 
Bismarck damals für ſein engeres Vaterland an Stelle der beſtehen⸗ 
den Einrichtung eine Intereſſenvertretung, alſo ein Wahlrecht nach 
berufsſtändiſchen Gruppen, erſtrebt haben. Ob ihm aber dieſes Ziel 
ſchon 1867 ſo klar vor Augen geſtanden hat, wie er es 1893 in 
den Hamburger Nachrichten ausſprechen ließ“), iſt eine Frage, die 
bei dem jetzigen Stand der Quellen offen bleiben muß. Nach dem 
gewaltigen Siege von Königgrätz wäre es Bismarck ein leichtes geweſen, 
die preußiſche Verfaſſung im Sinne der Regierung umzugeſtalten oder 
ganz außer Kraft zu ſetzen, wie es damals eine konſervativ-reaktionäre 
Gruppe aus ſeinem alten Freundeskreiſe und alle ſeine Miniſterkollegen 
erſtrebten. Unter ſchweren Kämpfen hat er ihren Einfluß am Hofe zurück⸗ 
gewieſen, und mit der feſten Überzeugung, daß das konſtitutionelle Syſtem 
die einzige mögliche Regierungsform ſei, iſt er auf der Bahn des Ver⸗ 
faſſungsrechtes weitergegangen?) und hat den Landtag um Indemnität 
erſucht ?), trotzdem ſich der König und die konſervative Fraktion bis zum 
letzten Augenblick dagegen wehrten. Allerdings war der Miniſterpräſi⸗ 
dent feſt entſchloſſen, die Verfaſſung aufzuheben, wenn ihm die Volks⸗ 
vertretung die nachträgliche Bewilligung der Staatsausgaben während 
der Zeit des Militärkonflikts verſagt hätte. Mit der Begründung, 
daß die alte Verfaſſung nicht mehr auf das Preußen mit den neu⸗ 
eroberten Landesteilen paſſe, ſollte ſie dann geprüft und umgebildet 
werden. Ein Staatsſtreich ohne jeden Grund aber hätte naturnot⸗ 
wendig bei dem Volke die Freude an dem Lorbeer der böhmiſchen 
Schlachtfelder in Bitterkeit verwandelt“) und der nationalen Politik 
der Zollernmonarchie die Sehnen durchſchnitten. „Den Unzufriedenen 
in Deutſchland und Sſtreich wäre eine wirkſame Waffe gegen Preußen 
für die vorauszuſehenden künftigen Kämpfe gegeben worden“, und 
„Sſtreich und Süddeutſchland würden ihre Revanche einſtweilen da; 
durch genommen haben, daß ſie die von Preußen verlaſſene Führung 
auf liberalem und nationalem Gebiete übernahmen”) An Stelle 
des rein preußiſchen Staatsegoismus trat nach 1866 bei Bismarck 
das Reichs⸗ bez. Bundesintereſſe, und dies beſtimmte ihn jetzt bei 
ſeinen innerpolitiſchen Maßnahmen. Außerdem machte er gegen 
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willkürliche und einſeitige Abänderung der preußiſchen Verfaſſung gel; 
tend, daß jeder Syſtemwechſel den Staat gefährde und Unſicherheit und 
Schwanken in das Verfaſſungsleben bringe.“) Dazu hielt der Bundes⸗ 
kanzler die grundgeſetzlichen Beſtimmungen des Wahlrechts für ein noli 
me tangere des preußiſchen Landtages. Am 28. Januar 1869 erklärte 
er ausdrücklich im Abgeordnetenhauſe, daß er darum von einer Wahl— 
rechtsänderung abgehalten worden wäre, weil er nicht tiefer in die 
Verfaſſung habe einſchneiden wollen, als unbedingt notwendig fei.”) 
Die äußere Politik, ſowie der Ausbau und die Erweiterung des Nord— 
deutſchen Bundes zum Reiche ließen Bismarck wenig Zeit zur Ber 
ſchäftigung mit innerſtaatlichen Angelegenheiten. Zudem hatte die 
preußiſche Wahlrechtsfrage bei dem Kanzler an Intereſſe verloren. 
Die Wahlen von 1866 und 1867 ſchwächten die Oppoſition und 
brachten dem Miniſterpräſidenten regierungsfreundliche Mehrheiten. 
Das preußiſche Abgeordnetenhaus verlor durch die Reichsverfaſſung 
weſentlich an Bedeutung; denn der Heereshaushalt, die Seele der 
Bismarckſchen Intereſſenpolitik, wurde dem Machtbereich des Land— 
tages entzogen. Auch reifte in jener Zeit bei Bismarck der Gedanke 
aus, daß die Wahlweiſe überhaupt nicht von übermäßigem Einfluß 
auf die Zuſammenſetzung eines Parlamentes ſei. Mit dieſer Meinung 
wies er die Befürchtungen zurück, daß es zwiſchen dem Reichstage 
und der preußiſchen Volkskammer zu unzuträglichen Reibereien kommen 
werde. Er war nämlich der Überzeugung, daß ſich das preußiſche Ab: 
geordnetenhaus in ſeiner Zuſammenſetzung ſtets in der Geſamtheit 
der in Preußen gewählten Reichsboten widerſpiegeln werde.“) Die 
Frage der preußiſchen Wahlrechtsreform kam wieder in Fluß, als im 
Januar 1869 ein Regierungsentwurf zur Beratung kam, nach dem in 
den alten Provinzen ähnlich wie in den neueroberten Landesteilen 
die Wahlkreiſe mit den Landratsbezirken gleichgeſetzt werden ſollten. 
Mit Ausnahme der konſervativen Partikulariſten bekämpften alle 
Parteien dieſe Vorlage, die von der Regierung damit begründet 
wurde, daß durch die Wahl je eines Abgeordneten in jedem Landrats⸗ 
ſprengel die öffentliche Meinung ungeſchminkter zum Ausdruck gebracht 
werden könne. In Wirklichkeit aber war die Neuordnung der Wahl⸗ 
kreiſe darauf berechnet, die freie Meinungsäußerung leichter überwachen 
zu können und den Einfluß des Landrats auf die Wahlen zu erhöhn. 
Da für die Regierungsvorlage eine Mehrheit nicht zu erwarten war, 


104 Fünftes Kapitel. Bismarcks Verhältnis zum parl. Wahlſyſtem nach 1867. 


wurde das Geſetz am 9. Februar 1869 zurückgezogen, und die aus⸗ 
gedehnten Wahlkreiſe mit zwei bis drei Abgeordneten blieben weiter 
beſtehen.“) Doch in der Hauptverhandlung am 28. Januar 1869 
brachten die Nationalliberalen und Fortſchrittler ihre Verwunderung 
darüber zum Ausdruck, daß Bismarck bei ſeiner Abneigung gegen 
das Dreiklaſſenſyſtem das preußiſche Wahlrecht nicht einer gründlichen 
Reform unterzogen und dem Reichsſtimmrecht anzugleichen verſucht 
habe. Der Abgeordnete Berger aus Witten (Deutſche Fortſchritts⸗ 
partei) beantragte für Preußen das allgemeine, gleiche, unmittelbare 
und geheime Wahlrecht, und die Freikonſervativen erſtrebten im Verein 
mit den Nationalliberalen eine „nähere organiſche Verbindung“ von 
Reichstag und preußiſchem Abgeordnetenhaus. Sie betrachteten das 
Nebeneinanderbeſtehen der beiden großen parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften als eine vorläufige Einrichtung, und der nationalkonſervative 
Kardorff wünſchte nach ſeinem Antrage, „die Zuſammenſetzung des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes in bezug auf Abgrenzung der Wahl⸗ 
bezirke, Wahlweiſe und Zahl der Abgeordneten mit der des Reichs⸗ 
tages in Einklang zu bringen.“) Während aber Kardorffs Antrag 
dahin zu verſtehen war, nur den 235 preußiſchen Reichsvertretern 
geſondert die Befugniſſe des Landtages zu übertragen, ſprach Braun 
aus Wiesbaden (nutl.) im Intereſſe feſterer Zuſammenziehung und 
Vereinigung aller ſtaatlichen Kräfte für ein vollſtändiges Ineinander⸗ 
aufgehen der beiden Vertreterſchaften und äußerte dabei die Befürch⸗ 
tung, daß bei dem Nebeneinander der großen Parlamente das eine 
gegen das andere ausgeſpielt werden könne, indem ſich die Regierung 
namentlich in Finanzfragen vor dem Abgeordnetenhauſe durch Berufung 
auf Reichstag und Bundesrat, vor dem Reichsparlament wieder durch 
Berufung auf den preußiſchen Landtag entlaſten könne. Damit rührte der 
Redner Gedanken an, die tatſächlich in Bismarcks Seele lebendig waren 
und im vertrauten Kreiſe wiederholt die Worte auslöſten, daß der Parla⸗ 
mentarismus durch den Parlamentarismus geſchwächt und bekämpft 
werden müſſe. Als der Bundeskanzler am 28. Januar 1869 in die 
Verhandlungen eingriff, brachte er zunächſt zum Ausdruck, daß es 


*) Die alten Wahlkreiſe beſtehen im großen und ganzen heute noch; nur in 
einzelnen Regierungsbezirken iſt durch das Geſetz vom 3. Mai 1906 eine Neuordnung 
erfolgt, während in der Provinz Hannover die Wahlkreiſe bereits 1885 ee 
worden ſind. 
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der Königlichen Regierung von Anfang an nahe gelegen habe, 
„auf eine Vereinfachung des ſeit 1866 geſchaffenen Räderwerkes 
hinzuwirken“. Der Kardorffſche Antrag aber enthielt ihm keine be— 
friedigende Löſung der Frage, in welcher Weiſe eine ſolche Verein, 
fachung möglich ſei. Unüberwindbare ſtaatsrechtliche Schwierigkeiten 
ſtanden nach Bismarcks Anſicht einer Gleichſetzung der preußiſchen 
Landtagsabgeordneten mit den Reichsboten gegenüber. Wenn die 
boruſſiſchen Reichsvertreter als ſolche in ihrer Geſamtheit zugleich 
das Abgeordnetenhaus des Zollernſtaates bildeten, dann ging näm⸗ 
lich dem König von Preußen das ſelbſtändige Recht der Auflöſung 
feiner Landesverſammlung verloren; denn nach der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes hätten die Regierungsvertreter der Einzelſtaaten 
(Bundesrat) gehört werden müſſen, ſobald auch nur ein Teil des 
Reichstages aufgelöſt worden wäre. Da ferner nach der preußiſchen 
Verfaſſung die Mitglieder des Herrenhauſes nicht gleichzeitig Land—⸗ 
tagsabgeordnete ſein durften, wäre ihnen im eigenen Vaterlande 
das Recht auf ein Reichstagsmandat verlorengegangen. Auch wider⸗ 
ſprachen ſich für den Fall einer Verſchmelzung der beiden parlamen⸗ 
tariſchen Körperſchaften die grundgeſetzlichen Beſtimmungen, daß in 
den Norddeutſchen Reichstag jeder Bundesangehörige gewählt werden 
durfte, während die preußiſchen Kammermitglieder Preußen ſein mußten. 
All dieſe Gründe ſtaatsrechtlicher Natur beſtimmten Bismarck in erſter 
Linie, einer Gleichſetzung des preußiſchen und deutſchen Parlaments 
entgegenzutreten. Außerdem befürchtete er als Folge von Doppel- 
mandaten das Herausbilden eines feſten Berufsparlamentariertums; 
denn da die Sitzungen beider Körperſchaften viel Nervenkraft und 
etwa neun bis zehn Monate Zeit beanſpruchten, war es nur wenigen 
Volksgenoſſen aus dem praktiſchen Leben möglich, ſich zum Abge⸗ 
ordneten wählen zu laſſen. Gleichzeitig gab Bismarck zu verſtehen, 
daß ſich die Staatsverwaltung ſchon mehrfach damit beſchäftigt 
habe, die komplizierte Staatsmaſchinerie zu vereinfachen, und ſagte, 
daß man von einer Wahlrechtsreform darum Abſtand genommen 
hätte, weil die Regierung des Glaubens geweſen ſei, daß eine Ab; 
änderung des Oreiklaſſenſyſtems vom Abgeordnetenhauſe wenig günſtig 
aufgenommen würde. Daraufhin ſtellte der Bundeskanzler eine ent⸗ 
ſprechende Reform in Ausſicht, und zwar ſollte das preußiſche Wahl⸗ 
geſetz mehr mit dem des Bundes in Einklang gebracht werden.“) 
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b) Die Gründe für Bismarcks Feſthalten am Drei— 

klaſſenſyſtem. 

Bismarcks Verſprechen iſt uneingelöſt geblieben, und wir müſſen 
uns fragen, welche Gründe den großen Staatsmann dazu bewogen 
haben. Ein Haupthindernis lag zweifellos im Schoße der Regierung 
ſelbſt. Das erfahren wir aus Laskers Rede vom 26. November 1873, 
in der ſich einzelne Außerungen finden, zu denen die Quelle in Ne; 
gierungskreiſen, wenn nicht gar bei Bismarck ſelbſt, zu ſuchen iſt. “) 
Lasker ſagte nämlich, daß dem Kanzler mit einer Wahlrechtsänderung 
in Preußen von ſeiten ſeiner Miniſterkollegen große Schwierigkeiten 
bereitet worden wären, und zwar ſcheint Graf Eulenburg, der Miniſter 
des Innern war, beſonders der Stein des Anſtoßes geweſen zu ſein. 
Lasker beabſichtigte mit feinen Ausführungen, Windthorſts Behaup⸗ 
tung zu widerlegen, daß die Regierung in der Frage der preußiſchen 
Wahlrechtsreform einig ſei, und gerade dieſes Zieles wegen will es 
mir erſcheinen, als ob dem liberalen Führer ein Fingerzeig von 
„oben“ geworden ſei; denn der Regierungsvertreter konnte doch un⸗ 
möglich ſelbſt eine entſprechende Erklärung im Abgeordnetenhauſe ab⸗ 
geben. Zu den Schwierigkeiten innerhalb der oberſten Staatsbehörde 
Preußens ſelbſt kamen nach dem deutſch-franzöſiſchen Kriege die 
ſchweren Verwickelungen mit den Konſervativen und Klerikalen, die 
Bismarck gegen Wahlrechtsänderungen bedenklich machen mußten. 
Welche Folgen ein Stimmſyſtem, das dem Reichstagswahlrecht ähnlich 
war, in der Zollernmonarchie haben konnte, war nicht ohne weiteres 
vorauszuſehen. Die alte Dreiklaſſenordnung aber ſtärkte gerade in 
jener Zeit der inneren Kriſen den Nationalliberalen, die ſich damals 
immermehr zur Regierungspartei heraus bildeten, den Rücken und 
zeitigte vor allem in den neuen preußiſchen Landesteilen bismarck⸗ 
freundliche Wahlen. Außerdem fürchtete der Kanzler, daß neben dem 
auflodernden Kirchenkampfe und dem Konflikte mit den Konſervativen 
bei einer Wahlrechtsreform neue innerpolitiſche Verwickelungen ent⸗ 
ſtehen und die Grundfeſten der ganzen preußiſchen Verfaſſung ge⸗ 
fährdet werden könnten. Von den Nationalliberalen und Fortſchrittlern 
war in den Januarverhandlungen 1869 die Rechtsbeſtändigkeit des 
Herrenhauſes ſtark angezweifelt worden, und Tweſten hatte ebenſo 
wie der Abgeordnete Hennig dem Kanzler zu verſtehen gegeben, daß 
ſeine Fraktion nur unter der Bedingung einer vollſtändigen Beſeitigung 
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bez. gründlichen Umbildung der erſten Kammer für eine Wahlrechts⸗ 
reform zu haben ſei.“) Durch dieſe Ausführungen wurden Bismarck 
die Augen geöffnet, und er warnte ſchon damals, „die Fundamente 
des Verfaſſungslebens anzufechten und die Legalität ihres Urſprunges 
auch nur zu kritiſieren.“ Ihm war klar geworden, daß ein Aufrollen 
der Wahlrechtsfrage einen heftigen Kampf um das Herrenhaus zur 
Folge haben und fo den Zwiſt mit den Konſervativen unnötig 
verſchärfen werde. Außerdem lag die Gefahr nahe, ſich mit den 
Nationalliberalen zu verfeinden, ſobald ihre Wünſche in bezug auf 
das Herrenhaus zurückgewieſen oder nicht genügend berückſichtigt 
würden; denn weder der König noch das Kabinett wäre für die 
liberalen Pläne zu gewinnen geweſen. Schon die neue Kreisordnung 
brachte ja eine folgenſchwere Miniſterkriſis, und der Pairsſchub vom 
30. November 1872 zeitigte eine neue Zuſammenſetzung des Mini⸗ 
ſteriums und führte letzten Endes zum Bruche zwiſchen den alten 
Kämpen Roon und Bismarck. Und in Bismarck ſelbſt ſteckte nur 
noch allzuviel von dem alten Landjunker, als daß er hätte ſo ganz 
ſorglos die liberalen Reformgedanken betreffs der erſten Kammer 
aufgreifen und durchführen können. Er arbeitete ja doch nur 
aus taktiſchen und ſtaatsegoiſtiſchen Gründen mit den National- 
liberalen, und wie bald konnte ihm da die erſte Kammer notwendig 
werden, die neue Regierungspartei vom Durchgehen zurückzuhalten 
und den Staat vor Erſchütterungen zu ſchützen. Das Herrenhaus, 
dieſe gewaltige Feſte gegen jeden parlamentarifchen Anſturm, um 
den Preis einer Wahlrechtsänderung zu ſchleifen, war Bismarck ein 
Ding der Unmöglichkeit. Dazu kam, daß es die Liberalen ſelbſt zu 
Anfang der ſiebziger Jahre mit einer Umbildung der preußiſchen 
Dreiklaſſenordnung überhaupt nicht mehr eilig hatten. 1873, wo 
der Konflikt zwiſchen Bismarck und den Konſervativen zur Kataſtrophe 


) Tweſten ſagte am 28. Januar 1869 unter anderm im Haufe der Abgeord— 
neten: „Meine Herren, jenes Haus (Herrenhaus) in Übereinſtimmung zu bringen 
nicht bloß mit den Grundlagen des Reichstages und dieſes Hauſes, ſondern in 
Übereinſtimmung mit den höchſten Intereſſen der modernen Geſellſchaft, das iſt 
der weſentliche Geſichtspunkt, welcher bei einer durchgreifenden Anderung der par⸗ 
lamentariſchen Verhältniſſe in Deutſchland ins Auge gefaßt werden muß, und nur, 
wenn ein Antrag ſo geſtellt iſt, daß er nicht auf unſer Haus allein, ſondern auch 
auf das zweite Haus gerichtet iſt, kann ich mich entſchließen, für einen Antrag 
dieſer Art (Wahlrechtsänderung in der Richtung des Reichsſtimmrechts) zu ſtimmen.“ 
(Sten. Ber. Pr. A. 1869, S. 1276.) 
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führte und der Kirchenſtreit mit kräftiger Lohe aufflammte, zogen 
die Nationalliberalen in einer Stärke von 174 Mann in das preu⸗ 
ßiſche Abgeordnetenhaus ein und bildeten mit den Vertretern der 
verſchiedenen liberalen Schattierungen eine ſichere Mehrheit für die 
innere Politik des großen Kampfminiſters. 

Die unpaſſende Zeit einer Wahlrechtsreform für den Liberalismus 
und die Gefahren einer ſolchen für Bismarcks innere Politik hatte 
Windthorſt mit großem Scharfblick erkannt, und darum beantragte 
er mit Unterſtützung ſeiner Fraktion im Herbſt 1873 für das preu⸗ 
ßiſche Abgeordnetenhaus allgemeine und unmittelbare Wahlen mit 
geheimer Abſtimmung. !?) Der Antrag kam am 26. November 1873 
in der zweiten Kammer zur Beratung und zeitigte außerordentlich 
intereſſante Auseinanderſetzungen. Das Zentrum forderte das Neichs⸗ 
tagswahlrecht für den preußiſchen Landtag als Korrelat der allgemeinen 
Militärpflicht. Energiſch wandte ſich Windthorſt gegen jeden Zenſus, 
der die unterſten Volksſchichten politiſch ſtark entrechtete. „Das 
deſtruktive Element der Welt iſt das Geld, und der Verſuch, das 
allgemeine Wahlrecht durch den Geldbeutel zu korrigieren, iſt der 
allerbedenklichſte, den man machen kann.“ !?) Mit tönenden Worten 
bekannte ſich Windthorſt als mitfühlender Freund der breiten Maſſen, 
deren Erörterungen er von der Straße in das Abgeordnetenhaus ver⸗ 
legt wiſſen wollte, um ſo die ſozialen Fragen einer gerechten Löſung 
entgegen zuführen. Es konnte dem Unbefangenen nicht verborgen 
bleiben, daß die Reden Windthorſts “) und feines Fraktionsfreundes 
Mallinckrodt“) auf Stimmungmache im Volke zugeſchnitten waren; 
denn die Reichstagswahlen ſtanden ja bevor (10. Januar 1874), 
und dort galt es, die Liberalen zu ſchlagen und den Bismarckblock 
zu zerſchmettern. Windthorſt ſelbſt ſagte in ſeinem Schlußwort, daß 
er mit ſeinem Antrage dem Lande zeigen wolle, „wo die liberalen 
Parteien geblieben ſeien.“““) In richtiger Erkenntnis dieſer Sachlage 
beantragte darum auch der nationalliberale Abgeordnete Jung, den 
Windthorſtſchen Antrag auf ſechs Monate zu vertagen, und damit 
wurde vereitelt, daß das Zentrum weitere Beratungen darüber als 
Agitationsmittel für die bevorſtehenden Wahlen ausbeutete.“) 


*) Der Antrag iſt nicht wieder zur Beſprechung gekommen, da der Landtag 
am 21. Mai 1874, alſo noch bevor die ſechs Monate abgelaufen waren, ge⸗ 
ſchloſſen wurde. 
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Windthorſts Antrag aber hatte auch noch eine ſchärfere Spitze, 
die nicht ohne weiteres klar erkannt werden konnte. Sein letzter Zweck 
war, die Liberalen zu ſpalten und dem Reichskanzler im Kultur⸗ 
kampfe das Schwert aus den Händen zu ringen. Die liberale Mehr; 
heit barg in ihrem Schoße eine große Anzahl von Mitgliedern, die 
grundſätzlich das Reichstagswahlrecht für Preußen forderten.“) Dieſe 
hoffte Windthorſt mit ſeiner liberalen Wahlrechtsreform zu ködern 
und vom Kampfblocke abzuſplittern. So glaubte der Zentrumsmann, 
für ſeinen Vorſchlag eine ſichere Mehrheit zu gewinnen und in die 
Reihen der Regierungspartei das Gift der Zerſetzung zu tragen. 
Lasker durchſchaute das klerikale Manöver und warnte die Liberalen 
nachdrücklich vor der „Umarmung durch das Zentrum“, weil ſie dabei 
den „Keim der Tötung“ in ſich aufnehmen würden. Virchow be— 
hauptete, daß der klerikale Antrag überhaupt nicht ernſt gemeint ſei. 
Das aber war ſicher ein Irrtum; denn die ultramontane Partei 
glaubte, die Wähler der dritten Klaſſe mit Hilfe des allgemeinen, 
gleichen und unmittelbaren Wahlrechts beſſer heranziehen und ihrem 
eigenen Intereſſe nutzbar machen zu können.“) Das Reichstags⸗ 
wahlrecht für den preußiſchen Landtag hätte in jener Zeit zweifellos 
zur Folge gehabt, daß den Nationalliberalen zugunſten der Oppo—⸗ 
ſitionsparteien eine größere Anzahl von Sitzen verloren gegangen 
wäre. Ein Blick auf Kalkoffs graphiſche Darſtellung der Vertretung 
der Parteien im preußiſchen Abgeordnetenhauſe beweiſt, daß die li— 
berale Mehrheit in der 12. und 13. Sitzungszeit (1873-79) nur 
künſtlich gewonnen und ganz unſicher war. Windthorſt ſelbſt wies 
in ſeiner Rede auf die große Wahlbeeinfluſſung der Regierung hin, 
die hier natürlich zugunſten der Liberalen ſtattgefunden hatte; denn 
die Nationalliberalen hatten bei den Wahlen von 1873 einen Zu⸗ 
wachs von einundfünfzig Mandaten zu verzeichnen, und die Fort⸗ 
ſchrittler eroberten zu ihrem alten Beſtand noch neunzehn Sitze, ſo daß 
beide Fraktionen mit 242 (174 Nationalliberale und 68 Fortſchrittler) 
Vertretern die unbedingte Mehrheit bildeten. Den Verluſt trugen 
in der Hauptſache die konſervativen Gruppen, die zuſammen nur 
noch fünfundſechzig Sitze behaupteten. Ein Zeugnis dafür, wie ſehr 
das Dreiklaſſenſyſtem mit ſeiner öffentlichen Abſtimmung ein Werk⸗ 
zeug der Regierung war und heute noch iſt, mit dem die Wahlen 
in Preußen wirklich „gemacht“ werden können, iſt die Tatſache, daß 
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1879 bis auf geringe Abweichungen dieſelben Kreiſe, die 1873 von 
den Liberalen gewonnen wurden, an die alten Inhaber, die Konſer⸗ 
vativen und Freikonſervativen, die von da ab Bismarck für ſeine 
neue Wirtſchaftspolitik brauchte, wieder verlorengingen. Es läßt ſich 
hier in Worten ſchwer ausdrücken, was in dieſer Hinſicht Kalkoffs 
graphiſche Darſtellung lehrt. Für meine Entwickelung iſt vor allem 
die Erkenntnis wertvoll, daß 1873 die liberale Mehrheit, auf die 
Bismarck damals ſeine innere Politik ſtützte, durchaus unnatürlich 
und unſicher war. Ein Verluſt von etwa dreißig liberalen Mandaten 
hätte genügt, um den Gegenparteien (Konſervative, Zentrum und 
Proteſtler) die Mehrheit zu verſchaffen, und dann wäre Bismarck 
in dem Kampfe gegen die Kirche vollſtändig machtlos geweſen, und 
beſiegt hätte er die Waffen ſtrecken müſſen. Daß Windthorſt mit 
ſeinem Wahlrechtsantrag dieſen Schlag gegen Bismarck und die Re⸗ 
gierungspartei beabſichtigte, geht klipp und klar daraus hervor, daß 
er die unterſten Schichten des Volkes im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe mehr zur Geltung bringen wollte und ausdrücklich hervorhob, 
daß das konſervative Element im Abgeordnetenhauſe nicht genügend 
vertreten ſei. Und Mallinckrodt machte gar kein Hehl daraus, daß 
die Ultramontanen damit rechneten, daß die Liberalen durch das all⸗ 
gemeine Stimmrecht in Preußen erheblich geſchädigt werden wür⸗ 
den.“) Schon allein die Polen und Welfen wären verſtärkt in den 
Landtag eingezogen, und die Sozialdemokraten hätten in den in⸗ 
duſtriereichen Gegenden den Liberalen ſicher eine beträchtliche Anzahl 
von Sitzen ſtreitig gemacht; außerdem dürfte bei dem Einfluſſe des 
Prieſters auf die breite Maſſe das Zentrum trotz feiner Stärke 
ſelbſt noch gewonnen haben, und in den alten preußiſchen Provinzen 
würden die Konſervativen mit Hilfe der Landarbeiter ſicher mehr 
Sitze behauptet haben, als ihnen unter dem Drucke der Bismarckſchen 
Landräte bei den öffentlichen Klaſſenwahlen damals möglich war.“) 
So lehren uns z. B. Kalkoffs graphiſche Darſtellungen, daß in der 
Provinz Oſtpreußen 1874 von den ſiebzehn Reichstagsabgeordneten 


*) Eine einfache Berechnung auf Grund der Ergebniſſe der Reichstagswahlen 
vom Januar 1874 gibt meiner Behauptung einen hohen Grad von Wahrſcheinlich⸗ 
keit. Nimmt man an, daß das allgemeine, gleiche, unmittelbare und geheime 
Wahlrecht für den preußiſchen Landtag genau ſo gewirkt hätte, wie in den preu⸗ 
ßiſchen Provinzen für den Reichstag, dann wären den liberalen Gruppen höͤchſtens 
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vier und 1877 ſieben der altkonſervativen Gruppe angehörten, wäh— 
rend nach dem Dreiklaſſenwahlrecht 1873 und 1877 von zweiund— 
dreißig Vertretern für den preußiſchen Landtag nur ein Konſervativer 
das Feld behauptete und die übrigen Mandate mit Ausnahme der 
feſten Zentrumsſitze (Braunsberg-Heilsberg, Allenſtein⸗Röſſel) der 
freiſinnigen und nationalliberalen Partei zufielen. Die Gefahren eines 
preußiſchen allgemeinen und unmittelbaren Wahlrechts mit geheimer 
Abſtimmung für die eigene Partei hatte Lasker richtig erkannt, und 
darum wies er aus taktiſchen Gründen den Antrag Windthorſts mit 
ſcharfen Worten zurück, trotzdem er ſelbſt mit einer großen Anzahl 
feiner Fraktionsgenoſſen das allgemeine Wahlrecht grundſätzlich ver: 
trat. Die Liberalen hielten es für gefährlich, das Reichstagsſtimmrecht 
in Preußen gerade in einer Zeit einzuführen, in der eine mächtige 
Partei alle ſtaatlichen Grundlagen unterwühlte und jede geſetzliche 
und rechtliche Ordnung zu ſtürzen ſuchte. „Das Verhalten der kleri— 


noch 210 Mandate geblieben, und die Parteien, die gegen Bismarcks Kirchenpolitik 
ſtimmten, wären in die Mehrheit gekommen, auch für den Fall, daß noch einige Frei⸗ 
konſervative die Regierung unterſtützten. Den Beweis geben die folgenden Zahlen: 
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den preuß. Landtag. 
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kalen Partei macht gerade in dieſem Augenblicke die Veränderung 
gefährlich, man muß vorſichtig ſein und an beiden jetzt beſtehenden 
Wahlſyſtemen die Probe anſtellen, wo jene deſtruktiven Tendenzen 
beſſer Platz finden.“ Lasker rechtfertigte alſo ſeine ablehnende Hal⸗ 
tung in der Frage der preußiſchen Wahlrechtsreform mit dem „höch⸗ 
ſten Staatsintereſſe“ und begründete das Abweichen ſeiner Partei 
von liberalen Grundſätzen mit „einer höheren Pflicht in der gegen⸗ 
wärtigen Politik“.) Dieſe höhere Pflicht war eben, den Reichs⸗ 
kanzler im Kulturkampfe gegen die ſchwarzblauen Feinde mit allen 
Kräften zu unterſtützen. Und Lasker bekannte offen, daß ſeine Partei 
für die Regierung kämpfe und mit ihr den Rechtszuſtand und die 
Herrſchaft des Geſetzes im Lande zu ſichern ſuche. Daraus darf ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß der nationalliberale Führer mit feiner Zurück⸗ 
weiſung des Windthorſtſchen Reformantrages im Sinne Bismarcks 
handelte und vielleicht gar von ihm für das Verhalten ſeiner Partei 
einen Fingerzeig bekommen hatte. Jedenfalls war Lasker über die 
Stimmung innerhalb der Regierung genau unterrichtet; denn wie 
wir ſchon wiſſen, hob er in den Verhandlungen wiederholt hervor, 
daß die Mitglieder der Staatsverwaltung in bezug auf eine Um⸗ 
bildung des Dreiklaſſenſyſtems überhaupt nicht einig ſeien. Wenn der 
Kanzler damals ſelbſt noch ernſtlich an eine Wahlrechtsänderung in 
Preußen gedacht hätte, dann wäre freilich keine beſſere Gelegenheit zu 
finden geweſen, als wie im Herbſt 1873, wo ihm mit den klerikalen 
Stimmen eine große Mehrheit ſicher war und wo Bismarck ſchließlich 
auch im Herrenhauſe nach dem Pairsſchub die Zuſtimmung ver⸗ 
hältnismäßig leicht erlangt hätte. Der Widerſtand im Miniſterium 
wäre dann wohl auch noch zu brechen geweſen. Doch Fürſt Bismarck 
wollte ſelber nicht; denn er konnte und durfte an den ultramontanen 
Köder nicht anbeißen, wenn er ſeiner innerpreußiſchen Politik nicht 
den Tod bringen wollte. 

Nachdem ſich die zerſprengten Truppen des blauen rechten Flü⸗ 
gels 1876 unter der Fahne „deutſch⸗konſervativ“ geſammelt hatten, 
nahmen ihre Führer ſofort wieder Fühlung mit der Regierung, und 
auch Bismarck näherte ſich hoffnungsvoll ſeinen alten Freunden. Der 
große Umſchwung in der Steuer⸗ und Wirtſchaftspolitik am Ende der 
ſiebziger Jahre zeitigte den Bruch mit den Liberalen, und von nun 
ab fand der Fürſt⸗Reichskanzler eine treue Stütze in der neuen kon⸗ 
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ſervativen Partei. Die Landtagswahlen von 1879 brachten den beiden 
konſervativen Gruppen 161 Vertreter, 1882 eroberten fie 179 Manz 
date, und 1886 wuchs die Zahl ihrer Sitze auf 195. So bildeten 
die beiden konſervativen Fraktionen mit den gemäßigten National⸗ 
liberalen eine feſte Mehrheit, die ſich bis in die Gegenwart behauptet 
und ſo ziemlich zu einem rein konſervativen Block ausgeſtaltet hat. 
Während Bismarck im Reichstage mit den Wahlen von 1881 die 

parlamentariſche Grundlage für eine geordnete Regierung verlor, 
behielt er im preußiſchen Abgeordnetenhauſe einen konſervativen 
Hort, auf den er ſich jederzeit verlaſſen konnte. Zahlreiche Anträge 
aus Kreiſen des Freiſinns und des Zentrums auf Beſeitigung der 
öffentlichen Stimmenabgabe blieben darum unbeachtet, und alle Re⸗ 
formbeſtrebungen in bezug auf das Dreiklaſſenſyſtem wies die Staats⸗ 
verwaltung hinhaltend zurück. Im Februar 1881 erklärte der Nez 
gierungsvertreter im Landtage, daß die leitende Staatsbehörde auf 
die Wahlrechtsfrage noch nicht eingehen könne, weil ſich die Anſichten 
darüber, „welches Wahlſyſtem für die Wahlen zum Haufe der Ab 
geordneten das empfehlenswerteſte ſei, noch nicht ſoweit geeinigt 
haben, um gegenwärtig eine geſetzliche Regelung dieſer Materie 
opportun erſcheinen zu laſſen“ .*) Am 5. Dezember 1883 aber ſetzte 
die Königliche Negierung dem freiſinnigen Antrage auf geheime Ab⸗ 
ſtimmung nachdrücklichen Widerſtand entgegen. Während ſie bisher 
eine Umbildung der verwickelten Wahlmaſchinerie immer deshalb auf⸗ 
geſchoben hatte, weil die Unterlagen erſt durch eine gründliche Ver⸗ 
waltungsreform einigermaßen gleichartig geſtaltet werden ſollten? “), 
erklärte ſie ſich jetzt grundſätzlich gegen jede Abänderung des preu⸗ 
ßiſchen Wahlgeſetzes.“) Seitdem hat die oberſte Staatsbehörde in 
der Zollernmonarchie unter Bismarcks Führung das Dreiklaſſenwahl⸗ 
recht als altes Erbſtück aus der Zeit der großen Reaktion getreulich 
bewahrt. Die Gründe dafür liegen offen zutage. 

Das preußiſche Zenſusſtimmrecht zeitigte in den achtziger Jahren 
eine ſichere Regierungsmehrheit, die trotz des parlamentariſchen 
Sturmes im Reichstage ſtetig im Wachſen begriffen war. Mit Nach⸗ 
druck betonte Herr von Puttkamer in der Dezemberdebatte von 
1883 dieſen Vorteil der öffentlichen Klaſſenwahlen und führte unter 
anderem aus: Die Beſtrebungen der Fortſchrittspartei zielen auf 


Auflöſung und Zerbröckelung des monarchiſchen ee des 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 
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preußiſchen Staates ab. Da nun bei den Wahlen zum Abgeordneten⸗ 
hauſe die Verhetzung durch die Fortſchrittler und ihre Apoſtel voll— 
ſtändig verſagt, ihre Erfolge im Reichstage aber lediglich auf die 
geheime Abſtimmung zurückzuführen find, muß die Regierung grund⸗ 
ſätzlich und mit allen Mitteln an dem Dreiklaſſenſyſtem in vollem 
Umfange feſthalten. — So wurde der preußiſche Landtag eine ſcharfe 
Waffe gegen die regierungsfeindlichen Parteien im Reichsparlament, 
und Bismarck fand im Abgeordnetenhauſe Rückenhalt, wenn die 
deutſche Volksvertretung feine Pläne durchkreuzte.?) In der Polen⸗ 
debatte am 28. Januar 1886 ſtellte er eine Vorlage in Ausſicht, nach 
welcher durch Ankauf polniſcher Güter, durch Schule und Heeresdienſt 
ein Wandel in der Oſtmark geſchaffen werden ſollte. „Es iſt das 
eine Verbeſſerung unſerer Lage, die wir ja ohne Bewilligung ſeitens 
des Reichstages machen können, und in bezug auf welche die Quellen 
der Finanzen noch nicht unter dem Verſchluß der jetzigen Reichstags⸗ 
mehrheit liegen. Wir können uns da noch in Preußen ſelbſt helfen, 
im Wege einer Anleihe. Solange die Obſtruktion unſerer Finanz⸗ 
quellen im Reichstage fortdauert, haben wir ja überhaupt darüber 
nachzudenken, wieweit der preußiſche Staat imſtande ſein wird, ſich 
ſelbſt ohne Reichstagsmajorität zu helfen.“ ?”) Wiederholt betonte 
Bismarck, daß er entſchloſſen ſei, den Reichstag einroſten zu laſſen “), 
den Landtag aber zu kräftigen und allein mit ihm weiterzuarbeiten, 
weil die deutſche Volksvertretung der Regierung faſt in allen Dingen 
die verfaſſungsmäßige Hilfe verſagte.“) Unter anderem zeigte er 
auch Richtlinien, wie trotz Ablehnung des Branntweinmonopols mit 
Hilfe des preußiſchen Landtages alkoholiſche Getränke derartig belaſtet 
werden könnten, daß ſich die Schankwirte nach der Monopolmöglich⸗ 
keit zurückſehnen würden. Die Gewerbeſteuer auf das Gaſtwirts⸗ 
gewerbe ſollte in einem Maße geſteigert werden, daß dadurch eine 
Erhöhung des Branntweinpreiſes und eine Verminderung des Ver⸗ 
brauches erzwungen werde.“) Das mag genügen, um zu zeigen, 
wie Fürſt Bismarck das preußiſche Abgeordnetenhaus wider ſeine 
Reichstagsgegner ausſpielte. Dieſe Waffe hätte ſich der große Kanzler 


) Bismarck wollte den Reichstag dadurch bedeutungslos machen, daß die 
Vertreter der verbündeten Regierungen einfach nicht mehr dort erſchienen, weil 
eine verfaſſungsmäßige Verpflichtung in dieſer Richtung weder beſtand noch heute 
beſteht. (R. XI, 468; vgl. G. u. E. II, 336 ff.) 
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aus der Hand winden laffen, wenn er nach 1881 irgendwie auf eine 
Abänderung der Dreiklaſſenordnung eingegangen wäre. 

Nachdem alſo Bismarck im Reichstage allen feſten Boden unter 
den Füßen verloren hatte, mußte er an dem alten preußiſchen Land⸗ 
tagswahlrecht, wie es nun einmal war, feſthalten, wenn er über: 
haupt noch eine parlamentariſche Grundlage für ſeine Regierung 
behalten wollte. 


2. Die Frage der Umbildung des deutſchen Reichstags— 
wahlrechts. 


a) Bismarcks Unzufriedenheit mit dem Reichstage. 


Als Otto von Bismarck am 9. April 1866 am Bundestage den 
Antrag auf ein deutſches Volksparlament nach allgemeinen Wahlen 
einbringen ließ, da galt es ihm, unter preußiſcher Vorherrſchaft die 
deutſchen Staaten zu einer feſten Einheit zuſammenzuſchmieden und 
einen Bau zu ſchaffen, der allzeit ſturm⸗ und wetterfeſt daſtehen ſollte. 
In dem demokratiſchen Volksparlament glaubte der große Meifter 
der Staatskunſt das Bindemittel gefunden zu haben, der den ger 
waltigen Reichsbau feſt zuſammenhalten und gegen dynaſtiſche Son⸗ 
derbeſtrebungen widerſtandsfähig machen werde.?) Bis zum Aus; 
gang der ſiebziger Jahre ſah ſich Bismarck in ſeinen Hoffnungen nicht 
getäuſcht; denn die Wahlen brachten ihm ſichere liberal- nationale 
Mehrheiten, die ihm das Werk im Innern ausbauen und befeſtigen 
halfen. Doch die liberalen Regierungsparteien wurden bis auf einen 
Heinen Reſt in die Gegnerſchaft gedrängt, als Bismarck 1877/8 
mit ſeinem neuen Steuer⸗ und Wirtſchaftsprogramm hervortrat. 
Das Evangelium vom Schutz einheimiſcher Arbeit und vaterländiſcher 
Erzeugniſſe widerſprach dem wirtſchaftlichen Individualismus der frei⸗ 
händleriſchen Liberalen, und Bismarcks Streben nach Finanzzöllen und 
Reichs monopolen, ſowie fein Staatsſozialismus und die Kolonialpolitik 
trieben das ganze Heer der deutſchen Manſcheſterleute mit ihrer ſtaat⸗ 
lichen „Nachtwächtertheorie“ auf die Seite der Reichsfeinde. Die 
Kerntruppe von Bismarcks Gegnern bildete ſeit 1871 das Zentrum, 
das als letztes Ziel „die Zerſtörung des unbequemen Gebildes eines 
deutſchen Reichs mit evangeliſchem Kaiſertum“ erſtrebte??), und um 
die katholiſche Partei unter Windthorſts Führung gruppierten ſich die 

8* 
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Sozialdemokraten, Welfen, Polen, Dänen und Französlinge. All die 
Parteien von Windthorſt über Eugen Richter bis zu Bebel mit ihren 
verſchiedenen, zum Teil entgegengeſetzten Zielſtrebungen fanden ſich 
nach 1878 zuſammen auf der breiten Grundlage der Feindſchaft gegen 
Bismarck und feinen Staat. Mit der neuen Steuer- und Wirtſchafts⸗ 
politik begann für den märkiſchen Recken die große Kampfzeit im 
Deutſchen Reichstage, während welcher er irre wurde an dem Volks⸗ 
parlament, auf das er bei der Reichsſchöpfung ſo große Hoffnungen 
geſetzt hatte. Das Reichsintereſſe ging dem Kanzler über alles, und 
wo er die Einheit und Feſtigkeit ſeines Werkes durch die inneren 
Feinde gefährdet ſah, da kämpfte er bis aufs Blut. Sein Kampf galt 
namentlich allen parlamentariſchen Beſtrebungen, die auf Schwächung 
der Regierungsgewalt und Machtzuwachs der Parteien berechnet waren. 
Diefer Kampf mußte notwendig mit der Zoll⸗ und Steuerreform ein⸗ 
ſetzen, weil Bismarck mit dieſer Politik das Reich geldwirtſchaftlich 
felbftändig und vom Parlament ſoviel als möglich unabhängig machen 
wollte. Die Liberalen aber ſuchten gerade durch das Recht der Geld⸗ 
bewilligung ihre Macht fortgeſetzt zu ſteigern. Hier lag der Stein 
des Anſtoßes, und am 12. Auguſt 1878 ſchrieb der Kanzler an König 
Ludwig von Bayern: „Der Zweck des Deutſchen Reiches iſt der Rechts⸗ 
ſchutz; die parlamentariſche Tätigkeit iſt bei Stiftung des beſtehenden 
Bundes der Fürſten und Städte als ein Mittel zur Erreichung des 
Bundeszweckes, aber nicht als Selbſtzweck aufgefaßt worden. Ich hoffe, 
daß das Verhalten des Reichstags die verbündeten Regierungen der 
Notwendigkeit überheben wird, die Konſequenzen dieſer Rechtslage 
jemals praktiſch zu ziehen.“ ““) Die Zoll⸗ und Steuerreformen hat zwar 
Bismarck mit dem neugewählten Reichstage von 1878 zum Teil 
ſiegreich durchgeführt, und das Sozialiſtengeſetz wurde von der kon⸗ 
ſervativ⸗nationalliberalen Mehrheit angenommen; doch aus all den 
Kämpfen blieb der Stachel der Erbitterung und des Unwillens gegen 
den Reichstag in ſeiner Seele zurück. Dieſer Unwille ſteigerte ſich zur 
vollſtändigen Unzufriedenheit, als durch die Neuwahlen vom 27. Ok⸗ 
tober 1881 dem Reichskanzler die parlamentariſche Grundlage ver⸗ 
loren ging und eine katholiſch-freiſinnig⸗proteſtleriſche Mehrheit bis 
1887 im deutſchen Volksparlament das Feld behauptete. Eine Nieder⸗ 
lage folgte der andern. Bismarcks Monopolanträge (1882 Tabaks⸗ 
monopol und 1886 Branntweinmonopol) kamen nach heißen Kämpfen 
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zu Fall, und feine ſozialiſtiſchen Reformpläne wurden von dem Reichs⸗ 
tage ſtark verſtümmelt. Selbſt mit der durchaus gemäßigten Kolonial⸗ 
politik ſtieß der Kanzler bei der Windthorſt-Richterſchen Mehrheit auf 
ungeahnten Widerſtand. So füllte ſich bei Bismarck von Stufe zu 
Stufe der Kelch der Erbitterung gegen den deutſchen Reichstag. Und 
als die bismarckfeindlichen Parteien 1887 gar für die Polen eintraten 
und auch das Septennat ablehnten, da ſchwoll dem gefürſteten 
Kanzler die Zornesader gar ſtark an, und mit ſcharfen Worten machte 
er ſeiner Entrüſtung Luft: „Wir haben auf eine ganz andere Haltung 
des Reichstages gerechnet, auf eine ganz andere Wirkung der In— 
ſtitution und der erhebenden, begeiſternden Tatſache, daß die deutſche 
Nation nach Jahrhunderten des Leidens endlich einmal einig iſt, ſicher 
in ihrer politiſchen Exiſtenz, ſicher in ihrer Unabhängigkeit gegen das 
Ausland, ſicher, in Gemeinſchaft mit den Vertretern des ganzen 
deutſchen Volkes ihre eigenen Angelegenheiten beraten zu können, 
wir haben geglaubt, daß das ſo erhebend wirken wird auf Leute, 
die die Entbehrung von allen dieſen Dingen auf ſich haben laſten 
gefühlt, daß wir zu ſolchen elenden Streitigkeiten, wie ſie hier vor⸗ 
liegen, nie gelangen würden. Darin haben wir uns geirrt.“ “) 

Ja, in dem Reichstage hatte ſich Bismarck geirrt, und ſein 
Vertrauen zu ihm hatte ſtark abgenommen ); denn das deutſche 
Parlament war zum „Tummelplatz“ der Fraktionen geworden, die 
mit ihren zerſetzenden Keimen eine große Gefahr für den nationalen 
Gedanken und die Einheit des Reiches bedeuteten.) Fraktions⸗ 
intereſſen wurden dem Staatsintereſſe gegenüber in den Vordergrund 
geſchoben, ſo daß es ſchien, als ſollte das Reich an dem „Marasmus 
der Fraktionskrankheit“ zugrunde gehen.?) Während Bismarck bei 
der Reichsgründung die Gefährdung der nationalen Einheit von den 
Dynaſtien gefürchtet hatte ), mußte er erleben, daß in den achtziger 
Jahren ſein großes Werk von dem Fraktionspartikularismus ſtark 
unterhöhlt wurde.““) In geharniſchter Rede brachte der Kanzler an⸗ 
läßlich der Verhandlungen über das Tabaksmonopol am 12. Juni 1882 
ſeinen Unmut über die kleinliche Parteipolitik zum Ausdruck, und 
ſchwere Beſorgnis erfüllte ihn um die Einrichtungen, denen er die 
beſte Kraft ſeines Lebens gewidmet hatte. Schon ſah er im Geiſte die 
Söhne wieder um den „runden Tiſch des Frankfurter Bundestages“ 
ſitzen, und mahnend ſchloß er darum mit der großen Symphonie 
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der Einigkeit: „Meine Herren, ich werde nicht mehr oft zu Ihnen 
ſprechen können; ich bin matt; ich habe keine Luſt und keine Kraft 
dazu und auch kein Intereſſe. Aber ich möchte nicht von der Bühne 
abtreten, ohne Ihnen dies ans Herz zu legen: ſeien Sie einig und 
laſſen Sie den nationalen Gedanken vor Europa leuchten; er iſt 
augenſcheinlich in der Verfinſterung begriffen!“ “) Dasſelbe Lied von 
Fraktionspolitik und Parteiregierung klang aus ſeiner Rede, die er 
zwei Tage ſpäter hielt“), und nach der Reichstagsauflöſung im 
Januar 1887 nannte er im Geſpräch mit Buſch den Fraktionspar⸗ 
tikularismus einen „Hemmſchuh bei der Wahrnehmung unſerer wich— 
tigſten Intereſſen“ und das deutſche Volksparlament den Ausdruck 
„unſerer Spaltung“. “) So reifte in Bismarck die Erkenntnis, daß 
die Eiferſucht der Fraktionen der Krebsſchaden im Deutſchen Reiche 
ſei.“) Außerdem haßte er die Parlamentsparteien, weil fie den ein: 
zelnen Abgeordneten das Gefühl der Verantwortung für ihr Raten 
und Taten vollſtändig abnahmen. Dazu bot nach Bismarcks Meinung 
„der Deckmantel einer Fraktion“ dem einzelnen Vertreter die beſte 
Gelegenheit, feine „politiſche Unwiſſenheit“ zu verbergen.) — „Der 
Reichstag kommt herunter durch den Kampf der Parteien, der in 
ihm ſtattfindet ... Unſer Reichstag als Brennpunkt des nationalen 
Lebens erfüllt die Erwartungen nicht, die ich bei ſeiner Herſtell ung 
gehegt habe.““ ) Das war die Erkenntnis, die ſich ſeit 1878 in Bis⸗ 
marck herausgebildet hatte und ihn noch in der Zeit von Friedrichsruh 
beherrſchte. „Ich kann nur das Zeugnis ablegen,“ ſo ſchrieb er in 
feinen Lebenserinnerungen, „daß ich den Fraktionen, den arbeits ſcheuen 
Mitgliedern ſowohl wie den Strebern, in deren Hand die Führung 
und das Votum ihrer Gefolgſchaften lag, eine ſchwerere Schuld an 
der Schädigung unſrer Zukunft beimeſſe, als fie ſelbſt fühlen.“) 
Der ätzende Spott und die zielbewußte Feindſchaft eines Windthorſt 
und Eugen Richter erfüllten den Kanzler lebenslang mit Bitterkeit 
und Galle. 

Die Unzufriedenheit mit dem Reichstage übertrug ſich pſychologiſch 
ganz naturgemäß auch auf die Grundlage dieſer Einrichtung, nämlich 
auf das allgemeine, geheime und unmitttelbare Wahlrecht.“) Die Miß⸗ 
erfolge mit dem Reichstagsſtimmrecht aber ſuchte der Kanzler zunächſt 
nicht in dem allgemeinen Wahlrecht an ſich, ſondern im deutſchen 
Volke, in der geſamten Wählerſchaft. Nach der großen Niederlage 
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von 1881 ſagte er zu Buſch: „Die Schwäche unſerer Einrichtung 
iſt bewieſen durch die Leichtgläubigkeit der Wähler.“ “) Mit dem 
großen ſtaatsſozialiſtiſchen Reformprogramm hatte der Reichskanzler 
beabſichtigt, das arbeitende Volk mit Vertrauen gegen die Regierung 
zu erfüllen, und bei den Wahlen mußte er erleben, daß gerade die 
Arbeiter für die Kandidaten des Freihandels und für Sezeſſioniſten 
ſtimmten “), die mit aller Entſchiedenheit jede ſozialiſtiſche Staats 
hilfe bekämpften. In der Urteilsloſigkeit der Maſſen und in dem 
„ungeheuren Maße der Verlogenheit der Wahlagitationen“ ſah Big; 
marck die Wurzeln für den Parteigeiſt, der das geſunde und natürliche 
Empfinden des Volkes überwucherte und den Reichstag als Hort 
der Einheit zerſetzte.“) Der große Kenner der Volksſeele ſah die 
Wähler von den Parteiführern belogen, verhetzt und einſeitig unter; 
richtet. Wiederholt klagte er über den Übelſtand, daß die Wähler zu 
wenig über die Arbeit ihrer Abgeordneten erführen und daß ſie nur 
ſelten darüber unterrichtet ſeien, wie ihre Vertreter im Parlament 
ſtimmten.“) „Der Parteigeiſt, wenn der mit feiner Lokiſtimme den 
Urwähler Hödur“), der die Tragweite der Dinge nicht beurteilen 
kann, verleitet, daß er das eigene Vaterland erſchlage, der iſt es, den 
ich anklage vor Gott und der Geſchichte, wenn das ganze herrliche 
Werk unſrer Nation von 1866 und 1870 wieder in Verfall gerät 
und durch die Feder hier verdorben wird, nachdem es durch das 
Schwert geſchaffen wurde.““) Durch die freiſinnige Verhetzung und 
Wühlerei kam bei den Wahlen die Überzeugung der Wähler nicht 
mehr ungefälſcht zum Ausdrucke, und ſo verloren die Volksabſtim⸗ 
mungen für Bismarck den Wert, „das Barometer der Gefühle und 
Empfindungen des Volkes“ zu ſein.““) Trotz aller Mißerfolge aber 
gab er den Glauben an das Volk ſelbſt nicht auf, und immer und 
immer hoffte er auf Schärfung des Urteils und ein politiſches Mün⸗ 
digwerden der Maſſe.““) 


b) Bismarcks Korrektivmittel gegen die Wirkung des 
allgemeinen Wahlrechts. 


In Erkenntnis der Gefahren, die der vom Fraktionspartikularis⸗ 
mus zerſetzte Reichstag für das nationale Werk in ſich barg, ſuchte 


) Bismarck meinte das Volk, das in feiner Verblendung freiſinnig wählte. 
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Bismarck zunächſt nach Mitteln, die Bedeutung des deutſchen Volks⸗ 
parlaments herabzuſetzen und das allgemeine Wahlrecht in ſeiner 
Wirkung zu korrigieren. Daß das neue Steuer- und Schutzzollſyſtem 
ſowie die Monopolpläne darauf berechnet waren, die Regierung von 
dem Reichstage finanziell unabhängig zu machen, wurde bereits oben 
hervorgehoben. Doch durch Annahme der Frankenſteinſchen Klauſel 
wußte ſich das Parlament das Recht der Bewilligung des Haus⸗ 
haltplanes zu ſichern.?) Durch das Septennat entzog Bismarck 
der Volksvertretung auf längere Zeit den Einfluß auf das Heer 
und machte ſo dieſen Grundpfeiler des Deutſchen Reiches unabhängig 
von den wechſelnden Mehrheiten. Als im Januar 1887 die regie⸗ 
rungsfeindlichen Parteien verſuchten, die Heeresvorlage nur auf drei 
Jahre zu bewilligen, da rüſtete ſich Bismarck zum Entſcheidungskampfe 
auf Tod und Leben, und im Bewußtſein ſeiner alten Kraft rief er 
am 12. Januar 1887 den Gegnern zu: „Daß die Fixierung der 
Präſenzſtärke von der jedesmaligen Konſtellation und Stimmung 
des Reichstages abhängen ſollte, das iſt eine abſolute Unmöglichkeit. 
Das Streben, ein Parlamentsheer zu machen, für deſſen Beſtand 
nicht S. Maj. der Kaiſer und die verbündeten Regierungen, ſondern 
die Herren Windthorſt und Richter zu ſorgen haben, wird nicht 
gelingen.“) Mit der Parole: Das Vaterland in Gefahr! wurde 
zwei Tage ſpäter der Reichstag aufgelöſt, und die Neuwahlen brachten 
dem Kartell der beiden konſervativen Parteien und Nationalliberalen 
eine ſichere Mehrheit, die der Regierung das Heer wiederum auf 
ſieben Jahre in die Hand gab. Auch die wiederholte Zurückweiſung 
des freiſinnigen Antrags auf Gewährung von Tagegeldern und Reiſe⸗ 
koſten der Abgeordneten zielte darauf ab, das Reichstags wahlrecht 
nicht zur vollen Wirkung kommen zu laffen*), und durch Einführung 
der fünfjährigen Legislaturperiode ſollte das Wühlen und Hetzen im 
Volke bei der Wahlagitation auf längere Zeit unterbunden und dem 
Reichstage mehr innerer Halt gegeben werden. Die Schwächung 
der Macht des deutſchen Bundesparlaments durch ausgedehntere 
Legislaturperioden erſtrebte Bismarck ſeit 1879, drang aber im Früh⸗ 
jahr 1881 im Reichstage mit einem Antrage auf vierjährige Dauer 
bei zweijährigen Abſchlüſſen des Staatshaushaltplanes nicht durch.“) 


*) Vgl. Kap. VI, 3, b, S. 148 ff. 
*) Vgl. Kap. VI, 7, S. 168. 
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Dasſelbe Schickſal widerfuhr dem Regierungsvorſchlag auf Ein⸗ 
ſchränkung der Redefreiheit. Infolge der Ablehnung desſelben ſchützte 
ſich der Reichstag gegen eine folgenſchwere Beſchneidung ſeines ver— 
faſſungsmäßigen Rechtes. Mit den großen ſtaatsſozialiſtiſchen Reformen 
zu Anfang der achtziger Jahre bezweckte der Kanzler, die Macht der 
Sozialdemokratie und des Freiſinnes zu brechen und die breite Maſſe 
der Arbeiterſchaft bei den Wahlen für die Regierungspolitik zu gez 
winnen.“) Hier freilich trug Bismarck einen ſchmählichen Mißerfolg 
davon. Im Volkswirtſchaftsrate ſuchte er im Dezember 1881 gemäß 
ſeinem Ideale einer wirtſchaftlichen Intereſſenvertretung der deutſchen 
Reichs verſammlung ein Nebenparlament als Hilfsorgan der Regierung 
an die Seite zu ſtellen. Bismarck glaubte, daß Wirtſchaftsfragen von 
praktiſchen Induſtriellen, Kaufleuten und Landwirten beſſer beant⸗ 
wortet werden könnten, als „von den wiſſenſchaftlich gebildeten und 
bei uns hauptſächlich das Wort führenden Mitgliedern des Reichstages.“ 
Ja, er hielt den Volkswirtſchaftsrat zur ſachkundigen Beratung der 
Regierung beſſer geeignet als Abgeordnete derſelben praktiſchen Berufe, 
die fortgeſetzt im Reichstage weilten.) Der Reichskanzler wies zwar 
öffentlich den Gedanken an ein Nebenparlament entſchieden zurück, 
aber überzeugend war die Abwehr nicht. Darum lehnte der Reichstag 
die Kanzlervorlage, den Volkswirtſchaftsrat betreffend, ſowie Tage; 
gelder und Reiſekoſten der Mitglieder eines ſolchen rundweg ab.“) 
Welche große Bedeutung ein Reichsvolkswirtſchaftsrat für die Re⸗ 
gierung hätte erlangen können, beweiſt die Arbeit in der entſprechenden 
Einrichtung für Preußen.“) Ebenſo wie mit einer Vertretung volks⸗ 
wirtſchaftlicher Intereſſenkreiſe verfolgte Bismarck mit der Wieder; 
herſtellung des preußiſchen Staatsrates“) eine Schwächung des Par⸗ 
laments. Auch ſonſt iſt der eiſerne Kanzler bis zu ſeinem Sturze 
fortgeſetzt beſtrebt geweſen, die deutſche Volksvertretung ſoviel als 
möglich an Wert herabzudrücken. Bald nach feiner Entlaſſung be; 
kannte er: „Ich habe mit dem Reichstage jahrzehntelang aufs Blut 
gekämpft; aber ich ſehe, daß dieſe Inſtitution ſich gerade im Kampfe 
mit Kaiſer Wilhelm I. und mir abgeſchwächt hat,“ ““) und in einer 
Anſprache an Vertreter der Univerſität Jena am 30. Juli 1892 
ſagte der alte Fürſt: „Ich möchte wünſchen, daß das Parlament, 
deſſen Gewicht vielleicht in der Vergangenheit zu ſehr herunter⸗ 
gedrückt war, nicht auf demſelben Niveau bleiben möge.“ ““) 
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c) Die Frage der Umbildung bez. Einſchränkung 
des Reichstagswahlrechts. 

Als der Deutſche Reichstag über kleinlichen Parteiintereſſen die 
großen nationalen Geſichtspunkte aus den Augen verloren hatte und 
die Sozialdemokratie erſtarkte, da hat ſich Bismarck auch verſchiedent⸗ 
lich mit der Frage der Umbildung bez. Einſchränkung des Reichstags⸗ 
wahlrechtes beſchäftigt. Schon in jenem Briefe an den bayriſchen 
König Ludwig II. vom 12. Auguſt 1878 ließ er durchklingen, daß die 
verbündeten Regierungen die „Konſequenzen“ ziehen müßten, ſobald 
der Reichstag den Rechtsſchutz als Bundeszweck aus dem Auge ver⸗ 
löre und die parlamentarifche Tätigkeit zum Selbſtzweck machte. Die 
angedeuteten Konſequenzen aber konnten nach der Lage der Dinge — 
der neue Reichstag zur Annahme des Sozialiſtengeſetzes war eben 
gewählt — keine anderen ſein, als das deutſche Parlament ganz 
aufzuheben oder feine Grundlage umzubilden.“) Die Wahlergebniſſe 
von 1881 weckten in dem Kanzler die erſten großen Zweifel an der 
Richtigkeit des Reichswahlgeſetzes und zeitigten in feiner Seele vor⸗ 
übergehend den Gedanken an Verhältniswahlen.“) In einer Unter⸗ 
redung über die deutſchen Zuſtände ſagte Bismarck im Oktober des 
genannten Jahres zu Hohenlohe-Schillingsfürſt, „die Deutſchen wüßten 
mit dem Nürnberger Spielzeug“), das er ihnen gegeben, nicht um⸗ 
zugehen, ſie verdürben es. Wenn es noch ſo fortgehe, würden die 
verbündeten Regierungen wieder zum alten Bundestage zurückkehren, 
nur das militäriſche und das Zollbündnis behalten, den Reichstag 
aber aufgeben.“) Mit dem Ausfall der Wahlen vom 27. Oktober 
1881 ſah der Reichs ſchöpfer die Schwäche feines Werkes bewieſen, 
und drohend ſagte er zu Moritz Buſch: „Es kann aber dahin kommen, 
daß es einmal heißt von der deutſchen Verfaſſung, nachdem alle Ver⸗ 
ſuche, mit ihr zu regieren und zu reformieren, fehlgeſchlagen ſind — 
daß es da heißt, wie Schwarzenberg ſagte in Olmütz: dieſe Einrichtung 
hat ſich nicht bewährt.““?) Dem Freiherrn von Mittnacht gab damals 
Bismarck klar und deutlich zu verſtehen, daß möglicherweiſe der Zeit— 
punkt kommen könnte, wo die deutſchen Fürſten erwägen müßten, ob 
der Parlamentarismus mit dem Wohle des Reiches noch vereinbar 

*) Vgl. Kap. VI, 6, b, S. 163 ff. 

*) Gemeint iſt wohl das allgemeine Wahlrecht; Egelhaaf verſteht darunter in 
ſeiner „Geſchichte der neueſten Zeit“ S. 160 den Reichstag ſchlechthin. 
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ſei“), und Buſch ſchrieb am 2. Dezember 1881 in fein Tagebuch: 
In bezug auf die parlamentariſchen Kämpfe in dieſer Zeit „ſummte 
Bismarck die Melodie von: ‚Wir hatten gebauet ein ſtattliches Haus. 
Dann ſagte er plötzlich: Aber wenn fie jo fortmachen, fo wird's zu— 
letzt, wie ich ihnen andeutete — das Glück von Edenhall. Sie kennen's, 
das Uhlandſche Gedicht. Bums, wird's heißen, und zerſchellt iſt's — 
die deutſche Verfaſſung.“““) Im Frühjahr 1883 ſoll er geäußert 
haben, daß eine Auflöſung des Reichstages wegen des Voranſchlages 
für den Staatshaushalt „eine Tragödie“ oder eine „kleine Tragödie“ 
zur Folge haben könne. Staatsrechtlich wurde von dem Fürſten 
geltend gemacht, daß das Deutſche Reich auf Grund eines Vertrages 
zwiſchen den regierenden Herren und den freien Städten entſtanden 
ſei. „Dieſe Kontrahenten ſind ſomit in der Lage, den Vertrag ebenſo 
zu löſen, wie ſie ihn geſchaffen haben, und gleichzeitig einen neuen 
Vertrag abzuſchließen, der ſich von dem früheren weſentlich unter; 
ſcheiden kann und beiſpielsweiſe das Inſtitut eines deutſchen Reichs⸗ 
tages gar nicht zu kennen braucht. Nicht einmal das Hindernis eines 
politiſchen Eides ſteht hier im Wege; denn niemand hat die Reichs- 
verfaſſung beſchworen.“““) Ja, man erzählte ſich ſogar in parlamen⸗ 
tariſchen Kreiſen, daß ſich Bismarck wegen einer etwaigen Auflöſung 
der deutſchen Reichs verfaſſung bereits mit einem namhaften Juriſten 
in Verbindung geſetzt habe. Dieſe Gerüchte wurden zwar von der 
Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung widerrufen; doch dieſer Widerruf, 
der für die Öffentlichkeit wohl aus taktiſchen Gründen notwendig 
wurde, beweiſt noch lange nicht, daß den Erzählungen nicht ein wahrer 
Kern zugrunde lag. Nach meiner Anſicht entſprach vielmehr die obige 
Rechtsableitung ganz und gar der Seelenſtimmung des großen Tat: 
menſchen; denn bereits im Jahre 1884 faßte der Bundesrat den 
Beſchluß, „daß das Deutſche Reich eine freie Föderation der Fürſten 
ſei, die auch wieder aufgelöſt werden könne.“) In den „Gedanken 
und Erinnerungen“ bekannte Bismarck frank und frei, daß er 1884 
ernſtlich erwogen habe, nachdem der Reichstag den Gehalt für einen 
zweiten Direktor im Auswärtigen Amte abgelehnt hatte, ob das 
Deutſche Reich nicht zu feiner Sicherſtellung „einer andern Form be; 
dürfe als der zur Zeit gültigen, die aus der Vergangenheit überliefert 
und durch die Ereigniſſe und durch Kompromiſſe mit Regierungen und 
Parlamenten entwickelt war.““) Der Kanzler fürchtete, daß bei der 
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grundſätzlichen Gegnerſchaft von Zentrum und fortſchrittlichen De⸗ 
mokraten „der gemeinſame Boden“, die Reichsverfaſſung, locker und 
mürbe werde“), und bei der Ausſprache über Diäten am 26. No⸗ 
vember 1884 erklärte er ſich zur Zahlung von Tagegeldern bereit, 
wenn damit eine „organiſche Reviſion des Wahlgeſetzes“ verbunden 
ſei.“) Anläßlich der Verhandlungen über die Tarifreformen im 
Winter 1885 ließ Bismarck bei allem Bekenntnis zur Verfaſſungs⸗ 
treue beſtimmt durchklingen, daß die Art, wie das Wahlrecht geübt 
und ausgebeutet werde, ihm ſelbſt (dem Wahlrechte) mit der Zeit 
Schaden bringen müßte, und vorſichtig erhob er Zweifel, ob die Söhne 
und Enkel überhaupt noch wählen würden.“) Als ſich Windthorſt 
am 1. Dezember 1885 anſchickte, die preußiſche Regierung wegen der 
Ausweiſung ruſſiſcher und galiziſcher Polen vor den Reichsboten zur 
Rede zu ſtellen, da wehrte ſich Bismarck mit aller Entſchiedenheit 
gegen die Entwickelung des Reichstages zu einem „unitarifchen Konz 
vent“, der ſich das Recht anmaße, die Bundesfürſten über ihr Tun 
und Laſſen zur Rechenſchaft zu ziehen, und weil jener ultramontane 
Welfe bei der Beratung über den Haushaltplan für Reichskanzler 
und Reichskanzlei drohte, dem Steuermann des deutſchen Staats⸗ 
ſchiffes wegen der Polenpolitik den Gehalt zu verſagen, da antwortete 
dieſer: „Dann, meine Herren, können wir ... die Reichsbude über⸗ 
haupt nur zumachen; dann zerſtören Sie das Gebäude, das mühſam 
und ſorgfältig aufgerichtet iſt durch die Arbeit der Regierung, durch 
die Verſöhnlichkeit der Stämme, durch die Tapferkeit unſerer Heere, 
mit deren Blut es gekittet iſt; — Sie untergraben ganz einfach das 
Fundament.“) Bald darauf klagte ſich der Fürſt-Reichskanzler dem 
Freiherrn von Mittnacht gegenüber dahin aus, daß das deutſche Par⸗ 
lament ein ſehr „übles Geſicht“ zeige; doch wenn er für die Monarchie 
fürchten müßte, dann wolle er „kalten Bluts die Lunte an das Faß 
legen.“) Am 28. Januar 1886 kam die Oſtmarkenfrage im preu⸗ 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe zur Beratung. Beſorgt wandte hier Bis⸗ 
marck ſeinen Blick in die Zukunft, weil die Polen im Reichstage 
Rückenhalt fanden, und ausdrücklich betonte er, daß die verbündeten 
Regierungen im Intereſſe ihrer Staaten gezwungen werden konnten, 
ſich von der Obſtruktionspolitik der Windthorſt⸗Richterſchen Mehrheit 
unabhängig zu machen.“) Am folgenden Tage (29. Januar 1886) 
wies er zwar die Anklage des Staatsſtreiches zurück, die Eugen Richter 
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auf Grund dieſer Außerung erhoben hatte“), und das war vom 
Standpunkte des Miniſters politiſch klug, aber trotz der Abwehr ließ 
er dabei wiederum durchblicken, daß es der Rechtsboden des Deutſchen 
Reiches auf die Dauer nicht aushalten werde, wenn die regierungs⸗ 
feindlichen Parteien auf ihm ſo fortwirtſchafteten.“) Ein Jahr ſpäter, 
zur Zeit des Kampfes um das Septennat, da nahmen die Gedanken 
an eine Abänderung der deutſchen Reichsverfaſſung in Bismarcks 
Denken feſtere Geſtalt an, und dem konſervativen Führer von Hell 
dorf hat damals der Fürſt unter vier Augen in vollem Ernſte wieder; 
holt geſagt, daß er das allgemeine Wahlrecht beſeitigen wolle. „Ich 
will die letzten Jahre meines Lebens daranſetzen, den ſchwerſten Fehler 
wieder gut zu machen, den ich begangen!“ Und das war nach Hell— 
dorfs Mitteilung vom 9. Februar 1907 an Hans Delbrück das all; 
gemeine Wahlrecht.“) Was Helldorf hier an Delbrück ſchrieb, erſcheint 
mir glaubhaft, trotzdem der konſervative Führer zu denen gehörte, 
die am Sturze des alten Kanzlers mit beteiligt waren.“) In der⸗ 
ſelben Zeit, wo Fürſt Bismarck Helldorf gegenüber von dem Staats⸗ 
ſtreiche geſprochen hat, brachte er in einer Unterhaltung mit Moritz 
Buſch (27. Januar 1887) die Befürchtung zum Ausdruck, daß es 
wegen des Septennats zwiſchen den geſetzgebenden Gewalten im 
Reiche leicht zum Konflikt kommen könne. Mit Nachdruck betonte der 
Kanzler, daß das deutſche Vaterland für ſeine Freiheit nach außen 
lediglich ein ſtarkes und feſtes Heer brauche und am Ende der Ver 
faſſung und des hemmenden Reichstages gar nicht bedürfe. „Ich 
könnte den Kaiſer gleich dazu kriegen, hier eine Anderung zu treffen, 
und die Bundesregierungen ebenfalls, aber es muß noch abgewartet 
werden — wie die Wahlen ausfallen und vielleicht die nächſten.““) 
Alſo ſogar der Zuſtimmung Wilhelms des Alten und des Bundes⸗ 
rates für eine Anderung der Verfaſſung in bezug auf den Reichstag 
iſt ſich der Kanzler damals ſicher geweſen, und wir dürfen ſchließen, 
daß Pläne einer möglichen Stimmrechtsänderung bereits im Schoße 
der verbündeten Regierungen erörtert worden waren. Daß tatſächlich 
etwas Wichtiges vorgegangen war, beweiſt Bismarcks Entgegnung 
auf die Außerung Buſchs, daß man in Verbindung mit der Militär⸗ 
vorlage in der Öffentlichkeit von einer Abdankung des Kaiſers ge; 
ſprochen habe: „Von einer Abdankung iſt nicht die Rede geweſen. 
Wohl aber wäre er zu einem Schritte zu haben, der aller Verlegen⸗ 
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heit in militäriſchen Dingen, die der Reichstag bereiten kann, ein 
Ende machen würde.““) 1887 find ſicher Erwägungen betreffs einer 
Verfaſſungsänderung im Gange geweſen. 

Und doch geht unſere Rechnung nicht reſtlos auf. Noch in demſelben 
Geſpräch mit Buſch wehrte ſich Bismarck gegen die Lügenhaftigkeit 
und Legenden ſeiner Gegner, „er wolle das allgemeine Wahlrecht 
beſeitigen oder beſchränken“. “) Dieſe Worte ſtehen zweifellos im 
Widerſpruch zu den obigen Andeutungen, und wir können dieſe 
Verneinung nur ſo erklären, daß ſie für Buſch berechnet war, der 
in der Preſſe der Agitation von Zentrum und Freiſinn kraftvoll 
entgegenwirken ſollte. Schon in der Erwiderung auf Windthorſts 
Anſchuldigung im preußiſchen Ständehauſe vom 24. Januar 1887, 
der Reichskanzler wolle ein deutſches Parlament auf Grund von Ab⸗ 
ordnungen der Einzellandtage bilden, ſagte Bismarck, daß im Bundes⸗ 
rat „von einer Anfechtung des gültigen Wahlgeſetzes in keiner Weiſe 
die Rede“ ſei. ) Dem Führer der freiſinnigen Volkspartei, Eugen 
Richter, der mit beißendem Spotte an demſelben Tage behauptete, 
der Reichskanzler liebe es, „ſeine eigenen Kinder zu verzehren“, und 
darum ſei auch das geheime und unmittelbare Wahlrecht vor ihm 
nicht ſicher, entgegnete Bismarck, daß er das Wahlrecht weder auf 
Berufsorganiſationen gründen wolle, wie Richter geſagt hatte, noch 
irgend eine andere Einrichtung erſtrebe.!?) Auch am 26. März 1886, 
kurz bevor die Vorlage des Branntweinmonopols abgelehnt wurde, 
beteuerte der Fürſt vor der Öffentlichkeit, daß er trotz aller Miß⸗ 
erfolge mit der deutſchen Volksvertretung nicht daran dächte, ſich 
an dem Werke, dem er ſein ganzes Leben gewidmet habe, zu ver⸗ 
greifen.“) Dieſen Selbſtzeugniſſen Bismarcks gegen unſern Beweis 
einer geplanten Verfaſſungsänderung iſt das Merkmal gemeinſam, 
daß fie für die Öffentlichkeit berechnet waren. Außerdem fallen 
fie in eine Zeit, wo eine entſprechende Abwehr und die Verſiche⸗ 
rung der Verfaſſungstreue durch ſtaatsmänniſche Klugheit geboten 
erſchien. In den Verhandlungen über das Branntweinmonopol 
mußte es dem Kanzler darauf ankommen, noch in letzter Stunde 
auf die Abſtimmung einzuwirken, und 1887 nach der Auflöſung 
des Reichstages wegen der Heeresvorlage entwand er durch ſein 
öffentliches Bekenntnis zum allgemeinen Wahlrecht den zentraliſtiſch⸗ 
freiſinnigen Gegnern zündenden Agitationsſtoff. So laſſen ſich die 
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Widerſprüche wenigſtens zum Teil auflöſen und auf einfachſte Weiſe 
erklären. 

Demnach kommen wir zu dem Ergebnis, daß in den achtziger 
Jahren in Bismarcks Seele der Entſchluß ausreifte, das Reichstags 
wahlrecht umzubilden, ſobald durch die Verſammlung der deutſchen 
Volksboten das große nationale Werk erheblich gefährdet würde. Der 
alte Recke war ſich in feinem Denken treu geblieben. In dem preußifch- 
deutſchen Staatsintereſſe, das ihn einſt veranlaßt hatte, das demo— 
kratiſche Erbe der Frankfurter Nationalverſammlung anzutreten, in 
derſelben Macht- und Zweckpolitik wurzelten die Gedanken an eine 
mögliche Abänderung des allgemeinen, unmittelbaren und geheimen 
Wahlrechts für das Reich. 

Was hat ſich nun Fürſt Bismarck unter einer ſolchen Abänderung 
gedacht? Unabhängig von Hans Delbrück bin ich zu derſelben Antwort 
gekommen, wie der Berliner Hiſtoriker im Januarhefte der Preußiſchen 
Jahrbücher von 1912. Nicht an dem Grundſatz der Allgemeinheit des 
Stimmrechts für die Reichsbürger wollte Bismarck rütteln, ſondern 
nur den Sozialdemokraten ſollte das Stimmrecht entzogen werden. 
„Die Sozialdemokratie ſtellt ſich außerhalb der ſtaatlichen Ordnung 
und der Geſetze. Deshalb iſt es nur logiſch und berechtigt, daß man 
zu ihrer Bekämpfung Ausnahmegeſetze anwendet, die nicht für alle 
Staatsbürger gültig find, die ihrerſeits die Geſetze reſpektieren.“““) 
Das war der Rechtsgrundſatz, nach welchem der Fürſt- Reichskanzler 
die Anhänger von Marx, Liebknecht und Bebel behandelt wiſſen 
wollte.“) Schon im Auguſt 1878, noch bevor die Vorlage zum 
Sozialiſtengeſetz von den verbündeten Regierungen beraten war, 
ſchrieb Bismarck aus Kiſſingen an den Geheimen Regierungsrat 


) Dieſelbe Rechtsauffaſſung brachte Bismarck bei der Polendebatte am 28. Ja⸗ 
nuar 1886 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe mit den Worten zum Ausdrucke: 
„Wer nicht mitarbeiten will an dem Staat zu ſeinem Schutz, der gehört nicht 
zum Staat, der hat keine Rechte an den Staat; er ſoll weichen aus dem Staat. 
So barbariſch ſind wir nicht mehr, daß wir die Leute austreiben, aber es wäre 
eigentlich die gerechte Antwort gegen alle diejenigen, die den Staat und ſeine 
Einrichtungen negieren, daß ihnen auch ihrerſeits der ſtaatliche Schutz in allen 
Beziehungen entzogen würde, desjenigen Staates, den ſie negieren. Das nannte 
man im alten Deutſchen Reich: Bann und Acht; es iſt ein hartes Verfahren, zu 
dem wir heute zu weichmütig ſind. Aber es iſt kein Grund, denjenigen Rechte 
am Staate einzuräumen, die ihrerſeits alle Pflichten negieren.“ (R. XI, 435.) 
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Tiedemann: „Ich halte ferner, wenn das Geſetz wirken ſoll, für die 
Dauer nicht möglich, den geſetzlich als Sozialiſten erweislichen Staats⸗ 
bürgern das Wahlrecht und die Wählbarkeit und den Genuß der 
Privilegien der Reichstagsmitglieder zu laſſen.“ “) “s) Gedanken ähn⸗ 
licher Art ſcheinen damals auch einzelne Parteien beſchäftigt zu haben, 
und zwar ſieht es aus, als ob ſchon die Regierung ſelbſt in dieſer 
Richtung vorſichtig ſondiert habe. Am 23. Mai 1878 ſchrieb nämlich 
Herbert von Bismarck an Tiedemann: „Im Reichstage wollen die 
Liberalen ſagen: „Jetzt nicht, in 3—4 Monaten find wir zu weitgehen⸗ 
den Maßregeln bereit.‘ (Dicitur: Beſchränkung des Wahlrechts.)“ “ 
Nach dem zweiten Attentat hat der nationalliberale Abgeordnete 
Dr. Wehrenpfennig dem Vorſtand der Reichskanzelei unter der Be⸗ 
dingung, daß der Reichstag nicht aufgelöſt werde, größtes Entgegen⸗ 
kommen bei Geſetzesvorlagen zur Bekämpfung der Sozialdemokratie 
zugeſagt. Ja, Wehrenpfennig ging ſogar ſoweit, „die Unterſtützung 
ſeiner Parteigenoſſen für eine gründliche Reviſion des Wahlgeſetzes 
in der Richtung der Beſeitigung der geheimen Stimmenabgabe und 
für eine Verſchärfung der unzureichenden Preß⸗ und Vereinsgeſetze 
in Ausſicht zu ſtellen.“ ) Aus dieſen Tagebuchaufzeichnungen Tiede⸗ 
manns läßt ſich jedenfalls ſoviel erſchließen, daß zwiſchen dem Reichs⸗ 
kanzleramt und den Nationalliberalen, die bei Abſtimmungen im 
Parlament die Entſcheidungen geben mußten, Erörterungen über den 
Ausſchluß der Sozialdemokraten vom Wahlrecht gepflogen worden 
ſind. Beſeitigung der verdeckten Stimmenabgabe, wie ſie Wehren⸗ 
pfennig in Ausſicht ſtellte, wäre für eine Beſchränkung des Wahlrechts 
letzten Endes notwendige Folge geweſen; denn nur durch Überwachung 
der Abſtimmung bei den Wahlen konnte die Zugehörigkeit zur ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei geſetzlich nachgewieſen werden. In den folgenden 
Jahren bis kurz vor des Kanzlers Sturz fehlen Belege für Pläne, 
die auf einen Ausſchluß der Sozialdemokratie von der allgemeinen 
Wahlberechtigung abzielten. 

In dieſer Zeit haben ſich die Reformgedanken Bismarcks noch 
nach einer anderen Seite hin bewegt; denn mit einer bloßen Ent⸗ 
ziehung des Wahlrechts für Sozialdemokraten wäre das eigentliche 
Übel, an dem der Reichstag litt, nämlich die planmäßige Gegner⸗ 

) Drei Tage früher (12. Auguſt 1878) hatte Bismarck den uns bekannten 
Brief an Ludwig II. von Bayern geſchrieben. 
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ſchaft der Römlinge und der Partei Eugen Richters, gar nicht ge⸗ 
troffen worden. Neben dem Gedanken an Verhältniswahlen auf 
Grund berufsgenoſſenſchaftlicher Intereſſengruppen, der 1881 vorüber⸗ 
gehend auftauchte, haben den Kanzler in jener Zeit namentlich Er⸗ 
waͤgungen betreffs der Beſeitigung der geheimen Stimmenabgabe 
beſchaftigt. Ich komme darauf im beſonderen zurück. Im übrigen 
verſagen für die Mitte der achtziger Jahre die Quellen vollſtändig 
über etwas Beſtimmtes von Bismarcks Plänen beziehentlich einer 
Abänderung des Reichsgrundgeſetzes. 

Aus dem Dezember 1889 haben wir wieder ein Zeugnis dafür, 
daß Bismarcks Kampf vornehmlich der roten Internationale galt. 
Zu Hohenlohe⸗Schillingsfürſt ſagte damals der Reichskanzler, daß 
man den Sozialdemokraten das Wahlrecht nehmen müſſe; denn dieſe 
Vaterlandsfeinde könnten über das Wohl und Wehe des Staates 
nicht mit beraten.) Im Sommer 1890 bezeichnete er im Gefpräche 
mit dem Amerikaner Hilgard Villard die Sozialdemokratie als den 
„ſchlimmſten Auswuchs des allgemeinen Stimmrechts“, und er nannte 
es feine feſte Überzeugung, daß der Staat früher oder fpäter dieſes 
Übel werde gewaltſam beſeitigen müſſen.““) Einem Bismarck mit 
ſeiner realiſtiſchen Staatskunſt waren eben die Verfaſſungen nur 
Menſchenwerke und als ſolche auch menſchlicher Verbeſſerung unter⸗ 
worfen. In dieſem Sinne antwortete er auf eine Auslaſſung Sid⸗ 
ney Whitmans, der es für unmöglich hielt, den Sozialiſten das 
Stimmrecht zu nehmen, das fie einmal beſeſſen hätten.“) Der Eng⸗ 
länder William Harbut Dawſon erzählt uns, daß ſich der geſtürzte 
Kanzler im Laufe einer Unterredung über die ſtaatsſozialiſtiſche Geſetz⸗ 
gebung ziemlich lebhaft gegen das allgemeine Wahlrecht ausgeſprochen 
und geſagt habe, „daß es auf die Dauer nicht zu behaupten wäre.“ ) 
Nach dem ganzen Inhalt dieſes Geſprächs können die Worte nur ſo 
verſtanden werden, daß man den Sozialdemokraten das parlamen⸗ 
tariſche Stimmrecht über kurz oder lang entziehen müſſe. Klipp und 
klar hat dann Bismarck im Herbſte 1892 dem Gymnaſialrektor 
Dr. Otto Kaemmel gegenüber ſeine Gedanken kundgetan: „Die Sozial⸗ 
demokratie will den Umſturz, ihre Führer fahren nun einmal auf dieſem 
Bahnſtrange und ſtreben nach Herrſchaft. Wenn ſie die haben, werden 
ſie alles umwerfen. Wer alſo einen geordneten Staat will, der muß 
die Sozialdemokratie bekämpfen. Als Deichhauptmann mußte ich nach 
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dem Satze verfahren: Wer nicht will mitdeichen, muß weichen. In 
Rom war aquae et igni interdictus, wer ſich außerhalb der Rechts⸗ 
ordnung ſtellte, im Mittelalter nannte man das ächten. Man müßte 
die Sozialdemokratie ähnlich behandeln, ihr die politiſchen Rechte, das 
Wahlrecht nehmen. So weit würde ich gegangen ſein. Die ſozial⸗ 
demokratiſche Frage iſt eine militäriſche.“ ) In den Sozialdemokraten 
ſah eben Fürſt Bismarck die größte Gefahr für das Reich, weil ſie 
ſich nach ſeiner Meinung darauf rüſteten, „dem Staat und der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft den Hals abzuſchneiden“.““) Darum war Bismarck 
auch bereit, bei ernſter Gefahr den Parteigenoſſen Auguſt Bebels das 
Wahlrecht zu entziehen und ſie ſchließlich mit dem Schwerte nieder⸗ 
ringen zu laſſen.“) In dem Glauben an die Notwendigkeit ſolcher 
Maßnahmen wurde er geſtärkt durch das Anwachſen der roten Flut 
bei den Wahlen von 1890. Während 1881 unter dem unmittelbaren 
Drucke des Sozialiſtengeſetzes nur 311961 ſozialdemokratiſche Stimmen 
im Reiche abgegeben worden waren, betrugen die Zahlen 1884 
549990, 1887 763 128 und 1890 gar 1427 298.““) 

Bismarcks Rechtsgrundſatz in der Behandlung ſtaatsfeindlicher 
Elemente führt uns zuletzt noch zu der Frage: Sollten von einer 
Beſchränkung des Wahlrechts auch die Proteſtler getroffen werden? 
Nach den deutſchfeindlichen Wühlereien und Wahlen von 1887 im 
Reichslande wurden in Regierungskreiſen durchgreifende Maßnahmen 
gegen die Französlinge erwogen. Unter anderm ſprach man auch 
von einer Aufhebung des Reichstagswahlrechts der ganzen elſaß⸗ 
lothringiſchen Bevölkerung. Bismarck war zu ſolch einſchneidenden 
Umgeſtaltungen nicht geneigt und wollte von einer Aufhebung des 
Wahlrechts zum Reichstage nichts wiſſen.“) Nur im Dezember 1889 
hat ſtch der Kanzler dahin geäußert, als ob die Elſaß-Lothringer 
ebenſo behandelt werden müßten wie die Sozialdemokraten, und er 
ſtimmte der Meinung Hohenlohes zu, die Reichslander, die den Proteſt 
offen als Wahlprogramm aufſtellten, kurzerhand auszuweiſen.“) Mehr 
läßt ſich über diefe Frage nicht fagen.*) 


) An dieſer Stelle halte ich es für angezeigt, mit ein paar Worten das reichs⸗ 
ländiſche Parlament zu ſtreifen. Schon ſeit 1871 hatte Bismarck das Beſtreben, 
in Elſaß⸗Lothringen parlamentariſches Leben großzuziehen. Doch nachdem er ge 
ſehen hatte, mit welchem Haß gegen Deutſchland die Elſaß⸗Lothringer beſeelt waren, 
die 1874 zum erſtenmal im Reichstage einzogen, da erkannte er, daß ein reichs⸗ 
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Neben der Beſchränkung des allgemeinen Stimmrechts in bezug 
auf die ſozialiſtiſchen Revolutionäre erſtrebte Bismarck die Offentlich⸗ 
keit der Abſtimmung bei den Reichstagswahlen. Auch dieſen Punkt 
in dem Abänderungsprogramm des alten Kanzlers hat Hans Del⸗ 
brück in ſeiner Unterſuchung über „Bismarcks letzte politiſche Idee“ 
hervorgehoben, iſt uns aber den Beweis dafür ſchuldig geblieben. 
Wir werden ſpäter in der Darſtellung über die Wahlform ſehen, daß 
der eiſerne Kanzler den Grundſatz der offenen Stimmenabgabe als 
ein Gebot der Sittlichkeit und geſellſchaftlichen Gerechtigkeit forderte.“) 
Außerdem aber läßt ſich nachweiſen, daß ſich die preußiſche Regierung 
mit der Frage der Umbildung des Reichstags wahlrechts in der 
Richtung der öffentlichen Stimmenabgabe ernſtlich beſchäftigt hat. 
Als der Vizepräſident des Staatsminiſteriums, Herr von Puttkamer, 
am 5. Dezember 1883 den freiſinnigen Antrag auf Einführung ge⸗ 
heimer Abſtimmung in Preußen bekämpfte, ſagte er: „Wir ſind der 
Meinung, daß unſere politiſchen Sitten und der ganze Stand unſerer 
politiſchen Moral ſeit Einführung des geheimen Wahlrechts im Reichs⸗ 
tage keine Fortſchritte gemacht hat; wir ſind im Gegenteil der Mei⸗ 
nung, daß wir uns ſeitdem in bedenklicher Weiſe auf einer ſchiefen 
Ebene befinden. Es wird Sache der ernſten Erwägung der König⸗ 
lich Preußiſchen Staatsregierung ſein, ob ſie nicht im Gegenſatz zu 
dem Antrage des Herrn Antragſtellers darauf wird Bedacht nehmen 
müſſen, ihren Einfluß dafür einzuſetzen, daß Initiativanträge in Er⸗ 
wägung gezogen werden, welche auf die Abſchaffung der geheimen 
Abſtimmung für den Reichstag abzielen.“) Am Schluſſe feiner Aus; 
laͤndiſches Parlament den europaͤiſchen Frieden gefährden müſſe. „Ein Parlament, 
welches ſeine Inſpirationen hauptſächlich den franzöſiſchen und römiſchen Intereſſen 
entnehmen würde, könnte nicht beſtehen ohne einen dauernden Konflikt zwiſchen 
dieſem Parlament und der Reichsregierung.“ (R. VI, 204 f.) Trotz aller Mißerfolge 
in den neuerworbenen Landesteilen aber gab der Kanzler die Hoffnung nicht auf, 
daß man mit der Zeit in Elſaß⸗ Lothringen eine Landesvertretung werde einrichten 
können. (R. VII, 192f.) Doch 1878 ſchien ihm die Bevölkerung noch nicht reif 
dazu, und ein Jahr ſpäter brachte die Voſſiſche Zeitung die Nachricht, daß Elſaß⸗ 
Lothringen eine aus allgemeinen Wahlen hervorgehende Landesvertretung nicht 
erhalte. (Poſchinger, Bismarck und die Parlamentarier, II, 321.) Die Stellung 
Bismarcks zur Parlamentsfrage im Reichslande lehrt, daß er den Konſtitutionalis⸗ 
mus nicht grundſätzlich vertrat und die parlamentariſchen Wünſche und Bedürfniſſe 
dieſer neuen Staatsbürger ganz der großen deutſchen Politik unterordnete. 

) Vgl. Kap. VI, 4, b, S. 156ff. 
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führungen wiederholte der Miniſter ausdrücklich und mit beſonderer 
Betonung, daß die Regierung ernſtlich in Erwägung ziehen werde, 
ob nicht in bezug auf die Reichstagswahlen ein entſprechender Wechſel 
vorzunehmen ſei. Virchow griff dieſe Worte auf und folgerte: „Der 
Herr Miniſter von Puttkamer teilt uns mit, daß „wir“ — wie er 
ſagt — ich ſetze alſo voraus, auch Herr Fürſt von Bismarck — daß 
‚wir‘ gegenwärtig die Meinung haben, es ſolle auch die Hand an⸗ 
gelegt werden an das geheime Stimmrecht für den Reichstag.“ ) 
Puttkamer antwortete ſofort wieder, ließ aber Virchows Auslegung 
der angeführten Stelle zu Recht beſtehn und gab beſtimmt zu erkennen, 
daß entſprechende Gedanken innerhalb der preußiſchen Regierung be⸗ 
reits erwogen worden ſeien. Außerdem entgegnete der Miniſter mit 
beſonderem Nachdruck, daß die Regierung („wir“) „ein Rütteln an 
dem deutſchen Verfaſſungsbau in einem ſolchem Verſuch nicht ſehen 
würde.“ 1) Gegenüber dem Abgeordneten Hänel verwahrte ſich 
Puttkamer ausdrücklich dagegen, daß er betreffs der Beſeitigung 
der geheimen Abſtimmung bei den Reichstagswahlen als „Privat⸗ 
mann“ geſprochen habe. Er betonte vielmehr, daß er mit ſeinen 
Worten zweckbewußt die Überzeugung der Königlichen Staatsleitung 
zum Ausdruck gebracht habe. Und noch einmal wiederholte er aus 
voller Bruſt: „Die preußiſche Staatsregierung ... glaubt, daß die Er⸗ 
fahrungen, die die deutſche Nation mit der geheimen Stimmabgabe 
gemacht hat, keine derartigen ſind, um das Weiterbeſtehen dieſer Ein⸗ 
richtung wünſchenswert erſcheinen zu laſſen.“ 2) Entſchieden aber 
wies Herr von Puttkamer die willkürliche Unterſchiebung zurück, daß 
mit der Beſeitigung der geheimen Wahl der Grundſatz der All⸗ 
gemeinheit angegriffen werden ſolle. Alle ſeine Ausführungen laſſen 
klar erkennen, daß er im Auftrage und Sinne Bismarcks bez. der 
ganzen preußiſchen Regierung ſprach und handelte. Auch hätte ein 
preußiſcher Miniſter ohne Zuſtimmung des oberſten Reichsbeamten 
derartig beſtimmte Ausblicke auf Abänderung des deutſchen Reichs⸗ 
grundgeſetzes niemals eröffnen dürfen. Somit glaube ich bewieſen 
zu haben, daß in der Zeit, wo Bismarck im Reichstage jede parla⸗ 
mentariſche Grundlage verloren hatte, die Einführung der öffentlichen 
Abſtimmung von dem Kanzler und der oberſten preußiſchen Staats⸗ 
behörde ernſtlich erwogen worden iſt, wenn auch ein „feſt beſtimmter 
Plan“ noch keineswegs gefaßt war.“) Auf Grund dieſer Erkenntnis 
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erhalten die Umſturzgedanken Bismarcks von 1883/84 wirklich Ge⸗ 
ſtalt und Inhalt. Die Beſeitigung der geheimen Stimmenabgabe 
hätte jedenfalls den Freiſinn ſchwer getroffen und wäre damals für 
die Zuſammenſetzung des Reichstages von ganz anderer Bedeutung 
geweſen als der bloße Ausſchluß der Sozialdemokraten. Wie ſehr 
dem großen Staatsmanne die Beſeitigung der Heimlichkeit am Herzen 
gelegen hat, beweiſen auch die Auslaſſungen in ſeinem politiſchen 
Teſtament, wo es heißt: „Außerdem halte ich noch heut das allgemeine 
Wahlrecht nicht bloß theoretiſch, ſondern auch praktiſch für ein be⸗ 
rechtigtes Prinzip, ſobald nur die Heimlichkeit beſeitigt wird, die außer⸗ 
dem einen Charakter hat, der mit den beſten Eigenſchaften des ger: 
maniſchen Bluts in Widerſpruch ſteht.“““) 


d) Bismarcks Sturz und die Staatsſtreichhypotheſe. 


Fürſt Bismarck war alſo entſchloſſen, den Sozialdemokraten das 
Wahlrecht zu entziehen und die öffentliche Stimmenabgabe durchzu⸗ 
führen, ſobald dem Deutſchen Reiche und der nationalen Einheit von 
ſeiten der Volksvertretung ernſtlich Gefahr drohte. Dieſe Gedanken, 
die die Seele des Reichsſchöpfers wiederholt bewegt haben, hat Hans 
Oelbrück mit der Entlaſſung des greiſen Kanzlers in unmittelbare Ver⸗ 
bindung gebracht und behauptet, Bismarck habe 1890 mit Gewalt das 
Reichstagswahlrecht ändern wollen, und deshalb ſei er geſtürzt worden. 
Delbrück argumentiert: Bismarck ſuchte im Winter 1890 nach Kon⸗ 
fliktsſtoff. Darum brachte er das Sozialiſtengeſetz künſtlich zu Fall. Von 
einer wiederholten Auflöſung des Reichstages erhoffte er Unruhen 
der Sozialdemokraten und blutige Straßenkämpfe. Dann ſollte der 
König von Preußen die Kaiſerkrone niederlegen und die verbündeten 
Fürſten veranlaſſen, das Deutſche Reich aufzulöſen und der alten 
Verfaſſung entſprechend, mit Ausnahme des allgemeinen Wahlrechts, 
einen neuen Bund zu ſchließen. Da aber der junge Kaiſer auf den 
Staatsſtreichplan nicht einging, kam es zwiſchen Wilhelm II. und dem 
alten Kanzler zu einem heftigen Konflikte, der den Sturz Bismarcks 
zur Folge hatte. !“) Delbrück nimmt alſo an, daß der Plan einer Ab⸗ 
änderung des deutſchen Reichswahlrechts 1890 Bismarcks oberſtes Ziel 
geweſen ſei und betrachtet die Heeresvorlage und das Sozialiſtengeſetz 
lediglich als Mittel zum Zweck, um Konflikte zu ſchaffen, die den Staats⸗ 
ſtreich berechtigt erſcheinen ließen.“) Der Berliner Gelehrte hat die 
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Hypotheſe zum erſtenmal aufgeſtellt, als 1906 Hohenlohes Denkwürdig⸗ 
keiten erſchienen waren. Seitdem hat die Staatsſtreichfrage viel Staub 
aufgewirbelt, und der Streit darüber iſt nicht wieder zur Ruhe gekommen, 
obgleich er ſich auf einem ganz unſicheren Boden bewegt. Ja, die öffent⸗ 
liche Meinung beherrſcht der Irrtum, daß der Staatsſtreichplan Bismarcks 
hiſtoriſche Tatſache ſei, und Delbrück ſelbſt behandelt in ſeinem Buche 
über „Regierung und Volkswille“ die Hypotheſe als einwandfreie Ge⸗ 
ſchichte. Und doch iſt ſeine Darſtellung lediglich eine ſchöne Konſtruktion, 
die ſich zwar angenehm ausnimmt, aber auf brüchiger Unterlage ſteht. 
Das ganze Quellenmaterial zur Staatsſtreichhypotheſe iſt gegenwartig 
noch ſo unzuverläſſig und unvollſtändig, daß es mir zwecklos erſcheint, 
ſich auf ein Für oder Wider einzulaſſen. Ich begnüge mich darum mit 
der Darſtellung deſſen, was ſich als geſchichtlich wahr nachweiſen läßt. 
Hans Delbrück verquickt in ſeiner Hypotheſe die beiden Fragen: 
Hat den Fürſten Bismarck vor ſeiner Entlaſſung der Plan einer gewalt⸗ 
ſamen Umbildung des Reichswahlrechts überhaupt beſchaͤftigt, und 
iſt dieſe Staatsſtreichidee der Grund für Bismarcks Sturz geworden? 
Beide Frage bedürfen einer Betrachtung für ſich und müſſen unab⸗ 
hängig voneinander beantwortet werden. Darum wenden wir uns 
zunächſt der Frage zu: Hat ſich Bismarck 1890 überhaupt mit einer 
gewaltſamen Umbildung des allgemeinen Wahlrechts beſchäftigt? Die 
Antwort ergibt ſich aus unſerer Darſtellung. | 
In Bismarcks Seele war der Plan ausgereift, bei innerer Ge⸗ 
fährdung des Neiches den revolutionären Elementen das Wahlrecht 
zu entziehen und die geheime Abſtimmung zu beſeitigen. Daß in dem 
Konflikte zwiſchen Kanzler und Reichstag, der im Winter 1890 ent⸗ 
ſtand, als die Volksboten dem Sozialiſtengeſetze die dauernde Geltung 
verſagten und die Neuwahlen das Kartell ſprengten und den Gegnern 
Bismarcks die Mehrheit brachten, daß damals die Ideen einer Wahl⸗ 
rechtsänderung beſonders lebendig wurden, iſt pſychologiſch natürlich 
und wird bewieſen durch die uns bekannten Außerungen zu Hohenlohe, 
Oawſon, Hilgard Villard, Whitman und Kaemmel, in denen zum 
Ausdruck kam, daß die Sozialdemokraten vom Wahlrecht ausgeſchloſſen 
werden müßten. Außerdem weiſt die Stelle über die Einführung der 
öffentlichen Stimmenabgabe in den „Gedanken und Erinnerungen“ 
darauf hin, daß ihn um die Zeit feiner Entlaſſung entſprechende 
Gedanken befchäftigt haben. In welcher Weiſe Bismarck nach den 
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Februarwahlen von 1890 den Plan einer Wahlrechtsänderung er; 
wogen hat, erfahren wir von Gottlob Egelhaaf, der uns in ſeiner 
Broſchüre über „Bismarcks Sturz“ aus „zuverläſſiger Quelle, die 
in letztem Grunde auf den Fürſten ſelbſt zurückgeht“, ein Geſpräch 
zwiſchen Kaiſer und Kanzler mitteilt, in welchem der erfahrene Staats⸗ 
mann ſeinem jungen Herrn die äußerſten Ausblicke in das ſchwierige 
Gelaͤnde der inneren Reichspolitik eröffnete. Der alte Kampfminiſter 
erklärte ſich bereit, die Militärvorlage des Kriegs miniſters Verdy 
du Vernois, welche eine Heeresvermehrung von 80 000 Mann forderte, 
im Reichstage durchzuſetzen. Bismarck war ſich der Schwierigkeit 
ſeiner Aufgabe bewußt und ſagte, „es werde eine, vielleicht auch 
eine zweite Reichstagsauflöſung nötig werden, und wenn auch das 
nicht zum Ziele führe, ſo werde man alleräußerſten Falles die Bun⸗ 
desfürſten und die Vertreter der freien Städte nach Berlin einberufen 
und mit ihrem Einvernehmen die Reichs verfaſſung im Punkte des 
Wahlrechts und wo es fonft vielleicht noch nötig ſei, abändern müſſen.“ 
Bismarck fühlte ſich noch kräftig genug, dieſen Plan durchzuführen, for⸗ 
derte aber von dem Kaiſer Feſtigkeit und Ausdauer, ſobald der Kampf 
begonnen habe. „Dann darf es nur heißen: no surrender! keine 
Übergabe!” Mit einem „dann no surrender!“ ſchien der Kaiſer der 
Politik des Fürſten zuzuſtimmen. ““) Bei dieſem politiſchen Ausblick 
nahm Bismarck Gedankenfäden auf, die er ſchon 1883/84 geſponnen 
und verwebt hatte. Auch Hohenlohe-Schillingsfürſt erzählt in feinen 
„Denkwürdigkeiten“ von einem Geſpräch Bismarcks mit dem Kaiſer. 
In dieſer Unterhaltung entwickelte der Kaiſer ſeine arbeiterfreundliche 
Politik im Sinne der Februarerlaſſe, während Bismarck das Sozialiſten⸗ 
geſetz mit dem Ausweis paragraphen forderte und dasſelbe ſelbſt auf 
die Gefahr einer Reichstagsauflöſung mit folgenden Aufſtänden, gegen 
welche die Regierung „energiſch einſchreiten“ müſſe, durchzuführen be⸗ 
abſichtigte. Auf dieſe Unterhaltung zwiſchen Kaiſer und Kanzler, die 
bereits im Dezember 1889 ſtattfand und nicht mit dem Geſpräaͤch 
über die Heeresvorlage vom 25. Februar 1890 verwechſelt werden 
darf, folgten die Reibereien zwiſchen Wilhelm und Bismarck wegen 
der neuen ſtaatsſozialiſtiſchen Maßnahmen, die ſich in den Erlaſſen 
vom 4. Februar 1890 zum kaiſerlichen Programm verdichteten. In 
dieſem Dezembergeſpräche aber, das Hohenlohe auf Grund einer 
unmittelbaren Erzählung des Kaiſers aufgeſchrieben hat, war von 
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einer Wahlrechtsaͤnderung nicht die Rede. “““) Delbrück lieſt den Ger 
danken erſt hinein und baut auf dieſe grundloſe Vorausſetzung die Ideen⸗ 
konſtruktion auf, daß der Altreichskanzler wegen ſeines Staatsſtreich⸗ 
planes, zu deſſen Durchführung das Sozialiſtengeſetz dienen ſolle, zu 
Falle gekommen ſei. Für uns ergibt ſich als ſicheres Wiſſen nur das 
eine, daß Otto von Bismarck 1890 im Kampfe um die Heeres⸗ 
vorlage bereit war, wenn alle andern Mittel verſagten, das Reichstags⸗ 
wahlrecht mit Hilfe der Bundesfürſten und freien Städte in der uns 
bekannten Richtung gewaltſam umzubilden. So müſſen wir die erſte 
Frage bejahen und Delbrück zugeſtehen, daß den Fürſten Bismarck im 
Winter 1890 das Staatsſtreichproblem befchäftigt hat. Doch hat der 
Kanzler die Wahlrechtsänderung nicht als Selbſtzweck, wie Delbrück 
meint, ſondern lediglich als Mittel zum Zweck in feine Pläne eingeſtellt. 

Eine ganz andere Frage aber iſt es, ob der alte Fürſt wegen 
ſeiner Staatsſtreichidee, die er als Mittel zur Durchführung der kaiſer⸗ 
lichen Politik erwogen hat, zu Falle gekommen iſt. Delbrück behauptet, 
„daß Bismarck abgehen mußte, weil der Kaiſer es ablehnte, ſich auf 
den Staatsſtreichgedanken einzulaſſen.“““) Diefe Annahme muß ich 
rundweg ablehnen. Die Vorgänge, die zu Bismarcks Entlaſſung 
führten, ſind zu bekannt, als daß ich ſie zu wiederholen brauchte. 
Ich verweiſe auf die vortreffliche Broſchüre von Gottlob Egelhaaf: 
„Bismarcks Sturz“, desgl. auf „die Geſchichte der neuſten Zeit“ und 
die Bismarckbiographie von demſelben Verfaſſer. Seiner Entwickelung 
ſtimme ich vollſtändig zu, und ich beſchäftige mich darum lediglich 
mit den Gründen, um derentwillen ich es ablehnen muß, den Staats⸗ 
ſtreichplan als „entſcheidenden Punkt“, der zur Entlaſſung des erſten 
Kanzlers führte, gelten zu laſſen. Die Quellen, aus denen wir die 
Kenntnis über Bismarcks Sturz ſchöpfen, gehen zum Teil auf den 
Kaiſer, zum Teil auf den Kanzler ſelbſt zurück. Es kommen hier als 
zuverläſſige Zeugniſſe namentlich die Aufzeichnungen Hohenlohes ) 
und Bismarcks Entlaſſungsgeſuch in Betracht. Außerdem verdient Be⸗ 
achtung, was uns Hermann Hofmann in ſeinem „Fürſt Bismarck“ 
über die Vorgänge im März 1890 erzählt.!) Hofmann ſagt aus⸗ 
drücklich, daß ihn der greiſe Kanzler eingehend „über ſeine Verab⸗ 
ſchiedung und was damit zuſammenhing“ unterrichtet habe.“?) Die 
Auslaſſungen Bismarcks Hermann Hofmann gegenüber haben freilich 
nur untergeordneten Wert, da ſie doch letzten Endes für die Preſſe 
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berechnet und dementſprechend zugeſchnitten waren. Überblicken wir 
aber den geſamten Quellenſtoff, ſo läßt ſich kein einziger Beweis 
dafür erbringen, daß die Wahlrechtsänderung zu den entſcheidenden 
Differenzen zwiſchen dem jungen Kaiſer und Bismarck geführt hätte. 
Wenn es Delbrück auf Grund der Hohenloheſchen Denkwürdigkeiten 
dennoch unternimmt, dies zu behaupten, ſo tut er den Quellen Zwang 
an und konſtruiert erſt eine Lücke, in die er den Staatsſtreichplan hinein⸗ 
lieſt. Reibereien wegen der Arbeiterſchutzgeſetzgebung, die Kabinetts⸗ 
order von 1852, die Zuſammenkunft mit Windthorſt und nicht zuletzt 
die Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Kaiſer und Kanzler über ihre 
Politik in bezug auf Rußland und Sſterreich führten zu dem unheilvollen 
Bruche. Dazu kamen Gründe pſychologiſcher Art, die eine Trennung der 
am Alter ungleichen, aber innerlich ſelbſtändigen und willensſtarken 
Naturen notwendig machten. Der junge Kaiſer war überaus empfind⸗ 
ſam und majeſtätsbewußt, der im Kampfe erprobte Bismarck dagegen 
hart und eckig und unnachgiebig, wo er für das Wohl ſeines preu⸗ 
ßiſchen Vaterlandes und die Macht des Deutſchen Reiches Gefahr 
witterte. Darum verlangte er die Geltung der Kabinettsorder von 1852 
und konnte dem Kurs des jungen Staatskapitäns in der auswärtigen 
Politik nicht folgen. So ſtand Wille gegen Wille, und daraus erklart 
ſich rein pſychologiſch das Kaiſerwort: „Es handelte ſich darum, ob die 
Dynaſtie Hohenzollern oder die Dynaſtie Bismarck regieren ſolle.“ ““) 
Der Großherzog von Baden hat dem Fürſten Hohenlohe ausdrücklich 
erklärt, daß der Hauptgrund zum Bruche die Frage der Kabinetts⸗ 
order geweſen ſei“ !), die ſich tatſächlich zu einer Machtfrage zuſpitzte, 
und das wird beſtätigt durch Bismarcks Entlaſſungsgeſuch. Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die ſoziale Geſetzgebung und andere Dinge waren 
nebenſächlich, und die Wahlrechtsaͤnderung in Verbindung mit der 
Heeresvorlage ſcheint in der „hanebüchnen Zeit“, im März 1890, über⸗ 
haupt nicht mehr berührt worden zu ſein; denn in den Quellen fehlt 
auch nur die leiſeſte Andeutung. Die ſtarken Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Kaiſer und Kanzler haben jedenfalls den Monarchen veranlaßt, 
die Heeresreform vorläufig aufzugeben, und tatſächlich iſt ſie bis in den 
Herbſt 1892 zurückgeſtellt worden.!) Außerdem zwingen mich noch 
andere Gründe, die Delbrückſche Behauptung abzulehnen, daß Bismarck 
in der Hauptſache wegen ſeines Staatsſtreiches zu Falle gekommen ſei. 
Wäre Bismarck wirklich wegen der Wahlrechtsänderung entlaſſen 
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worden, ſo hätte Wilhelm II. doch wahrlich ſein Handeln vor dem 
deutſchen Volke nicht beſſer rechtfertigen können als dadurch, daß er den 
wahren Sachverhalt irgendwie kundgab, um ſo mehr, da Bismarck jeder 
Darſtellung kräftig entgegentrat, die die wirklichen Vorgänge zu ver⸗ 
dunkeln ſuchte und die Sache ſo darlegte, als ob er freiwillig gegangen 
ſei. Und ſelbſt wenn ſich der Kaiſer der Öffentlichkeit gegenüber aus 
zarter Rückſicht auf den Reichsſchöpfer ausgeſchwiegen hätte, ſeinen ver⸗ 
trauten Freunden würde er den Staatsſtreichplan auf keinen Fall vor⸗ 
enthalten haben. Zu dieſen Vertrauten gehörten damals der Großherzog 
von Baden und Hohenlohe-Schillingsfürſt, die Wilhelm eingehend über 
die Märzvorgänge und den Bruch mit Bismarck unterrichtete. Und wenn 
dem Fürſten Hohenlohe Bismarcks Plan einer gewaltſamen Wahlrechts⸗ 
änderung als ausſchlaggebender Punkt in der Entzweiung zwiſchen 
Kaiſer und Kanzler wirklich bekannt geweſen fein ſollte, welchen Grund 
hätte er dann gehabt, dies in ſeinen Aufzeichnungen zu verſchweigen, 
da ja das Entlaſſungsgeſuch veröffentlicht war, das doch wahrlich 
auch keine Rückſicht auf den Monarchen nimmt. Als nach den Wiener 
Uriasbriefen der gereizte Löwe von Friedrichsruh dem neuen Kanzler 
Caprivi und ſeinem Gefolge die Pranke auf die Schultern legte und 
im Triumph durch Deutſchland zog, da hätte man von Berlin aus mit 
der Wahrheit über Bismarcks Entlaſſung nicht zurückhalten können und 
dürfen, wenn der Staatsſtreichplan tatſächlich Anlaß zum Sturze ge⸗ 
weſen wäre. Dieſe Waffe allein hätte genügt, um alle Bis marckbegeiſte⸗ 
rung im deutſchen Volke, die damals der Berliner Regierung gefäaͤhr⸗ 
lich zu werden ſchien, in Nichts zu zerſchlagen. Zudem war Bismarck 
ſelbſt ein Menſch, der ſich niemals geſcheut hat, ſein großes Wollen 
letzten Endes mit Blut und Eiſen durchzuführen, der ſich aber auch nicht 
fürchtete, ſein Tun frank und frei zu bekennen. Was anders als Furcht 
vor den Menſchen aber wäre es geweſen, wenn er ſelbſt den wahren 
Grund ſeines Sturzes geheimnisvoll verſchwiegen hätte. So klein war 
Bismarck auch im Alter nicht geworden. Er hat offen bekannt, daß er 
den Sozialdemokraten das Wahlrecht nehmen wollte; warum ſollte er 
dabei verſchwiegen haben, daß er darüber zu Falle gekommen ſei. 
So ergibt ſich uns: Bis in die letzten Wochen ſeiner Kanzler⸗ 
tätigkeit hat ſich Bismarck mit dem Plane einer Abänderung des 
Reichstagswahlrechts getragen. Die geheime Abſtimmung ſollte ab⸗ 
geſchafft und den Sozialdemokraten die Wahlberechtigung entzogen 
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werden. Dieſer Plan iſt aber nicht der Grund zu Bismarcks Entlaſſung 
geweſen und wohl kaum dabei in Frage gekommen. 

Auch nach der Verabſchiedung hat Bismarck an dem Gedanken 
feſtgehalten, daß den ſtaatsfeindlichen Sozialdemokraten das Wahl⸗ 
recht entzogen und die öffentliche Stimmenabgabe erſtrebt werden 
müſſe. Im übrigen aber blieb er der Überzeugung treu, daß „das 
allgemeine Wahlrecht nicht bloß theoretiſch, ſondern auch praktiſch 
ein berechtigtes Prinzip“ ſei. Kaum einen Monat nach ſeinem Sturze 
ſagte er im vertrauten Kreiſe: „In dieſem ewigen Kampfe zwiſchen 
Arbeit und Kapital hat die Arbeit die meiſten Siege errungen, und 
das wird überall der Fall ſein, wo der Arbeiter eine Wahlſtimme 
hat.“ Ja, Bismarck ſah in dem politiſchen Wahlrecht der Arbeiter 
die Triebkraft der ganzen ſtaatlichen Entwickelung. ““) An eine Rückkehr 
in das Amt, um nur noch den Staatsſtreich auszuführen, wie einer 
der Gewährsmänner Delbrücks behauptet hat, hat er nie gedacht. 
Nur einmal ſoll er zu Hermann Hofmann geſagt haben: „Wenn 
das Vaterland meiner noch einmal bedürfen ſollte, werde ich natürlich 
zur Stelle fein. Aber wer weiß, ob ich dann noch tanti bin.“ 17) 
In den Jahren unmittelbar nach der Kataſtrophe iſt Bismarck wieder⸗ 
holt für ein ſtarkes Reichsparlament eingetreten, dem er die Pflicht 
zuſprach, daß es „die Regierung kritiſiert, kontrolliert, warnt und 
unter Umſtänden ſogar führt“. „Wir brauchen die friſche Luft der 
Kritik, unſer ganzes Verfaſſungsleben beruht darauf. Wenn die 
Volksvertretung kraftlos wird und nur zum Organ des höheren 
Willens, ſo kommen wir, wenn es ſo weitergeht, zum aufgeklärten 
Abſolutismus zurück. In thesi mag das die geeignetſte Staatsform 
ſein, ich möchte ſagen, die göttliche; aber die Gründe, welche ſie 
unannehmbar machen, liegen in der menſchlichen Schwäche.“ “) 
Oft noch warnte der große Meiſter der Staatskunſt die Wähler 
und Abgeordneten vor dem zerſetzenden Fraktionspartikularismus, 
und mahnend rief er ſeinem Volke zu: Das Vaterland über die Partei! 
Das Vaterland aber auch über das Wahlrecht, ſobald es dem Reiche 
Gefahr bringt! „Ich habe nie gezweifelt, daß das deutſche Volk, 
ſobald es einſieht, daß das beſtehende Wahlrecht eine ſchädliche In⸗ 
ſtitution ſei, ſtark und klug genug ſein werde, ſich davon frei zu 
machen. Kann es das nicht, ſo iſt meine Redensart, daß es reiten 
könne, wenn es erſt im Sattel ſäße, ein Irrtum geweſen.“ ) 


Sechſtes Kapitel. 


Bismarcks Gedanken über die Ausgeſtaltung des 
parlamentariſchen Wahlrechts. 


Wir haben die Wahlrechtsfrage im Denken Bismarcks in ihrer 
Entwickelung verfolgt. Nunmehr halte ich es für geboten, die Frage⸗ 
ſtellung juriſtiſch zu wenden und Bismarcks Stellung zum parlamen⸗ 
tariſchen Wahlrecht ſtaatsrechtlich⸗theoretiſch zu beleuchten. 


1. Natur und Zweck des Wahlrechts. 


Bismarcks Auffaſſung von der Natur des Wahlrechts muß der 
Funktionstheorie eingeordnet werden. Jede naturrechtliche Berechti⸗ 
gung des einzelnen Individuums zum Wählen, um dadurch perſoͤn⸗ 
liche Intereſſen zu wahren oder auf das Geſchick des Staates ein⸗ 
zuwirken, hat er allzeit zurückgewieſen und von vornherein bekaͤmpft.“) 
Wie in all ſeinen politiſchen Maßnahmen, ſo galt ihm auch für das 
Wahlrecht als oberſter Zweck einzig und allein das Intereſſe des 
Staates. Der Staat hat die Pflicht, ſo folgern wir aus Bismarcks 
politiſcher kebensanſchauung, für die Geſamtheit feiner Glieder das 
höchſtmögliche Glück zu erſtreben und zum Wohle des ganzen 
Volkes“) feine Macht fortgeſetzt nach Kräften zu ſteigern. Im 
modernen Staate kann natürlich die Regierung allein dieſer Aufgabe 
nicht mehr im vollen Umfange gerecht werden, „kann unmoglich 


) Bismarcks Begriff vom Volke umfaßt die Geſamtheit der Staatsglieder, 
alſo auch den Monarchen und ſeine Regierung. So entgegnete der Kanzler am 
16. Juni 1873 dem Abgeordneten Lasker: „Zum Volke gehören wir alle, ich habe 
auch Volksrechte, zum Volke gehört auch S. Majeftät der Kaiſer; wir alle find das 
Volk, nicht die Herren, die gewiſſe alte, traditionell liberal genannte und nicht 
immer liberal ſeiende Anſprüche vertreten. Das verbitte ich mir, den Namen Volk 
zu monopoliſieren und mich davon auszuſchließen.“ (R. VI, 95.) Vgl. Rede vom 
14. März 1885 (R. XI, 89f.); desgl. Hofmann, Fürſt Bismarck, II, 304. 


2. Das aktive Wahlrecht. 141 


in ihren Beamten alle Erfahrung ſammeln und muß in der Volks⸗ 
vertretung eine Hilfe für ihre Aufgabe ſuchen und wünſchen.“) 
Daraus ergibt ſich als zwingender Schluß, daß der Reichsgründer 
das Wahlrecht als eine öffentliche Funktion auffaßte mit der Be⸗ 
ſtimmung, tüchtige und erfahrungsreiche Leute aus dem Volke aus⸗ 
zuſondern und als Abgeordnete im Parlament der Regierung ratend 
und helfend an die Seite zu ſtellen. So iſt das Wahlrecht nach 
Bismarcks Anſicht nicht ein Recht des einzelnen, ſondern „ein im 
öffentlichen Intereſſe anvertrautes Amt, welches mit ſchwerer Ver⸗ 
autwortlichkeit verbunden iſt“, wie der Miniſter von Puttkamer im 
Sinne und in Übereinſtimmung mit dem Reichskanzler am 5. De⸗ 
zember 1883 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ausführte.“) Daß 
ſich Bismarck bei ſeiner Begründung und Verteidigung des Reichs⸗ 
wahlrechts wiederholt auf den Standpunkt des Individualrechts von 
Leiſtung und Gegenleiſtung ſtellte, indem er das demokratiſche Stimm⸗ 
recht als Aquivalent der allgemeinen Heeresdienſtpflicht rechtfertigte, 
darf als Grundſatz nicht verallgemeinert werden. 


2. Das aktive Wahlrecht. 
a) Die allgemeine Berechtigung zum Wählen. 


Theoretiſch und praktiſch hat Bismarck bis an ſeinen Lebensabend 
das allgemeine Wahlrecht als berechtigten Grundſatz anerkannt und 
verteidigt.) Einem jeglichen deutſchen Vollbürger ſprach er darum 
das Recht zu, nach Vollendung des fünfundzwanzigſten Lebensjahres 
dieſe Staatsfunktiou perſönlich auszuüben. Jeden Zenſus lehnte er 
ab. Die Gründe ſind uns bereits bekannt. Indem ſo der Altreichs⸗ 
kanzler das aktive Wahlrecht auf die Allgemeinheit aus dehnte, hoffte 
er im Volke Kräfte zu löſen, die im Gegenſatz zu den partikulariſtiſchen 
Beſtrebungen der Regierungen die Reichseinheit ſicherten und ftärften.’) 
Außerdem erachtete Bismarck den Grundſatz allgemeiner Abſtimmung 
bei Parlamentswahlen für den konſervativen Gedanken am förder⸗ 
lichſten.) Desgleichen war er von dem Glauben beſeelt, die natürlichen 
Intereſſen und Lebens verhältniſſe des Volkes durch allgemeine Wahlen 
am ſicherſten zur Vertretung zu bringen. Auch erziehliche Gründe be⸗ 
ſtimmten Bismarck für den Grundſatz der Allgemeinheit. Die Leute 
ſollten durch das Recht zu wählen zur ſtaatsbürgerlichen Selbſtändigkeit 
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und Verantwortlichkeit erzogen werden.) Als Vorausſetzung all⸗ 
gemeiner Wahlfähigkeit und Sicherheit gegen die Schäden der Agitation 
und Volksverführung galt dem Kanzler ein gewiſſer Bildungsgrad, den 
er für Deutſchland in der allgemeinen“) Volksſchule verbürgt ſah.“) 
„Ich rechne auf den Fortſchritt, auf die Entwickelung, auf die Schärfung 
des Urteils durch die Schule nach ihrer vollſtändigen Emanzipation.“ 
So ſagte Otto von Bismarck, als er ſich nach der Reichstagsauf⸗ 
löſung im Januar 1887 im preußiſchen Landtage vor der deutſchen 
Nation als ſchuldigen Urheber des allgemeinen Wahlrechts bekannte 
und gegen die Verdächtigungen Windthorſts, dasſelbe beſeitigen zu 
wollen, verteidigte.“) 


d) Die Beſchränkung der allgemeinen Wahlberechtigung. 


Wenn auch Bismarck das allgemeine Wahlrecht gutgeheißen und 
verkündet hat, ſo darf doch der Begriff des Allgemeinen nicht un⸗ 
eingeſchränkt gefaßt werden. Junge Leute bis zur ſtaatsrechtlichen 
Mündigkeit und Frauen von der Funktion des Wählens auszuſchließen, 
war dem Großmeiſter deutſcher Staatskunſt unzweifelhafte Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. So ſelbſtverſtändlich war ihm die Ablehnung des 
Frauenſtimmrechts, daß er ſich überhaupt niemals damit beſchäftigt 
zu haben ſcheint; denn in dem ganzen reichen Quellenſchatz findet ſich 
keine einzige Andeutung darüber. Nur im allgemeinen hat Bismarck 
über „Politiker in langen Kleidern“ geſprochen und beſtimmt jede Ein⸗ 
miſchung der Frau in das Getriebe der Staatsmaſchine abgelehnt.“) 
Mit großer Entſchiedenheit wandte er ſich 1847 gegen das Wahlrecht 
der Juden ), da er den Semiten bei deren anders geartetem Fühlen 
und Denken aus natürlicher Abneigung ſtaats bürgerliche Gleichſtellung 
mit einem chriſtlichen Preußen nicht zuerkannte.) Aus ſpäterer Zeit 
jedoch fehlen Andeutungen entſprechender Art. Mit Bismarcks Anſicht 
über die Beſchränkung des aktiven Wahlrechts deckt ſich auch der 
Inhalt von $ 2 des Wahlgeſetzes vom 31. Mai 1869.) Nach dieſer 
Beſtimmung ruht für Perſonen des Soldatenſtandes des Heeres und 
der Flotte die Berechtigung zum Wählen ſo lange, als dieſelben ſich 


) „Allgemein“ iſt hier im Sinne des allgemeinen Schulzwanges zu verſtehen. 
* In Bismarcks Entwurf zu dem Reichswahlgeſetz iſt vom Bundesrate nur 
ganz Unerhebliches geändert worden, ſo daß in die Vorſchläge keine Beſtimmung 
hineingekommen iſt, die nicht mit der Anſicht des Kanzlers im Einklang geweſen wäre. 
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bei der Fahne befinden. Für das preußiſche Heer war bereits am 
28. September 1863 im Intereſſe der Diſziplin eine Kabinettsorder 
in demſelben Sinne erlaſſen worden!“); denn unheilvoll hatten die 
Wahlkämpfe während der Konfliktszeit auf die Manneszucht unter 
den Soldaten im aktiven Dienſte gewirkt, und auf die Unteroffiziere 
war ſich damals nicht mehr allenthalben zu verlaſſen.“) Auch der 
Entwurf eines Reichswahlgeſetzes für den Reichstag des Nord- 
deutſchen Bundes“), der am 10. März 1869 von den verbündeten 
Regierungen vorgelegt wurde, begründete den Ausſchluß dienenden 
Militärs von der Berechtigung zum Wählen damit, daß das Heer 
den politiſchen Parteikämpfen entrückt werden müſſe.“) Natürlich 
wollte Bismarck auch ſolchen Leuten das Wahlrecht entzogen wiſſen, 
denen „infolge rechtskräftiger Erkenntnis der Vollgenuß der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte entzogen“ war. Bedeutungsvoll aber iſt, daß 
entgegen dem Reichswahlgeſetz von 1849 in den Bismarckſchen 
Entwurf folgende Beſtimmung aufgenommen war: „ft der Boll; 
genuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte wegen politiſcher Vergehen oder 
Verbrechen entzogen, ſo tritt die Berechtigung zum Wählen wieder 
ein, ſobald die außerdem erkannte Strafe vollſtreckt oder durch Be⸗ 
gnadigung erlaſſen iſt.“ Im übrigen übernahm Bismarck einfach 
die aus den modernen Wahlrechten bekannten und faſt allgemein⸗ 
gültigen Beſtimmungen betreffs des Ausſchluſſes Entmündigter, 
Almoſenempfänger und ſolcher Perſonen, über deren Vermögen 
Konkurs⸗ oder Fallitzuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt (vgl. $3 
des Reichswahlgeſetzes vom 31. Mai 1869). Die Berechtigung zum 
Wählen von einem ſelbſtaͤndigen Haushalt!“) und von beſtimmter 
Dauer des Aufenthalts an einem Orte abhängig zu machen, iſt von 
Bismarck für das Reichswahlgeſetz nicht für notwendig befunden 
worden. In den letzten Jahren ſeiner Kanzlertätigkeit aber hat er 
ernſtlich Pläne weitgehendſter Wahlrechtsbeſchränkung erwogen. Er 
wollte ja, wie uns bereits bekannt iſt, den Mitgliedern der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei das Stimmrecht ganz und gar entziehen.“) 


) Der Entwurf eines Wahlgeſetzes für den Reichstag des Norddeutſchen 
Bundes befindet ſich im III. Band der Verhdl. d. Ndd. R. 1869, S. 14a ff. 

*) Den Antrag des Abgeordneten Brünneck, das aktive Wahlrecht von einem 
eigenen Haushalt abhängig zu machen, hat Bismarck im verfaſſunggebenden Reichs⸗ 
tage vollſtändig übergangen (ogl. Sybel, VI, 9a). 
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c) Die Frage der Abſtufung des Stimmrechts. 


Wit dem Begriffe des allgemeinen Wahlrechts verband Bismarck 
den der Gleichheit.“) So untrennbar waren ihm beide Begriffe, daß 
nach feinem Entwurf in dem Artikel 20 unſerer Reichsverfaſſung das 
Attribut „gleich“ ausgelaffen worden und nur die Beſtimmung ſtehen 
geblieben iſt: „Der Reichstag geht aus allgemeinen und direkten 
Wahlen ... hervor.“ Da im modernen Staate das natürliche Syſtem 
ſtändiſcher Gliederung unhaltbar geworden war, lehnte der Kanzler 
eine künſtliche Einteilung des Volkes nach timokratiſchen Grundſätzen 
ab und verlangte gleiche Wertung einer jeden Stimme bei der Aus⸗ 
übung parlamentariſcher Wahlen. Die Beweggründe ſind dieſelben, 
die wir bereits für die Forderung der Allgemeinheit kennen gelernt 
haben. Die Wählerſchaft nach einer beſtimmten Zenſusordnung in 
verſchiedene Klaſſen einzuteilen und je nach der Höhe der Steuer den 
Wert der Stimmen abzuſtufen, hat er allzeit als ungerecht und 
unſinnig zurückgewieſen. Willkürlichkeit und Härte ſah er in jeglichem 
Zenſus.“) Darum war ihm bei der Schöpfung der deutſchen Ver: 
faſſung das Ausſcheiden jedweder Steuerordnung für die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichstages oberſte Vorausſetzung! ), und auch ſchon 1854 
hat er die Abſicht, für die preußiſchen Kammern einen höheren Wahl⸗ 
zenſus einzuführen, tatkräftig bekämpft.“) Nur im Kampfe gegen 
ein Zweikammerſyſtem für den deutſchen Reichstag ſcheint der Ge⸗ 
danke an eine Art Zenſus vorübergehend im Denken Bismarcks 
Platz gegriffen zu haben. Von Putbus aus ſchrieb er nämlich am 
30. Oktober 1866 an ſeinen Geheimrat Keudell: „Den Reichstag aus 
zwei Kammern beſtehen zu laſſen, macht den Mechanismus ſchwer⸗ 
fällig, ſolange daneben noch ein Bundestag als votierende Verſamm⸗ 
lung beſteht, von der Maſſe der Landtage nicht zu reden. Ich würde 
vielmehr dazu raten, die Mitglieder einer alleinigen Verſammlung 
aus verſchiedenen Wahlprozeſſen hervorgehen zu laſſen, etwa die 
Hälfte von den hundert Höchſtbeſteuerten der auf 200000 Einwohner 
zu erweiternden Wahlbezirke wählen zu laſſen und die andere Hälfte 
in direkten Urwahlen. Doch ſtelle ich dieſe Fragen ihrer Bedeutung 
nach nicht in die erſte Linie. Die Hauptſache iſt mir: keine Diäten, 
keine Wahlmänner, kein Zenſus, es ſei denn, daß der letztere ſo 


*) Vgl. den Gebrauch von „allgemein“ in den G. u. E. II, 78. 
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weit greift, wie oben angedeutet.”*)°) Für den Plan einer Ab⸗ 
ſtufung des aktiven Wahlrechts nach dem Alter, entſprechend den 
roͤmiſchen centuriis seniorum und juniorum, iſt Bismarck nicht un⸗ 
zugänglich geweſen. Nach den Vorſchlägen einer Denkſchrift, die der 
ſächſiſche Kultusminiſter v. Gerber dem Bundeskanzler im April 1867 
überreichte, ſollten in Wahlkreiſen von 200000 Seelen die Wahl⸗ 
berechtigten von 25 — 45 Jahren einen Abgeordneten und die von 
46 Jahren aufwärts einen zweiten wählen. Bismarck antwortete 
dem Miniſter des Bruderſtaates, daß ihm der Gedanke einer Re⸗ 
gulierung des unmittelbaren Wahlrechts nach dem Grundſatz der 
Altersabſtufung im obigen Sinne willkommen ſei, bei der Neuheit 
der Idee aber wage er ſich kein beſtimmtes Urteil darüber.“) Bis⸗ 
marck iſt auf dieſen Plan nie wieder zu ſprechen gekommen. Für 
das verſteckte Pluralwahlrecht im Deutſchen Reiche, das in der un⸗ 
gleichen Bevölkerungszunahme der Wahlkreiſe begründet liegt, darf 
der Reichsſchöpfer nicht verantwortlich gemacht werden; denn die 
Regierungsvorlage wollte gerade mit ihrer Forderung der Neu⸗ 
einteilung der Wahlkreiſe nach einer jeden Volkszählung (aller drei 
Jahre) bei veränderlicher Anzahl der Abgeordneten den Grundſatz 
annähernder Gleichheit des Stimmrechts gewahrt wifjen.??) 


3. Die Wählbarkeit. 
a) Die Wählbarkeit im allgemeinen. 


Mit beſonderer Sorgfalt hat der Reichsſchöpfer die Frage der 
paſſiven Wahlfähigkeit behandelt; denn durch eine geſchickte Löſung 


9) Bismarck hat als Korrektiv des allgemeinen und gleichen Wahlrechts ein 
Oberhaus im Deutſchen Reiche abgelehnt, da er die Staatsmaſchine nicht zu ver⸗ 
wickelt geſtalten wollte. In dem Bundesrate als Staatenhaus ſah er für den 
Reichstag ein gewaltiges Gegengewicht, deſſen Bedeutung nach ſeiner Anſicht durch 
eine erſte Kammer ganz erheblich abgeſchwächt werden müßte (Poſchinger, Bismarck 
und der Bundesrat, II, 111; R. III, 251 f.; R. V, 38 ff. Vgl. Brandenburg, Der 
Eintritt der Süddeutſchen Staaten in den Norddeutſchen Bund, 80 ff.). In der 
Zeit der Entwickelung und des Ausreifens feiner deutſch-nationalen Pläne aber iſt 
Bismarck der Gedanke an eine Verbindung einer erſten Kammer mit dem deutſchen 
Parlament nicht fremd geweſen. Er äußerte nämlich in einem Geſpräch mit Ludwig 
von Gerlach im Herbſt 1863, daß er beabſichtige, neben der deutſchen Volksvertretung 
eine erſte Kammer mit hohem Zenſus zu ſchaffen, „an dem die wankenden deutſchen 
Fürſten einen Stützpunkt finden würden“. (Gerlach, Aufz. II, 255.) 

Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 10 
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des Problems parlamentariſcher Wählbarkeit hoffte er die allgemeine 
Stimmfreiheit des Reichswahlgeſetzes in ihrer Wirkung etwas be⸗ 
ſchränken zu können. Das berufsmäßige Parlamentariertum war 
ihm ein beſonderer Dorn im Auge. Er wünſchte ſich im Parlament 
Vertreter der ungefälſchten öffentlichen Meinung, wirkliche Volksab⸗ 
geordnete, die mit den Wählern in lebendiger Berührung blieben 
und uneigennützig deren tatſächliche Intereſſen zur Geltung brachten.“) 


b) Einſchränkungen der Wählbarkeit. 
Unmittelbare Beſchränkungen. 

Im allgemeinen ließ Bismarck dieſelben Gründe, die den Ausſchluß 
von dem aktiven Wahlrecht bedingten, auch für die Beſchraͤnkung 
der Wählbarkeit maßgebend ſein. Doch ſollten Perſonen des dienen⸗ 
den Soldatenſtandes, bei denen ja das aktive Stimmrecht ruhte, zu 
Abgeordneten gewählt werden können. Ausdrücklich wurde dies in 
den Motiven zum Entwurfe des Reichswahlgeſetzes hervorgehoben. 
Die Vertreter des Bundesrates aber hat die Verfaſſung für die 
Zeit ihrer Amtstätigkeit von der Wahl zum Reichs tagsabgeordneten 
ausgeſchloſſen. Einen bedeutſamen Schutz gegen allzu fluktuierende 
Elemente im Bundesparlament verſprach ſich Bismarck von der 
Beſtimmung, daß nur ſolche ſtaatsrechtlich Mündige gewählt werden 
dürften, die ſeit mindeſtens drei Jahren einem oder nacheinander 
mehreren Bundesſtaaten angehört hätten ($ 5 der Regierungsvor⸗ 
lage zum Reichs wahlgeſetz). Im Geſetz aber iſt dieſe Forderung 
des Kanzlers auf ein Jahr Staatszugehörigkeit herabgeſetzt worden 
(8 4 des Reichswahlgeſetzes vom 31. Mai 1869). Im Januar 1879 
brachte Bismarck im Bundesrate einen Geſetzentwurf ein, nach welchem 
dem Reichstage die Ausſchließung von der Wählbarkeit als Straf⸗ 
mittel zugeſprochen werden ſollte.?“) Ferner beabſichtigte der Reichs⸗ 
kanzler, Staatsbeamte grundſätzlich von der Wählbarkeit auszuſchließen. 
Darum ſtand bereits im Entwurfe zur Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes der Satz: „Beamte im Dienſte eines der Bundesſtaaten 
find nicht wählbar.“ ?) Als beſonderen Grund für dieſe Beſtimmung 
machte Bismarck geltend, daß Beamte der Gliedſtaaten „zu ſehr 
geneigt ſein möchten, den partikulariſtiſchen Regungen derjenigen 
Bundesregierungen, der ſie dienen, in der Verſammlung Ausdruck 
zu geben.““) Nach dieſer Begründung und der genannten For⸗ 
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mulierung der Ausſchlußklauſel im Verfaſſungsentwurf kam dieſe 
Beſchränkung für Reichsbeamte nicht in Betracht. Gehen wir aber 
den tieferen Gründen nach, die Bismarck zum Ausſchluß der Beamten 
vom paſſiven Wahlrecht drängten, ſo zeigt ſich uns, daß er Staats⸗ 
angeſtellten jedweder Art die Annahme eines Mandats unmöglich 
machen wollte. Als Hauptgrund dafür wurde von ihm die Lockerung 
der Zucht unter der Beamtenſchaft in die Wagſchale geworfen. „Je 
mächtiger die parlamentariſchen Einflüſſe auf das Staatsleben ein⸗ 
wirken,“ ſagte er am 28. März 1867 im verfaſſunggebenden Reichs⸗ 
tage, „deſto notwendiger iſt meines Erachtens eine ſtraffe Difziplin 
in dem Beamtenſtande.““ Von regierungsfeindlichen Untergebenen 
in der Kammer wußte der Reichsſchöpfer aus der Konfliktszeit ein 
Lied zu ſingen, und über ſeine Erfahrung mit richterlichen Beamten 
als Landtagskandidaten ſchrieb er am 30. September 1863 an König 
Wilhelm: „Unſer Hauptgegner iſt der Direktor des Kreisgerichtes, 
der ſeine ganze amtliche Autorität bei den Bauern gegen die Re⸗ 
gierung einſetzt.““) 1862 ließ Bismarck in der Auslandspreſſe den 
Gedanken vertreten, daß die Unabſetzbarkeit der preußiſchen Be⸗ 
amten ein Reſt der Einrichtung des abſoluten Staates ſei und dem 
Grundſatz der Miniſterverantwortlichkeit widerſtreite, weil durch die 
Unverletzlichkeit der Abgeordneten die notwendige Abhängigkeit der 
Beamten von einer konſtitutionellen Regierung ſtark vermindert 
würde.?) Anderſeits aber forderte der Staatsmann zum Wohle 
der Geſamtheit innerlich unabhängige und von perſönlichen Intereſſen 
freie Abgeordnete. Auch aus dieſem Grunde lehnte er die Wahl der 
Staatsbeamten zu Volksvertretern beſtimmt ab; denn er war der 
Überzeugung, daß die politiſche Gewiſſensfreiheit von Beamten als 
Abgeordneten nicht zur Genüge gewahrt werden könne. Die einen 
ſind Streber, ſo meinte er, und benutzen das Abgeordnetenamt als 
Sprungbrett nach oben, andere wieder ſuchen ſich durch ihre Kandi⸗ 
datur volkstümlich zu machen und wenden ſich gegen ihr amtliches 
Gewiſſen der Demokratie zu.““) Ja, der alte Bismarck im Sachſen⸗ 
walde konnte im Kampfe für die innere Unabhängigkeit der Parla⸗ 
mentarier und im Intereſſe einer lebendigen und wahren Volks⸗ 
vertretung ſogar ſo weit gehen, darum von der Wahl der Beamten 
abzuraten, weil dieſe oft unter dem Drucke der Regierung ſtünden 
oder in der Hoffnung auf gute Laufbahn einfach die Regierungs⸗ 


10* 
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intereſſen förderten, ohne ſich um das Wohlbefinden der Wähler 
zu kümmern.“) Ausdrücklich wünſchte Bismarck, doch wenigſtens 
Geiſtlichen und Richtern das Abgeordnetenamt verfaſſungsmäßig zu 
verſchließen, um ſie in ihrer Amtsſtellung vollkommen unabhängig 
zu erhalten und durch den Ausſchluß der richterlichen Beamten die 
Unparteilichkeit in der Rechtspflege vor politiſcher Beeinfluſſung ſicher⸗ 
zuſtellen. ?) An dieſer Forderung hat er unwandelbar feſtgehalten, 
und noch nach langjähriger Erfahrung ſagte er 1881 im Reichstage: 
„Ich würde es für einen Segen für unſere Richtergewalt und das 
Anſehen unſerer Richter betrachten, wenn es möglich wäre, zu er⸗ 
reichen, daß ſie von dem Treiben der Parteien geſetzlich ausgeſchloſſen 
würden.““) 
Mittelbare Beſchränkungen. 

Auch auf Umwegen hat Bismarck die Wählbarkeit von Beamten 
zu beſchränken verſucht. Schon mit der Beſeitigung der Klauſel des 
Zwangsurlaubes (Artikel 21 der Reichs verfaſſung und Artikel 78,2 
der Preußiſchen Verfaſſung) hoffte er ein wirkſames Mittel gegen 
widerſprechende Beamten in die Hand zu bekommen; denn dann 
konnte eine Regierung wenigſtens demjenigen, von dem ſie voraus⸗ 
ſah, daß er ſie mit Heftigkeit in der Volksvertretung angreifen werde, 
den Urlaub verweigern.“) Ein bedeutſames Mittel für die Ein⸗ 
ſchränkung der paſſiven Wahlfähigkeit der Staatsbeamten ſah er auch 
in der Belaſtung der Abgeordneten mit den Stellvertretungskoſten.) 
Am 22. Januar 1863 brachte er darum in der preußiſchen Kammer 
einen Geſetzentwurf ein, in dem folgende Beſtimmung enthalten war: 
„Die in das Haus der Abgeordneten gewählten Beamten, deren Be⸗ 
ſoldung aus Staatsfonds erfolgt, haben die durch ihre Stellvertretung 
entſtehenden Koſten vom Tage ihres Eintritts in das Haus ab bis 
zur Höhe ihrer Beſoldung, aus welcher dieſe Koſten zu entnehmen 
ſind, zu tragen. Dieſe Beſtimmung findet auf Beamte, welche fixierte 
Diäten aus Staatsfonds beziehen, gleichfalls Anwendung. Unfixierte 
Diäten werden an Beamte, welche in das Haus der Abgeordneten 
eintreten, während der Dauer der Sitzungsperiode nicht gewährt.“) 
Da dieſer Artikel vom Abgeordnetenhauſe abgelehnt wurde, hat ihn 
die Regierung einfach auf dem Wege der Verwaltung durchgeführt. 
So wurde den Beamten die Annahme einer Wahl in das Parlament 
gewaltig erſchwert und zum Teil unmöglich gemacht. Ja, Bismarck 
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warf damals ſogar die Frage auf, ob die Regierung nicht die Pflicht 
habe, einen ſolcheu Poſten, auf dem der Beamte fünf bis ſieben Monate 
fehlt, neu zu beſetzen, wenn das Mandat mehrere Jahre in Ans 
ſpruch nimmt.) 

Als Mittel wirkſamſter Art zur Befchränfung der Wählbarkeit 
galt dem erſten Kanzler die Unentgeltlichkeit des Abgeordnetenamtes. 
Dieſen Standpunkt vertrat er bereits mit aller Schärfe in der Zeit 
feiner parlamentariſchen Lehrjahre. Schon 1851 brandmarkte er 
Diäten von der Tribüne berab als ein politiſches Grundübel““), 
und nach jener Vorlage aus dem Januar 1863, die den Beamten 
die Stellvertretungskoſten aufbürdete, ſollten auch die Tagegelder 
und Reiſekoſten für die Mitglieder des preußiſchen Abgeordneten; 
hauſes beſchnitten werden.“) Namentlich bei der Schöpfung der 
deutſchen Reichsverfaſſung ſpielte die Diätenfrage eine ganz bedeut— 
ſame Rolle. „Die Mitglieder des Reichstages dürfen als ſolche keine 
Beſoldung oder Entſchädigung beziehen.“ Das war der Eckſtein in 
Bismarcks Bau, an welchem beinahe das ganze große Werk zum 
Scheitern gebracht worden wäre. Nur unter der Vorausſetzung un⸗ 
bedingter Diätenloſigkeit hat der Reichsgründer dem deutſchen Volke 
das allgemeine Wahlrecht gegeben.“) Und mit dieſem Korrektiv allein 
iſt es ihm möglich geweſen, namentlich den Freiherrn von Frieſen 
und die Vertreter der übrigen Bundesſtaaten für das demokratiſche 
Stimmſyſtem zu gewinnen.!) Er hat den Regierungsvertretern der 
verbündeten Staaten verſprechen müſſen, ſich unter keinen Umſtänden 
auf Bewilligung oder Zulaſſung von Diäten mit dem Reichstage 
einzulaſſen, andernfalls wäre eine Einigung kaum zuſtande gekom⸗ 
men.“) An dieſer Verpflichtung gegen die norddeutſchen Bundes⸗ 
genoſſen hat Bismarck mit aller Zähigkeit der verfaſſunggebenden 
Verſammlung gegenüber feſtgehalten, die in zwei Leſungen den Un⸗ 
entgeltlichkeitsartikel verworfen und Tagegelder für die Abgeordneten 
gefordert hatte.“) Gegen vierzig Verbeſſerungsvorſchläge zum Ver⸗ 
faſſungsentwurfe nahm Bismarck an; er ließ ſich die geheime Ab⸗ 
ſtimmung gefallen, und ſelbſt auf den eiſernen Heeresetat verzichtete 
er, nur keine Diäten gab er zu.“) Und würde ſich die Mehrheit des 
Reichstages auch in der dritten Leſung für Beſoldung der Abgeord— 
neten entſchieden haben, dann hätte er ſicher die große Verſammlung 
aufgelöſt und die Volksboten unverrichteter Sache nach Hauſe geſchickt.“) 
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Doch Bismarck hat an der Diätenloſigkeit der Abegordneten nicht nur 
deshalb feſtgehalten, weil er ſich den verbündeten Regierungen gegen⸗ 
über verpflichtet fühlte, ſondern er war ſelbſt von der korrektiven 
Kraft dieſer Beſtimmung überzeugt. So ſchrieb Freiherr von Seebach 
am 30. März 1867 an ſeine Schweſter Wanda, Bismarck ſei nach 
der Ablehnung der Unentgeltlichkeitsbeſtimmung ſehr erbittert geweſen 
und habe zu Roon geäußert, er werde nie wieder im Reichstage er⸗ 
ſcheinen.“) Zu Bennigſen ſagte der Kanzler, daß er keine Stunde 
länger Miniſter bleiben würde, wenn ihm der König befehlen ſollte, 
den Abgeordneten Tagegelder zuzugeſtehen““), und Freiherr von Mitt: 
nacht ſchreibt in ſeinen „Erinnerungen an Bismarck“: „Von Diäten⸗ 
loſigkeit der Reichstagsmitglieder verſprach er ſich zu viel...“) Es 
war eine Selbſttäuſchung, wenn Bismarck am 26. November 1884 
im deutſchen Bundesparlament erklärte, daß er perſönlich 1867 bei 
Herſtellung der Verfaſſung gar nicht ſo ſcharf gegen die Diäten 
geweſen ſei und ſchließlich darauf eingegangen wäre, wenn die Re⸗ 
gierungen der Gliedſtaaten mitgemacht hätten.“) Richtig iſt, daß er 
bei der Reichsgründung inſofern etwas leicht über Diäten geſprochen 
hat, als er aus taktiſchen Gründen den Reichstag bat, die Entſcheidung 
über die Beſoldungsfrage dem Wege der Geſetzgebung zu überlaſſen. 
Freilich wollte er damit weiter nichts verſprechen, als daß auf dem 
Wege der Bundesgeſetzgebung jederzeit abgeholfen werden könnte, 
ſobald ſich Mißſtände aus der Unentgeltlichkeit des Abgeordneten⸗ 
amtes ergeben würden. Dieſe Auslegung hat Bismarck ausdrücklich 
feiner Rede vom 30. März 1867 angefügt.“) Der Weg der Geſetz⸗ 
gebung enthielt aber inſofern eine Schwierigkeit, als die Aufhebung 
des Unentgeltlichkeitsartikels eine Verfaſſungsänderung bedeutete und 
bereits als abgelehnt galt, wenn im Bundesrat vierzehn Stimmen 
dagegen waren (Artikel 78 der Reichsverfaſſung). So oft aus der 
Mitte des Reichstages der Antrag auf Tagegelder der Volksvertreter 
eingebracht worden iſt, ſo oft hat ihn Bismarck verneinend oder 
überhaupt nicht beantwortet. Namentlich im Winter 1884 iſt er einer 
entſprechenden Forderung des Freiſinns ſtrikte entgegengetreten.) 
Die Behauptung Unruhs, der Reichsgründer ſei 1867 dem preußiſchen 
Herrenhauſe gegenüber betreffs der Diäten beſtimmten Verpflich⸗ 
tungen eingegangen, um ihm das allgemeine Wahlrecht annehmbar 
zu machen ), muß als unhaltbar zurückgewieſen werden; denn Fürſt 
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Bismarck ſelbſt hat im Geſpraͤch mit Moritz Buſch ein bindendes 
Verſprechen genannter Art in Abrede geſtellt.““) 

Durch verſchiedene Gründe war die ablehnende Stellung des 
Reichskanzlers zur Diätenfrage bedingt. Er ſah in der Unentgeltlich— 
keit des Abgeordnetenamtes ein Einſchränkungsmittel gegen allzu 
demokratiſche Wirkung „der ausgedehnten Wahlbefugnis“ und beab⸗ 
ſichtigte in erſter Linie, durch die Diätenloſigkeit den gewerbsmäßigen 
Parlamentarismus zu unterbinden.) Bismarck wollte vermeiden, 
daß ſich der Reichstag aus Leuten zuſammenſetzte, die ihre Tätigkeit 
als Abgeordnete zum Lebensberuf machten. Er fürchtete bei Tage: 
geldern die Herausbildung eines Parlamentsbeamtentums, das jede 
lebendige Vertretung der wirklichen Berufsklaſſen verhinderte und in 
der Preſſe die öffentliche Meinung bearbeitete.“) Eine berufsmäßige 
und beamtenartige Volksvertretung aber widerſprach vollſtändig feiner 
Auffaſſung vom Weſen und Zweck des Wahlrechts. Ferner war dem 
Kanzler Diätenlofigfeit „eine Bürgſchaft gegen zulange Dauer der 
Seſſion “.“) Nur kurze Parlamente ermöglichten nach feiner Anſicht 
Männern des Volkes, Leuten mit einem wirklichen Berufe und in 
inniger Fühlung mit dem praktiſchen Leben, die Annahme eines 
Mandats; denn nur wenn die Abgeordneten nicht allzulange durch 
„die akademiſchen Vorträge“ der Berufspolitiker von ihren Geſchäften 
abgehalten wurden, konnten fie ſich in das Parlament wählen laſſen.““) 
Während 1871 der Reichskanzler in gutem Glauben die Anſicht 
vertrat, Tagegelder würden die Zuſammenſetzung des Reichstages 
ändern, verbeſſerte er nach mehr als zehnjähriger Erfahrung ſeine 
Meinung dahin, daß die Gewährung von Diäten auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung von Volksvertretungen nur von geringem Einfluſſe fei.’”) 
Die Anſicht Heinrich Sybels, daß Bismarck an die Beſtimmung der 
Diätenloſigkeit die Hoffnung knüpfte, „auf dieſem Wege den beſitzenden 
und ſteuerzahlenden Klaſſen den gebührenden Einfluß im Reichstage 
trotz des allgemeinen Stimmrechts zu ſichern“ ““), wird man nicht 
beſtreiten dürfen, wenn auch der Kanzler 1884 ausdrücklich betonte, 
daß er nicht aus Furcht vor den Sozialdemokraten die Diäten be⸗ 
kämpfte.“) Damals machte er die Unentgeltlichkeit des Abgeordneten⸗ 
amtes vor allem als Ausgleichsmittel gegen die auseinandertreiben⸗ 
den und zerſetzenden Kräfte der Parteien geltend“) und wies einen 
Diätenantrag der freiſinnigen Volkspartei damit zurück, daß man in 
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der Verfaſſung ein „Noli me tangere“ vor ſich habe und an ihr 
nicht leichtfertig rütteln dürfe.“) Auf die Löſung der Beſoldungs⸗ 
frage verſprach der Reichskanzler nur dann einzugehen, wenn mit 
ihr eine „organiſche Reviſion“ des ganzen Stimmſyſtems verbunden 
ſeiz denn Tagegelderfrage und Wahlgeſetz hielt er für unbedingt 
zuſammengehörig.“) Aber „hegen Sie Achtung vor der Verfaſſung!“ 
das war ſein letzter Trumpf in dem Kampfſpiele mit den Par⸗ 
teien. Ferner begründete Bismarck ſeine ablehnende Stellung zur 
Beſoldung und Entſchädigung der Abgeordneten damit, daß Diäten 
unter dem Schein der Gleichheit erſt Ungleichheit ſchafften; denn 
für Bewohner der Hauptſtadt, die einen großen Prozentſatz der 
Reichstagsmitglieder ſtellten, bedeutete jede Entſchädigung ein reines 
Taſchengeld. Während der Berliner ſtets ſeinen Geſchäften nachgehen 
kann, ſo folgerte der Reichskanzler, iſt es gerade die Abweſenheit von 
zu Hauſe, die den auswärtigen Abgeordneten das Vertreterſein ſo 
teuer macht.“) ““) Die Anklage des Freiherrn von Hoverbeck im April 
1873, daß die häufige Beſchlußunfähigkeit des Reichstages eine Folge 
der Beſchränkung des paſſiven Wahlrechts durch die Diätenloſigkeit 
fei, wies Bismarck als unbegründet zurück.“) 

In der Frage der Beſoldung des Abgeordnetenamtes ging Fürft. 
Bismarck ſogar ſoweit, daß er auch Privatdiäten für verfaſſungs⸗ 
widrig erklärte. Parteigenoſſen, die ihre Abgeordneten durch Geld⸗ 
mittel unterſtützten oder beſoldeten, ſollten wegen Beſtechung vor 
die Schranken der Staatsanwaltſchaft gefordert werden. Dieſen Ge⸗ 
danken äußerte der Reichskanzler im März 1881 zu John Booth 
und ließ ihn zur ſelben Zeit in verſchiedenen Aufſätzen der Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen Zeitung vertreten.“) Drei Jahre fpäter gab 
er dann im Reichstage die Abſicht kund, im Notfalle ein Geſetz 
einzubringen, welches Wahlen von ſolchen Mietlingen beſtimmter 


*) 1881 ließ Bismarck von Moritz Buſch in der Preſſe den Gedanken vertreten, 
den Reichstag von Berlin wegzulegen, damit der Einfluß der Berliner Bevölkerung 
auf die Verhandlungen geſchwächt und nicht fo viel Berliner als Reichs vertreter 
abgeordnet würden; denn dieſe machten zur Zeit durchſchnittlich etwa /, (46) der 
Volksboten aus, die in den Sitzungen anweſend waren. Auch bei der höͤchſten 
Anweſenheitsziffer kamen nach Bismarcks Berechnung 15% der Abgeordneten auf 
Berlin, d. h. jede Million Deutſcher wurde durch einen Berliner vertreten. Aber 
„das deutſche Volk hat ein Recht darauf, daß der Reichstag nicht verberliners wird“. 
(Buſch, Tagebuchblätter, III, 34-37.) 


— 
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Fraktionen unmöglich machen ſollte“ ), und bei den Erörterungen der 
Tagegelderfrage im November 1884 ſagte er: „Jedenfalls glaube 
ich, daß der Abgeordnete, der Diäten aus irgendeiner Quelle bezieht, 
wenn es amtlich konſtatiert wird, die Eigenſchaft als Abgeordneter 
dadurch ipso iure auf Grund der Verfaſſung verliert und daß, wenn 
es bei der Wahlprüfung konſtatiert wird, daß er Diäten bezogen hat, 
meines Erachtens die Wahl für nichtig erklärt werden muß, weil 
der Abgeordnete die Bedingung, welche die Verfaſſung in bezug auf 
feine Stellung im Leben von ihm fordert, nicht erfüllt.“) Als 
am 21. Februar 1898 Bebel und Singer den Bezug von Privat: 
diäten offen zugeſtanden hatten, da ließ noch einmal der eiſerne Recke 
im Sachſenwalde ſeine Stimme zu dieſer brennenden Frage hören, 
und mahnend ſchrieb er in den Hamburger Nachrichten: „Die Diäten⸗ 
loſigkeit war bei der Herſtellung der Verfaſſung das Äquivalent für 
das allgemeine und gleiche Wahlrecht. Wenn die ſes Aquivalent reichs⸗ 
tagsſeitig nicht gegeben wird, ſo wird man eben auf die Unterlage 
des damaligen Kompromiſſes wieder zurückgreifen müſſen. Es iſt 
die Frage, ob ein Reichstag, welcher ſich der Verfaſſung nicht konfor⸗ 
miert, berechtigt iſt, die Reichstagsfunktionen auszuüben, und ob 
nicht die verbündeten Regierungen in der Lage ſind, den geſchäftlichen 
Verkehr mit einem Reichstage, welcher ſich ſeinerſeits den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verpflichtungen nicht fügt, abzulehnen. Die nächſte Aufgabe 
der Regierungen in dieſer Richtung würde ſein, ſich die Gewißheit zu 
verſchaffen, welche Mitglieder des Reichstags im Widerſpruch mit 
Artikel 32 der Verfaſſung Diäten beziehen und dadurch ihr Anrecht 
auf Teilnahme am Reichstage verlieren.“) Mit dieſer ſchroffen 
Ablehnung von Parteidiäten wandte ſich der alte Kanzler namentlich 
gegen die Sozialdemokraten, deren Kandidaten zumeiſt auf Unter⸗ 
ſtützung aus Privatmitteln angewieſen waren. Bei der Gründung 
des Norddeutſchen Bundes aber hat Bismarck zur Frage der außer⸗ 
amtlichen Beſoldung der Abgeordneten einen anderen Standpunkt 
eingenommen. Er hielt damals Privatdiäten für erlaubt, da der 
Regierung die ſtrafgeſetzlichen Unterlagen fehlten, eine Bezahlung 
entſprechender Art zu verbieten.“) 1884 aber hat er offen dieſe 
Auffaſſung als einen Rechtsirrtum ſeinerſeits bezeichnet und aus den 
innerpolitiſchen Verhältniſſen von 1867 zu erklären verſucht. Da er 
in jenen Jahren in den Dynaſtien nur zertreibende Kräfte witterte 
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und im Reichstage das einzige Bindemittel des neuen Staates er⸗ 
blickte, hielt er es im Intereſſe der Einheit bei der Schöpfung der 
Reichsverfaſſung für geraten — ſo verteidigte ſich der Kanzler 1884 — 
dem Bundesparlament auch „mit weniger erlaubten Mitteln“ Kräfte 
zuzuführen, die ohne Geldunterſtützung nicht verfügbar ſeien.) Daß 
dieſe Erklarung nicht ſtichhaltig war, liegt auf der Hand; denn wäre 
dieſe Begründung 1867 wirklich Bismarcks Überzeugung geweſen, 
dann hätte er auch Tagegelder an ſich verfaſſungsmäßig fordern 
müſſen und nicht auf die Gefahr hin, die ganze Gründung des 
deutſchen Einheitsſtaates zum Scheitern zu bringen, ablehnen dürfen. 
Wenn der große Staatsmann im verfaſſunggebenden Reichstage die 
Diätenfrage günſtiger beurteilte und außeramtliche Beſoldung der 
Abgeordneten nicht für verboten erklärte, ſo war das einfach kluge 
Taktik, um das Verfaſſungswerk nicht weiter zu gefährden. 

Damit nur bemittelten Leuten die Möglichkeit gegeben ſein ſollte, 
ein Reichstagsmandat anzunehmen, hatte ein jeder Abgeordnete auch 
die Reiſekoſten aus der eigenen Taſche zu bezahlen. Beharrlich aber 
forderte der Reichstag Eiſenbahnfreikarten. Schließlich gab Bismarck 
dem Drängen nach, und mit der Begründung, auch „den Ferner⸗ 
wohnenden Gelegenheit zu geben, ohne Aufwand an eigenen Mitteln 
regelmäßig an den Sitzungen teilnehmen zu können,“) gewährte 
der Bundesrat 1873 den Reichstagsabgeordneten für die Zeit der 
Sitzung und acht Tage vor, ſowie acht Tage nach derſelben unent⸗ 
geltliche Eiſenbahnfahrt und fünfzig Pfund Freigepäck auf ſämtlichen 
deutſchen Bahnen.) Da aber die Freikarten vielfach zu Agitations⸗ 
zwecken gegen die Regierung mißbraucht wurden,“ )“) befchränfte 
der Reichskanzler mit Zuſtimmung des Bundesrates 1884 dieſe 
Vergünſtigung dahin, daß die Eiſenbahn nur zwiſchen Berlin und 
dem Wohnorte des Abgeordneten umſonſt benutzt werden durfte, 
während die in der Reichshauptſtadt anſäſſigen Parlamentsmitglieder 
überhaupt keine Freikarte erhielten.“) 

All dieſe Maßnahmen bedeuteten Einſchränkungen der paſſiven 
Wahlfähigkeit und ermöglichten nur den kapitalkräftigen und wohl⸗ 

*) Ein Abgeordneter aus Berlin hatte in acht Monaten 17 204 km zurück⸗ 
gelegt, andere Berliner 9533, 5523, 5235 km uſw.; ein Elſäſſer, der ſich nur ſelten 
im Reichstage ſehen ließ, fuhr 12794 km auf feine Freikarte, ja 8 — 11 oοο km 
Fahrtſtrecke waren nicht ſelten. (Poſchinger, Bismarck u. d. Bundesrat, V, 200.) 
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habenden Klaffen den Eintritt in den Reichstag. Inſofern wird man 
den Beſtimmungen eine gewiſſe korrektive Kraft der allgemeinen 
Wahlfreiheit nicht abſprechen dürfen. 


4. Die Wahlhandlung. 
a) Die Wahlart. 

Um durch die Wahlen die echte Stimmung des Volkes zu er; 
kennen und nur den wahren Vertrauensmännern der Nation zum 
parlamentariſchen Siege zu verhelfen, verlangte der Altreichskanzler 
unmittelbare Stimmenabgabe. Mittelbare Wahlen waren ihm von 
jeher ein Übel und bedeuteten nach feiner Überzeugung eine Faͤlſchung 
der natürlichen Meinung und Stimmung des Volkes); denn nach 
Bismarcks Berechnung vertrat unter der Vorausſetzung gleicher Wahl⸗ 
berechtigung bei mittelbarer Stimmenabgabe die Mehrheit der Ab; 
geordneten nur ein Achtel des ganzen Volkes.) Ferner geißelte er, 
daß bei mittelbaren Wahlen durch das Zwiſchenglied der Wahlmaͤnner 
„die Berührung der höchſten Gewalt mit den geſunden Elementen, 
welche den Kern und die Maſſe des Volkes bilden,“ verhindert werde. 
An dem Beiſpiel der Parifer Electeurs von 1789 und in Anſpielung 
auf die Erfahrungen mit dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe in der 
Konfliktszeit ſuchte Bismarck nachzuweiſen, daß Wahlmännerkollegien 
die Träger der Revolution ſeien. Gerade in den Kreiſen, aus denen 
ſich die Wahlmänner rekrutierten, ſah der Kanzler die Wurzeln ſelbſt⸗ 
ſüchtiger Regierungsgegnerſchaft und altklugen Parlamentariertums. “) 
„Dann habe ich ſtets in dem Geſamtgefühl des Volkes“, ſo ſchloß 
der Reichsſchöpfer ſeine große Rede vom 28. März 1867, „noch mehr 
Intelligenz als in dem Nachdenken des Wahlmannes bei dem Auf⸗ 
ſuchen des zu Erwählenden gefunden, und ich appelliere an die ziemlich 
allgemeine Erſcheinung .., daß wir bei dem direkten Wahlrecht be; 
deutendere Kapazitäten in das Haus bringen als bei dem indirekten. 
Um gewählt zu werden bei dem direkten Wahlrechte muß man in 
weiteren Kreiſen ein bedeutenderes Anſehen haben, weil das Gewicht 
der lokalen Gevatterſchaft bei dem Wähler nicht ſo zur Hebung 
kommt in den ausgedehnten Kreiſen, auf die es bei direkter Wahl 
ankommt.“ ) Bismarck hoffte alſo durch unmittelbare Stimmen; 
abgabe den allgemeinen Stand der Volksvertretung zu heben, den 
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Volkswillen ungefälſchter zu erfahren als bei mittelbaren Wahlen. 
und ſtaatsgefährliches Wühlen der Wahlmaͤnner zu verhindern. Darum 
vertrat er grundſätzlich die Art und Weiſe unmittelbarer Stimmen⸗ 
abgabe bei der Wahl der parlamentariſchen Volksvertreter.“ 


b) Die Wahlform. 

Mit allen Mitteln bekämpfte Bismarck das Prinzip der Heimlichkeit 
und forderte offene Abſtimmung bei der Wahlhandlung. Der Grund⸗ 
ſatz der Öffentlichkeit war ihm ein Gebot der Sittlichkeit; „denn ein 
Mann, der wählt, ſoll auch den Mut haben, ſeine Meinung offen 
zu ſagen.“ “?) Zudem ſah Fürſt Bismarck in der verdeckten Stimmen; 
abgabe einen Widerſpruch zu deutſchem Selbſtgefühl und deutſcher 
Wahrhaftigkeit, „den beſten Eigen ſchaften des germaniſchen Blutes.“) 
Auch aus Gründen politiſcher Gerechtigkeit verlangte er im Wahl⸗ 
kampfe offenes Viſier. „Wir glauben, daß jeder Deutſche ein Recht 
darauf hat, zu wiſſen, wie jeder ſeiner Mitbürger ſich zu den politiſchen 
Fragen, die ihm vorgelegt werden, ſtellt, und daß unter Bürgern 
eines Landes Offenheit und Öffentlichkeit alle politiſchen Verhältniſſe 
durchdringen ſollte. Die Anonymität hat niemals für eine Empfehlung 
einer politiſchen Meinungsäußerung gegolten, warum gerade bei dem 
wichtigen und einſchneidenden Akte der Wahl?“ Alſo ſchrieb der 
greiſe Fürſt im Sachſenwalde am 18. Januar 1893 in den Hamburger 
Nachrichten.“) Er bekannte ſich offen zu dem Grundſatze, „daß die 
Einflüſſe und Abhängigkeiten, die das praktiſche Leben der Menſchen 
mit ſich bringt“, als gottgegebene Realitäten bei den Wahlen nicht 
ausgeſchaltet werden dürften.“) Bismarck hielt darum die Öffentlichkeit 
der Stimmenabgabe für ein bedeutſames Korrektiv des allgemeinen 
Wahlrechts und hoffte mit ihrer Hilfe den gebildeten, einflußreichen 
und ſtaatserhaltenden Elementen in der Volksvertretung das Über: 
gewicht zu ſichern.“) Auch ergab ſich für ihn die öffentliche Ab⸗ 
ſtimmung als eine natürliche Folge feiner Auffaſſung vom Weſen 
und Zweck des Wahlrechts. Unter dem Deckmantel der Heimlichkeit 
mußte nach Bismarcks Anſicht dem Wähler das Gefühl politiſcher 
Verantwortlichkeit verlorengehen, und nur allzuleicht konnte bei 
verdecktem Stimmzettel, ſo führte Herr von Puttkamer am 5. De⸗ 
zember 1883 im Namen der Regierung aus, das öffentliche Wohl 
hinter Eigenrecht, Selbſtintereſſe und Fraktionspolitik zurückgeſtellt 
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werden.) Ferner ſah Bismarck in der Öffentlichkeit der Wahlen eine 
Sicherung wider Verhetzung und Terrorismus der radikalen Parteien, 
ſowie ein Mittel gegen politiſche Heuchelei.“) All dieſe Gründe ver; 
anlaßten den Kanzler, 1883 dem Anſturme der Fortſchrittspartei auf 
den Grundſatz der Offentlichkeit des Stimmrechts in der preußiſchen 
Verfaſſung ſchroff entgegenzutreten und den Angriff durch ſeinen unter⸗ 
gebenen Kollegen, den Miniſter von Puttkamer, mit ſcharfen Worten 
abſchlagen zu laſſen.““) Der Reichskanzler hat damals auch nach⸗ 
drücklich die Abſchaffung der geheimen Abſtimmung in der deutſchen 
Verfaſſung empfohlen und bis an ſein Lebensende verfolgt; denn 
er hielt die geheime Abſtimmung für die Feſtigkeit und das Gedeihen 
des Reiches für ſchädlich und hinderlich.“) Schon in dem Entwurfe 
zur Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes hatte Bismarck vorſichtig 
jede Beſtimmung über die Wahlform vermieden. Aber durch den 
Antrag Fries auf geheime Stimmenabgabe murde mit liberaler 
Mehrheit der Grundſatz der verdeckten Wahl für die deutſche Reichs⸗ 
verfaſſung angenommen.“) Der Reichsgründer hat gegen dieſen 
Zuſatz der geheimen Abſtimmung einen ernſten Kampf nicht auf⸗ 
genommen und, wie Robert Keudell bemerkt, „die Heimlichkeit der 
Wahl damals nicht ausdrücklich abgelehnt“.““) Inſofern iſt der eiſerne 
Kanzler mit verantwortlich für dieſe Beſtimmung in unſerer Reichs⸗ 
verfaffung. Und doch hat Bismarck die Verantwortung dafür wieder; 
holt abgelehnt, und kurz nach ſeiner Entlaſſung erklärte er dem Ab⸗ 
geordneten Arendt, daß das geheime Wahlrecht gegen ſeinen Wunſch 
und Willen in das Reichsgrundgeſetz aufgenommen worden ſei.““) 
Er begründete und rechtfertigte das Nachgeben der Regierung und 
die Annahme des Antrags Fries mit den europäiſchen Verwickelungen, 
die nach dem deutſch⸗öſterreichiſchen Kriege wie ein drohendes Gewölk 
am politiſchen Himmel heraufzogen.“) Wir haben kein Recht, an 
dieſer Motivierung zu zweifeln; denn nur aus der Sorge um das 
Zuſtandekommen der norddeutſchen Bundesverfaſſung und aus Kriegs⸗ 
und Koalitionsbefürchtungen laßt ſich die ſtille Nachgiebigkeit Bismarcks 
in bezug auf die geheime Abſtimmung erklären und verſtehen. Mit 
weiſer Umſicht wußte hier der kluge Staatsmann ſeine grundſätzliche 
Stellung dem Intereſſe des Vaterlandes unterzuordnen; aber gerade 
darum kann er von der Verantwortung für die geheime Stimmen⸗ 
abgabe in der deutſchen Reichsverfaſſung nicht entbunden werden. 
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5. Wahlfreiheit und Wahlpflicht. 
a) Wahlfreiheit. 

Indem Bismarck⸗Schönhauſen den Grundſatz der Offentlichkeit 
in der Wahlhandlung verfocht, bekannte er ſich unumwunden zu der 
Abſicht einer verſteckten Wahlbeeinfluſſung. Die natürlichen Einflüſſe 
und Abhängigkeiten in Leben und Beruf waren ihm unausſchaltbare 
Tatbeſtände, von denen der Wähler im Augenblicke der Wahlhandlung 
nicht losgelöſt werden durfte. Dieſelben Faktoren, die im täglichen 
Verkehr und Zuſammenſein der Menſchen beſtimmend wirkten, ſollten 
auch zur Beſchränkung der Wahlfreiheit in Geltung bleiben, um das 
Staatsrecht nicht mit den Tatſachen des menſchlichen Lebens in 
Widerſpruch zu ſetzen.“) Zu ſolchen einflußreichen Faktoren gehörten 
Arbeitgeber und Staat, und ihnen ſollte durch die offene Stimmen⸗ 
abgabe die Möglichkeit einſchränkender Überwachung vorbehalten 
bleiben. Für die Arbeitgeber beanſpruchte Fürſt Bismarck die Be⸗ 
rechtigung, allzeit Leute zu entlaſſen, die ſich an ſchädlicher Agitation 
beteiligten, und er verteidigte die Freiheit eines jeden Brotherrn, 
nur ſolche Arbeiter zu beſchäftigen, die auch in ihrer politiſchen Ge⸗ 
ſinnung mit dem Arbeitgeber übereinſtimmten.“) Anläßlich einer 
Wahlprüfung im April 1868 vertrat der Bundeskanzler das Recht 
der Regierung, die Wahlen inſofern zu beeinfluſſen, als ſie bekannt 
gäbe, welcher Kandidat ihr angenehm ſei und welcher nicht. Doch 
ſprach er ihr ausdrücklich das Recht ab, durch Drohungen und Ver⸗ 
ſprechungen irgendwelcher Art auf die Wähler einzuwirken.“) Den⸗ 
ſelben Standpunkt hat er auch in ſeinen ſpäteren Jahren ein⸗ 
genommen.“) Die Beeinfluſſung der Wahlen im Sinne der Re⸗ 


») Ich ſtütze mich mit dieſer Stelle auf einen Artikel der Norddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung, den Roéll und Epſtein in ihrem Buche „Bismarcks Staats⸗ 
recht“ als Bismarckſcher Herkunft bezeichnen (S. 221). Tatſächlich entſprechen die 
Ausführungen in dieſem Aufſatze den Gedanken in Bismarcks Denkwürdigkeiten 
(G. u. E. II, 79). Im übrigen konnte ich mich mit dem Quellenwerk von Roell 
und Epſtein nicht befreunden, weil Aufſätze der Tagespreſſe in dasſelbe aufgenommen 
ſind und als Bismarckſchen Urſprungs ausgegeben werden, ohne die wirkliche 
Urheberſchaft des Kanzlers bewieſen zu haben. So wird unter anderm ein Wahl⸗ 
rechtsartikel aus den Hamburger Nachrichten (S. 244) auf Bismarck zurückgeführt, 
der in Hermann Hofmanns „Authentiſcher Ausgabe aller vom Fürſten Bismarck 
herrühtenden Artikel in den Hamburger Nachrichten““ überhaupt nicht verzeichnet iſt. 
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gierung durch Beamte nannte der Kanzler 1881 im Geſpraͤch mit 
Bennigſen ein Erfordernis des monarchiſchen Staates. Dabei gab 
er die Abſicht kund, dieſes Syſtem noch weiter auszubauen, da er 
vom Kaiſer die weitgehendſte Vollmacht dazu habe.““) In einem 
vertraulichen Schreiben an den Oberpräſidenten von Senfft-Pilſach 
forderte Bismarck von allen königlichen Beamten, „ſich bei den Wahlen 
und außerhalb derſelben der Parteinahme gegen die von Seiner Mar 
jeſtät eingeſetzte Regierung“ zu enthalten, und von den Beamten 
politiſcher Art verlangte er tatkräftige Mitarbeit und „bei den Wahlen 
beſtimmte, öffentlich erkennbare Einflußnahme im Sinne der Re⸗ 
gierung.“ ) Dieſes Schreiben aus dem Jahre 1863 erinnert an 
den Erlaß Kaiſer Wilhelms J. vom 4. Januar 1882, in welchem es 
hieß: „Es iſt die Aufgabe Meiner Miniſter, Meine verfaſſungsmäßigen 
Rechte durch Verwahrungen gegen Zweifel und Verdunkelung zu 
vertreten; das gleiche erwarte Ich von allen Beamten, welche Mir 
den Amtseid geleiſtet haben. Mir liegt es fern, die Freiheit der 
Wahlen zu beeinträchtigen, aber für diejenigen Beamten, welche mit 
der Ausführung Meiner Regierungsakte betraut ſind und deshalb 
ihres Dienſtes nach dem Diſziplinargeſetze enthoben werden können, 
erſtreckt ſich die durch den Dienſteid beſchworene Pflicht auf Vertretung 
der Politik Meiner Regierung auch bei den Wahlen. Die treue Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht werde Ich mit Danke anerkennen und von allen 
Beamten erwarten, daß ſie ſich im Hinblick auf ihren Eid der Treue 
von jeder Agitation gegen Meine Regierung auch bei den Wahlen fern⸗ 
halten.“ 1) Dieſe Allerhöchſte Bekanntmachung erklärte der Reichs⸗ 
kanzler dahin, daß der Beamte bei Ausübung ſeines perſönlichen 
Wahlrechts vollftändig frei und an den Amtseid nicht gebunden fein 
ſollte. 2) Und doch hat Bismarck feinen Untergebenen in Wirklichkeit 
die volle perſönliche Wahlfreiheit nicht immer zugeſtanden. Als 1887 
die Reichsbeamten in Elſaß⸗Lothringen eine altdeutſche Sonderpartei 
gebildet und die Kandidatur des deutſchfreundlichen Elſäſſers Dr. Petri 
bekämpft hatten, forderte der Kanzler in erregtem Tone von dem 
Statthalter Hohenlohe, mit Strenge gegen die betreffenden Leute vor⸗ 
zugehen.) Dieſe Maßnahme war zweifellos ein Gebot politiſcher 
Klugheit; trotzdem aber bedeutete ſie einen Eingriff in die Wahl⸗ 
freiheit Untergebener. Wiederholt wandte ſich Bismarck gegen die 
Beeinfluſſung der Wähler vermittelſt des Kaukusſyſtems, da durch 
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dieſe Art der Wahlbeherrſchung der Wille und die Stimmung des 
Volkes vollftändig verdunkelt würde.““) 

Mit der Wahlfreiheit der Wähler ſteht im engen Zuſammenhange 
die innere Freiheit der Abgeordneten. Die Träger eines Mandats 
ſollten ihren Wählern gegenüber frei bleiben und an keinerlei An⸗ 
weiſungen gebunden fein.) Darum beſtimmte Artikel 27 des 
Regierungsentwurfes zur Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes: 
„Die Mitglieder des Reichstages ſind Vertreter des geſamten Volkes 
und an Aufträge und Inſtruktionen nicht gebunden.“ “) Aber auch 
der Regierung gegenüber mußte die innere Unabhängigkeit der Volks⸗ 
vertreter gewahrt bleiben. In dieſem Sinne forderte Bismarck in 
Artikel 28 ſeiner Vorlage: „Kein Mitglied des Reichstages darf zu 
irgendeiner Zeit wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Aus⸗ 
übung feines Berufes getanen Außerung gerichtlich oder diſziplinariſch 
verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Verantwortung 
gezogen werden.“ *) 

b) Wahl pflicht. 

Zur Frage der Wahlpflicht hat ſich Bismarck in beſtimmter Form 
niemals geäußert, wenn wir auch annehmen müſſen, daß ihn das 
Problem in Verbindung mit dem Gedanken der Einführung des 
allgemeinen Stimmrechts ſtark beſchäftigt hat; denn gerade indem 
er die durch das preußiſche Dreiklaſſenſyſtem zurückgedrängten Maſſen⸗ 
reſerven heranziehen wollte, hoffte er ja das konſervative Prinzip 
zum Siege zu bringen. Herrmann Wagener empfahl als Mittel zu 
dieſem Siege neben der Aufſtellung von beſonderen Regierungs⸗ 
kandidaten u. dgl. die „Durchführung der Wahlpflicht.“ ) Dieſe 
Frage iſt zweifellos auch Gegenſtand der Erörterungen zwiſchen 
Bismarck und Laſſalle geweſen. Das läßt ſich aus dem bekannten 
Schreiben Laſſalles vom 13. Januar 1864 erſchließen, in welchem es 
heißt: „Ich habe auch nachgedacht und bin nunmehr allerdings wohl 
in der Lage, Ew. Exzellenz die gewünſchten Zauberrezepte zur Ver⸗ 
hütung der Wahlenthaltung wie der Stimmenzerbröckelung vorlegen 
zu können.“ “) Doch hat ſich Bismarck nicht entſchließen können, 
den Wahlzwang als Rechtspflicht in die deutſche Reichsverfaſſung 


*) Vgl. Art. 29 der Reichsverfaſſung. N 
) Vgl. Art. 30 der Reichsverfaſſung. 
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aufzunehmen. Wohl aber kannte der große Kanzler die Wahlpflicht 
als eine moraliſche Pflicht, und darum ermahnte er am 5. Mai 
1881 die Abgeordneten, tatſächlich im Reichstage zu erſcheinen und 
mitzuwirken, damit auch die Wähler draußen im Lande ſich ihrer 
Pflicht bewußt blieben.“) 


6. Wahlkreiſe, Verhältnis- und Gruppenwahlen. 
a) Wahlkreiſe. 

Im Deutſchen Reiche gilt der Grundfaß der Einzelwahl, den Otto 
von Bismarck aus dem großen Verfaſſungswerke der Paulskirche in 
das Staatsgrundgeſetz des neuen Deutſchlands aufgenommen hat. 
Darnach iſt jeder Abgeordnete in einem beſondern Wahlkreiſe mit 
abſoluter Stimmenmehrheit zu wählen. Kann eine reine Stimmen⸗ 
mehrheit aller in einem Wahlbezirke abgegebenen Stimmen nicht 
erzielt werden, ſo iſt nur unter den zwei Kandidaten noch einmal 
zu wählen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, bei Stimmen⸗ 
gleichheit aber entſcheidet das Los.“) Mit der Einrichtung der Einzel⸗ 
wahl ſteht im engſten Zuſammenhange die Wahlkreisgeometrie, die 
bei geſchickter und kluger Durchführung von allergrößter Bedeutung 
für die Zuſammenſetzung eines Parlamentes werden kann. Bismarck 
übernahm in ſeinen Entwurf eines Wahlgeſetzes für den Reichstag 
des Norddeutſchen Bundes das in 87 und §8 des neunundvierziger 
Wahlgeſetzes ausgeſprochene Prinzip der Veränderlichkeit der Zahl der 
Abgeordneten und brachte dieſen Grundſatz in der Regierungsvorlage 
von 1869 mit der folgenden Beſtimmung zum Ausdrucke: „In jedem 
Bundesſtaate wird auf durchſchnittlich oo ooo Seelen der nach der 
letzten Volkszählung vorhandenen Bevölkerung ein Abgeordneter ger 
wählt. Ein Überſchuß von mindeſtens 50 ooo Seelen der geſamten 
Bevölkerung eines Bundesſtaates wird vollen 100000 Seelen gleich 
gerechnet. In einem Bundesſtaate, deſſen Bevölkerung oo ooo Seelen 
nicht erreicht, wird ein Abgeordneter gewählt. Jeder Abgeordnete 
iſt in einem Wahlkreiſe zu wählen.“ ““) Die Wahlkreiſe ſollten zwar 
örtlich abgegrenzt ($ 7 der Regierungsvorlage), aber nicht ein für 
allemal feſtgelegt werden. In dieſem Sinne hat auch Delbrück, der 
Vorſitzende des Bundeskanzleramtes, die entſprechenden Beſtimmungen 


) Vgl. § 12 des Reichswahlgeſetzes vom 31. Mai 1869. 
Augſt, Bismarcks Stellung zum parl. Wahlrecht. 7 
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des Regierungsentwurfes ausdrücklich erläutert.“) Mit dieſer Erz 
klärung aber vertrat Delbrück ganz und gar die Auffaſſung des 
Kanzlers ſelbſt; denn noch an demſelben Tage erklärte ſich Bismarck 
mit Delbrücks Ausführungen einverſtanden. Demnach ſollten nach 
jeder Volkszählung, die damals aller drei Jahre ſtattfand, die Wahl⸗ 
kreiſe neu eingeteilt und je nach der Zu- oder Abnahme der Be⸗ 
völkerung die Zahl der Abgeordneten vermehrt oder vermindert werden. 
Dazu gab Bismarck in ſeiner Rede vom 13. März 1869 die Abſicht 
kund, die Wahlkreiseinteilung der Bundesgeſetzgebung zu entziehen 
und den Einzelſtaaten zu überlaffen.!'') Mit einer ſolchen Beſtimmung 
hätten die Gliedſtaaten des Deutſchen Bundes einen gewaltigen Einfluß 
auf die Zuſammenſetzung des Reichstages erhalten; denn je nach 
der Parteiſtellung in den einzelnen Ländern konnten dann bei Ver⸗ 
änderungen der Bevölkerungsziffer die Wahlkreiſe fortgeſetzt zugunſten 
der Regierungsparteien verſchoben werden. Für Preußen bedeutete 
eine derartige Befugnis bei der großen Zahl ſeiner Abgeordneten 
(1867 waren es 235) ein gewaltiges Machtmittel. Daß Bismarck 
und Delbrück den entſprechenden Paragraphen der Regierungs vorlage 
(86) vor allem damit verteidigten, daß der Grundſatz der Beweglichkeit 
der Vertreterzahl in die Zollverträge mit den ſüddeutſchen Staaten 
aufgenommen ſei, war lediglich eine ſchlaue Vertragsauslegung und 
ein wohlvorbereiteter Köder, mit dem der Reichstag zugunſten einer 
Erweiterung der Zuſtändigkeit der Einzelſtaaten — namentlich Preu⸗ 
ßens — gefangen werden ſollte. Der Zweck der Regierungs vorlage 
aber wurde durchſchaut, und um jede willkürliche Wahlkreiseinteilung 
zu verhindern, beantragten Lasker und Genoſſen, die Zahl der Reichs⸗ 
tagsabgeordneten für den Norddeutſchen Bund auf 297 feſtzulegen 
und einer bundesgeſetzlichen Abgrenzung der Wahlkreiſe diejenige 
Bevölkerungszahl zugrunde zu legen, die bei der Wahlkreiseinteilung 
für die Wahlen zum verfaſſunggebenden Reichstage maßgebend ge⸗ 
weſen ſei. Da ſich die Mehrheit der Bundesabgeordneten dem liberalen 
Antrage geneigt zeigte, erklärte ſich ſchließlich auch Graf Bismarck 
grundſätzlich damit einverſtanden. !) Auf dieſe Weiſe find in Deutſch⸗ 
land die eiſernen Wahlkreiſe zuſtande gekommen. Für die Wahlen 
zum preußiſchen Abgeordnetenhauſe wünſchte Bismarck die räumlichen 
Wahleinheiten ſo abzugrenzen, daß ſie mit den Verwaltungsbezirken 
zuſammenfielen. Zur Begründung führte er aus, daß ſich das körper⸗ 
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ſchaftliche Bewußtſein der Bevölkerung an die beſtehenden Verwaltungs; 
kreiſe knüpfe und im Anſchluß daran auch für die Wahlen am beſten 
zu entwickeln ſei. ““) 

Zum Zwecke der Stimmenabgabe war nach der Regierungsvorlage 
zum Reichswahlgeſetz von 1869 eine Gliederung der Wahlkreiſe in 
kleinere örtlich abgegrenzte Bezirke vorgeſehen. Im Intereſſe der 
ländlichen Bevölkerung und zugunſten ſchwach beſiedelter Landesteile 
erklärte ſich der Bundeskanzler gegen jede Feſtſetzung einer unteren 
Grenzziffer für dieſe Wahlbezirke. Er begründete ſeine Anſicht mit 
den Worten: „Eine Beſchränkung auf einen Minimalſatz für einen 
Wahlbezirk halte ich nicht für eine Erleichterung der Ausübung des 
Wahlrechts, ſondern für eine Erſchwerung, wobei die Jahreszeiten, 
Wetter und Wege ſehr erheblich in Betracht fallen. Das Wahlrecht 
wird am leichteſten ausgeübt, wenn es jeder nahe am Orte ſeines 
Domizils ausüben kann.“ ) Dazu wünſchte Bismarck, die Ein⸗ 
teilung in Wahlbezirke nicht auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung 
zu regeln, ſondern aus Zweckmäßigkeitsgründen den Verwaltungs; 
behörden zu überlaffen. 


b) Verhältnis wahlen. 


Eine beſondere Stellung in der Geſchichte des deutſchen Reichstages 
nehmen die Wahlen von 1881 ein. Das deutſche Wirtſchaftsleben 
ſtand bereits unter der Einwirkung der neuen Schutz- und Finanzzölle, 
der Morgen der großen Sozialpolitik dämmerte herauf, und noch 
immer kämpfte der eiſerne Kanzler mit bewundernswerter Ausdauer 
für das Tabaksmonopol. Die Ziffer der Anteilnahme an den Wahlen 
war im Vergleich zu 1878 um 6,9 %ñ gefallen und ſteht mit 56,3% 
der von Wahlberechtigten abgegebenen Stimmen in der Reihe der 
Ergebniſſe der Reichstagswahlen am tiefſten, ausgenommen bleibt das 
Kriegsjahr 1871.) Der Ausfall der Wahlen von 1881 gab dem 
Fürſten Bismarck ſtark zu denken und iſt an ſeiner Auffaſſung von der 
Ausgeſtaltung des parlamentariſchen Stimmrechtes nicht ſpurlos vor⸗ 
übergegangen. Er äußerte ſich damals nach der beſtimmten Ausſage 
eines verwandten Gutsnachbarn: „Unſer ganzes Wahlſyſtem iſt ein 
gründlich falſches, in einem wohlgeordneten Staate ſollte jede Stimme 


) Dieſen Zahlen und den folgenden Berechnungen find die ſtatiſtiſchen Angaben 
von Specht und Schwabe: „Die Reichstagswahlen von 1867-1903“ zugrunde gelegt. 
11 
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zur Geltung kommen. Ich bin der Meinung, wenn die verſchiedenen 
Parteien durch ganz Deutſchland am gleichen Tage ihre Stimmen 
jede für ihre Partei ſammeln, dieſe dann für jede 25000 einen Ver⸗ 
treter ihrer Partei wählen können; denn der Unſinn liegt klar zutage, 
daß, wo die Parteien faſt pari ſtehen, die andere Hälfte faſt gar nicht 
zur Geltung kommt. Auch fallen dadurch die Kirchturmsintereſſen, 
Perſönlichkeiten und die widerlichen ſtörenden Nach- und Stichwahlen 
fort. Wie ſoll nun aber erſt der Landmann die Schattierungen unſrer 
verzwickten Parteiverhältniſſe, wie Liberale, Nationalliberale, Sezeſſion 
ſind uſw., begreifen? Wozu dieſe vielen fremden Benennungen für 
eine deutſche Sache? Ich meine ſchlichtweg, wenn man einen all⸗ 
gemeinen Landverein oder meinethalben einen, Bauernbund gründete, 
ſo wäre dies verſtändig und gewiß faßlicher; die Städte ſind ja ohne⸗ 
hin ſtark genug vertreten.“) Demnach iſt am Ende des Jahres 
1881 in Bismarck der Gedanke an Verhältniswahlen lebendig geweſen. 
Der Reichskanzler war zu der Erkenntnis gekommen, daß auf Grund 
von Mehrheitsabſtimmungen ein ſicherer Schluß auf die Geſinnung 
der Bevölkerung nicht gezogen werden dürfte; denn gerade Parteien, 
bei denen die Stimmenzahl an ſich gewachſen war, hatten Mandate 
verloren, während andere Gruppen, die einen Stimmenverluſt zu 
verzeichnen hatten, neue Sitze gewannen. So betrug für die Konſer⸗ 
vativen im Vergleich zu 1878 der Stimmenzuwachs 69 882, trotzdem 
aber gingen ihnen neun Mandate verloren. Eine ähnliche Erſcheinung 
zeigte ſich bei den Wilden. Das Zentrum dagegen, das einen Verluſt 
von 139 566 Stimmen zu verzeichnen hatte, zog mit einer Verſtärkung 
von fünf Mann in den Reichstag ein; die Sozialdemokraten eroberten 
trotz des Rückganges von 155 197 Stimmen drei neue Sitze; die 
Polen bekamen mit 15414 weniger Wählern vier Sitze mehr, und 
eines ähnlichen Erfolges mit einem Zuwachsmandat konnten ſich auch 
die Dänen erfreuen. Bei den liberalen Gruppen geſtalteten ſich die 
Verſchiebungen im großen und ganzen regelrechter. Die auffälligen 
Unterſchiede zwiſchen Stimmenzahl und Vertreterſtärke der einzelnen 
Fraktionen waren auch Bismarck nicht entgangen!) und hatten bei 
ihm die augenblickliche Geneigtheit zu Verhältnis wahlen und das ſcharfe 
Urteil über Mehrheitsabſtimmungen zur Folge. Nicht unerwähnt möchte 
ich laſſen, daß nach Bismarcks Auslaſſung über Proportionalwahlen 
die Abgeordnetenziffer eine ſchwankende geworden wäre, weil er 
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den Wahlquotienten auf 25000 feſtſetzte. Demnach hätte ſich die Ver; 
treterzahl immer aus der Teilung ſämtlicher abgegebenen Stimmen 
durch 25000 ergeben müſſen und für 1881 nur 203 betragen.“) 
Nie wieder iſt Fürſt Bismarck auf die Frage der Verhältniswahlen 
zu ſprechen gekommen. Darum nehme ich an, daß dieſe Idee lediglich 
der augenblicklichen Mißſtimmung über den Ausfall der Wahlen von 
1881 entſprungen war. Im übrigen ſtand auch der Gedanke der 


*) Um Bismarcks vorübergehende Geneigtheit für Verhältniswahlen näher zu 
verſtehen, füge ich hier noch eine kurze Berechnung bei. Die erſte Reihe meiner 
Überſicht gibt an, wie ſich der Reichstag nach dem geltenden Stimmrechte in der 
5. Legislaturperiode 1881 tatſächlich zuſammenſetzte; die andern zwei Spalten 
zeigen, in welcher Stärke die einzelnen Parteien auf Grund von Verhältniswahlen 
vertreten geweſen wären. Im erſten Falle (2. Reihe) nehme ich 12841 als Wahl⸗ 
quotienten, welcher ſich aus der Teilung der Summe ſämtlicher abgegebenen 
Stimmen (5097760) durch 397 (unwandelbare Zahl der Abgeordneten) ergeben 
hat; im zweiten Falle (3. Reihe) liegt der Diviſion die feſtſtehende Teilzahl 25 000 
zugrunde. Da ich nur Ergebniſſe benützen konnte, die ſich aus Mehrheits wahlen 
ergeben haben, enthält meine Berechnung einen kleinen Fehlfaktor, der ſich aber 
nicht ausſcheiden läßt. Da nämlich bei Mehrheitsabſtimmungen die benachbarten 
Gruppen und Grenzparteien Kartelle ſchließen und vielfach füreinander eintreten, 
geben die Wahlziffern nicht die reine Parteiſtärke an. Der Fehler iſt aber durch 
den Ausgleich, der infolge der gegenſeitigen Unterſtützung der Parteien geſchaffen 
wird, ſo gering, daß er wohl kaum in Betracht kommt. 


Überſicht. 
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Ausſonderung und Auszählung von Abgeordneten nach dem Ver— 
hältnis der für eine Partei abgegebenen und zuſammengerechneten 
Stimmen im Widerſpruche zu den Anforderungen, die der Kanzler 
an die Volksvertreter im einzelnen und das Parlament im allgemeinen 
ſtellte. Er verlangte ja in erſter Linie lebendige Fühlung der Ab⸗ 
geordneten mit dem Volke und unmittelbare Beziehungen des einzelnen 
Vertreters zur Wählerſchaft ſeines Kreiſes. Mit dieſer Forderung 
hatte Bismarck bekanntlich jede mittelbare Abſtimmung zurückgewieſen 
und bekämpft. Bei den Verhältniswahlen aber wäre die Aufſtellung 
von Kandidaten und die Auswahl der Volksvertreter auf Grund 
gewiſſer Liſten oder auf ſonſt welche andere Art einzig und allein 
den Fraktionsführern und Parteivorſtänden überlaſſen geblieben, und 
damit wären die lebensvollen perſönlichen Beziehungen der Abgeord⸗ 
neten zu ihren Wählern verloren gegangen. Die Entwickelung eines 
Kathederparlamentarismus und parlamentariſchen Beamtentums hätte 
ſich als notwendige Folge von Verhältniswahlen herausſtellen müſſen, 
was aber gerade Otto von Bismarck mit der ganzen Leidenſchaft 
ſeiner großen Seele bekämpfte. 


c) Gruppenwahlen. 


In jener Unterredung mit dem verwandten Gutsnachbar deutete 
Bismarck durch die Worte „allgemeiner Landverein“ und „Bauern⸗ 
bund“ auch den Gedanken der Zuſammenſetzung eines Parlamentes 
nach natürlichen Intereſſengruppen an, 7) den er in der ganzen Zeit 
ſeiner politiſchen Tätigkeit mit ſich herumgetragen und bis in die 
Tage von Friedrichsruh als Ideal ausgegeben hat.““) Wir haben 
bereits bei der Darſtellung der Beweggründe für die Annahme des 
allgemeinen und unmittelbaren Wahlrechts geſehen, daß Bismarck 
in demſelben den beſten Erſatz für eine ſtändiſche oder berufsgenoſſen⸗ 
ſchaftliche Wahlordnung erblickte. Am 18. Januar 1893 rechtfertigte 
der entlaſſene Kanzler in den Hamburger Nachrichten ſeine ſcharfe 
Kritik des preußiſchen Dreiklaſſenſtimmrechts als Beweis dafür, daß 
er zur Zeit der Schöpfung der deutſchen Reichs verfaſſung für Preußen 
ein „Wahlgeſetz mit Intereſſenvertretung“ erſtrebt habe. „Es lag 
damals in der Abſicht der Regierung, die Bildung von Gruppen 
anſchaulich zu machen, innerhalb deren die ſozialpolitiſchen Aufgaben, 
in specie diejenigen der Altersverſorgung, ihre genoſſenſchaftliche 
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Löſung finden konnten und die, wenn ſie erſt genauer definiert ſeien 
und der innere Verband jeder derſelben durch die Geſetzgebung her; 
geſtellt wäre, die Unterlage für die Wahlkörper der Landesvertretung 
hätten bilden können.“ !!“) Auch den deutſchen Innungen erzählte 
der Fürſt anläßlich ihrer Huldigung im Sachſenwalde, daß er ſich 
immer mit der Abſicht getragen habe, die Wahlgeſetzgebung in Preußen 
ſowohl wie im Reiche berufsgenoſſenſchaftlich zu unterbauen. Jeder 
Berufsgenoſſenſchaft wollte er das Recht zugeſprochen wiſſen, „ſich 
durch ſelbſtändige Abgeordnete vertreten zu laſſen.“ ““) In verſtärktem 
Maße brachte Bismarck denſelben Gedanken auch in einer Anſprache 
an die Vertreter des Bundes der Landwirte zum Ausdrucke. Mit 
flammenden Worten rief er in Friedrichsruh feine landwirtſchaft— 
lichen Berufsgenoſſen auf, Mann für Mann für eine geſchloſſene 
Intereſſenvertretung einzuſtehen, und eindringlich mahnte er zum 
Zuſammenhalten aller erzeugenden Erwerbe wie Landwirtſchaft, Hand—⸗ 
werk und Induſtrie. Und ſeine Mahnung gipfelte in dem Satze: 
„Wir alle, die wir produzieren — wir müſſen zuſammenhalten gegen 
die Drohnen, die uns regieren, aber nichts produzieren als Geſetze, 
und dazu reichlich!” 1?) Bismarcks Idee einer berufsgenoſſenſchaftlichen 
Landesvertretung und eines Wahlgeſetzes nach natürlichen Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften, die ihn namentlich in den letzten Jahren feines Erden; 
daſeins ſtark beſchäftigte, wurzelte in feiner ſtändiſchen Staatsanſchauung, 
die er als junger Parlamentarier mit der Revolution zu Grabe tragen 
mußte. Warum aber iſt der große Staatsmann in den Tagen der Macht 
nicht mit aller Kraft für ſein Ideal eingetreten? Die Antwort hat er 
uns in jener Anſprache an die Vertreter der Innungen ſelbſt gegeben: 
„Ich habe dafür kein Verſtändnis gefunden, und ich habe, ſolange 
ich Miniſter war, zuviel Kämpfe nach außen, nach oben hin gehabt, 
um mich dem zu widmen, und zu wenig Anklang im Reichstage.“ ) 
Dazu wurde der Kanzler namentlich in der Zeit der Reichsgründung 
durch die auswärtigen und deutſchen Verhältniſſe gezwungen, ſein 
Ideal vollſtändig hintanzuſtellen. Daß nun gerade in den Jahren 
von Friedrichsruh der Gedanke einer Gruppenvertretung Bismarcks 
Denken in beſonderem Maße beherrſchte, liegt vor allem darin be⸗ 
gründet, daß in den letzten zwei Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts 
im Deutſchen Reichstage die politiſchen Fragen ſtark zurückgetreten waren 
und mehr materiell⸗wirtſchaftliche Intereſſen im Vordergrunde ſtanden. 
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7. Legislaturperioden. 


Nicht ohne Einfluß auf die Zuſammenſetzung und Arbeit eines 
Parlamentes erachtete Bismarck die Dauer der Wahlzeit. Bei ihm 
herrſchte anfangs die Überzeugung vor, daß lange Legislaturperioden 
die Bedeutung einer Volksvertretung herabſetzten, weil dadurch die 
Beziehungen der Abgeordneten zur Wählerſchaft abgeſchwächt würden 
und dieſelben leichter in Abhängigkeit von der Regierung zu bringen 
ſeien. Aus dieſem Grunde bekämpfte er zu Anfang des Jahres 1858 
den Antrag Ludwig von Gerlachs auf ſechsjährige Landtagsſeſſionen.“) 
Jedenfalls ohne beſondere Begründung hat dann Bismarck die drei⸗ 
jährige Wahlzeit aus dem Werke der Paulskirche in die Verfaſſung 
des Norddeutſchen Bundes aufgenommen (Art. 24 der Reichs ver⸗ 
faſſung). Warſcheinlich war dabei vor allem die Erwägung mit maß⸗ 
gebend, daß bei der kurzen Dauer der Wahlzeit der Blutumlauf 
in der Volksvertretung kräftiger und damit die Bindefähigkeit des 
Reichstages für das neue Deutſchland um ſo ſtärker werde. Als aber 
das Parlament nach reichlich zehnjähriger Tätigkeit ſeine nationale 
Aufgabe gelöſt hatte, drohten zur Zeit der Anderung der deutſchen 
Wirtſchaftspolitik dem Lebenswerke des eiſernen Kanzlers in der Partei⸗ 
zerſplitterung mit ihren zerſetzenden Folgen und in dem Streben des 
Reichstages nach Erweiterung parlamentariſcher Machtbefugnis unab⸗ 
ſehbare Gefahren. Ihnen ſuchte der Fürſt mit vierjährigen Wahlzeiten 
und zweijährigen Abſchlüſſen des Staatshaushaltsplanes zu begegnen. 
Schon 1879 brachte er darum eine entſprechende Vorlage zur Ver—⸗ 
faſſungsänderung im Bundes rate ein und legte dasſelbe Geſetz im Früh⸗ 
jahr 1881 auch dem Reichstage vor. !“) Als Hauptgrund für feinen Anz 
trag machte der Reichskanzler geltend, daß das gleichzeitige Tagen von 
Reichs parlament und Landes vertretungen den Abgeordneten mit Doppel- 
mandaten eine gewiſſenhafte Erfüllung der Vertreterpflichten unmög⸗ 
lich mache und Leuten mit Lebensberuf die Annahme einer Wahl 
gewaltig erſchwere. Männern aus dem praktiſchen Leben mit einer 
wirklich erzeugenden Beſchäftigung ſollte durch vierjährige Legislatur⸗ 
perioden mit nur zweimaliger Berufung des Reichstages innerhalb 
derſelben der Eintritt in das deutſche Parlament erleichtert werden. 
Auf dieſe Weiſe glaubte er auch einem Erſtarren der Volksvertretung 
zur parlamentarifchen Beamtenſchaft und dem Herausbilden gewiſſer 
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Abgeordnetenfamilien begegnen zu können.“) All dieſe Gründe mögen 
wohl für den Antrag auf Verlängerung der Wahlzeiten bei dem 
Kanzler mit in die Wagſchale gefallen ſein, ſein Hauptzweck aber war 
„eine Schmälerung der verfaſſungsmäßigen Reichstagsrechte.““ “) Das 
deutſche Bundesparlament machte zwar 1881 Bismarcks Pläne zu— 
nichte, nahm aber 1888 einen Initiativantrag der Nationalliberalen, 
Konſervativen und deutſchen Reichspartei auf Einführung fünfjähriger 
Legislaturperioden an, dem der Bundesrat am 23. Februar feine Zu; 
ſtimmung erteilte.) Damit erfüllten die geſetzgebenden Körperſchaften 
einen großen Wunſch des greiſen Kanzlers, der jetzt durch lange Dauer 
des Wahlauftrags das Volk vor Zerrüttung und Verhetzung der 
Wahlkämpfe ſchützen wollte. Zu derſelben Zeit wurde auch für den 
preußiſchen Landtag die Dauer der Wahlzeiten auf fünf Jahre feſt— 
geſetzt. „Bei dem Kaiſer Friedrich aber war die Neigung vorhanden, 
der Verlängerung der Legislaturperiode von drei auf fünf Jahre im 
Reiche und in Preußen die Genehmigung zu verſagen.“ Doch nach 
kurzen Erläuterungen Bismarcks über die verfaſſungsmäßigen Rechte 
des Kaiſers hat Friedrich III. am 19. März 1888 die Verkündigung 
des betreffenden Reichsgeſetzes angeordnet und am 27. Mai „aus 
eigenem Antriebe“ auch das preußiſche Geſetz vollzogen. So erzählt 
uns der alte Fürſt im letzten Abſchnitte feiner „Gedanken und Er; 
innerungen“. ) 


8. Fragen der Wahltechnik. 


Am Schluſſe dieſes Kapitels wende ich mich noch zu einigen 
Fragen wahltechniſcher Natur. Die allgemeingültigen Beſtimmungen 
über die Wahltechnik, die einfach aus anderen Geſetzen in den Regie⸗ 
rungsentwurf zu dem deutſchen Reichswahlgeſetz von 1869 über; 
nommen worden ſind, übergehe ich vollſtändig und richte mein Augen⸗ 
merk nur auf beſondere Wünſche Bismarcks. Durch einen Zuſatz⸗ 
antrag Laskers wurde bekanntlich in das Reichswahlgeſetz die Be— 
ſtimmung aufgenommen, daß die Tätigkeit als Vorſteher, Beiſitzer 
und Protokollführer bei der Wahlhandlung und Ermittelung der 
Wahlergebniſſe nur von ſolchen Perſonen ausgeübt werden darf, die 
kein unmittelbares Staatsamt bekleiden (89 des Reichs wahlgeſetzes). 
Bismarck ſah in dieſem liberalen Zuſatzantrage einen Beweis des 
Mißtrauens gegen die Staatsbeamten und machte geltend, daß man 
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aus Mangel an anderen geeigneten Perſonen Staatsdiener als Wahl⸗ 
beamte nicht entbehren könne.“) Doch gelang es dem Kanzler nicht, 
mit ſeiner Beweisführung die Gegner zu ſchlagen. Weiter vertrat 
Bismarck in dem Regierungsentwurfe den Grundſatz der Fortdauer 
der Wählerliſten. Die Liſten ſollten alljährlich im Juli berichtigt und 
nach öffentlicher Bekanntgabe jedes Jahr bis zum 15. Auguſt zu 
jedermanns Einſicht und Einſpruch ausliegen. Mit dieſer dauernden 
Fortführung der Wählerliſten bezweckte die Regierungsvorlage größere 
Genauigkeit und ſchnellere Ausführung einer plötzlich notwendig wer⸗ 
denden Neuwahl. Aus dieſer Beſtimmung guckt aber verſteckt auch 
noch ein anderer Beweggrund hindurch. Nur denjenigen wurde die 
Wahlberechtigung zugeſprochen, die in dem Wahlbezirke, in dem ſie 
wählen wollten, ihren Wohnſitz hatten und in die Liſte eingetragen 
waren. Wenn nun im Laufe dieſer Zeit eine Neuwahl ſtattfand, ſo 
konnte das wandernde Volk, das in den zehnundeinhalb Monaten 
vom 16. Auguſt bis zum ı. Juli jedes Jahres feinen Wohnſitz wech⸗ 
ſelte, überhaupt nicht mit abſtimmen, und auf dieſe Weiſe wäre den 
fluktuierenden Elementen mittelbar das aktive Wahlrecht ſtark be; 
ſchnitten worden. Jedoch bei Umzug eines Wählers innerhalb einer 
Gemeinde, die in mehrere Wahlbezirke geteilt war, blieb nach den 
Beweggründen zu Bismarcks Vorlage das Stimmrecht an den Wohn⸗ 
ſitz gebunden, welcher in die Wählerliſte eingetragen war.“) Betreffs 
der Zeit ſtellte der Geſetzentwurf feſt, daß die allgemeinen Wahlen 
im ganzen Bundesgebiete an einem vom Präſidium zu beſtimmenden 
Tag ſtattfinden ſollten (§ 14 des Reichswahlgeſetzes). Dem Reichs⸗ 
tage aber ſprach die Verfaſſung die Machtbefugnis zu, die Recht⸗ 
mäßigkeit ſeiner Mitglieder ſelbſt zu prüfen und allein darüber zu 
entſcheiden (Art. 27 der deutſchen Reichs verfaſſung). 


Rückblick. 


Ständiſch⸗monarchiſch, das war die Grundſymphonie in der Seelen 
ſtimmung Bismarcks, als er 1847 ſeine politiſche Laufbahn begann. 
In einem ſtarken Königtum mit freien Ständen ſah der märkiſche 
Junker die Grundpfeiler für ein kräftiges und machtvolles Preußen. 
Darum kämpfte er in den Sturmjahren von 1848/49 an der Spitze 
der Kreuzzeitungspartei mit allen Mitteln gegen die parlamentariſchen 
Bewegungen jener Zeit, die den alten Staat im Innern gewaltig 
erſchütterten. Kopfzahlwahlen hielt Bismarck für die Wurzeln der 
Revolution, und ein Volksparlament bedeutete ihm die größte Gefahr 
für fein Vaterland. Dagegen griff er gleich zu Anfang feiner ſtaats— 
männiſchen Tätigkeit die Idee eines ſtändiſchen Geſamtlandtages auf, 
der auf berufsgenoſſenſchaftliche Intereſſengruppen grundiert werden 
ſollte, und im Herbſt 1848 vertrat er den Stahlſchen Gedanken von 
einer Wahl nach vier Ständen. Die Abgeordneten nach natürlichen 
Lebenskreiſen auszuwählen, blieb dem großen Kanzler bis in die Tage 
von Friedrichsruh ein Lieblingswunſch, den er aber im Intereſſe der 
großen Politik niemals verwirklichen konnte. 

Mit der Ernennung zum Bundestagsgeſandten trat Bismarck 
in die praktiſchen Geſchäfte der Staatskunſt ein, und infolge der 
Frankfurter Erfahrungen vollzog ſich in ihm ein Wandel feiner po— 
litiſchen Grundanſchauung. Im Kammertum fand er gar bald ein 
Kampfmittel gegen Oſterreich. Der Konſtitutionalismus wurde ihm 
Bedingung für das Anſehen Preußens unter den deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten. Darum ließ Bismarck ſein Vorurteil gegen die Volksvertretung 
fallen, und um 1858 hatte er ſich vollſtändig mit den Kammern 
abgefunden. Die Reaktion lehrte dem Staatsmanne, daß mit einem 
gemäßigten Verfaſſungsweſen recht gut auszukommen ſei. Außerdem 
erkannte er unter der Regierung Friedrich Wilhelms IV., daß eine 
Volksvertretung als geſundes Korrektiv für den König und ſeine 
Miniſter großen Nutzen habe. 
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Nachdem es im Krimkriege nicht gelungen war, den Zollernſtaat 
aus der Abhängigkeit von Sſterreich zu löſen, erſpähte Bismarck im 
deutſchen Volke den wahren Bundesgenoſſen zur Durchführung ſeiner 
preußiſchen Machtpolitik. Am Ende der fünfziger Jahre reifte in ihm 
der Gedanke an ein deutſches Geſamtparlament, mit deſſen Hilfe er 
die Donaumonarchie aus dem germanifchen Staatenverbande hinaus⸗ 
drängen und die übrigen Stämme zu einem ſtarken Bunde zuſammen⸗ 
ſchließen wollte. 1861 ſtand die deutſche Volksvertretung als un⸗ 
wandelbare Forderung auf Bismarcks Programm. 

Seit jener Zeit hat der kühne Staatenlenker den parlamentariſchen 
Boden nicht wieder verlaſſen; denn er hielt die Volksvertretung im 
modernen Staate für unbedingt notwendig und nützlich. Ihr ſprach 
er die Aufgabe zu, die Regierung in ihrem Tun und Laſſen zu über⸗ 
wachen, Gefahren für den Staat zu verhindern, ſchlechte Monarchen 
zu kritiſieren und ihrem Willen, ſoweit er unvernünftig ſei, ein ſcharfes 
Veto entgegenzuſtellen.) In dieſem Sinne wünſchte Bismarck ein 
ſtarkes Parlament. Er bekämpfte aber mit aller Macht, die ihm zu 
Gebote ſtand, die Parlamentsherrſchaft, wie ſie das deutſche Man⸗ 
ſcheſtertum erſtrebte. Bismarcks Ideal war das monarchiſch⸗konſtitu⸗ 
tionelle Regiment, in welchem ſowohl der Regierung als auch der 
Volksvertretung einzig und allein das Wohl des Staates als Leit⸗ 
ſtern dienen ſollte. Den Fraktionspartikularismus haßte der Kanzler 
mit der ganzen Leidenſchaft ſeiner großen Seele, weil er die geſunden 
Kräfte im Volke zerſplitterte und lahmlegte. Nur zwei Parteien 
ſollten nach ſeiner Meinung in jedem Parlamente ihre Kräfte mit⸗ 
einander meſſen, eine erhaltende und eine fortbildende;?) die Re⸗ 
gierung ſelbſt aber mußte unabhängig vom Willen der Volksvertreter 
und innerlich frei bleiben. Dagegen wünſchte Bismarck, daß bei den 
Wahlen die natürlichen Abhängigkeitsverhältniſſe und tatſächlichen 
Zuſtände des Lebens nicht ausgeſchaltet würden. 

Mit der Anerkennung des konſtitutionellen Syſtems im modernen 
Staate nahm Otto von Bismarck das Prinzip der Kopfzahlwahlen 
an, wenn er auch in der Frankfurter Zeit noch nicht grundſätzlich 
dafür eintrat, wie ſeine Stellung zu den einzelnen Wahlgeſetzen in 
den deutſchen Bundesſtaaten beweiſt. Seit 1862 forderte er ſowohl 
für Preußen als auch für Geſamtdeutſchland Parlamente auf breiteſter 
demokratiſcher Grundlage, weil er in der arbeitenden Bevölkerung 
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konſervative und königstreue Hilfstruppen erblickte. Jede Abſtufung 
der Wähler nach einem beſtimmten Zenſus nannte er von jeher un— 
gerecht, und das mittelbare Wahlverfahren war ihm ſein Leben lang 
zuwider. In dem liberalen Geldbürgertum ſah Bismarck die ärgſten 
Feinde ſeines Vaterlandes. Weil nun das preußiſche Zenſuswahlrecht 
während des Militärkonfliktes der kapitaliſtiſchen Bourgoiſie im Land— 
tage die Macht in die Hände ſpielte, darum verurteilte er das Drei— 
klaſſenſyſtem als das elendeſte aller Wahlgeſetze. Als Reichskanzler 
hat er zwar ſein Urteil etwas gemildert, und durch die Lage der 
Dinge wurde er ſchließlich gezwungen, an der Wahlverordnung vom 
30. Mai 1849 feſtzuhalten. Das Verſprechen einer Stimmrechtsreform 
in Preußen, das Bismarck 1869 dem Volke gegeben hatte, ließ er 
zunächſt uneingelöſt, weil die Liberalen mit der Abänderung des 
Wahlſyſtems eine Umbildung des Herrenhauſes forderten, und 1873 
wurde der Antrag Windthorſts auf allgemeine, gleiche und unmittel⸗ 
bare Abſtimmung für das preußiſche Abgeordnetenhaus zurückgewieſen, 
weil eine entſprechende Anderung des Wahlrechts den Kulturkampf 
von vornherein zum Scheitern gebracht hätte. Zur Zeit der neuen 
Wirtſchafts⸗ und Steuerpolitik aber mußte Fürſt Bismarck das alte 
preußiſche Stimmrecht ſorgſam zu erhalten ſuchen, um ſich wenigſtens 
im eigenen Vaterlande die parlamentariſche Grundlage zu ſichern, 
die er im Reichstage verloren hatte. Trotzdem hat der eiſerne Kanzler 
bis an ſein Ende das Dreiklaſſenwahlrecht als ſchlecht und ungerecht 
bezeichnet, und am 15. Januar 1896 ſagte er zu Paul Liman, „daß 
er zwar nicht mehr ſo ſcharf gegen das preußiſche Syſtem auftreten 
würde, daß er aber nach wie vor an ſeiner Verurteilung des preu— 
ßiſchen Syſtems fefthalte.”?) In den erſten Jahren feiner Miniſter⸗ 
tätigkeit trug er ſich ernſtlich mit dem Gedanken, mittelſt Staatsſtreiches 
das Dreiklaſſengeſetz aufzuheben und durch ein allgemeines und un⸗ 
mittelbares Wahlrecht ohne Zenſusordnung zu erſetzen. Die Entſtehung 
der Oktroyierungsidee liegt in der Zeit des Pariſer Aufenthalts im 
Jahre 1862, und Napoleoniſche Einflüſſe ſind unverkennbar. Stark 
befruchtet mit demokratiſchen Gedanken wurde Bismarck auch von 
Ferdinand Laſſalle, und dieſer hat nicht zum wenigſten dazu bei⸗ 
getragen, daß der deutſche Reichsgründer das allgemeine, gleiche und 
unmittelbare Stimmrecht als das beſte und brauchbarſte aller Wahl 
ſyſteme einſchätzen lernte. Ob aber Bismarck bei ſeinem Staatsſtreichs⸗ 
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plane während der Konfliktszeit allein das Laſſalleſche Wahlrechts 
ideal vor Augen gehabt hat, läßt ſich nicht mit Beſtimmtheit nach⸗ 
weiſen, wenn auch der Grad von Wahrſcheinlichkeit ſehr groß iſt. 

Im Sommer 1865 bekannte ſich Otto von Bismarck zum erſten 
Male offen zum allgemeinen und unmittelbaren Wahlrecht, als er 
der Schleswig-Holſteinſchen Bevölkerung die Frage nach Selbſtändig⸗ 
keit oder Zugehörigkeit zu Preußen vorlegen wollte. Er war nämlich 
der feſten Überzeugung, daß ſich die Maſſe des jütländiſchen Volkes 
zugunſten des Hohenzollernſtaates entſcheiden würde. Bei der Löſung 
der deutſchen Frage war dem Reichsſchöpfer der Grundſatz allgemeiner 
Wahlen nach dem Frankfurter Muſter vom 12. April 1849 ein Haupt⸗ 
faktor. In einem Reichsparlament auf demokratiſcher Grundlage 
fand Bismarck das Mittel, den alten morſchen Bund zu ſprengen 
und Sſterreich in den Bruderkrieg zu zwingen, der Preußen die Vor⸗ 
machtſtellung in Deutſchland brachte. Zugleich aber wurde dag all 
gemeine, gleiche und unmittelbare Wahlrecht das Bindemittel bei 
der Einigung der germaniſchen Völkerſchaften zum Norddeutſchen 
Bunde und zum neuen Deutſchen Reiche. Dem Auslande gegenüber 
diente es als Schreckmittel, ſich in die innern Verhältniſſe Deutſch⸗ 
lands einzumiſchen. 

Neben dieſen großen politiſchen Motiven wirkten bei Bismarcks 
Entſcheidung für das Reichstagswahlrecht auch Gründe grundſätzlicher 
Art. Er ſah in dem Frankfurter Wahlrecht das Korrelat der all 
gemeinen Heerespflicht und den beſten Erſatz für Wahlen auf berufs⸗ 
ſtändiſcher Grundlage. Im Vertrauen auf die konſervative Geſinnung 
der unterſten Bevölkerungsſchichten hielt er das allgemeine, gleiche 
und unmittelbare Stimmſyſtem für natürlich und gerecht. Otto 
von Bismarck fürchtete damals weder die Maſſe der Lohnarbeiter, 
noch ahnte er die politiſchen Gefahren von Beichtſtuhl und Kanzel. 
Hier hat der große Staatsmann Kräfte überſehen, von denen ſeinem 
Lebenswerke gar bald die größten Gefahren drohten. Die Löſung 
der Maſſenkräfte durch das allgemeine Wahlrecht und deren Nutzbar⸗ 
machung für die Regierungspolitik erforderten von vornherein eine 
Befriedigung der Maſſenbedürfniſſe und eine durchgreifende Sozial⸗ 
reform. Doch Bismarck gab ſich zu lange der Täuſchung hin, „die 
ſoziale Bewegung, dieſe Kardinalbewegung unſerer Zeit, mit kleinen 
Konzeſſionen abſpeiſen und nötigenfalls polizeilich beherrſchen zu 
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können.“) Da das ſoziale Intereſſe des Proletariats unbefriedigt 
blieb, benützten die Maſſen die politiſche Freiheit, die ihnen das 
Reichstagswahlrecht brachte, um ihre materiellen Bedürfniſſe zu be— 
friedigen und ihre geſellſchaftlichen Utopien zu verwirklichen. So 
erſtarkte unter dem Schutze des allgemeinen Wahlrechts die Sozial— 
demokratie zu einer Macht, vor der Bismarck 1878 ſelbſt erſchrak. 
Durch Aus nahmegeſetze wollte er ihr den Lebensnerv abtöten, und 
mit den ſozialreformatoriſchen Beſtrebungen der achtziger Jahre ſuchte 
er eine große Unterlaffungsfünde wieder gutzumachen. Als Bismarck 
aber im Reichstage die parlamentariſche Grundlage vollſtändig verloren 
hatte und die Sozialdemokratie immer kräftiger wurde, faßte er den 
Gedanken, ſich mittelſt Staatsſtreiches zu helfen. Er wollte die Sozial— 
demokraten politiſch entrechten und ihnen das parlamentariſche Wahl— 
recht nehmen. Zugleich ſollte an Stelle der geheimen die öffentliche 
Abſtimmung treten. Mit der letzten Maßnahme beabſichtigte der alte 
Reichskanzler noch beſonders, die Wühlerei und Hetzarbeit der frei— 
ſinnigen Volkspartei zu unterbinden. Die Staatsſtreichsidee war na— 
mentlich 1887 zur Zeit der Reichstagsauflöſung wegen des Septennats 
und 1890 in Verbindung mit der neuen Herresvorlage in Bismarcks 
Denken lebendig. Doch iſt dieſer Staatsſtreichsplan nicht der Grund 
zu ſeinem Sturze geweſen. Trotzdem Fürſt Bismarck in dem letzten 
Jahrzehnt feiner politiſchen Tätigkeit mit dem Reichstags wahlrecht 
die denkbar ſchlechteſten Erfahrungen gemacht hatte, hat er an dem 
Grundſatz des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Stimmrechts 
allzeit feſtgehalten. Nur die geheime Stimmenabgabe brandmarkte 
er als unſittlich und verderblich. 

In den Jahren der Reichsgründung vertrat Bismarck die Über⸗ 
zeugung, daß die Beſtimmungen der Wahlvorſchriften im großen und 
ganzen gleichgültig ſeien und „jedes Wahlgeſetz unter denſelben äußeren 
Umſtänden und Einflüſſen ziemlich gleiche Reſultate“ ergäbe.) Dieſe 
Auffaſſung mochte wohl richtig fein in einer Zeit, wo die großen natio⸗ 
nalen Fragen das Volk bewegten; ſie erwies ſich aber als irrtümlich, 
als materielle Intereſſen und wirtſchaftliche Fragen die Wähler bei 
der Wahlhandlung beſtimmten. Bismarck hat infolge der verſchiedenen 
Zuſammenſetzung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes und des deut— 
ſchen Reichstages in den achtziger Jahren ſeinen Irrtum ſelbſt erkannt. 
Infolgedeſſen ſchrieb er ſpäter in den Hamburger Rachrichten, daß 
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jene Worte vom 28. März 1867 nur cum grano salis zu nehmen 
und mit Rückſicht auf die Zeit zu verſtehen ſeien, in der ſie geäußert 
wurden.“) 

Nicht zu allen Zeiten vertrat Bismarck in bezug auf das parlamen⸗ 
tariſche Wahlrecht dieſelbe Anſicht. Die Erfahrung war ihm ſtets 
ein guter Lehrmeiſter, und je nach den Umſtänden hat er ſeine Mei⸗ 
nung geändert und Irrtümer eingeſtanden. Von jeher widerſtrebte 
ſein Denken einer grundſätzlichen Lebensauffaſſung, und an Lehr⸗ 
meinungen fühlte er ſich nicht gebunden. Sein Tun und Handeln 
beſtimmte er einzig und allein nach dem Kompaß: Salus publica. 
Was iſt für mein preußiſches Vaterland, was iſt für die Macht und 
Größe des Deutſchen Reiches das Zweckmäßigſte? Dieſe Frage zieht 
ſich wie ein roter Faden durch die kurvenreiche Entwicklungslinie der 
Bismarckſchen Gedanken bezüglich des parlamentariſchen Wahlrechts, 
und alle Widerſprüche löſen ſich unter dem Geſichtswinkel preußiſchen 
Staatsintereſſes und deutſch-nationaler Machtpolitik von ſelbſt auf. 
Im übrigen forderte Bismarck von jedem Wahlſyſtem, daß es im 
Parlament ein treues Abbild des ganzen Volkes ermöglichte. Das 
Recht zu wählen war dem gefürſteten Kanzler ein im öffentlichen 
Intereſſe anvertrautes Amt, das er jedem entzogen wiſſen wollte, 
der ſich außerhalb der ſtaatlichen Rechtsordnung ſtellte. 
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